
75. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 6. März 1929. 83

Der Fachausschuß1 tagt morgen vormittag 9^ Uhr
m Zimmer 36.

Der Fachausschuß II tagt morgen vormittag 9)4
Uhr in Zimmer 38.

Der Fachausschuß IN tagt morgen vormittag 9^i
Uhr in Zimmer 6.

Der Fachausschuß IV tagt morge» vormittag IN
Uhr in Zimmer 5.

^ Ich bitte, mich nunmehr zu ermächtigen,die nächste
Sitzung auf Freitag morgen 9^ Uhr anzuberaumen,
und mir die Festsetzungder Tagesordnung zu über¬
lassen, je nachdemdie Arbeiten in den Fachausschüssen
erledigt sind. — Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Es ist so beschlossen.

Gs kommen dann noch zwei Anträge der
kommunistische!, Fraktion; soweit ich sie
lesen kann, lauten sie wie folgt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,bei der
Reichsregierung Ginspruch zu erheben gegen die Pläne
bes Reichsfinanzministers Hilferding, den laufenden
Reichshaushalt dadurch teilweise auszugleichen, daß
ben Lllndcsversicherungsanstalten der Staatszuschuß
w der Form von Schuldverschreibungenin der Höhe
von 170 Millionen RM überwiesen wird. Der Pro-

vinziallandtag fordert, daß die aufgespeichertenKapi¬
talien der Versicherungsanstalten in erster Linie zu
einer Verbesserung der Invalidenrenten benutzt
werden."

Dieser Antrag würde verbunden werden mit den
Verhandlungen des Fachausschusses 1.

Endlich — wenn nicht noch etwas kommen sollte,
was ich nicht weiß (Heiterkeit)—:

„Der Provinzinllandtag wolle beschließen, die
Reichsregierung zu ersuchen,auf die Neichseisenbahn-
gesellschaft in der Linie einen Druck auszuüben, daß
den Kriegsbeschädigten,die infolge ihrer Verletzung bei
der Beförderung auf der Eisenbahn einen Sitzplatzbe¬
dürfen, die Vergünstigung eingeräumt wird, gegen
Zahlung des Tarifs für die Holztlassedie Polsterklasse
benutzen zu dürfen bei Zahlung des evtl. Zuschlagsfür
Eil- uud D-Züge. Eventuell wolle die Reichsregierung
dieses Zugeständnis durch Zahlung einer Pauschsumme
an die Reichsbahngesellschaftermöglichen."

Das würde an den III. Fachausschußgehen.
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Die nächste

Vollsitzungist also Freitag morgen 9X Uhr.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß: 17 Uhr 40 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Freitag, den 8. März 1929.

(Beginn 10 Uhr.)

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Anfrage der SPD-Fraktion, ob die Provinzial-

verwaltung in der Lage ist, über die Maßnahmen
der Strombauverwaltung bei der zu erwartenden
HochwassergefahrAuskunft zu geben.

3. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht des
Provinzialausschnsses über die Ergebnisse der
Provinzilllverwaltung für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1927 bis 31. März 1928.

4. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Hauptverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1929.

5. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬
renten für das Rechnungsjahr 1929.

6. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für das Provinzialinstitut für Arbeits- und
Verufsforschung für das Rechnungsjahr 1929.

7. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betr. den wei¬
teren Ausbau des Iugendherbergsnetzes und
weitere Förderung des Iugendhcrbergswerkes.

8. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD.-Fraktion, betr. Aufstellung eines Haus¬
haltsplans für das Jahr 1926 durch den Iugend-
herbergsverband, Gau Rheinland.

9. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der SPD-Fraktion, betr. anderweite Festsetzung
der Beitragssätze durch den Iugendherbergsver-
band, Gau Rheinland.

10. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die
Bewilligung von 100 000 RM zur Förderung des
Lichtspielwesensin der Jugendpflege.

11. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. das Landesjugendamt der Rhein-
Provinz für das Rechnungsjahr 1929.
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12. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Neuwahl
von Mitgliedern des Landesjugendamtes;

in Verbindung hiermit
Antrag des II. Fachausschusses zu den. Antrage
der KPD.-Fraktion auf sofortige Neuwahl der
Mitglieder zum Landesjugendamt.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. die bis¬
herige und weitere Durchführung des Hochwasser-
schuhprogramms am Rhein und seinen Neben¬
flüssen.

14. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD. - Fraktion, betr. Hochwasserschnhmaßnnh-
men.

15. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Pruuinzialausschusses, betr. die Ueber¬
nahme von Garantieverpflichtungen für die Vol¬
lendung des Mittellandkanals.

16. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Bewilli¬
gung einer dritten Rate von 150 000 RM aus
Provinzialmitteln für die Niersregulierung.

17. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Bewilli¬
gung einer letzten Beihilferate aus Provinzial¬
mitteln in Höhe von 113 350 RM znm Bau einer
Aggertalsperre bei Dümmlinghausen, Kreis Gum-
mersbach.

18. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Erhöhung
verschiedener Positionen des Haushaltsplans für
landwirtschaftliche Angelegenheiten und einige im
landwirtschaftlichen Haushaltsplan neu vorge¬
schlagene Bewilligungen.

19. Antrag des V. und I. Fachausschusses
2) zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬

ausschusses, betr. anderweite Verwendung der
durch den 74. Provinziallandtag bereitgestell¬
ten 200 000 RM für eine Zinsverbilligungs-
aktion zugunsten der Landwirtschaft,

d) zu dem Antrage der KPD.-Fraktion, betr. Er¬
richtung von gemeindlichen Saatgutäckern.

20. Antrag des V. und I. Fachausschusses zu dem An¬
trage der KPD.-Frattion, betr. Zinsverbilligung
für die Kleinbauern.

21. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Antrage
des Abgeordneten Völlig u. a., die Reichsregierung
und den Reichstag zu ersuchen, ungesäumt wirt-
schafts-politische Maßnahmen zur Besserung der
verzweifelten Lage der rheinischen Landwirtschaft
zu treffen.

22. Antrag des V. Fachausschusses zum Antrage des
Abgeordneten Dr. Creuh u. a., im Einvernehmen

mit der Landwirtschaftskammer bei Reich und
Staat die Bereitstellung uon Mitteln zur Kredit¬
gewährung bzw. Verbilligung an die durch die
Kartoffelabslltzkrise schwer betroffene Landwirt¬
schaft der rheinischen Gebirgsgegenden zu er¬
wirken.

23. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der landwirtschaftlichen Angelegenheiten für
das Rechnungsjahr 1929.

24. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan des Rittergutes Desdorf für das Rechnungs¬
jahr 1929.

25. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. Provinzialgut Bhlerwald für das
Rechnungsjahr 1929.

26. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. Prouinzialdomäne Lammersdorf für
das Rechnungsjahr 1929.

27. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan, betr. Viehseuchenentschädigungen für das
Rechnungsjahr 1929.

26. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Prouinzialausschusses, betr. die
Förderung der bäuerlichen Ansiedluug in den
Grenzbezirken.

29. Antrag des V. und I. Fachausschusses zu dem An¬
trage der KPD.-Fraktion, betreffend Unter¬
stützung der Kleinwinzer.

30. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Bericht des
Prouinzialausschusses über die Ginrichtung einer
Mädchcnklasse bei der Provinzial-Lehranstalt für
Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft in Trier.

31. Antrag des V, Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Ginrich¬
tung eines Instituts für Klimafurschung bei der
Prouinzial-Wcinbaulehranstalt zu Trier.

32. Antrag des V. und I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Prouinzialausschusses, betr.
den Ankauf des Hartrathschen Weinbergs „Trie¬
rer Neuberg".

33. Antrug des V. und I. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Prouinzialausschusses, betr.
Aufnahme einer Anleihe von bis zu 700 000 RM
zur Unterstützung des Baues von Weinbergs¬
wegen.

34. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzial-Lchranstaltcn für Weinbau,
Obstbau uud Landwirtschaft in Trier, Krcuznach
uud Ahrweiler für das Rechnungsjahr 1929 nebst
Anlage I, Mädchcnklasse Sobernheim (zur Anstalt
Kreuznach).

35. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für das Rechnungsjahr 1929.
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36. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Streichung der im Haus-
haltsplau für „Kunst und Wissenschaft"für 1929
zur Errichtung und Unterhaltung von Denk¬
mälern usw. vorgesehenenBetrage und auf Ver¬
wendung dieser Mittel zur Unterstützung der Er¬
werbslosen.

37. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. Vertei¬
lung der unter Titel V l des Haushaltplanes
über die Förderung von itunst und Wissenschaft
für 1929 vorgesehenen Mittel im Betrage von
160 000 RM.

38. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Prouinzialausschusses, betr. die Gin¬
richtung einer Archivberatungsstellebei der Pro-
vinzialverwnltung.

39. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Provinzialmuseen für das Rech¬
nungsjahr 1929.

40. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr, Ginstel¬
lung eines Betrages von 50 000 RM in den
Haushaltsplan zur Förderung des handwerk¬
lichen Nachwuchses.

41. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Gewäh¬
rung eines einmaligen und eines laufenden Zu¬
schusses für das „Haus der Technik" in Essen.

42. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für „Gewerbliche Zwecke" für das Rech¬
nungsjahr 1929.

43. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Ablauf der Dienstzeit des Landesrates Dr. von
Bosse.

44. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betr. die Wahl
des Landesverwaltungsrats Dr. Brandts (Lnn-
desversicherungsanstalt)zum Landesrat.

45. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die
Wahl des Oberregierungs- und -baurats Dr.
Präger zum Landesbaurat.

46. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Besoldungen uud anderen Persön¬
lichen Ausgaben der Provinzialbeamten bei der
Landesversicherungsanstalt „Rheinprovinz" für
das Kalenderjahr 1929.

47. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage
des Abgeordneten Könzgen u. a., betr. Ginspruch
gegen jede Verwendung von Mitteln der Landes-
versicherungsllnstaltcnzu Finanzzwecken.

48. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Frattion, bei der Reichsregierung gegen
die Pläne des Reichsfinanzmintsters auf teilweise
Ausgleichung des Reichshaushalts durch Ueber¬
weisung von Schuldverschreibungenin Höhe von
170 Millionen RM als Staatszuschutz an die
Landesversichcrungsanstalten Einspruch zu er¬
heben.

49. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten des Genossen-
schllftsvurstandesder Rheinischen landwirtschaft¬
lichen Berufsgcnossenschaft für das Kalender¬
jahr 1929.

50. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betr. Ueber¬
nahme der Bürgschaft des Pruvinzialverbandes
für die Aufnahme eines Darlehens der Rhei¬
nischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
bei der LandesUersicherungsanstalt „Rheinpro-
vinz".

51. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Provinzial-
Feuerversicherungsanstalt der Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1929.

52. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Provinzial-
Lebensvcrsicherungsllnstaltder Rheinprovinz für
das Kalenderjahr 1929.

53. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Landesbank
der Rheinprovinz für das Kalenderjahr 1929.

54. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haus¬
haltsplans, betr. die Fürsorgeerziehung Minder¬
jähriger für das Rechnungsjahr 1929.

55. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Haus¬
haltsplan, betr. die Provinzial-Grziehungsheime
für das Rechnungsjahr 1929.

56. Antrag des II. und III. Fachausschusseszu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Denkschrift über den Gesundheitszustand
der in den Erziehungsheimen und in Familien-
Pflege untergebrachten Fürsorgezöglinge.

57. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Förderung des Ge¬
sundheitszustandes der Fürsorgezöglinge in allen
Anstalten mit über 100 Zöglingen durch Errich¬
tung der Badeanstalten mit Schwimmbassin,

58. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Abstandnahme von der
Ginziehung von Renten der Fürsorgezöglinge
sowie auf Ginstellung der Ginziehung von Gr-
stattungsbeträgen mit der Aufhebung der Für¬
sorgeerziehung.

59. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr.
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a) Abänderung des Reichsjugendwohlfahrts-
gesetzes,

K) Uebernahme von privaten Fürsorgeerziehungs-
anstalten mit hilfsbedürftigen Minderjährigen
in kommunale Verwaltung,

o) Tragung der Kosten der Unterbringung hilfs¬
bedürftiger Minderjähriger durch das Reich
und Anweisung an alle Jugendämter, die Er¬
ledigung von Fürsorgcerziehungsanträgen
nicht privaten Vereinigungen zu übergeben.

60. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, den Klöstern „vom guten
Hirten" keine Zöglinge mehr zu überweisen.

61. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Gventual-
antrag der KPD.-Fraktion, betr. die Durch¬
führung der Fürsorgeerziehung.

62. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über das Taubstummenwesen: Provin-
zilll-Taubstummenanstalten (Schulen) für das
Rechnungsjahr 1929.

63. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan, betr. das Provinzilll-Taubstummen-
hcim Guskirchen für das Rechnungsjahr 1929.

64. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. das
Ergebnis der Prüfung der Frage, ob ein Bedürf¬
nis für die Schaffung von Ginrichtungen für seh¬
schwacheKinder besteht.

65. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über das Bandenwesen für das Rech¬
nungsjahr 1929.

66. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über das Hebammenwesen fiir das
Rechnungsjahr 1929.

67. Antrag des III. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend
1. den derzeitigen Stand der vom Provinzial-

verband für Anstalten und Ginrichtungen
der Privaten Wohlfahrtspflege übernommenen
Bürgschaften und der beim Preußischen Mini¬
sterium für Volkswohlfahrt zur Weiterleitung
an Ginrichtungen der privaten Wohlfahrts¬
pflege aufgenommenen Darlehen,

2. die im Jahre 1928 auf Grund der dem Provin-
zialausschuß durch den 74. Provinziallandtag
erteilten Ermächtigung übernommenen Bürg¬
schaften und Darlehen,

3. erneute Ermächtigung des Provinzialaus¬
schusses, im Rechnungsjahre 1929 nochmals
Bürgschaften zu übernehmen bzw. Darlehen
zur Weiterleitung an Einrichtungen der pri¬
vaten Wohlfahrtspflege aufzunehmen.

68. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die

Zunahme der in der Anstaltsfürsorge des Rhei¬
nischen Provinzial- bzw. Landesfürforgeverban-
des befindlichen Geisteskranken, Epileptiker und
Idioten uud die Maßnahmen zur Beschaffung
neuer Anstaltsplähe.

69. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die Anstaltsfürsorge für Geistes¬
kranke usw. für das Rechnungsjahr 1929.

70. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan für die Provinzial-Heil- und Pflege-
anstlllten einschließlich der Provinzial-Kinder-
llnstnlt für seelisch Abnorme und des Provinzial-
Fürsorgeheimes für psychopathische Mädchen
(Fürsorgezöglinge) für das Rechnungsjahr 1929.

71. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, den in der Heil- und Pflcge-
anstalt Bedburg-Hau in der Kartonagen-Ab-
teilung beschäftigten Kranken eine ausreichende
Entlohnung zu zahlen.

72. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. An¬
kauf des Gutes Hommelsheim für die Zwecke der
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt zu Düren
und für eine in Verbindung mit der Landwirt¬
schaftskammer zu errichtende Melkerschule und eine
Lehranstalt für Schweinezucht und -mast.

73. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über das Landcsfürsorgewcsen für das
Rechnungsjahr 1929.

74. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan für die Provinzial-Arueitsanstalt
Brauweiler für das Rechnungsjahr 1929.

75. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion auf Beseitigung der Unifor¬
mierung der Beamten und Angestellten der Pro-
Vinzial-Nrbeitsanstalt, jedoch unter Belassung des
Kleidergeldcs.

76. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Ausbau der landwirt¬
schaftlichen Abteilung der Provinzial-Arbeits-
nnstalt und Ginsetzung einer Summe von 500 000
Reichsmark in den Haushaltsplan.

77. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion auf Entlohnung aller In¬
sassen der Provinzial-Arbeitsanstalt nach Tarif¬
lohn.

78. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, die Reichsregierung zu er¬
suchen, Personen über 50 Jahre nicht mehr als
Korrigenden in Zwangsarbeitsanstalten unter¬
zubringen.

79. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Frattion, die Reichsregierung zu er¬
suchen, in den gesetzlichen Bestimmungen den
Passus, betr. Ueberweisung von Personen an die
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Landespolizeibehörde wegen Nichtbeschaffung
eines Unterkommens zu streichen.

89. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, die Reichsregierung zu er¬
suchen, gesetzlicheBestimmungen, betr. Verbot der
Überweisung Erwerbsloser an die Landespoli-
zeibehörde durch Gemeinden und Stadtverwal¬
tungen, zn erlassen.

81. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die Krüppelfürsorge für das Rech¬
nungsjahr 1929.

82. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die orthopädische Provinzial-
Kinderheilanstalt in Süchteln für das Rech¬
nungsjahr 1929.

83. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die Fürsorge für Kriegsbeschädigte
und Kriegshinterbliebene für das Rechnungs¬
jahr 1929.

84. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betr. Zusammeusetzung des
neu zu bildenden Beirats der Kriegsbeschädigten
und Kriegshintcrbliebenen.

85. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, die Reichsregieruug zu er¬
suchen, auf die Neichseisenbahngefellschaft ein¬
zuwirken, daß Kriegsbeschädigte, die infolge ihrer
Verletzung eines Sitzplatzes bedürfen, gegeu Zah¬
lung des Tarifs für Holzklasse die Polsterklasse
benutzen dürfen.

86. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan der Hochblluabteilung für das Rech¬
nungsjahr 1929.

8<. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltung für
das Rechnungsjahr 1929.

88. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die Unterstützung zum Bau und
Betrieb von Kleinbahnen für das Rechnungs¬
jahr 1929.

89. Antrag des IV. Fachansschusses zu dem Haus¬
haltsplan über die Unterstützung des Gemeinde¬
land Kreiswegebaues für das Rechnungsjahr 1929.

W. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion dahingehend, bei der Reichs¬
und Staatsregierung auf Abänderung des Ge¬
setzes über eine Sonderfürsorge bei berufs¬
üblicher Arbeitslosigkeit vorstellig zu werden.

91. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, bei der Reichs- und Landes¬
regierung auf Abänderung des Gesetzes über die
Arbeitslosenversicherung Hinzuwirten.

92. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend

den Bau einer Kraftwagenstraße von Bonn über
Köln nach Düsseldorf mit späterer Fortsetzung zum
rechtsrheinischen Industriegebiet.

In Verbindung hiermit
n) Fusatzantrag der Zentrumsfraktion auf Er¬

mächtigung des Provinzialausschusses, mit
dem Bau der Kraftwagenstraße Köln-Düssel¬
dorf zwecks Schaffung von Arbeitsgelegenheit
bereits im Winter 1929 zu beginnen;

d) Antrag der Zentrumsfraktion, bei Ausführung
von Straßenbnuten das Material der rheini¬
schen Hartstein- und Basaltlavaindustrie in
besonderer Weise zu berücksichtigen und

o) Antrag des Gemeinderats zu Urfeld auf Aen¬
derung der Linienführung der Kraftwagen¬
straße Köln-Bonn.

93. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. den
Stand des Ausbaues und der Uebernahme wei¬
terer Straßen in die Unterhaltung und Verwal¬
tung des Provinzialverbandes.

91. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Bericht
und Antrag des Provinzialausschusses, betr. An¬
legung von Fußgänger- und Radfahrwegen an
Prouinzialstraßen.

95. Antrag des IV. Fachausschusses
») zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬

ausschusses betr. die Verwendung der für
außerordentliche Zwecke des Straßenbaues für
das Rechnungsjahr 1929 bereitzustellenden
Mittel.

1>) zu dem Zusatzantrag der Arbeitsgemeinschaft,
1 Million Reichsmark an den Verbandsaus-
schuß des Siedlungsverbandes Ruhrkohlen-
bczirk mit der Maßgabe zu überweise», daß
der Verbandsausschuß einen Nachweis der
Baustellen und der Verteilung der Mittel dem
Pruviuzilllausschuß übergibt.

9«. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der SPD.-Fraktion, betr. Ersuchenan die Reichs¬
regierung und den Reichstag auf Bereitstellung
von Mitteln für Zwecke der Kinderspeisungen.

97. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haus-
hnltsplau „Verschiedenes" für das Rechnungs¬
jahr 1929.

98. Antrag des I. und III. Fachausschusses zu dem
Haushaltsplan „Außerordentlicher Haushalt" für
das Rechnungsjahr 1929.

99. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht
uud Antrag des Provinzialausschusses, betr. Auf¬
nahme einer Anleihe von 2N 263 009 RM.

100. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Vermögens- und Schuldeuverwaltung
für das Rechnungsjahr 1929.
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101. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über Steuern und Ueberweisungcn aus
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungs¬
jahr 1929.

102. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan der Provinzialverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1929 und Vorbericht hierzu.

Vorfitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Rufgluckefunktioniert im Augenblicknoch
nicht. Ist bitte also, sich zunächstnach der Glocke hier
zu richten. Es ist mir nicht möglich, nach außen die
Nufglocke ertönen zu lassen.

Meine Damen und Herren! Die Niederschrift über
die dritte Vollsitzungliegt auf dem Tische des Hauses
zur Ginsicht offen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind zunächst
die Herren Abgeordneten Koenzgen und Dr. Kirchner.

Entschuldigt hat sich für die heutige Sitzung Herr
Abgeordneter Heuser wegen Erkrankung.

Eingegangen sind nach der letzten Sitzung noch
folgende Anträge:

Antrag des Abgeordneten Koenzgen
u. a., betr. Einspruch gegen jede Verwendung von
Mitteln der Landesversicherungsanstalt zu Finanz¬
wesen des Reiches (Drucksache 61).

Antrag des Abgeordneten Völlig u. a.,
die Reichsregierung und den Reichstag zu ersuchen,
ungesäumt wirtschaftspolitischeMaßnahmen zur Besse¬
rung der verzweifeltenLage der rheinischenLandwirt¬
schaft zu treffen. (Drucksache 82.)

Antrag des Abgeordneten Dr. Ereutz
u. a., im Einvernehmen mit der Landwirtschafts-
kammer bei Reich und Staat die Bereitstellung von
Mitteln zur Kreditgewährung bzw. Verbilligung an
die durch die Kartoffelabsatzkrise schwer getroffene Land¬
wirtschaft der rheinischenGebirgsgegenden zu erwirken.
(Drucksache 83.)

Diese Anträge sind Ihnen im Druck zugegangen.
Es sind ferner eingegangen fünf Anträge der

Wirtschaftlichen Vereinigung:
1. den Provinzialausschuß zu beauftragen, Anord¬

nungen zu erlassen, daß die Landesbank und alle
öffentlichen Kassen keine Strafaufschläge bei nicht
pünktlicher Zahlung der Zinsen verlangen,

2. auf Herabsetzung der für Reisekostenin den Haus¬
haltsplan eingesetzten Beträge,

3. auf Bereitstellung von Mitteln für Wasserver¬
sorgung in den höher gelegenenGebieten der Rhein¬
provinz,

4. bei der Staatsregierung darauf hinzuwirken, daß
sofortige Erhebungen über den Umfang des
Schadens vorgenommen werden, der durch den
starten Frost der Landwirtschaft entstanden ist, und
daß sofortige Hilfsmaßnahmen eingeleitet werden,

5. auf Beseitigung des herrschenden Notstandes durch
baldigen Bau der Autostraße Bonn—Köln, Köln—
Düsseldorf.
Diese Anträge sind entgegen der Vereinbarung im

Aeltestenrat nach dem Zeitpunkt eingegangen, der
vom Aeltestenrat als spätester Termin eingesetzt
worden war, und zwar nach 12 Uhr gestern nachmittag.
Ich lege diese Anträge hier auf dem Tische des Hauses
aus.

Der Antrag, daß die Landesbank und alle öffent¬
lichen Kassen angewiesen werden sollen, keine Straf¬
aufschlägezu verlangen, wenn die Zinsen nicht Pünkt¬
lich gezahlt werden, muß zunächstdem Provinzialaus-
schuß zur Stellungnahme zugehen, ebenso der Antrag,
daß sofortige Erhebungen über den Umfang der Frost¬
schäden in der Landwirtschaft vorgenommen und so¬
fortige Hilfsmaßnahmen eingeleitet werden. Diese
beiden Anträge gehen, wie gesagt, zunächst dem Pro-
vinzialausschuß zu.

Die übrigen Anträge verbinde ich nach dem Be¬
schluß des Aeltcstenratrs mit den entsprechenden
anderen Drucksachen, und zwar den Antrag auf Herab¬
setzung der Reisekosten mit Nr. 4 der heutigen Tages¬
ordnung, den Antrag wegen der Wasserversorgung
mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten Dr.
Saaßen, der morgen zur Tagesordnung steht, und den
Antrag wegen des Ausbaues der Kraftwagenstraße
Bonn—Köln—Düsseldorfmit dem Antrage auf Druck¬
sache 14 Nr. 92 der heutigen Tagesordnung. — Diese
Verbindung ist von Ihnen beschlossen.

Der Aeltestenrat ist sich soeben über die geschäfts-
ordnungsmäßigc Behandlung der 102 Punkte um-
fnsseuden heutigen Tagesordnung schlüssig geworden.
Mit diesen 102 Punkten ist das Arbeitspensum des
Provinziallandtags noch nicht erschöpft. Wir haben
dann noch etwa 25 Punkte ausstehen, die morgen auf
die Tagesordnung kommen. (Zuruf des Abg. Nohl:
Legen Sie die Peitsche auf den Tisch, dann geht es
besser!) Der Aeltestenrat schlägt Ihnen vor, eine Fest¬
setzung und Beschränkung der Redezeit wie folgt vor¬
zunehmen:

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie nun, da¬
mit keine Mißverständnisse entstehen, die Tagesord¬
nung von heute zur Hand zu nehmen. Es werden nach
Vorschlag des Neltestenrats
selbständig beraten die Pu nkte 2, 3, 4, 5. und

6, jeder für sich mit Beschränkung der Redezeit
für jede Fraktion und auch die Gruppe der Volks¬
rechtler auf 5 Miuute».

Es werden dann vereinigt die Punkte ? bis 9
einschl., unter Beschränkung der Redezeit auf
10 Minuten,

ferner die Punkte 10 bis 12 einschl., 10 Minuten
Redezeit,

die Punkte 13 und 15, 5 Miunten,
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die Punkte 15, 16 und 17, jeder für sich selb¬
ständigst Minuten,

alsdann verbunden die Punkte 16 bis ein¬
schließlich 28, Redezeit 2« Minute»,

ferner verbunden 29 bis einschl. 34, Redezeit
10 Minuten,

verbunden 35 bis einschließlich 39, Rede¬
zeit 10 Minuten,

verbunden 40 bis einschließlich 42, Rede¬
zeit 1« Minuten,

selbständig die Punkte 43, 44 und 45, Rede¬
zeit je 5 Minuten,

verbunden 16 bis einschließlich 48, Rede¬
zeit 5 Minuten,

verbunden 49 und 5N, Redezeit 5 Minuten,
verbunden 51 und 52, Redezeit 5 Minuten,
selbständig 53, Redezeit 5 Minuten,
verbunden 54 bis einschließlich 61, Rede¬

zeit 26 Minuten,
verbunden 62 bis einschließlich 65, Rede¬

zeit 5 Minuten,
selbständig die Punkte 66 und 67, Redezeit

je 5 Minuten,
verbunden 68 bis einschließlich 72, Rede¬

zeit 10 Minuten,
verbunden 73 bis einschließlich 86, Rede¬

zeit 10 Minuten,
verbunden 81 und 82, Redezeit 5 Minuten,
verbunden 83 bis einschließlich 85, Rede¬

zeit 5 Minuten,
selbständig Nr. 86, Redezeit 5 Minuten,
verbunden die Punkte 87 bis einschl. 95,

Redezeit 15 Minuten.
Der Rest der Tagesordnung 9 6 bis 1U2 selb¬

ständig jeder Punkt. Zu jedem Punkt Rede¬
zeit 5 Minuten.

Ich würde zu den verbundenen Punkten zunächst
die Berichterstatter nacheinander zu Worte kommen
lassen, dann die gemeinschaftliche Erörterung eröffnen.

Der Aeltestenrat will nicht mißverstanden werden:
Wenn er diese Redezeit so ausgemessen Ihnen vor¬
schlägt, so will er damit nicht sagen, daß die Redezeit
unbedingt von jeder Fraktion ausgenutzt werden muß.
(Heiterkeit.) Beschränkungenbleiben zulässig.

Sie haben den Vorschlag des Aeltestenrats gehört.
Ich habe dazu die Zustimmung von drei Vierteln des
Hauses notwendig. Ich bitte diejenigen, die für den
Vorschlagdes Aeltestenrates sind, sich zu erheben. Das
'st die erforderliche Mehrheit. Es ist so beschlossen.
(Unruhe links. Glockedes Vorsitzenden.) Ich bitte,
keine Zwiegesprächezu führen. Ich darf um Ruhe
bitten, Herr Nuhl. Wenn die Gesprächedort beendet

sind, können wir in die Tagesordnung eintreten. (Ab¬
geordneter Haas: Sehr richtig!)

Wir kommen zu
Punkt 2 der Tagesordnung: Anfrage

der SPD. -Fraktion, ob die Provinzinl-
verwaltung in der Lage ist, über die
Maßnahmen der Strombauverwaltung
bei der zu erwartenden Hochwasser¬
gefahr Auskunft zu geben.

Der Punkt ist gestern im I. Fachausschuß be¬
sprochen worden. Der Herr Oberpräsident hat aus¬
führliche Mitteilungen über die von der Strombau¬
verwaltung ergriffenen Maßnahmen gemacht. Auf
Wunschdes I. Fachausschusses hat sich der Herr Ober¬
präsident bereit erklärt, hier vor dem Plenum diese
Erklärung zu wiederholen.

Ich darf den Herrn Oberprasidenten bitten, das
Wort zu nehmen.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Schon zu Beginn der dies¬
jährigen Tagung war es ein Wunsch von mir, Ihnen
über die Gisverhältnissc der Rheinprovinz Auskunft
zu geben, weil immerhin die Bevölkerung in einer ge¬
wissen Unruhe ist und ein Anrecht darauf hat, zu
hören, wie die Dinge liegen.

Am Dienstag war die Lage noch gänzlichungeklärt,
und ich hätte Ihnen über den weiteren Verlauf der
Gisverhältnisse kaum irgend etwas Bemerkenswertes
sagen können. Nun gibt mir die Anfrage, die hier ge¬
stellt worden ist, sowie der gestrige Beschluß des Aus¬
schusses die erwünschteGelegenheit, Ihnen heute etwas
Näheres über die Sache zu sageu und Ihnen auch über
die Maßnahme», die getroffen worden sind, zu be¬
richten.

Dabei bin ich heute in der außerordentlich glück¬
lichen Nage, Ihnen etwas ganz besonders Gutes zu
sagen. (Bravo!) Heute morgen ist die Nachrichtein¬
gegangen, daß die bisher gefährdetsteStelle — da, wo
das Moseleis auf das Rheincis in der Gegend von
Mcrum aufgestoßen ist und sich verseht hat — gestern
abend und in dieser Nacht in Bewegung geraten und
etwa 46 Kilometer abgetrieben ist, von Kilometer 301
bis Kilometer 342. Nach menschlichem Ermessen ist
damit die Visgefahr für den deutschenNiederrhein so
gut wie beseitigt. (Bravo!)

Das kann man Wohl mit umso größerer Sicherheit
sage», als die Wetterlage nach wie vor außerordent¬
lich günstig ist. Wenn am Oberrhein ein Schmelzen
des Schnees eintritt und eine Aufweichungdes Eises,
während es am Niederrhein noch hart gefroren ist, ist
die Gefahr eine ganz ungeheure. Auch hier ist zur
Zeit nichts zu erwarten, denn bei Nacht haben wir
Frost und bei Tag eine gewisseErwärmung. Das
hat zur Folge, daß das Eis auf dem Rhein mehr und
mehr mürbe, aber der Schnee im Gebirge zurück-
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gehalten wird. Gs ist also kaum anzunehmen, daß das
Gis aus dem Gebirge noch auf das Eis am Niederrhein
auftreffen wird. Das bedeutet eine so günstige Kon¬
stellation, wie wir sie vor zehn Tagen noch in keiner
Weise erwarten konnten.

Meine Damen und Herrn! Ich könnte damit
eigentlich meine Ausführungen schließen. Sie haben
aber ausdrücklicherklärt, Sie wollten wissen, welche
Maßnahmen getroffen worden sind. Da kein Mensch
die Zukunft völlig prophezeien kann, besonders nicht
bei Naturereignissen, so lege ich großen Wert darauf,
Ihnen zu sagen, wie die ganze Sachlage ist und welche
Maßnahmen getroffen worden sind.

Wahrend bei den meisten Strömen die Eisbildung
sich so entwickelt, daß es von der Mündung an anfängt
zu frieren nnd dann allmählich die Ströme zufrieren
bis zur Quelle hin, haben wir beim Rhein und bei der
Oder eine ganz besondereEigenart: Es bilden sich hier
an verschiedenen Stellen der Ströme Eisversetzungen,
und oberhalb dieser Eisversetzungen setzt sich dann die
Eisdecke an, teils durch Frieren, teils auch durch das
Auflaufen des Treibeises, das sich ja während der
ganzen Zeit auf den Strömen befindet. Wir haben
solche Eisversetzungen erfahrungsgemäß an der Mün¬
dung, bei Düsfeldorf, bei Unkel, an der Loreleh und
oben bei Gcrnsheim. In diesem Jahre ist es so ge¬
wesen, daß vom 5. Februar an die Eisversetzungen be¬
gonnen haben, am Niedcrrhein, bei Unkel, etwas spater
an der Loreleh und oben bei Gernstzeim. Bis zum
15. Februar haben die Eisversetzungen am Niederrhein
die deutsche Greuze erreicht. Damals sind wir sofort
mit der holländischen Strombauverwaltung in Ver¬
bindung getreten und haben sie gebeten, sobald es nur
irgendwie die Temperatur und die Gisverhältnisse ge¬
statteten, auf ihren Gebieten mit dem Eisbrechen zu
beginnen und den Strom nach Möglichkeit freizu¬
machen. Wir haben mit der holländischenVerwaltung
ein Abkommen getroffen, daß diese Eisbrecher, sobald
sie die Grenze erreichen, auch darüber hinaus unsere
Gebiete aufbrechen, denn wir sind gar nicht in der
Lage -^ das möchte ich nochmals betonen —, irgend¬
welche Eisbrecherarbeitcn von nennenswerter Be¬
deutung auf unserem Strom vorzunehmen, wenn nicht
vorher der Gisstopfen in Holland beseitigt ist. (Abge¬
ordneter Krawintel: Sehr richtig!) Meine Damen und
Herren! Ich wiederhole es hier: Gs glaubt auch kein
Mensch, daß eine Behörde, die für diese Verhältnisse
verantwortlich ist, in der Lage wäre, eine Katastrophe
herbeizuführen, indem sie das Eis vom Oberrhein nach
dem Niederrhcin hinuntcrschickt. Alle derartige« Ver¬
mutungen, die ausgesprochen worden sind, muß ich
natürlich zurückweisen.

Die Holländer haben dann auch sehr bald mit ihren
Eisbrechern begonnen, weil sie ja selbst das allergrößte
Interesse daran haben, den Rhein freizumachen,denn,
wenn bei uns die Dämme brechen, ist natürlich Hol¬

land im wahrsten Sinne des Wortes in Not. Ihre
Arbeiten wurden aber dadurch stark gehemmt, daß sie
zunächst in dem Gebiet von Ebbe und Flut nur mit
eiuer gewissen Einschränkung arbeite» konnten. Wenn
bei Flut die Schollen zurückgetriebenwerden, geraten
die Eisbrecher zwischen die Schollen und das fest¬
stehendeEis, und, wenn die Schollen dann gefrieren,
sind die Eisbrecher erledigt. Infolgedessen mußten sie
immer wieder zurückgezogenwerden, nm am anderen
Tage von neuem zu beginnen, Ihre Arbeit kam auch
deshalb uicht rasch vorn», weil sie fortgesetztmit 6, 7
und 8 Grad Kälte zu rechnen hatten. Außerdem be¬
fanden sich auf dem Rhein an mehreren Stellen schwere
Eisversetzungen, sog. Barrieren, die eine Dicke von 4
bis 5 Meter hatten, mit einer entsprechendenAusdeh¬
nung. Dort geht es natürlich nur laugsam voran.
Mittlerweile sind aber die Hindernisse beseitigt, und
die Arbeiten auf dem holländischen Gebiete schreiten
verhältnismäßig rasch vorwärts, da die Eisbrecher jetzt
nur mit eiuer Eisdecke von etwa 1 Meter zu tuu haben,
Gs ist anzunehmen, daß sie jetzt am Tage etwa 15 bis
20 Kilometer weiter vorrücken. Da eine Eisdecke von
einer Länge von 8U bis 90 Kilometer auf dem hollän¬
dischen Gebiet vorhanden ist, können sie in mehreren
Tagen oben ankommen, freilich immer vorausgesetzt,
daß das Eis nicht härter, sondern mürber wird.

Wie sich die Dinge jetzt bei uns gestaltet haben,
schiebt sich unsere Strecke von Tag zu Tag mehr zu¬
sammen, so daß die Holländer, wenn sie an unsere
Grenze kommen, voraussichtlichnicht mehr allzuviel zu
tun haben werden. Immerhin haben wir am Nieder¬
rhein eine zusammenhängende Eisdecke von 169 Kilo¬
meter. Der Mittelrhein ist vollständig eisfrei bis ober¬
halb der Loreleh; dort ist eine zusammenhängende
Eisdecke von etwa 80 Kilometer. Dann haben wir
wiederum einen eisfreien Rhein, und dann beginnt bei
Gernsheim wieder eine Eisdecke von 70 Kilometer bis
Sondernheim. Insgesamt haben wir auf dem Rhein
über 300 Kilometer Gis. Dazu kommen nun noch,
nachdem — jetzt können wir sagen, glücklicherweise —
das Gis der Mosel abgetrieben ist, die Nahe, die Lahn,
der Main, der Neckar auf der ganzen Linie. Sie
mögen sich daraus einen Begriff machenvon den Gis-
massen,die dort oben vorhanden sind: es ist ganz er¬
heblich.

Wie ich schon vorhin sagte, bestehen die Gefahren
darin, daß bei uns keine zusammeuhängendeDecke ist.
Sie schmilzt uachher, sie geht weniger gefahrlos ab wie
die zusammenhängende Decke, wo, wenn es oben
schmilzt,der Gisstopfcn auf die untere auftrifft. Die
Gefahr, die daraus am Niederrhein entstehen könnte,
kann mehr oder weniger als beseitigt gelten.

Nun zum Oberrhein. Am Oberrhein haben wir
mit Sprengungen seit dem 13. Februar eine kleine
Stelle an der Loreleh freigemacht,und zwar nur aus
dem Grunde, damit, wenn später das Gis dort in Be-
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Wegunggerät, es nicht in der Loreleh aufläuft. Dann
müßte der ganze Oberrhein auf weite Strecken elend
ersaufen. Aber diese Eisbrecherarbciten haben für den
Niederrhein keinerlei Bedeutung, denn das, was an
Eis von dort oben herunterkommt, ist gar nicht
nennenswert. Im übrigen wird die ganze Eisdecke
am Oberrhein festgehalten durch die Barrieren, die
Wir haben bei Eaub, bei Obttwcsel, am Lorcher Werth,
am Klemensgruud und am Binger Loch. Sie halten
das Eis zunächst so fest, das; von irgendeiner Gefahr
da keine Rede sein kann. Es war deshalb für uns
Unbedingt notwendig, daß wir die Sprengungen an
der Lorelch machten,um die offene Rinne nach Ober-
Wesel zu erreichen und die Gefahr für oberhalb nach
Möglichkeitzu verringern.

Das ist die Lage. Nun die Maßnahmen. Die Maß¬
nahmen sind dreierlei Art. Wir müssen erstens alles
lun, was für die Freimachung des Stromes möglich
^st- Zweitens haben wir einen Warnuugsdienst für
die Bevölkerung einzurichten und wir haben drittens
für den Schutz von Eigentum und Leben der Bevölke¬
rung zu sorgen. Ich habe schon gesagt: Bei den Maß¬
nahmen bezüglich der Freimachung sind wir außer¬
ordentlich gehandimpt, denn ohne die Holländer
können wir natürlich nichts machen. Wenn das Eis
bort nicht weg ist, können wir nichts ausrichten.

Außerdem ist soviel von Sprengungen gesprochen
worden, und es sind uns dafür allerhand Hilfen ange¬
boten worden. Wir haben erklären müssen, daß auch
früher die Sprengungen keine besondere Bedeutung
hatten und daß sie sie auch jetzt nicht haben. Um das
Eis locker zu machen, haben die Sprengungen so gut
wie keinen Wert. Sie kommen nur dann in Frage,
wenn sich an der einen oder anderen Stelle bei der
Versetzung des Eises neue Versetzungen bilden, die
Brücken und besondere Bauwerke gefährden. Dann
sprengen wir sie natürlich, um auf diese Weise uns
eine kleine Erleichterung zu verschaffen. Wir können
auch kleinere Barrieren, wie in Holland, sprengen,
aber durch Sprengungen das Eis locker zu machen
Und zum Abtrieb zu bringen, ist unmöglich. Ich habe
Nestern im Ausschuß den Damen und Herren von der
Probe erzählt, die wir da gemacht haben. Sie war
nicht vielverheißend. Wir haben eine Ladung von
sünf Zentnern Dynamit bei Orsoh in den Rhein ver¬
senkt und zur Entzündung gebracht mit dem Erfolg,
daß das Eis im Umkreis von etwa 100 Meter etwas
würbe wurde, daß einige Risse entstanden und bei der
großen Detonation etwas Eis und Wasser zum Hnn-
wel flog. Im übrigen hat sich alles wieder zusammen¬
gesetzt, und man hatte nach zwei Stunden wieder das
alte Bild. Eine derartige Sprengung hat also im all¬
gemeinen keinen Wert. Insoweit aber irgendeine
Sprengung nachher notwendig oder erforderlich ist,
N't das Personal der Strombauverwaltung derart aus¬
gebildet, daß wir deshalb niemals in eine Verlegenheit

geraten werden. Es ist alles vorhanden, sowohl an
Material wie an Mannschaften, daß wir sofort überall
da, wo es notwendig ist, unsere Sprengungen vor¬
nehmen tonnen.

Das Zweite ist der Warnuugsdienst. Von Februar
ab haben wir einen Giswachtdienstbei der Strombau¬
verwaltung eingerichtet, der die Rheinstrombauverwal-
tung Koblenz und alle ihr NachgeordnetenStellen
umfaßt und der fortgesetzt mit der Wetterwarte in
Aachen in Verbindung steht. Bei der Rheinstrombau¬
verwaltung laufen unausgesetzt die Nachrichten über
das ganze Niederschlagsgebietdes Rheines ein. Diese
Nachrichten werden gesammelt und geordnet und
werden abends durch die Zeitungen im ganzen Rhein-
gebict verbreitet. Wenn Gefahren drohen, wenn es
anfängt, gefährlicher zu werden, dann werden durch
die Wobs-Telegramme, die geschlüsseltsind nach den
Erfahrungen, die wir beim Hochwassernachrichtendienst
gemacht haben, alle Regierungspräsidenten, Landräte
und Leiter der Kommunen bis zum Gemeindevorsteher
herab sofort benachrichtigt. Innerhalb zwei Stunden
kann die ganze Rheinprovinz bis zum letzten Mann
im kleinsten Dorfe wissen, wie die Dinge liegen.
Außerdem haben wir uns mit dem Rundfuuk in Ver¬
bindung gesetzt, und zwar mit den Sendern in Frank¬
furt und in Köln, die alle zwei Stunden durch den
Rnndfunk die Nachrichten verbreiten. Außerdem ist'
für jeden die Möglichkeitgegeben, sich bei der Rhein-
stromuauverwaltung bei Tage und bei Nacht nach der
Lage zu erkundigen. Daß uns also irgeud etwas über
deu Hals kommen könnte, ist vollständig ausgeschlossen.

Nun die Maßnahmen für den Schutz der Bevölke¬
rung, für ihr Leben und ihr Eigentum. Während
die ersten beiden Maßnahmen von der Nheinstrom-
banverwaltung getroffen wurden, sind die Maß¬
nahmen, die auf dem Lande vorgesehen sind, von mir
am 18. Februar mit sämtlichen Herren Regierungs¬
präsidenten besprochenworden, und von dn aus sind
alle Maßnahmen bis ins kleinste hinein organisiert
worden. Alle gefährdeten Stellen sind angegeben,und
es ist für jeden einzelnen Fall alles vorgesehen, was
nur irgendwie zu machenist.

Meine Damen und Herren, je mehr wir überzeugt
sind, daß unter Umständen eine Katastrophe von
Menschenhänden nicht abzuwenden ist, um so mehr
haben wir uns alles überlegt, was nur irgendwie ge¬
macht werden könnte, und wir haben alles vorbereitet,
was nur irgendwie getan werden kann, immer mit
dem Ziel, der Bevölkerung das beruhigende Gefühl zu
geben, daß von feiten der BeHürden alles geschieht,
was für sie nur irgendwie geschehen kaun. (Beifall.)
Ich glaube, daß Sie sich auch darauf verlassen können,
daß das funktioniert. Die gesamte Bevölkerung
arbeitet eifrig mit. Sie geht mit den Behörden Hand
in Haud. Es ist anzunehmen, daß wirtlich nichts ver¬
säumt wird, was dabei irgendwie geschehen kann. Wir
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sehen die Sache, was den Oberrhein angeht, immer
noch mit einem gewissenErnst an, aber ohne Nervo¬
sität, und wir haben den festen Willen, alles zu tun,
was in Menschenkräften liegt, und wir hoffen, daß,
wenn die Dinge weiter so günstig verlaufen, diesmal
der Schmerzenskelch von unserer geliebten Heimat-
Provinz abgewendet wird. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich spreche sicher im Namen des Hauses, wenn
ich dem Herrn Oberpräsidenten für diese beruhigende
Erklärung danke und ihn auch bitte, allen Beamten,
Angestellten und Arbeitern der Strombauvcrwaltung
und allen denen, die sonst zu unserem Schutze auf dem
Deiche gestanden haben, den besten Dank des Land¬
tages auszusprechen. (Beifall.)

Wir kommenzu
Puukt 3: Autrag des I. Fachausschusses

zu dem Bericht des Provinzialaus -
schusses über die Ergebnisse der Pro-
vinzialverwaltung für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1927 bis 81. März 19 2'6.

Berichterstatter ist Herr Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und

Herren! Ich habe Ihnen zunächstzur Kenntnisnahme
zu unterbreiten den Antrag des I. Fachausschusseszu
dem Bericht des Provinzialausschusses über die Er¬
gebnisse der Provinzialverwllltung für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1927 bis 81. März 1928, sowie
den Besoldungs- und Stellenplan. Sodann empfehle
ich zur Annahme den Antrag des I. Fachausschusses
zum Hanshaltsplan der Hauptverwaltung für das
Rechnungsjahr 1929, ferner den Antrag des I. Fach¬
ausschusseszu dem Haushaltsplan über Rnhegehälter
und Hinterbliebenenrenten für 1929.

Vorsitzender Dr. Iarres: Damit ist auch schon
zu den Punkten 4 und 5 Bericht erstattet.

Das Wort wird nicht gewünscht. Sie haben dem
Antrage entsprochen.

Punkt6:AntragdesI. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für das Provin-
zialinstitut für Arbeits- und Berufs¬
forschung für das Rechnungsjahr 1929.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Könzgen.
Abgeordneter Könzgen: Der I. Fachausschuß

schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor.
VorsitzenderDr. Iarrres: Das Wort wird nicht

gewünscht. Es ist so beschlossen.
Zu Punlt 4 — wir müssen darauf zurückkommen

— hat noch Herr Abgeordneter Dr. Stein das Wort
gewünscht.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren, wir finden auf Seite 7 des Haushaltsplanes,
das; die Aufwendungen für die Reisekostenganz er¬
heblich gestiegensind, und zwar ist im Jahre 1927 nach

der Ist-Ausgabe nur die Hälfte dessen aufgewendet
worden, was jetzt im Etat vorgesehen ist und auch im
vorjährigeu Etat vorgesehen war.

Meine Damen und Herren, es ist Ihnen allgemein
bekannt, daß sich in weiten Kreisen der Bevölkerung
eine gewisse Besorgnis darüber kundgetan hat, daß
die Reisen der Beamten übertrieben werden. Aus
dieser Stimmung heraus ist auch im Preußischen
Landtag von meinen dortigen Fraktionsfreunden ein
Antrag gestellt worden, die Reisen der Beamtenschaft
weiter einzuschränken. Es ist Tatsache, daß, Während
man sonst durchaus nicht behaupten kann, daß in jeder
Beziehung verschwenderischgewirtschaftet wird, son¬
dern vielfach noch die PreußischeSparsamkeit besteht,
gerade bei den Reisen vielfach ganz erheblicheNeber-
schlisse für die einzelnen, die die Reisen ausführen,
sich ergeben. Dies kann leicht dazu verführen, daß mehr
Reisen gemacht werden, als unbedingt notwendig
sind. Es ist u. G. dringend notwendig, daß von oben
herab darauf gesehen wird, daß die Dienstreisen weiter
eingeschränktwerden. Es kann nicht geduldet werden,
daß diese Posten andauernd steigen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann,

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen
und Herren, der Herr Abgeordnete Stein hat zur
Begründung seines Antrages angeführt, man möge
doch die Aufwendungen für Reisekostenwieder zurück¬
setzen auf den um 50 Prozent geringeren Betrag, der
im Jahre 1927 aufgewendet worden sei. Ich habe hier
die Zahlen des Haushaltsplans: Im Jahre 192? sind
aufgewendet worden 37 559 RM. Im Haushaltsplan
,928 stehen 35 000 RM und im Ansatz 1929 stehen
ebenfalls 35 000 RM. Ich habe weiter zur Begrün¬
dung nichts zu sagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Dr. Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Es liegt ein Irrtum von mir
vor. Ich muß aber die Schuld dafür auf den Herrn
Präsidenten schieben, der es mir nicht möglich gemacht
hat, meine Akten zur Hand zu nehmen. (Zurnf des
Abg. Gerlach: Ach, Herr Stein, Sie irren sich oft!)
Meine Beanstandung bezieht sich auf Seite 27 II 1!
Reisekosten von Mitgliedern des Provinzialausschusse"
und der Kommissionen. Dort stehen im Jahre 1927
9464 RM, und es sind in den Jahren 1928/29 je
18 000 RM. Da liegt die Verdoppelung.

Hinsichtlichder Tagegelder und Reisekosten ist es
richtig, daß der Netrag um 2000 RM abgenommen
hat. Wir sind aber der Auffassung, daß da weitere
Ersparnismöglichkeiten vorliegen, und zwar aus den
Gründen, die ich vorhin ausgeführt habe.

Vorsitzender Dr. Iarres: Halten Sie den An¬
trag, den Sie gestellthaben, aufrecht, Herr Dr. Stein?
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(Abg. Dr. Stein: Jawohl!) Dann bitte ich diejenigen,
«ie für den Antrag des Herrn Dr. Stein sind, sich zu
erheben. Das ist nicht die Mehrheit (Heiterkeit). Der
Antrag ist abgelehnt.

Der Antrag des I. Fachausschusses zu Nr. 4 ist an-
NMommen.

Wir kommen zu den vereinigten Punkten ?~^9.
Ich brauche sie nicht zu verlesen.

Berichterstatter zu Punkt 7 ist Herr Abgeordneter
Kurth.

Abgeordneter Kurth: Der II. Fachausschuß
schlägt Ihnen die unveränderte Annahme vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 8 ist Be¬
richterstatter Herr Abgeordneter Dresen.

Abgeordneter Dresen: Der Fachausschuß emp¬
fiehlt Ueberwcisung an den Provinzialausschuß.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 9 derselbe
Herr Berichterstatter.

Abgeordneter Dresen: Desgleichen.
VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort zu diesem

Punkt hat Herr Abgeordneter Becht.
Abgeordneter Becht: Ueber die Notwendigkeit

des Ausbaues des Iugeudherbergswesens als auch
des Iugeudherbergsuetzcs sind sich die Parteien in
diesem Hause wohl alle einig. Aber eine andere
Frage ist die, ob die Möglichkeit der Benutzung der
Jugendherbergen auch allen Teilen der Bevölke¬
rung möglich ist. Wir stehen auf dem Standpunkt,
daß eine restlose Beteiligung der rheinischen Bevölke¬
rung an diesem volksgesundheitlichcnWerk uicht mög¬
lich ist. Wir haben es deshalb für notwendig gehalten,
3U diesem Möglichmachenfür alle Bevülkerungskreise
einige Worte zu sagen.

Der Herr Landeshauptmann sowohl wie auch
andere Herren haben am Anfang dieser Woche bei
ihren Ausführungen dargelegt, daß wir augenblick¬
lich in der Rheinprovinz rund 250 U0N Erwerbslose
haben. Wenn wir die Grwerbslosenfrage mit den
«ragen des Iugendherbergswcsens und des Iugend-
herbergsnetzes in Verbindung bringen, so steht ohne
weiteres fest, daß, wenn der Jugend die Möglichkeit
Negeben werden soll, durch Wanderungen die Heimat
kennen zu lernen und sich körperlich zu ertüchtigen,
Man auch den Kindern dieser 250 0N0 Erwerbslosen die
Möglichkeitgeben muß, sich an diesen Iugendfahrten
^u beteiligen. Wir wissen genau, daß das, was die
Erwerbslosen heute zum Leben bekommen,zu wenig
'st, um auch das nacktesteDasein zu fristen. Wir
wissen aber n»ch, daß diese Fahrten eine bestimmte
Summe Geldes erfordern, die selbst in dem Haushalt
«nes beschäftigtenArbeiters nicht zu uuterschätzenist.
^enn man aber, um diese Fahrten der weiten Be¬
völkerung des Rheinlandes möglich zu machen, auch
noch hoir den Erwerbslosen verlangen wollte, daß sie
von ihrer kärglichen Unterstützung das Fahrtengeld

für ihre Kinder auswerfen, so ist Wohl von vornherein
einzusehen, daß in allen Fällen den Kindern der
Erwerbslosen diese Wanderungen versagt bleiben
müssen, weil die Eltern erstens das Geld für diese
Fahrten und zweitens die Mittel zur notwendigen
Ausrüstung für diese Fahrten nicht aufbringen tonnen
und sie drittens auch nicht in der Lage sind, die Mittel
aufzubringen, um ihren Kindern den Veitritt zu
irgendwelchenIugendvereinen zu ermöglichen. Wir
halten es deshalb für unbediugt notwendig, daß be¬
sonders den Kindern der Erwerbslosen die Möglich¬
keit gegeben werden muß, durch Fahrten durch das
rheinische Land oder über die Grenzen des Rhein¬
landes hinaus, das, was sie zu Hause infolge Minder-
crnährung in ihrem gesundheitlichenFortkommen zu-
riicnvirft, zum mindesten dadurch etwas auszugleichen,
daß sie bei diesen Fahrten durch gute und frische Kost,
aber auch durch die innereu Eindrücke, die das Neue
für sie bietet, etwas von dem einholen, was sie sonst ent¬
behren müssen.

Wir halten es deshalb für richtig, daß das Landes-
jugendamt oder die dafür in Frage kommenden
Stellen sich mit der Frage befassen,ob nicht den ein¬
zelnen Verbänden für diesen Zweck bestimmte Mittel
zur Verfügung gestellt werden müssen, damit auch
diesen armen Kindern die Möglichkeit gegeben wird,
sich an diesen Iugendfahrten zu beteiligen.

Man kann meiner Ansicht nach die Frage des
Iugeudherbergswesens und des Ausbaues des
Iugendherbergsuetzes uicht loslösen von der all¬
gemeinen wirtschaftlichenLage der Wandernden über¬
haupt. Es hat meiner Ansicht nach keinen Zweck,
Jugendherbergen zu errichten oder ein Herbergsnetz
auszubauen, das nur dazu dienen soll, den Kindern
der Vermögenden Erholung zu bieten, deren Eltern
in der Lage sind, die Mittel dafür aufzubringen. Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß in erster Linie diese
Sachen eingerichtet werden müssen, um den Kindern
derjenigen, die nicht in der Lage sind, ihre Kinder
auszurüsten, die Möglichkeit zu gebe», sich daran zu
beteiligen.

Wir haben zu dieser Angelegenheit keinen Antrag
gestellt. Ich glaube auch nicht, daß vom Laudesjugend-
amt für diesen Zweck den Schulen usw. Mittel be¬
willigt worden sind. Wir wünschenaber dringend, um
diese Iugendwandcrungcn auch allen Kreisen der Be¬
völkerung nutzbar zu macheu, daß das Üandesjugend-
amt hierzu in weitherzigster Weise Mittel zur Ver¬
fügung stellt.

Solange wir im Rheinland eine derart große
Grwerbslosenzahl, nicht nur im Winter, sondern auch
im Frühjahr und Sommer haben, wird sonst weiten
Kreisen der Grwerbslosenkinder die Möglichkeit einer
solchen Erholung genommen. Ich glaube kaum, daß
hier im Hause, auch auf der rechten Seite, nicht die
Einsichtvorhanden ist, daß es unbedingt notwendig ist,
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auch diesen armen, von der kapitalistischen Gesell¬
schaftsordnung in Not und Elend gestoßenenKindern
die Möglichkeitzu geben, sich ihres Lebens in etwa zu
freuen, damit sie, genau wie die anderen Kinder, in
der Schule dieselben Möglichkeiten des Lernens und
Fortkommens haben wie jene, deren Vater mit einem
gespickten Geldbeutel versehen ist.

Wir haben, wenn man eine Grundzahl von
250 N0U Erwerbslosen nimmt, damit zu rechnen, das;
mindestens 600—700 000 Kinder dieser Erwerbslosen
an den Wanderungen aus den eben von mir dar¬
gelegten Gründen nicht teilnehmen können. Wenn
man aber diese Kinderzahl zu der Gesamtkiuderzahl
im Rheinlande in Vergleich stellt, so muß ohne
weiteres zugegeben werden, daß durch den Ausschluß
der Kinder der Erwerbslosen von diesen Fahrten fast
die meisten Kinder des Rheinlandes, die es besonders
nötig hätten, teilzunehmen, ausgeschlossenwerden.

Wir möchten deshalb das Laudesjugendamt er¬
suchen, einen Weg zu finden, der auch diesen Kindern
die Möglichkeit gibt, alles das, was vom Laudes¬
jugendamt eingerichtet wurde, zu benutzen, damit
ihnen in etwa das Iammerleben, zu welchen sie da¬
durch, daß ihre Eltern aus dem Produktionsprozeß
hinausgeworfen wurden, gezwungen sind, erleichtert
wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmel¬
dungen zu diesem Punkte liegen nicht vor. Wird ge¬
trennte Abstimmung gewünscht?Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich diejenigen, die für die Anträge des
II. Fachausschusseszu den Punkten 7-9 sind, sich zu
erheben. — Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu den vereinigten Punkten 10
bis einschl. 12. Berichterstatter zu Punkt 1« ist
Herr Abgeordneter Kurth.

Abgeordneter Kurth: Der II. Fachausschuß
schlägt Ihnen in seiner überwiegenden Mehr¬
heit die unveränderte Annahme vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter zu
Punkt 11 ist Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Die Tätigkeit des
Landesjugendamtes hat im II. Fachausschuß allgemeine
warme Anerkennung gefunden. Der Fachausschuß
schlägt Ihnen die unveränderte Annahme des Haus¬
haltsplanes vor.

VorsitzenderDr. Iarres: Zu Punkt 12, verbun¬
den mit Drucksache 55, derselbe Herr Berichterstatter.

Abgeurdueter Dr. Kaiser: Mit dieser Sache hat
sich der II. Fachausschuß schon in seiner Sitzung in
Dormagen beschäftigt, wie Sie aus dem gedruckten
Bericht des Provinzialausschusses sehen. Der Provin-
zialausschuß hat im selben Sinne Stellung genommen
wie der II. Fachausschuß. Deshalb empfiehlt Ihuen
der II. Fachausschuß, entsprechend seinen früheren

Beschlüssen, die Annahme dieses Antrages, die zugleich
zur Folge hat, daß der Antrag auf sofortige Neuwahl
der Mitglieder zum Landesjugeudamt, den die kom¬
munistischeFraktion gestellt hat, abgelehnt ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zu diesen
Punkten hat Herr Abgeordneter Becht.

Abgeordneter Becht: Wir sind der Ansicht, daß
in pädagogischerund sonstiger Hinsicht auf dem Ge¬
biete der Erziehung noch mancher Weg beschritten
werden muß, der im Interesse der zu Erziehenden
liegt. Wir halten auch das Lichtspielwesenfür ein
gutes Mittel um die Erziehung zu fördern. Wenn
gestern im Fachausschußdurch den Vertreter der Ver¬
waltung erklärt wurde, daß im Moment nicht alle
diese Filmstreifen, diese Bilder, die Sie zu haben
wünschen, vorhanden seien uud daß deshalb die
Summe von 100 000 RM eingesetzt werden müsse, um
diese noch fehlenden, für die Erziehung unbedingt
notwendigen Bildstreifen anzuschaffen, so stehen wir
dieser Forderung geneigt gegenüber. Wir sind sogar
bereit, diese Summe zu erhöhe», wenn die Verwaltung
es für dringend notwendig hält. Es wurde aber in
diesem Ausschuß weiter gesagt, daß in der nächsten
Aeit die schon im Rheinlnnde bestehenden, den Jugend¬
organisationen angehürigen Filmstellen unter einer

»Dachgesellschaftzusammengefaßt werden sollen. Wir
halten diese Form des Zusammenschlussesfür gut,
weil dadurch der Austausch der einzelnen Filmbilder
möglich ist, ohne daß deshalb große Kosten entstehen.

Ich möchte aber heute hier im Plenum, genau wie
gestern im Ausschuß, zum Ausdruck bringen, daß es
unter allen Umständen notwendig ist, daß von der
Verwaltung darauf gesehen wird, daß alles, was an
Bildmaterial den Kindern vorgeführt werden soll,
uubedingt objektiv bleiben muß. Es darf unter keinen
Umständen zugelassen werden, daß, wie es jetzt schon
von einzelnen Jugendorganisationen in breitestem
Maße getan wird, die Filmstreifen dazu verwandt
werden, um eine gewisse nationale Hetze und eine ge¬
wisse nationale Tendenz in die Erziehung der Jugend¬
lichen hineinzutrage». Meine Damen und Herren,
wir haben genug vou dem Elend und der Not, die
uns der Krieg gebracht haben. Wir wollen nicht, daß
unsere Kinder, unsere Iugeud erneut in eine Rich¬
tung hineingebracht wird, die weiter nichts mit sich
bringen wird als wiederum Not und Elend. Wir
haben genug des Blutvergießens, wir haben genug
des Jammers. Deshalb wünschen wir, daß bei der
Auswahl der Filme unter allen Umständen das ver¬
mieden wird, was unsere Kinder aufreizen soll, in
jedem Franzosen den Erbfeind uud in jedem Eng¬
länder denjenigen zu sehen, der es nicht wahr haben
will, daß sich Deutschland, daß sich die deutsche Kultur,
der deutsche Handel und Wandel ausbreitet. Es muß
alles vermieden werden, was im Sinne der deutschen
Kapitalisten und Imperialisten Krieg uud Eroberung
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als notwendig darstellt. Wir lehnen es grundsätzlich ab,
auch nur einen Pfennig für derartige Lichtbilder aus¬
zugeben, wenn wir auch nur an einer Stelle fest¬
stellen, das; diesen von uns gestellten Forderungen
nicht Rechnung getragen wird.

Ich glaube, es ist Wohl allgemein richtig, wenn
Man versucht, die Jugend durch objektive Bilder —
gestern sind uns einige dieser Filme genannt worden —
m das Wesen der Natur und das Geschehen des
Gebens, das sich um uns abspielt, einzuführen. Damit
l!t dem Grzichungswesen gedient. Irgendwelche ver¬
hetzende und sonstige, die eine Volksschicht auf die
andere treibende Filmbilder können wir unter keinen
Umständen in dieser Dachgesellschaft dulden.

Wir haben den Antrag gestellt, daß zum Landes-
lugendamt neu gewählt werden soll. Im November
borigen Jahres haben wir uns in einer Sitzung des
". Fachausschusses mit der Frage der Neuwahl zu
diesem Amt beschäftigt. Die Verwaltung und einige
Parteien standen auf dem Standpunkt, daß es zweck¬
mäßig sei, daß das Landesjugendamt in seiner jetzigen
Form solange zusammen bleibe, bis der Provinzial¬
landtag neu gewählt werde, und dann gleichzeitig mit
dem Ginzug der neue» Mitglieder des Provinzial-
Inndtages auch die neuen Mitglieder in das Landes-
lugendamt einziehen. Wir halten das nicht für richtig.
Wir stehen vielmehr auf dem Standpunkt, daß man
zum mindesten den gesetzlichen Vorschriften geniigen
soll. Wenn die Gesetze verlangen, daß das Landes-
Mgendamt nach Ablauf seiner vierjährigen Arbeits¬
zeit erneut gewählt wird, so ist unbedingt moralische
Verpflichtung der Verwaltung, diesem Gesetz des
Reiches Geltung zu verschaffen.

Wir können es sehr gut verstehen, warum die
Parteien es nicht wünschen, daß das Landesjugendamt
m seiner jetzigen Form geändert wird. Wenn man sich
die Arbeiten des Landesjugendamtes betrachtet, so
Muß man als objektiv Dastehender ohne weiteres zu
der Ginsicht kommen, daß dieses Amt in seiner jetzigen
Besetzung weiter nichts ist als eine Verteilungsstelle
der von der Verwaltung bereitgestellten Mittel an
die engsten Parteifreunde und deren Organisationen.
(Hört! Hört!) Es darf unter keinen Umständen auch
'n der Zukunft so sein, wie es augenblicklich ist. Wir
müssen unter allen Umständen erwarten, daß, wenn
das Landesjugendamt Mittel zum Zwecke der Jugend¬
fürsorge, der vorbeugenden Fürsorge usw. zu ver¬
teilen hat, diese Mittel auch so verteilt werden, daß
alle Organisationen, die sich mit den Fragen der
Jugendbewegung und der Jugendfürsorge befassen,
Unbedingt berücksichtigt werden. Heute ist es so, daß
«die sieben großen Spitzenorganisationen, die aus
Irgendeinem Grunde staatlich anerkannt sind — wes¬
halb sie es find, weiß natürlich keiner —, alle die
Hunderttaufende unter sich verteilen, daß aber die
Organisationen, die auf Grund ihrer Einstellung eben

nicht die Anerkennung dieses reaktionären Staates
finden, leer ausgehe» und völlig übergangen werden.
Meine Damen uud Herren, wir können ein derartiges
System des Laudesjugendamtes uicht gutheißeil. Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß die ganze rheinische
Bevölkerung, soweit sie in der Jugendpflege tätig ist,
auch die Nutznießung des Laudesjugendamtes haben
soll. Das Iugendwohlfahrtsgesetz schreibt ausdrück¬
lich vor, daß das Landesjugendamt und die Jugend¬
ämter die Vereine, die sich mit der Jugendpflege be¬
fassen, fördern und unterstützen sollen. Man muß
aber hier feststellen, daß die Förderung nnd Unter¬
stützung der Vereine nur so weit geht, als sie sich von
der äußersten Rechten bis zur Sozialdemotratie be¬
wegen. Alles das, was links von der Sozialdemokratie
steht, hat scheinbar keinen Anspruch auf Zuwendungen
und Unterstützungen durch das Landesjugendamt. Diese
Organisationen, die sich aus Kreisen zusammensetzen,
deren Opfermut den der anderen um hundert Prozent
übersteigt, in denen aber die Aermsten der Proleten zu-
sammensitzen, werden vollständig von diesen Zuwen¬
dungen ausgeschlossen. Das muß unbedingt geändert
werden. Wenn diese Organisationen, die sich der
Jugendpflege widmen, glauben, das Recht zu habcu,
alle diese immensen Summen allein zu verbrauchen, so
möchte ich offen erklären, daß eine derartige Ver¬
teilung der Gelder weiter nichts ist als ein Schacher,
der von den einzelnen Parteien auf Grund ihrer
Stärke im Landesjugendamt getrieben wird, um recht
viel für sich in Anspruch zu nehmen. Wir müssen diese
Methode aufs schärfste verurteilen. Wir dürfen nicht
soweit kommen, daß bei der Verteilung der Mittel

^ die eine Partei der anderen den Ball zuwirft, um
^ durch dieses Ballspiel alles für sich zu nehmen, was

vorhanden ist, sondern wir müssen verlangen, daß die
Verteilung der Mittel objektiv und prozentual auf
Grund der Mitglicderstärke der einzelnen Vereine vor¬
genommen wird, unbekümmert darum, ob diese Ver¬
eine eine reaktionäre oder eine internationale Gin¬
stellung besitzen. Wir müssen unter allen Umständen
verlangen, daß dieser Schacher aufhört und daß die
Verteilung der Mittel so vor sich geht, wie es im
Interesse der gesamten rheinischen Bevölkerung
richtig ist.

Weil eben das Landesjugendamt in seiner jetzigen
Zusammensetzung dieses Spiel auch für die Zukunft
nnbedingt durchführen will, haben wir den Antrag
gestellt, das Landesjugendamt neu zu wähleu. Die
Wahlzeit war schon im vorige» Herbst abgelaufen. Wir
haben augenblicklich den Zustand, daß wir uns einige
Monate über eine gesetzliche Regeluug hinaus ein Amt
anmaßen, das uns nicht mehr zusteht. Daß der Land¬
tag das Recht hat und souverän ist, diese reichsgcsetz-
licheu Bestimmungeu bewußt zu mißachten, das glaube
ich uicht. Ich glaube vielmehr, daß ein Reichsgesetz,
das vom Reichsministerium kommt, unter allen Um-
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ständen von den untergeordneten Organen durch¬
geführt werden muß.

Aus den von mir dargelegten Gründen der ge¬
rechten Verteilung der Mittel und der Rechtslage in
der Frage der Neuwahl des Landesjugendamtes
müssen wir auf unserem Antrag bestehen. Wir hoffen,
daß alle, die noch in der Lage sind, ein Rechts¬
empfinden aufzubringen, sich unserem Antrage nicht
verschließenwerden. Wir hoffen aber auch, daß die
Organisationen, die immer für sich in Anspruch
nehme», daß sie auf christlicher Grundlage an eine
gerechteVerteilung alles dessen Herangehen, was vor¬
handen ist, diese christliche Grundlage auch bei der
Verteilung der Mittel an die Organisationen, die
ihnen nicht so sehr nahestehen, zur Anwendung bringen.

, Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß
Sie uns und unsere Organisationen scheuen wie die

' Pest. Aber Sie werden sich schon damit abfinden
müssen, daß, wenn auch heute noch nicht der Zeitpunkt
da ist, wo diese Organisationen ein Wörtchen im
öffentlichen Leben mitzusprechen haben, dieser Zeit¬
punkt aber in kürzesterFrist da sein wird. (Glocke des
Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Becht: Ich möchte schon deshalb
hier eine grundlegende Aenderung, damit, wenn der
Zeitpunkt da ist, wo wir die Verteilung der Mittel
allein vornehmen, Sie nicht dieselben Früchte ernten,
die Sie heute säen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr
Lnndesrat Wingender.

Landesrat Wingender: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich auf
die Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Vccht zum
Lichtspielwesenkurz eingehe.

Herr Abgeordneter Becht hat die Vorlage begrüßt,
hat aber gewünscht,daß der Ankauf und der Verleih
von Tendcnzfilmen an Jugendorganisationen nicht
stattfinden soll. Meine Damen und Herren! Wir
taufen keine Tendenzfilme. Aber wir können es den
Jugendorganisationen nicht verbieten, aus dem
Privaten Verleih sich solche Filme zu leihen, die für
ihre Zwecke und ihre politische und weltanschauliche
Richtung in Frage kommen. Ebenso wenig wie wir
den kommunistischenJugendorganisationen verbieten
können, Nussenfilmezu kaufen uud zu spielen (Zuruf
der Abgeordneten Fräulein Otto: Aber Sie unter¬
stützen die kommunistischenFilme nicht!), tonnen wir
es den nationalen Verbänden verbieten, nationale
Filme bei sich laufen zu lasseu. Derartige Tendenz¬
filme stammen aber nicht aus den Beständen des
Landesjugendamtes, sondern aus dem privaten Film¬
verleih, auf dessen Gestaltung wir keinerlei Gin¬
wirkung haben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kurth.

Abgeordneter Kurth: Meine Damen und Herreu!
Die Arbeit des Landesjugendamtes findet die Unter-
stützuug aller Parteien. Der vorbeugende
Iugendschutz ist Wohl eigentlich die beste Maßnahme,
um dem Kapitel Jugendfürsorge zu Leibe zu rücken.
Wir begrüßen vor allem die Einrichtung der Kurse
und Vortrüge für Iu g endführer.

Was die Fürsorge für die kinderreichen
Familien angeht, so möchten wir, daß der Frage
der Grziehungsbeihilfen eine größere Aufmerksamkeit
gewidmet wird. Es wäre zu begrüßen, wenn vor allem
auch vom Landesjugendamt auf die einzelnen Städte
und Gemeinden eingewirkt würde, um gerade der Ge¬
währung von Grziehungsbeihilfen einen gewissen
Ansporn zu geben. Gs geschieht in den einzelnen Ge¬
meinden, vor allem auf dem Lande, auf dem
Gebiete noch viel, viel zu wenig. (Zuruf rechts: Kein
Geld!)

Das Kapitel Wohnungsfürsorge wird jn
bei anderer Gelegenheit behandelt werden.

Ich möchte sodann der Frage der Schulzahn-
Pflege einige Worte widmen. Wir wissen, daß die
Zahl der znhnkranken Kinder in unseren Schulen
ungeheuer groß ist, auf dem Lande mehr noch als in
der Stadt.

Die bisher betriebene Schulzahn¬
pflege genügt uns nicht. Es ist der Sache nicht
gedient, wenn schließlich jedes Jahr einmal ein Schul¬
zahnarzt in die Schule kommt und feststellt, wieviel
znhnkranke Kinder vorhanden sind. Die gemachten
Beobachtungen werden recht hübsch in die sog. Schul¬
zahnbogen eingetragen. Aber der Grfolg bleibt aus,
nämlich,daß auch tatsächlich den vorhandenen Mängeln
zu Leibe gerückt wird, daß für die znhnkranken
Kinder durch eine ärztliche Behandlung
auch wirklich etwas geschieht. Wir möchten
daher bitten, daß das Landesjugendamt der Ginrich¬
tung der fahrbaren Schulzahnklinik größte
Aufmerksamkeitwidmet. Wir wissen, daß das Landes¬
jugendamt vor allen Dingen im letzten Jahre schon
sehr segensreichtätig gewesen ist, um überall, wo sich
Gemeinden und Kreise dazu entschlossen,diese fahr¬
baren Zahnkliniken zu beschaffen, durch Beihilfen
Unterstützung zu geben. Wir halten auf dem Gebiete
der Schulzahnpflege die Ginrichtung der fahrbaren
Zahnklinik, die bekanntlich in der Idee des Bonner
Professors Kantorowih gelegen ist, für die einzig
mögliche Lösung, um der Zahnpflege auf dem
Lande gerecht zu werden.

Was das üichtbild w esen angeht, so freuen Wir
uns darüber, daß das Landesjugendamt eine Forde¬
rung von 100 0N0 RM eingereicht hat, die der Be¬
schaffung von Filmen und Lichtbildern dienen sollen.
Etwas überrascht waren und sind wir darüber, daß ein



75. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 8. März 1929. 97

Teil der bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft nicht bereit
ist, diesem Antrage zuzustimmen. Die Beweggründe,
die dazu geführt haben, mögen ja die Vertreter der
Arbeitsgemeinschaftselbst darlegen. Aber wenn man
sagt, es wäre Wohl besser, statt die Eigenbeschaffung
dieser Filme und Bilder vorzunehmen, zu den Privat¬
instituten zu gehen, um dort die Filme zu leihen, so
können wir diesemGedanken absolut nicht beipflichten.
Etwas anderes ist es. wenn ein Mitglied der Arbeits¬
gemeinschaftim Ausschuß sagte, daß es vielleicht noch
dringendere Aufgaben gibt, und aus diesem Ge¬
sichtspunkte heraus zur Ablehnung des Antrages
kommt.

Meine Damen und Herren! Wir halten aber ge¬
rade diese Aufgabe für außerordentlich wichtig uud
dringend. Es genügt nicht, daß wir fortwährend von
dem Ueberhandnehmen der Schmutz- und Schundfilme
sprechen. Wenn wir dem Uebel zu Leibe rücken wollen,
inüssen wir vielmehr an die Stelle dieser minder¬
wertigen Filme und Bilder etwas Gutes sehen. Da
glauben wir, daß gerade durch die Ansammlung guter
Werte in der Hand der einzelnen Lichtspielstellender
Sache am besten gedient ist.

Die Frage der Bekämpfung der Schmutz-
und Schundliteratur ist eine neuere Aufgabe
des Landesjugendamtes. Man darf darüber erfreut
sei», daß man schon ein praktischesErgebnis feststellen
kann insofern, als das Landesjugendamt dazu über¬
gegangen ist, den beteiligten Verbänden, vor allem
auch den Schulen, ei» Verzeichnis guter Iugend¬
schrifteu vorzulegen. Wenn man dieses Verzeichnis
durchsieht,darf man sagen, daß man mit aller Objek¬
tivität an die Auswahl dieser Schriften herangegangen
ist. Allerdings möchte ich wünschen,daß bei der Auf¬
stellung dieses Verzeichnissesunseren Arbeite r-
schriftstell er» etwas mehr Rechnung ge¬
fragen wird. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig! Besonders wäre es mein Wunsch an das
Landesjugendamt, daß man bei der Auswahl der
Iugendschrifteu zurückgreift auf die vorbildliche Ar¬
beit der Iugendschrifteu ausschüsse unserer
Äehrervereine. Es muß ein Nebencinanderarbeiten
vermieden werden; die bisherige erfolgreicheTätigkeit
dieser Ausschüsse in den Lehrervereinen muß mit der
Tätigkeit des Landesjugendamtes zusammengebracht
werden.

Wenn man die hier verzeichneten vorzüglichen
Iugendschriften unter das Volk und vor allem in die
bände der Jugend bringen will, ist der beste Weg, der
wahrscheinlich auch eingeschlagenwerden soll, der über
die einzelnen Iugendvcrbände, vor allem über die
Schulen, Es wäre zu überlegen, ob man nicht allen
Schulen je ein Exemplar dieser ausgewählten Iugend¬
schriften kostenlos zur Verfügung stellen sollte. Es
ist notwendig, daß vor allem die Lehrer die Schriften
inhaltlich kennen, damit sie sie auch an die Jugend¬

lichen heranbringen können. Ich glaube, wenn man
auf die einzelnen Gemeinden einwirkt, werden diese
gern bereit sein, die erforderlichen Mittel zur Be¬
schaffungder Iugendlektüre zur Verfügung zu stellen.

Vorsitzender Dr. Inrres: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim¬
mung. Getrennte Abstimmung ist nicht beantragt.
Ich bitte diejenigen, die für die Annahme der Anträge
des Fachausschusses II zu den Punkten 1U bis 12 sind,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Die Punkte 13 und 14 sind verbunden. Dazu
ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Weil.

Abgeordneter Dr. Weil: Zu Punkt 13 schlägt
Ihnen der Fachausschuß unveränderte Annahme, zu
Punkt 14 Ablehnung vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Wietscher.

Abgeordneter Wietscher: Wir haben vorhin
aus dem Munde des Herrn Oberpräsidenten gehört,
daß die Hochwassergefahr,die Gefahr des verstärkten
Eisganges Wohl im Augenblick auf Grund eines glück¬
lichen Zufalles in der Natur behoben ist. Aber be¬
hoben ist wohl nicht die Gefahr im ganzen, denn wir
haben gehört, daß noch große Stellen im Rhein vereist
sind und daß deshalb noch die Gefahren des Eisganges,
insbesondere des Hochwassers, in verstärktem Maße
vorhanden sind.

Etwas ist über die vorbereitenden Maßnahmeil
zum Schutzeder Bevölkerung zu sagen. Da habe ich
hier einen Aufruf zur Heranziehung von Hilfs¬
personal, der in Koblenz erschienen ist. Man hat dort
einen Aufruf an die ehemaligen Pioniere erlassen, um
sie zur Hilfeleistuug herbeizuholen.Man hat bei dieser
Gelegenheit aber das Gute mit dem Nützlichen — von
der nationalen Seite aus betrachtet — verbunden, um
bei dieser Gelegenheit den Pionierverein zu stärken.
Mau hat nämlich zur Bedingung gemacht, daß die¬
jenigen, die sich zur Hilfeleistung bereit erklärten, Mit¬
glieder des Piouiervereins werden. Also trotz der
ernsten Lage fand man es für notwendig, eine Pro¬
paganda für eine nationale Organisation zu machen.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das ist auch viel
wichtiger als Huchwasserschuh!) So sieht die ernste
Bekämpfung der drohenden Gefahren aus.

Wir haben demgegenüber einen Antrag vorgelegt,
in dem wir erstens einmal verlangen, daß alles mög¬
liche getan wird, um die Gefahr zu beseitigen, in dem
wir zweitens in bezug auf das Hilfspersonal ver¬
langen, daß Arbeitslose herangezogen werden und
daß ihnen Tariflohn gezahlt wird. (Abgeordneter
Nuhl: Sehr richtig!) Anders kaun es nicht gehen. Man
kann nicht in einer solchen Situation den ersten Ge¬
danken haben, nunmehr nochmals vielleicht eine
Preußische Pionieruniform sehen zu bekommen. Ich
weiß nicht, ob auch das zur Bedingung gemacht worden
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ist, daß sich die Leute in eine altpreußische Pionier¬
uniform einkleiden mußten.

So ist der Antrag, im ganzen genommen, trotz
der ini Augenblickbehobenen Gefahr, berechtigt und
verdient Annahme. Aber alle Maßnahmen, die erst
im Augenblickder Gefahr getroffen werden, sind nicht
die richtigen Maßnahmen, sondern es ist nutwendig,
daß in bezug auf die Beseitigung der Hochwassergefahr
im ganzen mehr getan wird als bisher. Da ist die
Verstärkung und die weitere Ausdehnung der Hoch-
wasserschutzanlagenan den Stellen, die gefährdet sind,
eine zwingende Notwendigkeit. Staat und Provinz
haben im Jahre 1928 , 600 00« RM für diese Zwecke
zur Verfügung gestellt. In dem diesjährigen Haus¬
haltsplan schlägt die Verwaltung wieder vor, 600 000
RM für diese Zwecke zur Verfügung zu stellen. (Zu¬
ruf links: Zu wenig!) Wir stehen auf dem Stand¬
punkt, daß dieses viel zu wenig ist, weil uns aus der
eigenen Anschauung bekannt ist, daß größere Anlagen
notwendig wären, daß aber die beteiligten Gemeinden
und Kreise nicht in der Lage sind, die Projekte zur
Ausführung zu bringen, wenigstens nicht in größerem
Umfange, weil die Mittel nicht da sind und weil so¬
wohl von der Provinz wie auch von Reich uud Staat
die zugeknöpfte Tasche gezeigt wird und so die not¬
wendigen Projekte nicht zur Ausführung kommen
können, Gs kommt dann soweit, daß sich die Gemeinden
unter sich bekämpfen:Der bekommtsoviel und der so¬
viel, das ist uurecht. Und im ganzen genommen, wird
die Hochwassergefahrdadurch nicht beseitigt. Es ist
also notwendig, daß auf dem Gebiete der vorbeugen¬
den Maßnahmen: Verstärkung und weiterer Ausbau
der Hochwasserschutzanlagenmehr getan wird als
bisher.

Das war das, was ich zu diesen Dingen zu sagen
hatte. Ich möchte aber nochmals betonen, daß dadurch,
daß der Herr Oberpräsident uns heute morgen erklärt
hat, daß die Hochwassergefahrim Augenblickbehoben
sei, unser Antrag nicht hinfällig geworden ist. Viel¬
mehr ist es dadurch, daß i» Koblenz dieser öffentliche
Skandal vorgekommen ist, notwendig, daß unser Au¬
trag Annahme findet uud daß bei den kommenden
Aktionen in diesem Sinne Verfahren wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Albertz.

Abgeordneter Albertz: Meine Damen und
Herren! Zu der Drucksache 14 ist folgendes zu sagen:

Wir freuen uus, daß wir von uns aus derartig
reiche Mittel zur Verfügung stellen können, um Ge¬
fahren, vor allen Dingen Hochwassergefahren,ab¬
wenden zu können. Die Summen, die bereits zur Ver¬
fügung gestellt worden sind, sind so namhaft, daß es
wirklich aller Anerkennung würdig ist. Alle davon
Betroffenen werden jedenfalls wissen, welch groß¬
artiges Werk durch unser Hochwasserschutzprogramm
in Verbinduug mit allen Parteien durchgeführt wird.

Wir nehmen den Antrag an. Aber damit ist noch
nicht gesagt — auch wenn der Herr Oberpräsident uns
vorhin derartig beruhigende Erklärungen abgegeben
hat —, daß damit die Hochwassergefahrschon beseitigt
ist. Gs ist doch immer noch ein Problem, und wir
müssendie Witterung als solche noch mit in Rechnung
stellen.

Wenn in der Vergangenheit die Bevölkerung des
Niederrheins sich gegen den Oberrhein wandte, weil
man angeblich Sprengungen vorgenommen hatte, die
den Niederrhein in Gefahr brachten, so können wir
aus den Ausführungen des Herrn Oberprästdenten
entnehmen, daß dies unbedingt notwendige Maß¬
nahmen waren, um eiu paar Ruinen, oder stückweise
einen eisfreien Rhein zu bekommen. Wir begrüßen
alle diese Dinge. Aber nichts desto weniger — da die
Hochwassergefahrnoch nicht beseitigt ist — sind alle
Vorsichtsmaßregeln noch intakt zu halten. Unter der
Leitung der Rheinstrombauuerwaltung sollen alle diese
Dinge durchgeführt werden. Namhafte Verbände aller
Art haben sich dankenswerterweisezur Verfügung ge¬
stellt, um der bedrohten Bevölkerung, insbesondere
auch zur Rettung von Hab und Gut, zu helfen. Diese
Verbände haben bis jetzt nicht gefragt: Bist du katho¬
lisch oder evangelisch?,bist du Kommunist oder Mit¬
glied des Pioniervereins?, sondern haben lediglich ge¬
sagt: Dort, wo Gefahr ist, helfen wir. Sie haben auch
nicht die Frage ventiliert: Bekomme ich, wenn ich helfe,
auch den Tariflohn?, sondern dankenswerterweise
haben sie das Menschlicheüber diese untergeordneten
Fragen gestellt. (Bravo!) So soll es bleiben und so
muß es in einer allgemeinen Notlage sein.

Ich möchte der Rheinstrombauverwaltuug von
dieser Stelle aus sagen, daß schon im Dezember der
Bundesvorstand des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold
bezüglichder Hochwassergefahrfür das ganze deutsche
Gebiet den Alarmzustand angeordnet hat. (Lachen
bei den Kommunisten.) Ich möchte weiter sagen, daß
die Gaue Ober- und Niederrhein des Reichsbanners
ebenfalls alarmbereit zur Verfügung stehen. Wir
Prüfen in diesem Augenblick nicht die Priorität der
technischen Nothilfe, die sich überall eingesetzt hat, son¬
dern wir sind bereit, Schulter an Schulter mit allen,
die sich zur Verfügung stellen, zu helfen. (Glocke des
Vorsitzenden.) Wir wünschennatürlich, daß dann auch
die Rheinstrombauverwaltung, die diese Arbeiten zu
leiten hat, unsere Hilfe nicht zurückweist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim¬
mung. Wird getrennte Abstimmung beantragt? Das
ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für
den Antrag des I. Fachausschusses siud, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Zu Punkt 15 ist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Bongarh.
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Abgeordneter Vongartz: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschußempfiehlt Ihnen die An¬
nahme der Vorlage, betr. die Uebernahme von Garan¬
tien für den Mittellandkanal. Er gibt dabei der Hoff¬
nung Ausdruck, daß die Reichs- und Staatsregierung
sich erneut der Notlage der Industrie und der Wirt¬
schaft des besetzten Gebietes und der linken Rhcinseitc
bewußt wird. Ich möchte deshalb empfehlen, mit
dieser Zustimmung zu erklären, daß das hohe Haus
damit einverstanden ist, daß erneut auf diese Not hin¬
gewiesen wird. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist
dem Antrage des I. Fachausschussesentsprochen.

Zu Punkt > 0 ist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Albers.

Abgeordneter Albers: Meine Damen uud
Herren! Der FachausschußV empfiehlt unveränderte
Annahme des Antrages des Provinzialausschusses.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ist es nicht möglich,
auf der linken Seite des Hauses etwas mehr Ruhe zu
halten?

Das Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.
Abgeordneter Nohl: Zu der Vorlage der Provin-

zialverwaltung, betr. Niersregulierung, haben wir zu
sagen, daß uus die Summe von 150 000 Mark nicht
hoch genug ist. Wir sind nach wie vor, genau so wie
in den vorigen Provinziallandtagen, der Auffassung,
daß. wenn überhaupt etwas getnu werden soll, um die
Zustande an der Niers zu bessern, dann eine durch¬
greifende Hilfe notwendig ist, die man nicht mit 200 000
RM, 150 000 RM Jahresrate oder noch darunter er¬
ledigen kann, sondern da muß man größere Summen
einsehen.

Wir hatten im Provinziallandtag 1927 den An¬
trag eingereicht, eine Anleihe von 15 Millionen auf¬
zunehmen, um die dringendstenArbeiten zur Regelung
der Vorflut der Niers durchzuführen. Dieser Antrag
wurde abgelehnt, ebenso ein Abänderungsentwurf
zum Niersgeseh, der von der kommunistischen Fraktion
eingebracht wurde. In diesem Niersgesetz,soweit die
kommunistischenAbänderungsanträge in Frage kom¬
men, war vorgesehen,daß in der Hauptsachedie kleinen
Anlieger und Kleinbauern ei» Mitbestimmungsrecht
haben sollten. Augenblicklichist es so, daß nach der
Vorlage, die das Zentrum gemacht hat, die Klein¬
bauern, die wirklich am meisten Not leiden, im Vor-
flutgebict der Niers nichts oder nur sehr wenig zu
sagen haben, daß sie nur Statisten bei den Verhand¬
lungen über den Ausbau der Niers sind, daß augen¬
blicklich in diesem Niers-Verband bzw. der Genossen¬
schaft die Großindustriellen und deren Verwal-
tungsfunktionäre in den Städten am linken Nieder¬
rhein, namentlich in MGladbach, dominieren. Ich er¬
innere nur an die Oberbürgermeister, eine Reihe von
Rittergutsbesitzern und Großindustriellen. Daß diese

Leute nicht die Interessen der Kleinbauern an der
Niers wahrnehmen können, ist jedem, der einigermaßen
die Zusammenhänge kennt, ohne weiteres verständlich.
Bei den damaligen Verhandlungen über das Niers¬
gesetz haben wir schon den Kleinbauern gesagt, daß sie
auf eine Hilfe dieser Leute nicht warten sollen, daß
diese Leute früher schon Gelegenheit hatten, etwas
Durchgreifendes zur Beseitigung der Schlammassen
zu tun, die die Niers alltäglich in die Maas führt. Die
Ursachen dieser Verschlammung der Niers liegen
darin ^ das ist ja bekannt —, daß die Großindu¬
striellen, in den M.Gladbllcher und Viersener Be¬
trieben es verabsäumt haben, entsprechende Klär¬
anlagen zu bauen, daß sie auch uicht in den kommu¬
nalen Parlamenten dafür eingetreten sind, daß die
Kommunen genügend Sicherungsmaßnahmen treffen,
um die Verschlammung der Niers aufzuhalten. Alles
das hängt eng zusammen mit der Gesamtpolitik dieser
Leute in den Kommunen und Kreisen des linken
Niederrheins. Die Kleinbauern stehen jetzt vor dem
Ruin. Die Großen dagegen haben es verstanden, die
minderwertigen Gebiete an der Niers, die jährlich von
dem Hochwasserverschlammt werden, an diese Klein¬
bauern durch Pachtverträge abzutreten, so daß diese
die verschilfteil Wiesen haben, während die Groß¬
grundbesitzer ihre eigenen guten Ländereien in
Nutzung haben. Sie wollen im Namen der Klein¬
bauern sprechen und von Staat und Kommunen die
Gelder eintreiben, aber den Kleinbauern nicht helfen,
sondern höchstens große Reden über die Not der
Niersbauern halten. So sind die Zusammenhänge.
Wenn jetzt gesagt wird, man wolle nach dem Ankauf
der Schravelner- und Klippertzmühleden Ausbau des
Nierskauals durchführen, so ist das längst nicht genug.
Wenn etwas durchgeführt werdeu soll, müssen die ge¬
samten Mühlstaue an der Niers beseitigt werde», um
das Gefalle etwas zu verstärken.

Wir hatten vorgeschlagen, daß das Geld, das hier
fehlt — 15 Millionen sind überhaupt erst einmal not¬
wendig, wenn das Wichtigste getan werden soll —,
durch Umlageverfahren auf die Industriellen uud die
Großgrundbesitzer umgelegt wird. Das ist natürlich
abgelehnt worden. Es bestände sehr Wohl die Mög¬
lichkeit, von den hohen Dividenden, die die Indu¬
striellen im Viersener Gebiet usw. aus deu Betrieben
herausschinden, eine gewisse Summe abzusehen, um
entsprechende Kläranlagen zu bauen. Aber diese
Leute rieche» ja nicht den Gestank der Niers, der im
Sommer unerträglich ist und die ganze Gegend ver¬
pestet. Sie fahren in ihren Luxusautos oder Flug¬
zeugen an die See und verbringen dort ihre Ferien,
während die Bauern im Dreck und Schlamm arbeiten
müssen.

Natürlich schweigt auch das Zentrum darüber, das
in der LokalpresseBrandartikel losläßt. Ich erinnere
nur a» ei»e» Artikel, der vor einigen Jahren auf den

7*
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Tun gestimmt war: „Wenn Ihr nicht bald im Niers¬
gebiet etwas macht, wird ein zweites Bernkastei kom¬
men." Aber das waren nur blinde Kanonenschläge,es
war nichts dahinter. Das Zentrum wollte mit diesen
radikalen Artikeln nur die Empörung der Bauern in
geordnete Bahnen lenken, wollte einen Kanal schaffen,
um die Anträge, die die Zentrumsbauern dort stellten,
verkommen zu lassen, wie es auch wirklich ein¬
getreten ist.

Soweit bis setzt Hilfe geleistet worden ist, ist sie
nicht genügend. In erster Linie hat man den Durch¬
stich bei Oed und im Kloster Mühlhauscn durchgeführt.
Dort, wo die Nonnen und Klosterinsassenam schlimm¬
sten vom Gestank belästigt waren, wurde durchgegriffen.
Aber dort wo die Arbeiter wohnen, im Clever und
GelderschenGebiet, hat man nicht durchgegriffen.

Wir verlangen und fordern auch heute wieder, das;
bei deu Arbeiten, die setzt auf Grund der geringen
Summe durchgeführt werden — wenn unsere Anträge
abgelehnt werden —, die Arbeiter, die in diesem
Schlamm, der ihnen manchmal bis an die Hüften geht,
arbeiten müssen, entsprechendenTariflohn bekommen,
nach den Tarifen der städtischenTiefbauarbeiter
im Krefelder Gebiet, daß man sie nicht der
Lohnklasse 3 oder 4 oder irgend einer niedrigen Lohn¬
klasse, wie es versucht worden ist, zuweist, daß man
ihnen weiter die Arbeitszeit auf 7 Stunden
verkürzt, daß ein entsprechender Lohnaus¬
gleich durchgeführt wird, daß man, weil die Leute
eine gesundheitsschädlicheArbeit haben, eine 20p ro-
zentige Wasserzulage gibt und daß die Ge¬
nossenschaften,die die Arbeiten durchführen, diesen
Arbeitern auch Wasserstiefel und dementsv re¬
chende Kleidung verschaffe». Es sind Arbeitslose, die
zum Teil jahrelang aus dem Produktionsprozeß hin¬
ausgeworfen waren, die kein Geld haben, um sich diese
teuren Sachen zu taufen. Diese Leute zwingt man auf
dem Wege über die Arbeitsämter, die Arbeit zu über¬
nehmen. Wir verlangen im Namen dieser Prole¬
tarier, die im Elend verkommen, daß man ihnen
wenigstens das Notwendigste gibt, damit sie diese
Arbeit auch durchführen können.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesmt Dr. Kitz.

Landesrat Dr. K itz: Meine sehr verehrten Damen
und Herren, der Herr Vorredner hat zwei Projekte
miteinander verwechselt: das Vorflutprojekt und das
Klärungsprojekt an der Niers. (Zuruf des Abg. Nohl:
Das habe ich zusammengefaßt!) Zur Niersklärung
tragen nicht Provinz und Staat bei, sondern das
macht die Genossenschaftallein. Die Genossenschaft
bestimmt, wie die einzelnen Mitglieder durch Umlage
herangezogen werden. Hier handelt es sich um die Vor¬
flut, um die Beseitigung schädlicherHochwasserund
dergl. Sachen.

Dann hat der Herr Vorredner weiter betont, daß
die Mittel, die von Staat und Provinz zur Ver¬
fügung gestellt würden, nicht ausreichend seien. Ich
mache darauf aufmerksam, daß in der Vorlage steht,
daß ein neuer Entwurf in der Aufstellung begriffen
ist und daß infolgedessenvorerst die Arbeiten, die aus¬
geführt werden können, beschränkt sind. Es wird dem
hohen Hause im nächstenJahre eine eingehende Vor¬
lage unterbreitet werden (Zuruf des Abg. Nohl: Die
wievielte?), die natürlich erst möglich ist, wenn der
technischeEntwurf aufgestellt ist. Aus dieser Vor¬
lage werden Sie ersehen, wie als Ganzes das Niers-
projett von Staat und Provinz unterstützt werden
soll.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Tcnhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren, als Mitglied des Niersverbandcs muß ich den
Darlegungen des Herrn Abgeordneten Nohl, wonach
innerhalb der von den Niersverhältnissen Betroffenen
die kleinen Betriebe irgendwie schlechterdastünden
oder schlechter behandelt würden als die anderen, mit
aller Entschiedenheit widersprechen. (Zuruf des Abg.
Nohl: Das tun Sie ja immer!) Das Niersgeseh sieht
eine Umlage nach der Größe der betroffenen Gebiete,
d. h. nach der Größe der einzelnen Betriebe vor. (Zu¬
ruf des Abg. Nohl: Aber nicht nach der Finanzlage!)
Auch die Kleinbetriebe — als deren Vertreter ich mich
wohl auch mit Ihrer Zustimmung bezeichnen darf,
denn der Gemüsebau ist auch für Sie Wohl der kleinste
Betrieb innerhalb der Landwirtschaft — werden
ebenso wie die anderen Betriebe nach ihrer Größe an
der Umlage beteiligt. Ich habe im V. Fachausschuß
erklärt, daß ich als Vertreter des am schwerstenbe¬
troffenen Gebietes des Kreises Geldern gewünscht
hätte, statt der 150 000 RM vielleicht eine halbe
Million in der Vorlage zu sehen. Wir sind uns be¬
wußt gewesen, daß einmal die Etatsverhältnisse, zum
anderu die in Arbeit befindlichenVorlagen zur Niers¬
regulierung Grund dafür sind, daß wir uns heute mit
den 150 UUU RM bescheiden müssen.

Ich darf erklären, daß wir in diesen Vorschlägen
der Proviuzialverwaltung einen begrüßenswerten
Anfang zur Durchführung einer dringend notwen¬
digen Arbeit sehen. (Bravo! im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zum Abstim¬
mung. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des
V. Fachausschusses sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Zu Punkt l 7 ist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Albers.

Abgeordneter Albers: Der FachausschußV emp¬
fiehlt unveränderte Annahme des Antrages des Pro-
vinzialausschusses.
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Sodann beehrt er sich zu beantragen:
„Die Provinzialverwaltuug möge die Aggertal-

spcrren-Genussenschaft bitten, beim Grwerb von
kleinen Parzellen den Preis entsprechend der Gute
des Bodens reichlich zu bemessen,weil durch die Ab¬
tretung des Bodens die Existenz solcher Besitzer häufig
gefährdet wird.

Weiter ist zu versuchen, möglichst durch Land¬
austausch an geeigneter Stelle einen Ausgleich herbei¬
zuführen."

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Wir sind in der Frage der
Aggertalsperre für die Vorlage der Verwal¬
tung, da wir der Auffassung sind, daß die Gelder, die
dort zur Entschädigung der Kleiubaueru angefordert
werden, dringend notwendig sind. Wir sind sogar der
Ueberzeuguug, daß eine ganze Reihe von Klein¬
bauern nicht die Preise für ihre Grundstücke bekommen
haben, die sie bekommenmußten. Gs wird sogar in
der Verwaltungsvorlllge zugegeben, daß eine ganze
Anzahl von Beschwerdenseitens der Kleinbauern ein¬
gelaufen ist, die, nachdem die Aggertal-Sperrmauer
soweit fertig war, plötzlichBescheidbekamen, daß ab
Weihnachten die Stauuug einsehen solle und die in
dem Augenblick von Haus und Hof weg mußten.
Ueber den Zeitpunkt der Stauung kann man ge¬
trennter Meinung sein. Aber wenn zu einer solchen
Zwangsmaßnahme gegen die Kleinbesitzer gegriffen
wird, muß man auch die Folgerung daraus ziehen
und die Leute so entschädigen,daß sie keinen Verlust
erleiden. Ich bin persönlich darüber informiert, daß
solche Fälle vorliegen. Deswegen legen wir auch Wert
darauf, daß auf dem Antrage, daß den Wünschen der
KleinbesitzerRechnung getragen werden soll, bei den
kommenden Verhandlungen mit allem Nachdruckbe¬
stauben wird.

Die Hintermänner dieser Aktion, die darauf hin¬
auszielt, die Preise für die Grundstücke zu drücken,
sitzen zum Teil auch in diesem „hohen Hause". Ich
erinnere an einen Hauptbeteiligten dieser Genossen¬
schaft, Herrn Kommerzienrat Krawtnkel, der das
Vergnügen hat, jedes Jahr Alterspräsident zu sein.
Er ist ebenfalls daran interessiert, daß die Genossen¬
schaft möglichst viel aus diesem Talspcrreuwerk heraus¬
schindet, ohne Rücksicht darauf, wie die Kleinbauern
«.«schädigtwerden. Diese Politik gegenüber den Klein¬
bauern müssen wir scharf zurückweisen.

Wir müsse» aber auch auf etwas anderes hin¬
weisen. Wir haben bei den Verhandlungen über die
-Bewilligung der Raten im vorigen Jahr gefordert,
^ß geeignete Schutzmaßnahmen für die
^alsperrenarbeiter ergriffen werden sollen.
Man hat diese Arbeiter auf Grund der ZwangZ-
bestimmungen des Arbeitslosen-Versicheruugsgesetzes
aus alier Welt geholt: aus der Gifel, aus dem

Hunsrück, aus den entlegensten Nauerndörfern,
um zu möglichst niedrigen Preisen dort arbeiten zu
lassen. Die Firma, die diese Arbeiten gemacht hat,
hat ein unerhörtes Antreibersystem durchgeführt. Ich
habe mich persönlich verschiedeneMale beim Gießen
der Betonmauer davon überzeugt, wie unerhört die
Arbeiter dort vorwärts getrieben wurden. Daß es da¬
bei nicht ohne schwere Unfälle abgehen konnte, war
jedem klar, der die Vorbereitungen gesehen hatte. So
ist es auch eingetroffen, daß zwei- oder dreimal
ein Arm des Gießturmes eingestürzt ist
und daß — wenn ich recht informiert bin — drei
oder vier Arbeiter dabei den Tod fan¬
den, uud daß eine ganze Anzahl Arbeiter dabei
schwer oder leicht verletzt wurde, so daß auch Krüppel
als Folge dieses Antreibersystems vorhanden sind. Die
Notstandsarvciter, die unter dem Druck der Arbeits¬
ämter, unter dem Druck der gesetzlichen Bestimmungen
standen und sich nicht wehren konnten, sind, als zum
dritten Male der Gießerciarm abstürzte und ein oder
zwei Arbeiter tödlich verletzt wurden, spontan in den
Streik getreten.

Im Vorjahr haben bei der Beratung unserer
Schutzanträge die Sozialdemokratin mit der
Verwaltung erklärt, daß alles das, was der kom¬
munistischeRedner vortrage, nicht stimme. Ich habe
auf die Zustände in den Baracken hingewiesen, auf
die kolossale Antreiber«: das alles wurde abgestritten.
Ginige Monate darauf ereigneten sich diese schweren
Unglücksfüllc,denen Familienväter zum Opfer fielen.
Gs ist notwendig, dies hier noch einmal ausdrücklich
festzustellen,denn wenn diese Sicherungsmaßnahmen
getroffen worden wären, hätte man vielleichtdas alles
vermeiden können. Man hat, soweit ich informiert
bin, eine Nntersuchungskommissiondorthin geschickt.
Aber ob sie festgestellt hat, ob die Firma die notwen¬
digen Sicherungen beim Betriebe der beiden Gieß¬
türme getroffen hat, darüber ist bisher noch nichts
bekannt geworden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Nohl: Der Fall ist ähnlich wie der
in Niederseßmar, wo auch zunächst nichts gefunden
wurde; jetzt kann aber festgestellt werden, daß das
Heim geschlossen worden ist, nachdem wir im Pro-
vinziallandtag diesen Skandal an die Öffentlichkeit
gezerrt hatten. Genau so ist auch die Lage bei der
Aggertalsperre gewesen. Das zur Feststellung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pitard.

Abgeordneter Pikard: Meine Damen und
Herren, nachdemwir uns über die Aggertalsperre im
V. Fachausschußunterhalten haben und speziell von
meiner Person die Beschwerdenüber die Grundstücke
usw. vorgetragen worden sind und der eben verlesene
Nachtrag im V. Fachausschußangenommen worden ist,
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glaubten wir im Interesse der Arbeit unseres Hauses
auf die Debatte verzichten zu können.

Aber nachdem der Sprecher der Kommunistischen
Partei, wie bei jeder Gelegenheit so auch heute, die
Mitglieder meiner Partei, die durch ihr Amt mit der
produktiven Grwerbsloscnfürsorge zu tun haben, wie¬
derum in dieser Form verunglimpft hat, fühle ich mich
verpflichtet, den Brief eines kommunistischenBetriebs¬
ratsvorsitzenden vorzulesen, der klar und deutlich be¬
weist, was man von den Redensarten der Kommu¬
nisten in diesen Fragen zu halten hat. (Hört! Hört!
rechts. Zuruf des Abg. Nohl: Der ist ja noch nie
Kommunist gewesen! Glocke des Vorsitzenden.)

Der Brief lautet wie folgt:
„Aggertalsperre, den 27. Februar 1928.

An Herrn Oberregierungsrat Bier, Köln.
Mit dem 2. März endet meine Zeit als Notstands¬

arbeiter bei der im Bau begriffenen Aggertalsperre.
Die überwiegende Zeit war es mir durch den Be¬
schluß der Belegschaftvergönnt, die Interessen meiner
Kollegen zu vertreten. Es ist mir nun ein Bedürfnis,
Ihnen, Herr Obcrregierungsrat, meinen verbind¬
lichsten Dank für Ihr verständiges Entgegenkommen
den Wünschen und Forderungen der Arbeiterschaft
gegenüber, auszudrücken. (Abg. Gerlach und von Ste¬
mmn Hört! hört!) Die Aufgabe eines Obmannes
ist nicht immer die dankbarste. Daß meiner bisherigen
Baustelle auch von oberen Stellen das notwendige
Interesse entgcgenbracht worden ist, verdanke ich und
die Belegschaft nicht zuletzt Ihrem sozialen Ver¬
ständnis. (Abg. Gerlach: Hört! hört!)

Mit dem Wunsche, daß diese Zusammenarbeit wie
bis jetzt auch nach meinem Scheiden bestehen bleibt,
zeichnet mit aller Hochachtung

Otto Hündgen, Obmann der Aggertalsperre,
Guskirchen."

Weiter habe ich nichts zu sagen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Das ist ein Sozialdemotrat, kein
Kommunist! Zuruf des Abgeordneten Nohl: Ihr
macht ja Schwindelbriefe!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Ich bitte diejenigen, die für den An¬
trag des V. Fachausschussessind, sich zu erheben. —
Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu den Punkten 18 bis 28, die
zu gemeinsamer Verhandlung verbunden sind.

Zu den Punkten 18, 23 und 24 ist Berichterstatter
Herr Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Der V. Fachaus¬
schuß empfiehlt dem Provinziallandtag die unver¬
änderte Annahme der Positionen, die unter Ziffer 18,
23 und 24 angeführt sind.

Der V. Fachausschußhat dabei einige Wünschezum
Ausdruck gebracht, welche ich beauftragt bin dem
Landtage zu unterbreiten.

Wegen der Errichtung von Mädchenklnssen(Druck¬
sache 33, Seite 1 unten) steht der V. Fachausschußauf
Antrag des Herrn Tenhaeff auf dem Standpunkt, daß
die Kammer bzw. das Kuratorium für das landwirt¬
schaftliche Schulwesen gebeten werden möchte, diese
Mädchenklasse in den Kreis Rees zu verlegen.

Bei der Debatte über das landwirtschaftlicheSchul¬
wesen im V. Fachausschuß wurde die Frage aufge¬
worfen, wie weit auch die Landwirtschaftskammer in
ihrem Etat für Stipendien an die landwirtschaftliche»
Schüler Vorsorge getroffen habe. Es ist festzustellen,
daß in dem Haushaltsplan der Landwirtschaftskammer
17 00« Mark für Stipendien für Schüler landwirt¬
schaftlicherSchulen vorgesehen sind.

Der V. Fachausschußhat mich gebeten und beauf¬
tragt, von der Tribüne des Hauses bekanntzugeben,
daß ein so namhafter Betrag bereitgestellt sei, damit
auch weitere Kreise der Bevölkerung diese Tatsache er¬
fahren, und gleichzeitig die Kammer zu bitten, in ihren
Blättern die Tatsache des Bestehens von Stipendien
bekanntzugeben.

Weiter hat sich herausgestellt, daß bei der Beratuug
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten häufig der
Etat der Landwirtschaftskammerherangezogen werden
muß. Gs ist infolgedessen der Wunsch geäußert
worden, daß die Landwirtschaftskammer den Mit¬
gliedern des V. Fachausschussesje ein Exemplar des
Etats der Landwirtschaftskammer bei den Verhand¬
lungen über den Etat der landwirtschaftlichenAnge¬
legenheiten zugänglich machen möchte und daß dies
seitens der Provinzialverwaltung in die Wege geleitet
wird.

Vorsitzender Dr. Zaires: Berichterstatter für
den V. Fachausschußzu Puntt 19 ist Herr Abgeord¬
neter Tenhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußbeantragt, den Beschluß
des Provinzilllausschusscs mit folgenden Aenderungen
anzunehmen:
1. Der Provinzialverband beteiligt sich mit 150 000

NM an der vorläufigen Hilfsaktion für die durch
Frost im Mai 1928 geschädigtenWinzer,

2. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, der Rhei¬
nischen Landwirtschaftskammer bis zum Betrage
von 100 000 RM unter noch festzusetzenden Bedin¬
gungen Mittel zur Verfügung zu stellen für Gin¬
richtungen zur Gewinnung geeigneten Saatgutes
für die kleine und mittlere Landwirtschaft.

3. Von den bei Annahme der Anträge zu 1 und 2
nicht gedeckten 50 000 RM sollen 38 000 RM aus
dem Haushaltsplan „Vermögens- und Schulden-
Verwaltung", Titel 1 der Ausgabe, und 12 000 RM
aus dem Haushaltsplan „Verschiedenes", Titel XVII
der Ausgabe: „BesondereMittel zur Förderung des
Weinbaues und zur Behebung der Winzernot" ent¬
nommen werden.
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Der Provinziallandtag bittet den Herrn Ober-
Vräsidenten,die Hilfe für die frostgeschädigtenWinzer
soweit als möglich nicht in barem Gelde, sondern in
anderer Weise zu gewähren.

26 2: Den Antrag der KommunistischenPartei,
betr. Errichtung von gemeindlichen Saatgutäckern
(Drucksachc 77) wolle der Provinziallandtag durch den
Antrag zu ! als erledigt erklären.

VorsitzenderDr. Iarres: Berichterstatter für den
V. Fachausschußzu Punkt 20 ist Herr Abgeordneter
Adler.

Abgeordneter Adler: Der V. Fachausschuß hat
dem kommunistischenAntrage, der 200 000 RM für
Zinsucrbilligung zugunsten der Landwirtschaftfordert,
w seiner Mehrheit mit den Stimmen der Sozial¬
demokratin und der bürgerlichen Parteien wider¬
sprochenund empfiehlt Ablehnung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Für den I. Fachaus¬
schuß ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschußschlägt
Ihnen vor, den Antrag abzulehnen.

VorsitzenderDr. Iarres: Berichterstatter für den
I- Fachausschußzu Punkt 19 ist Herr Abgeordneter
Dr. Schüler.

Abgeordneter Dr. Schüler: Der I. Fachausschuß
schlägt vor, den Antrag des FachausschussesV an¬
zunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu den Punkten
2 5 und 26 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter
Schliever.

Abgeordneter Schliever: Der V. Fachausschuß
empfiehlt Annahme des Etats des Provinzialgutes
Vhlerward.

Meine Dameu und Herren! Wir können den An¬
kauf des Gutes nur begrüßen. Die Ginrichtung hat
sich bewährt. Der Seuchengefahr wird durch die
Quarantäne des Viehs auf der Vhlerward, bevor es
in die Anstalten gebracht wird, praktischbegegnet. Es
liegt darin eine größere Gewähr für den Bezug von
seuchenfreiemVieh, als wenn, wie es früher der Fall
war, das Vieh durch die Sammelställe der Händler be¬
zogen wird.

Ferner wirkt sich der Ankauf auch segensreichfür
die rheinischeLandwirtschaft aus, indem das Gut die
Gewähr dafür bietet, daß rheinisches Vieh bezogenwird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter zu
°en Punkten 21 und 22 ist Herr Abgeordneter
Tenhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußschlägt Ihnen die unver¬
änderte Annahme der Drucksache 82, Entschließung der
Zentrumsfraktion, vor.

Er hat mich beauftragt, hier mitzuteilen, daß
lnnerhalb des V. Fachausschusses in folgenden Punkten
Uebereinstimmungbestandenhat:

1. daß eine außerordentlicheNotlage in der Landwirt¬
schaft besteht,

2. daß die Notlage sich nicht auf den Osten beschränkt,
sondern auch im Westen in gleich scharfem Maße
vorhanden ist,

A. daß die wirtschaftspolitischenMaßnahmen nicht nur
auf landwirtschaftlichemGebiete zu liegen brauchen,
sondern auch Maßnahmen innerhalb der gesamten
Wirtschaftspolitik sein können,

4. daß die bisherigen Fürsurgemaßnahmen zugunsten
der Landwirtschaft zwar dankbar anerkannt werden,
aber als unzureichend angesehen werden müssen.
VorsitzenderDr. Iarres : Berichterstatter zu den

Punkten 27 und 2 8 ist Herr Abgeordneter Pikard.
Abgeordneter Pitard: Der V. Fachausschuß

empfiehlt zu Punkt 27 unveränderte Annahme, eben¬
falls zu Punkt 28.

Darüber hinaus gibt er dem Provinziallandtag die
Anregung, den Provinzialausschus;M ermächtigen,ge¬
gebenenfallsvorerst für den Zeitraum von fünf Jahren
die Zinsen für Kredite, die bäuerliche Siedler bei der
Nandesbant oder anderen Kreditinstituten aufnehmen,
durch Zinszuschüssedes Provinzialverbandes bis auf
einen Satz von 2 Prozent zu senken.

Angesichtsder außerordentlich schwierigenLage der
Landwirtschaft ist es naturgemäß besonders für eiuen
Siedler schwierig,die in den ersten Jahren erforder¬
lichen Einrichtungen der Siedlerstelle und die Vervoll¬
kommnung des Inventars durchzuführen. Aus diesen
Gründen erscheint die Senkung der Zinsen für An-
zahlungstredite bis zu 2 Prozent erforderlich.

Zu begrüßen wäre es, wenn zwischen den preußischen
Provinzialverbänden eine Vereinheitlichung der Zins¬
verbilligung bis auf diesen Satz erreicht würde.

Mit Befriedigung hat der V. Fachausschuß fest¬
gestellt, daß die Provinzialverwaltuug sich nicht darauf
beschränkt, lediglich Anträge von Siedlern auf
finanzielle Erleichterung zu bearbeiten, fondern im
Einvernehmen mit der Rheinischen Landwirtschafts-
kammeres übernommen hat, die Siedlungslustigen zn
beraten bezüglich der Auswahl von Siedlungsgütern
und Siedlerstellen und die Siedler nach der Ansetzung
erforderlichenfalls gu betreuen.

Die Siedlungstommission des Provinzialausschusses
tonnte sich in Schlesien an Ort und Stelle davon über¬
zeugen, daß leider im Osten Siedlungen aufgelegt
worden sind, deren Lebensfähigkeit nicht gewähr¬
leistet ist. Diese Siedlungen sind aber ohne Beratung
der diesbezüglichenStellen aufgelegt worden.

Begrüßt hat der V. Fachausschußferner, daß durch
die Provinzialverwaltung die landsmannschaftlichund
konfessionell geschlossene Ansiedlnng systematisch durch¬
geführt wird. Wenn auch aus nationalpolitischen
Gründen eine starte Besiedlung des deutschen Ostens
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erstrebenswert ist, so würde der V. Fachausschuß es
doch begrüßen, wenn auch die Siedlungsmöglichkeiten
der Rheinprovinz restlos erschöpft winden, wenn ins¬
besondere gärtnerische und obstbauliche Stellen ge¬
schaffen würden, wie es zum Beispiel der Kreis Geldern
bereits im vergangenen Jahre getan hat.

Der Provinzialansschuß hat mit Befriedigung da¬
von Kenntnis genommlm, baß die Provinzialverwal-
tung rheinische Siedler, die sich in der Nheinprovinz
angesiedelt haben, auch bereits durch Nürgschaftsüber-
nahme für Landesuantiredite und Zinszuschüsseunter
stützt hat.

Meine Damen und Herren! Wir haben besonders
die dauernde Betreuung der Siedler im Osten als
eine der wertvollsten Einrichtungen befunden, die ge¬
schaffenwurden sind. Ich handle im Auftrage des
V. Fachausschusses, wenn ich sowohl dem Herrn
Dr. Hanralh, als dem Bearbeiter dieser Frage, wie
auch dem Herrn Dr. Engels von der Landwirtschafts¬
kammer für die vorzüglicheArbeit, die sie auf diesem
gewiß schwierigen Gebiete geleistet haben, den Dank
ausspreche. (Bravo!)

Der V. Fachausschußweist dann noch daraus hin,
daß in Kürze cm neues Merkblatt über die Siedlungen
erscheinen soll und daß die landwirtschaftlichenOrgani¬
sationen sich mehr als bisheran mit dem Gedanken der
Siedlung als auch einem Mittel zur Linderung der
Not der Landwirtschaft befassen mögen. Bisheran sind
1? Siedlerstellen in» Osten geschaffen worden, darunter
leider keine Landarbeiterstelle, was einmal an der
Kapitalbeschaffung,die auch dort notwendig ist, liegt,
zum andern auch an den ganzen Arbeitsmöglichteiten
und Lobcnsnotwendigleiten, die dort gegeben sind.

VerzeihenSie, wenn ich etwas länger berichtet habe.
Aber ich hielt es im Interesse dieser Frage, die neu
ist, wo die ersten Erfahrungen vorliegen, für unbedingt
notwendig, (Bravo!)

VorsitzenderDr. Iar r eö: Zu P un lt 26 ist Be¬
richterstatter Herr Abgeordneter Schlieper.

Abgeordneter Schlieper: Meine Damen nnd
Herren! Der V. Fachausschußempfiehlt für den Etat
der Domäne Lammersdorf unveränderte Annahme.

Diese Domäne wurde von der Provinz angekauft,
um einen Vergleichsbctriebfür die Höhenlage der Gifel
zu schaffenund vorbildlich als Anschauungsunterricht
den Bauern der Gifel zu diene».

Dir Untcrbilanz in dem Etat von 10 600 NM möge
als Spiegelbild für die katastrophale Lage der Land¬
wirtschaft dienen. (Albgeordneter Krawinlel: Sehr
richtig!)

Ferner wurde in diesem Jahre vom V. Fachaus¬
schuß die Besichtigung eines landwirtschaftlichenPro-
vinzialbetriebes und einer Weinbaulehranstalt an¬
geregt, wobei zwischendurchVersuchsringe und eine

Beispielswiitschaft in der Hocheifel besichtigt werden
sollten. AIs Besichtigungstage wurden der 31. Mai
und der 1. Juni bestimmt. Die Provinzialverwaltung
wird gebeten, mit dem Vorsitzendendes V. Fachaus¬
schusses eine entsprechende Nestchtigungsreisr zu ver¬
einbaren.

Ferner wurden Wünsche aus dem V. Fachausschuß
laut, die Provinzialverwaltung möge beim Ankauf
von Kartoffeln das Angebot der rheinischenLandwirte
zuerst berücksichtigen,wenn die rheinischen Landwirte
in der gleichenQualität und zu den gleichenPreisen
liefern, und darauf zu wirken, daß das Staatsgefängnis
in Wittlich in diesem Sinne handelt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Zu den einzelnen Vorlagen,
auch in bezug auf den landwirtschaftlichenEtat, sind
wir der Auffassung, daß Punkt 18, die Erhöhung ver¬
schiedener Positionen, von uns nicht voll und ganz an¬
genommen werden kann, weil darin einige Positionen
sind, die wir ablehnen müssen, z. B. die 7000 RM für
den RheinischenVerein für ländliche Wohlfahrts- und
Heimatpflege. Wir wissen nicht, in wessen Taschen
dieses Geld sickert. Man hat keine Kontrolle darüber,
weder diejenigen, für die dieses Geld eigentlich be¬
stimmt ist, noch die Arbeiterschaft, die diese Summe
letzten Endes aufbringen muß. Aus diesem Grunde
können wir dafür nicht stimmen.

Auch die 5000 RM für den Rheinischen Bauern-
Verein bzw. dessen Bauamt lehnen wir ab. Wenn auch
vielleicht in gewissemSinne das Geld gezahlt wird,
damit der Rheinische Bauernverein etwas dafür tut,
so haben wir auch hierüber keine Kontrolle. Wir
müssen aus diesem Grunde diese Subventionen ab¬
lehnen, zumal der RheinischeVauernverein unter aus¬
gesprochenarbeitsfeindlichcr Regie steht.

Wir haben einen Antrag zur Zinsverbilligungs-
attion eingereicht. In diesemJahre will der Provin-
zillllandtng die 200 000 RM, die im vorigen Jahre für
die Zinsverbilligungsattion in den Etat eingesetzt
worden waren, nachher aber wieder abgesetztwurden,
zur Schaffung von Saatgutäckcrn, für die Winzer zur
Beseitigung der Frostschädenverwenden. Wir sind der
Auffassung, daß der Provinziallaudtag trotzdem nicht
diese 200 000 RM streichen kann, weil, wie selbst in der
Vorlage steht, die Not sehr groß ist. Aus diesem
Grunde muß die Summe unbedingt darin bleiben.

Wir hatten dann beantragt, außerdem uoch
50000 RM zur Schaffung von gemeindlichenSaat¬
gutäckernanzusehen. Dieser Antrag wurde natürlich
großzügigerweise angenommen nnd sogar noch um
50 000 RM erhöht, nachdem man die 200 000 RM
einfach auf eine andere Gtatsposition verschobenhat.
Es ist natürlich eine einfache Bewilligungsmethode,
wenn man den Kleinbauern 200 000 RM weg-
greift und damit denjenigen, die in noch größerer Not
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sind, ohne Rücksicht auf die Lage der Kreise, 50 bzw.
190 000 RM gibt. Die Herren vom Zentrum brauchen
sich daher mit dieser Geste nicht zu brüsten, denn sie
haben hier nur eine einfache finanzielle
Schiebung im Etat gemacht und auf die Art und
Weife das Geld besorgt.

Darin ist auch unsere Stellungnahme zu den An¬
trägen zur Zinsverbilligungsaktion enthalten. Wir
werden, wenn unsere Anträge abgelehnt werden
sollten, selbstverständlichauch die 1NN00« RM für die
Saatgutäckcr bzw. für die Beseitigung der Frostschäden
bei den Winzern bewilligen. Das ist eine Selbstver¬
ständlichkeit, weil die Not dieser Leute außerordentlich
groß ist. Das soll anerkannt werden, wobei wir nicht
vergessen, darauf hinzuweisen, daß die Not der
Arbeiter in den Städten, die keine Grwerbslosenunter-
stützung beziehen, noch viel größer ist, was
Wiederholtan dieser Stelle gesagt worden ist.

Zu Punkt 21 hat das Zentrum eine Resolution ein¬
gebracht, unterzeichnet von Völlig, die so richtig die
ganze Demagogie der Zentrumspartci in der Banern-
srage, in der Frage der Beseitigung der Not der Land¬
wirtschaft aufzeigt. Darin heißt es, nachdem aller¬
hand schöne Worte von der Anerkennung dieser Not
gemacht wurden sind, daß der Provinziallandtag selbst¬
verständlich nichts tun kann, das stehe außer
'einer Kraft, und daß man hofft, daß die Reichs-
rcgierung etwas tut. Die Reichsregierung wird
natürlich auch von diesen Leuten mit beherrscht. Bis
bur kurzem war das Zentrum offiziell an der Reichs-
volitit beteiligt und es hat für die Politik der Liebes¬
gaben an die ostprcußischenKrautjunker die Verant¬
wortung zu tragen. Jetzt, nachdem im Rheinlande
^e Bauern rebellieren, weil sie sehen, daß all die
^teuergelder, die hier aus dem Westen herausgepumpt
"erden, zur Befriedigung der Ansprüche der Kraut-
lunter im Osten gebraucht werden, geht das Zentrum
dazu über und macht eine nichtssagende Resolution,
um dann nach außen zu erklären: „Wir sind für die
Beseitigung der Not der Landwirtschaft". Wir werden
natürlich diese Demagogie nicht mitmachen,

Gs ist ja im Fachausschuß darüber gekuhhandelt
Wurden, ob nicht eine Einheitsfront zwischen Zentrum,
bürgerlicher Arbeitsgemeinschaftund Sozialdemotratie
Zustande kommen könne. Der sozialdemokratische
Redner brüstete sich damit, daß die Ostpreußcnhilfe
"uch mit Hilfe der Sozialdemokraten zustande
gekommen sei. Sie (zu den Sozialdemokraten) sind
"lsu noch stolz darauf, daß Sie den PreußischenIun-
lern auf Kosten der Arbeiterschaft noch Geld in den
Hals schmeißenkonnten. Da man sich aber über die
Formulierung bezüglich des Schutzzolls nicht einig
werden konnte, hat man von einer gemeinsamen
Stellungnahme im V. Fachausschußabgesehen. Wir
baben, als die Anträge zur Abstimmung standen, be¬
antragt, über unseren Abändcrungsantrag als den

weitestgehenden Antrag zuerst abstimmen zu lassen.
Das hat man nach langer Geschäftsordnungsdebntte
abgelehnt. Ich überlasse es der Oeffentlichkeit,zu be¬
urteilen, welcherAntrag der weitergehende war. Die
Zentrumsrcsolution sagt nur, daß man etwas tun
muß, weil die Not groß ist. Die kommunistische
Fraktion dagegen hat eine Entschließung an die
Reichsregierung eingebracht, die konkret bean¬
tragt, was getan werden soll, um die Not der
Kleinbauern zu beseitigen. Diese Entschließung hatte
folgenden Wortlaut:

„Der 75. RheinischeProvinziallandtag fordert von
der Reichs- und Staatsregierung zur Linderung der
Notlage der kleinbäuerlichen Familienbetriebe in der
Rheinprovinz die Durchführung folgender dringlicher
Maßnahmen:
1. Bereitstellung von Reichs- und Staats¬

mitteln für besonders bedrängte bäuerliche
Kleinbetriebe, besonders in der Gifel, den
Grenzgemeinden im Hunsrück, Westerwald usw.
zwecks Vermeidung von Zwnngsenteignungen,

2. Verbot von Zwangsenteignungen ans
bäuerlichemBoden und Inventar auf Grund rück¬
ständiger Steuern und Pachtschulden,
Befreiung von der Vermögens- und Umsatzsteuer,
Heraufschung des steuerfreien Ginkommens unter
Freilassung der mitarbeitenden Familienange¬
hörigen,
Streichung der Neutenbantgrundschulden für die
bäuerlichen Familienbetriebe, Fortfall
bzw. Herabsetzung der Gemeindeabgaben,

5. Belieferung dieser Betriebe mit verbilligten
Düngemitteln, billigen Maschinen,
Saatgut, Zugvieh, Obstbäumen usw. nach den
Richtlinien, wie sie auf den Versuchsgütern ange¬
wendet werden,

!',. stärkste Unterstützung der klein- und mittelbäucr-
lichen Genossenschaften und Ausschaltung
des Zwischenhandelsund der Händlerringe,

7. Förderung der Belieferung an Gemeinden und
Konsumvereine durch die kleinbäuerlichenOrgani¬
sationen und Gewährung von Vorzugs¬
tarifen für den Transport landwirtschaftlicher
Produkte."
Damit die Herren nicht immer sagen, die Kommu¬

nisten schlagen keine Deckung vor, hatten wir folgenden
Vorschlaggemacht:

„Zur Durchführung und Finanzierung schlägt der
Provinziallandtag vor:
I.Streichung der 70« Milliouen Mark

für neue Panzerkreuzer und Reichswehrrüstungen,
2. Abbau des oberen Beamtenapparates nnd

Streichung der Millionenausgaben für Polizei
und der W Millionen RM Subventionen an die
Kirche,

8.

1.
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3. restlose Eintreibung rückständiger Steuern bei
Großbauern und Großgrundbesitzern,
sowie Einstellung aller Zahlungen an dir abge¬
setzten Fürsten und Standesherrcn."
Wir glauben, daß das viel konkreter gefaßt ist

als die Anträge des Zentrums, in denen gesagt: „Die
Not der Bauern ist groß; wir hoffen aber, daß von der
Neichsregierung irgend etwas getan wird". Natürlich
wird die Neichsregierung etwas tun: Wenn Ihr nach¬
her einstimmig die Resolution als Willensäußerung
des Zentrums angenommen habt, dann wird in Berlin
ein großer Papierkorb bereitstehen, um dieses Doku¬
ment darin zu begraben, um zu zeigen, welche „prak¬
tischen Auswirkuugen" der Parlamentarismus beson¬
ders dieses Gremiums hier hat.

Die Anträge, die im Zentrum diskutiert wurdeu,
decken sich mit denen der Arbeitsgemeinschaft,auch sie
fordern Verschärfung der Schutzzölle. (Abgeordneter
Schröer, Hochhalen: Sehr richtig!) Da ruft einer
„Sehr richtig!". Er hat sich die Rede zu eigen gemacht,
die Freiherr von Lüuinckauf der Tagung gehalten hat,
an der auch der Oberpräsident Fuchs teiluahm (Zuruf
des Abgeordneten Schröer, Hochhalen: Herr von
Lüninck ist mein Mann!) und in der es heißt: Wir ver¬
langen die Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeitder
landwirtschaftlichen Betriebe durch Ginfuhr-
drosselung, Zölle und andere gesetzliche Maß¬
nahmen. InWohl, wenn Sie es könnten, würden Sie
meterhohe Schutzzollmauern um Deutschland legen.
Aber diese gesetzgeberischen Mauer», die sie schaffen
wollen, hindern dieselben Patrioten nicht, ihr Kapital
ins Ausland zu verschieben. So sieht der Patriotis¬
mus dieser Leute aus, die die Schutzzölle verlange», die
die Arbeiterklasse immer weiter ausplündern wollen
durch Ueberteuerung der Preise und die nachher im
selben Atemzuge eine Herabsetzung der Arbeitslosen¬
unterstützung fordern. Man soll diese Leute erst
einmal als Arbeiter in die landwirtschaftlichen Be¬
triebe schicken, damit sie Steckrüben ziehen und nachher
Wassersüppchen bekommen nnd ein paar Pfennige
Lohn. Das wäre eine gute Kur für die Leute, die hier
von der Not der Landwirtschaft reden.

Dann ist hier in diesen Forderungen noch einiges
enthalten, worauf mau eingehen muß. Die Resolu¬
tion zu Punkt 22, die von dem Abgeordneten Ereutz
herrührt, ist natürlich in dem Augenblickvollkommen
überflüssig, wo der erweiterte Antrag der Kommu¬
nisten angenommen wird.

Die Punkte 23^27 werden wir annehmen. Ab¬
lehnen aber werden wir den Punkt 28, der die Be¬
siedlung der östlichen Grenzgebiete vor¬
sieht, uud zwar, weil schon in der Begründung steht,
daß aus „uationalen Gründen" die östlichen Gebiete
besiedelt werden sollen. Was beweist das? Das be¬
weist, daß man jene Politik fortsetzenwill, die sowohl
von dem Zentrum, der bürgerliche» Arbeitsgemein¬

schaft und den Deutschnationalen als auch von der
Sozialdemotratic im Osten durchgeführt wurde, indem
man im Einverständnis mit Severing schwarze Reichs¬
wehr dort ansiedelte.— Ihr braucht Euch deshalb nicht
zu verkriechen,die Dinge stimmen: Im Ginverständ¬
nis mit den Sozialdemokraten wurde die schwarze
Reichswehr dort angesiedelt. Im Roßbachprozeß
sollten ja diese Femebanditen verurteilt werden, weil
sie in der gemeinsten Weise Menschen abgeschlachtet
haben. Es hieß natürlich, sie hätten es aus vaterlän¬
dischen Motiven getan. Aus „vaterländischenMotiven"
tötet man im Wald hinterrücks einen Menschen.
Graf von der Goltz hatte sogar den Mut, zu sagen,
es sei besser gewesen, die Roßbachcr hätten den Schnei¬
der, der Schlageter verraten hat, auch so gekillt wie
deu Schmidt, daun wäre das mit Schlageter nicht
Passiert. (Zuruf des Abg. Hoffmann: Was hat das
mit der Agrarfrage zu tun?) Diese Leute sollen
dort weiter angesiedelt werden, und die „nationalen
Belange" verlangen, daß man dort einen gewissen
Pestkordon zieht gegen den alles vernichtende»Bolsche- 'z
wismus, vor dem die Sozialdemokraten eine so furcht¬
bare Äugst haben. (Lachenbei den Sozialdemokraten.)

Wenn man Siedlungspolitik treiben will, soll man
im Rheinlande damit anfangen, die Großgrund¬
besitzer ein bißchen enteignen, deren Land aufteilen und
die Bauernsühne, die nicht wissen, wohin, dort an¬
siedeln. (Zuruf des Abg. Huffmann: Rußland ist auf
dem Wege zum Privatkapitalismus!) Sie sind ja am
spinnen!

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Creutz. (Zuruf eines kommu-
nistischeu Abgeordneten: Der geht einen schweren
Kreuzweg!)

Abgeordneter Dr. Creutz: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Wenn ich seht das Wort ergreife,
um im Auftrage der Zentrumsfrattiou auch einiges
über die Notlage der Landwirtschaft zu sagen, so
möchte ich dies einleitend mit der Feststellungtun, daß
doch eine erfreuliche Erscheinung zu buche» ist. Diese
erfreuliche Erscheinung besteht darin, daß alle Par¬
teien nach den Ausführungen die in diesemHause ge¬
macht worden sind, sich darüber einig sind, daß eine
katastrophale Notlage der Landwirtschaft besteht. Das
ist deshalb so wertvoll, weil in dieser Erkenntnis
anderer Berufsstände für einen Berufsfwnd, der ihnen
sonst fernliegt, ein so großer Wert liegt, daß die
Hoffnung vorhanden sein kann, daß wir aus dieser
Katastrophe doch »och einmal, alle zusammenarbeitend,
herauskommen.

Meine Damen und Herren, die Notlage ist all¬
gemein. Sie ist so groß, daß es eigentlich schwer fällt,
ein spezielles Gebiet herauszugreifen und zu sagen:
Dieses Gebiet ist ganz besonders notleidend. Gin klarer
Unterschiedin dieser Hinsicht ist nicht zu machen,Weil,
wie gesagt, die Notlage überall gleich groß ist.
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Trotzdem möchte ich in meinen Ausführungen kurz
auf die besondere Notlage zu spreche» komme», mit
der wir in den Höhengebicten unserer Provinz zu
kämpfen haben. Ich denke vorwiegend an die Gifcl,
den Hunsrück, den Westerwald, wo die Verhältnisse,
wenn auch nicht gleich, so doch sehr ähnlich gelagert
sind. Ich möchte dabei gleich bemerken, daß vieles, was
dazu auszuführen ist, auch auf die Kleinwirtschaft am
Niederrhein und in den sonstigen Niederungsgegendcn
der Provinz zutrifft.

früher war die Lage iu der Eifel so, daß die
kinderreichen bäuerlichen Familien ihre Söhne in die
Industriegebiete schicken konnten uud diese dort die
Möglichkeit hatten, Geld zu verdienen und die Eltern,
die kümmerlich auf der Scholle lebten, mit zu unterhal¬
ten. Dieser vorteilhafte Zustand ist leider nach dem Kriege
vollständig gewichen. Das Saargebiet fällt aus, die
Nuhr ist mit Arbeitslosen so übersetzt, daß eine Gin¬
fuhr guter bäuerlicher Arbeitskräfte leider nicht mehr
ui Frage kommt. Der Durchschnittslnndwirt in der
Eifel mit seinen 6 bis 8 Kindern, die er früher, wie
Nesagt, in die Industrie schicken konnte, mich seine
Kinder setzt mit durchhaltcn, uud alle diese hungrigen
Mägen tragen dazu bei, das; die paar Kartoffeln, die
schließlich gezüchtet werden, um so schneller aufgegessen
nnd und die Nut um so größer wird.

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich einen
landwirtschaftlichen Betrieb von der Größe von etwa
"N Morgen in der Gifel vergegenwärtigen und einmal
Nnnz kurz durchrechnen, wie die Leute leben können
"der, besser gesagt, leben müssen, dann ist das Er¬
gebnis ein außerordentlich betrübliches. Die Lage ist
dort so: Ich setze voraus, daß in diesem 20-Morgen-
^etrieb je 2400 Stunden, insgesamt also 4800 Stunden
"n Jahr gearbeitet werden muß. Im Winter fällt
zwar die Arbeit weg. Dafür wird aber im Summer
^2, 15 oder 1«! Stunden gearbeitet. Der Lohn für diese
Arbeit beträgt, ganz vorsichtig gerechnet, nicht mehr
als höchstens 23—24 Pfennig Pro Stunde.

Meine Herren, es ist vielfach die Frage zum Aus¬
druck gekommen, warum man die landwirtschaftlichen
Arbeiter so schlecht bezahle. Sie sehen aus dieser Not
der Landwirtschaft, gerade auch der Gigenbcjiher, daß
dlc Landwirtschaft leider nicht in der Lage ist, höhere
Löhne zu bezahlen, uhne noch mehr kaput zu gehen.
(Sehr richtig! rechts.) Infolgedessen ist es leider nicht
wöglich, die von vielen Seiten geforderten Tariflöhne
«der ähnliches zu zahlen, ohne den Betrieb vollständig
zunichte zu machen.

Meine Damen und Herren, das ist das traurige
Ergebnis einer Gifelbauernwirtschaft, wo von morgens
l'ls abends gearbeitet wird! Dnzn müssen Sie sich vor-
nelleu, unter welchen Bedingungen man ourt zu
arbeiten und zu leben hat.

In der Vorkriegszeit war das Verhältnis des Er¬
trages der Produkte zu dem, was der Bauer zu seinem

Lebensunterhalt brauchte, gegenüber der Nachkriegs¬
zeit vollständig anders. Heute bekommt er für den
Roggen 9—10 RM, vor dem Kriege 10 Mark, für den
Weizen 10-12 RM, früher 10,50 Mark usw. Achnlich
ist es bei den Kartoffeln, die früher zum Teil 2,50 Mark
kosteten, jetzt nur 2—2.30 RM. Weun aber der
Bauersmann für seine Familie, die er kleiden muß
und für die er auch sonst noch zu sorgen hat, Sachen
anschaffen Null, sehen sie Plötzlich, daß die Arbcits-
schuhc, die er braucht, früher 8 Mark kosteten, setzt aber
16 oder 18 RM, daß der Anzug früher 30-40 Mark
kostete, jetzt aber 80—90 RM. Ich greife diese Bei¬
spiele heraus, weil sie m. G. sprechender sind als
andere theoretische Ausführungen, Nichts spricht so
drastisch als die nackten Zahlen, die man hier vorsetzen
kann. Man sieht daraus, wie der Bauer, der vor dem
Kriege auch nichts zu lachen hatte, seine Ansprüche
hat zurückschrauben müssen, um auch nur einiger¬
maßen sich das Notwendigste kaufen zu können, was
er und seine Familie unbedingt brauchen. Dieser
Verteuerung der Lebenshaltung stehen noch andere
Momente zur Seite, die ebenso schwerwiegend und
außerordentlich nachteilig den Lebensstandard be¬
einflussen.

Insbesondere sind das die Wohnverhältnisse. Wenn
Sie in die bäuerlichen Netriebe der Gifel hineingehen
und sich die Wohnungen ansehen, so will ich dazu von
mir aus nichts weiter sagen, als daß ich Ihnen kurz
aus einem Gutachten der Landwirtschaftskammer ein
Paar Stellen mitteile, die das erfassen, was in der
Hinsicht so drastisch nnd traurig ist. In diesem amt¬
lichen Bericht der Landwirtschaftskammer hat man
die Verhältnisse in einem Hocheifelkrcise — es war
nicht in meinem Kreise, sondern in Priim — unter¬
sucht und dort folgendes festgestellt:

Familie ,X. 9 Kinder, ältestes 16 Jahre, jüngstes
! Monate, Unten ein ganz kleines Zimmer, ein
Fenster, Zimmerdecke dem Ginfallen nahe, regnet
dnrch, ein Bett, 3 wiegenähnliche Kisten zum Schlafen,
daneben kleines, enges Zimmer zum Wohne». Durch
eine Leiter zum Dachraum, wo ein Bett, gefüllt
mit Lumpen, steht als Schlafstätte für 6 Kinder. Gin
zweites Beispiel: Gine andere Familie wohnt in
einem früheren Stall. Vorn ein Wohnraum, ein
Fenster, dahinter dunkler, lichtloser Raum ohne
Fenster, nur so groß, daß zwei Betten stehen können,
mit '/.> Meter breitem Gang in der Mitte. Schlaf-
stättc für Ghepaar und 5 Kinder. Die Frau ist lungen¬
krank. Gine weitere Familie: Schlafraum wird be¬
nutzt von 9 Personen, Ghefrau nnd 7 Kinder. Im
Wohnranm steht das Bett des Grußvaters, der am
ganzen Körper voller Geschwüre und Ausschlag ist.

Meine Herren, das sind nicht etwa Beispiele, die
besonders drastisch sind, es ist ein Durchschuitt ge-
nummcn. (Zuruf des Abg. Haas: Sie müssen für Ab¬
hilfe surgen!) Die außcrurdeutlichc Notlage ist daran
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schuld. (Zuruf des Abg: Hoffmann: Wie wollen Sie
abhelfen?) Auf die Abhilfe komme ich noch.

Eine weitere Familie: Gin Wohnraum mit Bett
durch Türe verbunden mit Stall, wo das Pferd steht
und noch ein Bett. 7 Kinder. Vom Stall geht es durch
eine Leiter zum Dachraum, wo einige Kinder auf
Laub und Lumpen schlafen.

Ich habe das nur kurz erwähnt, um einige Bei¬
spiele dafür zu aeben, wie stark die Notlage dort ist.
Es ist zu bemerken, daß bei der Abhilfedes Wohnungs-
elends in der Gifel auch noch weitere ungünstige
Faktoren in Betracht kommen.Sie liegen insbesondere
darin, daß jeder Baustein, der zu dem neu zu bau¬
enden Wohnhaus gekarrt werden muß, bedeutend
teurer ist als in der Stadt. Der Bau ist 50 Prozent
wenn nicht noch mehr Prozent, teurer als in der Nähe
der Stadt oder der Bahn. (Zuruf des Abg. Wietscher:
Da tonnen die Autos vom Nürbnrgring die Mnte-
rinlien hinschleppen!)

Des weiteren kommt hinzu, daß der Bauer in der
Gifel für die Verwertung seiner Produkte unter sehr
schlechten Wegeverhältnissen zu leiden hat. Man hat
dort teilweise Wege, die noch aus der Zeit der Rück¬
züge von vor zehn Jahren kaputt und noch nicht wieder¬
hergestellt sind. Damals hat das Reich Mittel dafür
zur Verfügung gestellt. Sie sind aber zum grössten
Teil der Inflation zum Opfer gefallen, und die Wege
sind nicht gebaut worden. Was später dafür noch ge¬
geben worden ist, war derartig geringfügig, daß nur
nur ganz wenig und nichts Besonderes geschehen
konnte.

Des weiteren leidet — das möchte ich besonders
»ntcrstreichen — gerade unsere Gegend, die Gifel,
überhaupt die gebirgige Gegend, unter der mangel¬
haften Erschließung durch Eisenbahnen. Man kann
ja über den Fall streiten, ob es heute bei der Entwick¬
lung der Automobile usw. noch zweckmäßigist, nn
Gisenbahnbauten heranzugehen. Ich glaube aber, für
die gebirgigen Gegenden das besonders bejahen zu
müssen, denn auf unseren vielgewundcnen Straßen
kann der Autoverkehr niemals eine nennenswerte
Rolle spielen, sondern es kann hier lediglichdurch den
Bau von Eisenbahnen Abhilfe geschaffen werden.
Wenn durch den Bau von Eisenbahnen die Gegend
erschlossen werden soll, ist die Lage doch so, daß wir
dort meistens Güter zn transportieren haben, die
sehr schwer sind, insbesondere aus Steinbrüchen,
Mineralien und Holz. Ich glaube, daß es doch
sehr zweckmäßig wäre, wenn in der Hinsicht in abseh¬
barer Zeit seitens des Reiches und der Reichsbahn-
gesellschaft etwas geschähe.

Entsprechend dem Wohnungswesen liegen die ge¬
sundheitlichen Verhältnisse. Es ist eine bedauerliche
Tatsache, daß wir verhältnismäßig die meisten Tuber-
tulosefällc in der Gifel oder überhaupt in der Höhen¬
lage haben. Die Sterblichteitsziffer an Tuberkulose

beträgt 9—12 auf 10NN0 Einwohner, während für das
Land Preußen der Durchschnitt bloß 7,88 ist. Das ist
im wesentlichen,da wir gute Luft haben, Wohl darauf
zurückzuführen, daß die Wohnverhältnisse so traurig
sind, wie ich sie eben schilderte.

Es wurde eben gefragt, wie man an den Abbau
dieses Wohnungselendes gehen könne. Es geschieht im
Rahmen der vorhandenen Mittel das Menschenmög¬
liche, um den Leuten zu helfen, zu einer ordentlichen
Wohnung zu kommei,. Es wird auch meinerseits nicht
abgeleugnet, daß es in den letzten Jahren möglich
war, in vielen Fällen zu Neubauten zu kommenunter
Inanspruchnahme von Mitteln ans dem Hauszins¬
steueraufkommenund mit besonderen Mitteln, die die
Kreise aufgenommen haben, um derartige Bauten mit
zweiten Hypotheken zu finanzieren. Das soll auch
weiter geschehen. Aber mit einem Schlage laßt sich das
Elend nicht beseitigen.Es wird eine Reihe von Jahren
darüber vergehen müssen.

Bemerken möchte ich noch, daß auch die steuerliche
Belastung gegenüber der Vorkriegszeit außerordent¬
lich gestiegen ist. Das ist aber Wohl allgemein bekannt.

Wenn geholfen werden soll, dann ist es doch Wohl
außerordentlich wichtig, zunächst da einmal zu helfen,
wo alteingesesseneBauernstämme seit Jahrhunderten
ihre kärglicheScholle bearbeiten. Ich schließe mich den
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Pikard durch¬
aus an, der vorhin so wnrme Worte für das Sied¬
lungswesen gefunden hat. Ich halte es für außer¬
ordentlich segensreich,daß das geschieht. Ich halte es
aber für mindestens ebenso wertvoll, daß in denjenigen
Gegenden, in denen eine schollentrene Bevölkerung
seit Jahrhunderten wohnt, man diese mindestens in
der gleichen Weise behandelt, daß sie wieder rentabel
arbeiten kann und überhaupt wieder zurechtkommt.

Meine Damen und Herren, wenn ich Ihnen so im
Vorhergehenden einen kurzen Ncberblick über die
Verhältnisse bei uns gegeben habe, so möchte ich jetzt
darauf kommen, wie man zu einer Besserung der Ver¬
hältnisse — das bezicht sich auch auf alle anderen land¬
wirtschaftlichen Betriebe am Niedcrrhein usw. —
kommen kann. Meine Herren, die Landwirtschaft —
ich glaube, das feststellenzu dürfen — will kein Ge¬
schenk von Reich und Staat. Sie will nur so gestellt
werden, daß sie rentabel arbeiten kann. Man möge ihr
die Voraussetzungen dazu geben, dann wird sie sich
selbst helfen. Dieser Gedanke ist schon wiederholt hier
ausgesprochenworden. Wie man aber diese Rentabili¬
tät herstellen kann, darüber sind die Auffassungen ge¬
teilt. Es ist in der letzten Zeit von dem Herrn Preu¬
ßischen Minister des Innern gesagt worden, daß die
Preisspanne zwischen Produzenten und Konsumen¬
ten nicht so groß sein dürfe, wie sie in vielen Fällen es
leider ist. (Sehr richtig!) Meine Herren, ich muß
allerdings zugeben, daß dies außerordentlich traurig
ist. Ich gehe da auch einig mit den Vertretern des
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reellen Handels — der ja gewöhnlichdazwischen ist —,
daß es tatsächlicheine große Masse unreeller Händler
Mut, die diese Notlage auszunutzen verstehen. Es sind
Fälle vorgekommen, wo der unreelle Händler ein Stück
Vieh, das 300 RM wert ist, dem Bauern für 150 RM
abzukaufen «ersuchte, weil er seine Notlage kannte.
Es ist vorgekommen,daß er dem Bauern sagte: Wenn
du es mir jetzt für 150 RM nicht gibst, dann komme
ich in acht Tagen wieder und dann gebe ich nur noch
100 RM, und weil der Bauer sich nicht enschließen
tonnte, das Vieh zu diesemPreise zu veräußern, war
er nach acht Tagen in einer solchen Notlage, daß er
das Stück Vieh für 100 RM abgeben mußte. (Zuruf
des Abg. Nohl: Das sind aber alles gute Christen!)
Das sind so traurige Zustäude, daß wir mit allen
Mitteln innerhalb der zuständigen Verbände dahin
arbeiten werden, daß der Viehabsatzso gesichert wird,
daß die Lentc wenigstens das bekommen, was ihnen
nebührt und was der Marktlage entspricht.

Aehnliches läßt sich in bczng auf deu Winzerstand
mgen. Da kommt es insbesondere vor, daß man Weine,
die beim Produzenten vielleicht 80 Pfennig kosteten,
nachher mit erstaunten Augen auf irgendeiner Wein¬
karte zu (i oder 8 RM verzeichnetsieht, wozu noch das
Trinkgeld für den Kellner kommt. Der Letztere be¬
kommt dann mehr au Trinkgeld, als der Produzent er¬
halten hat. (Abg. Bergweiler: Sehr richtig!) Ein
solcher Zustand ist uutragunr. Wenn dieser Zwischen¬
raum in den Preisen einmal überbrückt werden
könnte, wäre die Sache bedeutend besser.

Des weiteren ist hier die Frage des Zollschutzes
angeschnittenworden. Wir sind uns klar darüber, daß
auf dem Gebiete des Zollwesens im Rahmen der Ge¬
samtwirtschaft auch für die Landwirtschaft etwas ge¬
schehen kann und muß, und zwar in größerem Um¬
fange, als es bisher der Fall war. Das ist allerdings
eine Sache, die uns als Provinzinllandtag nichts
angeht und mit der sich die zuständigen Stellen bei
Ncich und Staat, besonders beim Reich, beschäftigen
müssen; da wird sich das Notwendige schon durchsetzen
lassen. (Znruf des Abg. Schröer-Hochhalen: Sie
kunnen es aber empfehlen!) Empfohlen ist es jn hier¬
mit. (Weiterer Zuruf: Gs muß lauter empfohlen
werden!) Auf alle Fälle ist es in jeder Weise auf das
wärmste zu empfehlen, daß entsprechenden Gntschlie-
ßuugen an der maßgebenden Stelle Gehör geschenkt
und entsprechenddurchgegriffen wird.

Zur Besserung der Lage halte ich einen weiteren
Punkt für außerordentlich wichtig. Wir leisten uns
wl Deutschen Reich das Vergnügen, für etwa 2 Mil-
fm.rdenProdukte landwirtschaftlicherArt einzuführen.
Wir leisten uus den Luxus, diese ungeheure Summe
ws Ausland fließen zu lassen und damit unsere
Handels- und Zahlungsbilanz zu belasten. Gs ist ein
trauriges Zeichen, wenn fast alle Deutsche sagen: Gs
lleht uns furchtbar schlecht, wir müssen sparen, wir

müssen das Möglichste tun, um durchzuhalteu,und wie
die schönen Worte alle heißen. Dieselbeil Leute gehen
dann aber hin (Zuruf links: und bauen den Nürburg-
ring!) und kaufen amerikanischeAepfel oder hollän¬
dische Butter oder dänischeEier. (Zuruf des Abg.
Nohl: Wer kauft die denn, das sind doch nur Ihre
Familien, die Proleten können es doch nicht!) Sie
sprechen furchtbar laut. — Es ist außerordentlich be¬
dauerlich, daß dies geschieht, und es wäre überaus
wünschenswert, wenn das Verständnis, das für die
Not der Landwirtschaft in diesem Hause bei allen
möglichenParteien vorhanden ist, sich auch in dem ge¬
samten deutschen Volke durchsetzte,insbesondere mit
Rücksicht auf diese sehr hohen Gelder, die für nichts
nnd wieder nichts ins Ausland wandern.

Man macht so schöne Sachen, um die öffentliche
Meinung von irgendctwns zu überzeugen Jetzt
machen wir die verdienstvolle Reichsunfallwochc.
Machen wir doch auch einmal eine landwirtschaftliche
Notwoche,in der sich jeder Deutsche verpflichtet, ein¬
mal bloß die Butter aus dem eigenen Lande und die
Aepfel, die bei uus wachsen, zn essen und nur den Wein
zu trinken, der an der Ahr, der Mosel und am Rhein
wächst. (Zuruf des Abg. Nohl: Deutsche,triukt fran¬
zösischen Sekt!) Unsere Ahr- und Mosclwinzcr haben
es wirklich nötig. Sie können dies anch machen, um
auf diese Weise zu zeigen, daß wir Deutsche in der
Lage sind, von unseren eigenen Produkten zu leben.
Wenn es im Laufe der Zeit gelingt, durch derartige
Maßnahmen von diesen 2 Milliarden bloß eine bei
nns zu halten, so haben wir ein gutes Fundament fNr
eine weitere Kapitalbildung zugunsten der Landwirt¬
schaft.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Dr. Creutz: Ich bin sofort fertig. —
Sie erkennen an der Einheitlichkeitder Stimmung, daß
die Erkenntnis von der Notlage der Landwirtschaft
feststeht, aufbauend auf diese Voraussetzung, aufbauend
auf die Vorschläge,die ich Ihnen gemacht habe, ist die
Möglichkeitvorhanden, daß es besser wird.

Wir bitten Sie, die Anträge, die zu dem landwirt¬
schaftlichen Etat gestellt worden sind, in der von dem
Herrn Berichterstatter vorgeschlagenen Form an¬
zunehmen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kemmann.

Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und
Herren, die ausgezeichnetenAusführungeil des Herrn
Pikard zum Punkt 28, betr. die Förderung der bäuer¬
lichen Ansiedelung im Osten, überheben mich der Not¬
wendigkeit,eingehende Ausführungen zu machen. Ich
möchte aber, als Mitglied des Siedlungsausschusses,
doch nicht ganz an der Frage Vorbeigehen, ohne meiner
Befriedigung darüber Ausdruck zu geben, daß der
V. FachausschußVeranlassung zu dem Antrag ge-
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nommen hat, die Zinsverbilligung, die im vergangenen
Jahre beschlossen wurde und auf 4 Prozent festgesetzt
war, auf 2 Prozent herunterzusetzen.

Meine Damen uud Herren, wenn die Siedelung in
den Grenzbezirken Erfolg haben soll, dann muß den
Siedlern in seder Weise unter die Arme gegriffen
werden. In der Form, wie die Siedlung heute auf¬
gezogen ist, kann es damit nicht weitergehen. Der
Siedlungsausschuß hat — darauf hat Herr Pikard
schon hingewiesen — das schlesische Gebiet bereist.
Was wir da an Elend bei denjenigen Siedlern sahen,
die ohne Beratung uach dem Osten gegangen sind,
spottet jeder Beschreibung. Es sind auch rheinische
Siedler ohne jede Vorbcratung dorthin gegangen. Die
Siedler haben sich in schlechten Gebieten an¬
gesiedelt, sie haben Gebäude auf schlechtem Boden
erstellen müssen und haben damit Abgaben und Zins¬
lasten übernommen, die sie gar nicht tragen können.
Die Siedlung Sedschin, die wir zuerst sahen, bestand
aus Boden schlechter Klasse; es war zum Teil reiner
Sand, zum Teil uudurchlässigerBoden, auf dem uichts
gedeihen kounte. Die Siedler waren nicht in der Lage,
aus den Ernten, die sie bisher gehabt hatten, sich das
anzuschaffen,was sie brauchten; sie konnten ihr In¬
ventar, ihren Viehbestand nicht ergänzen; sie gehen
ganz bestimmt ihrem Untergang entgegen. Es war
außerordentlich traurig zu sehen, wie schwerdie Lage
sich dort gestaltet hat und wie notwendig es ist, die
Leute zu beraten. Aus diesen und weiteren Umständen
sehen Sie, daß es auch notwendig ist, die Kosten für
die Erstellung der Gebäude und für alles, was die
Siedler brauchen, auf ein Mindestmaß zu beschränken.
In Sedschin, wo die Siedler auf dem elenden Boden
zugrunde gehen, haben die Leute, abgesehen von dem
Preise, den sie für den Boden zahlen mußten, Beträge
von 350—400 RM aufwenden müssen, um die Ge¬
bäude zu erstellen. Dazu kommen noch weitere Be¬
lastungen. Da ist eine Existenz vollständig ausge¬
schlossen.

Von diesem Standpunkte aus ist es zu begrüßen,
daß die Provinzialverwaltung eine Beratungsstelle
eingerichtet hat, die den Siedluugslustigen in jeder
Weise mit Rat und Tat zur Hand geht. Eine Be¬
ratungsstelle darf jedoch keine Propaganda machen.
Daß sie ihre Pflicht erfüllt hat, ersehen Sie am besten
aus dem Umstände, daß eine große Zahl rheinischer
Siedlungslustiger, die sich gemeldet hatten, ihren An¬
trag wieder zurückgezogen hat und nur wenige von
ihnen als Siedler nach deni Osten gegangen sind.

Meine Damen und Herren, das Siedlungsproblem
muß heute aber auch unter dem Gesichtspunktder Not¬
lage der Landwirtschaft betrachtet werden. Von diesem
Gesichtspunkteaus muß heute die Beratungsstelle —
was sie auch tut — die allergrößte Vorsicht walten
lassen. Wenn man bedenkt, daß Güter zu Siedlungs¬
zwecken zum nackteilPreise von «0 RM je Morgen

augeschafft worden sind und daß es notwendig war,
für die Siedlungsgüter Gebäude zu erstellen, die zu
.den 400 RM Grwerbskosten noch einen Betrag von
mindestens 350 oder 400 RM brachten, so ergaben sich
Bodenpreise von 800 RM, die die Siedler verzinsen
mußten. Es ist bei der heutigen Lage der Landwirt¬
schaft nicht möglich, dabei zu existieren oder auch nur
zu vegetieren.

Meine Damen und Herren, deshalb ist das Sieo-
lungsproblem nicht nur ein Problem, das dahin zielt,
den Landwirtssöhnen aus dem Rheinlande die Mög¬
lichkeit einer Existenz zu schaffenund den Gedanken
des Deutschtums in den Grenzbezirken zu stärken, son¬
dern es ist auch eine volkswirtschaftlicheAufgabe, die
von dem Standpunkte aus angesehen werden muß,
daß es unbedingt notwendig ist, die Siedler in ein¬
gehendster Weise zu beraten, damit sie nicht noch das,
was sie einzahlen, verlieren. Die Siedler müssen ja ^
und darin hilft ihnen die Provinz vorbildlich — eine
Anzahlung von 9—W00N RM leisten. Hierfür über¬
nimmt die Provinz die Haftung nnd sie verbilligt die
Zinsen auf 4 Prozent. Da ist ja nun die Erleichterung
geschaffenworden, daß die Zinslast auf 2 Prozent
heruntergedrückt werden kann. Aber, meine Damen
und Herren, die Siedlung kann erst dann Erfolg
haben — das möchte ich ausdrücklich feststellen^, wenn
die Lage der Landwirtschaft sich bessert,wenn die Ren¬
tabilität wiederhergestellt wird. So sehr ich den Ge¬
danken der Siedlung begrüße und ihm meine Unter¬
stützung gebe, so sehr muß ich deshalb doch davor
warnen, daß mau Propaganda für den Siedlnngs-
gedanken macht. (Abg. Schrüer-Hochhalcu: Sehr
richtig!) Ich muß davor warnen, daß man heute
Landwirte aus dem Rheinlande in solche Grenzbczirke
hineinschickt, von denen wir wissen, daß sie zur Zeit
nicht existieren können. Wir müssen, wollen wir den
Siedlnngsgedankcn auch als nationalen Gedanken
Propagieren, in erster Linie für alles eintreten, was
die Rentabilität der Landwirtschaft wieder herstellt.
Dann werden die Siedlungen und auch die Hilfs¬
maßnahmen der Provinzialverwaltung sich als segens¬
reich erweisen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Pikard.

Abgeordneter Pikard : Meine Damen und Herren!
Wir stimmen der von der SozialdemokratischenPartei
in Drucksache 33 geforderten Erhöhung verschiedener
Positionen im landwirtschaftlichen Haushaltsplan zu.
Wir begrüßen ganz besonders die Entwicklungdes land¬
wirtschaftlichenSchulwesens, weil wir an einer gute»
Ausbilduug der jungen Landwirte mit eines der wich¬
tigsten Momente sehen, um eine Rentabilität der Land¬
wirtschaft herbeizuführen. Wir freuen uns, daß diese
Furtschritte jetzt zutage treten, ganz besonders des¬
halb, weil in der Vorkriegszeit — das möchte ich be¬
sonders dem Zentrumsreduer sagen, der eben das
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Elend der Vorkriegszeit geschilderthat — gerade auf
diesem Gebiete sehr, sehr wenig geschehenist. (Ab¬
geordneter Haas: Sehr richtig!) Wer in den alten
Protokollen des Provinziallandtags nachblättert, von
tann der Jammer darüber erfassen,wie wenig damals
auf diesem Gebiet von den Herren, die heute für die
Kleinbauern eintreten, getan worden ist. Dieser Vor¬
wurf trifft insbesondere die IentrumKpartei, für die
Herr Ereutz gesprochen hat.

Meine Damen und Herren! Auch der Förderung
der Kleinviehgucht stimmen wir nach jeder Richtung
Zu, ebenso der Förderung der Versuchsringc,Beispiels¬
wirtschaften,Saatkontrolle, Saatgut usw. Ich möchte
hierbei nicht unterlassen, zu bemerken,daß diese For¬
derungen fast Wort für Wort im sozialdemotratischen
Agrarprogramm nachzulesen sind. (Abgeordneter Haas:
Sehr richtig!) Wir freuen uns über jeden, der Buße
tut, und hoffen, daß das, was in unserem Agrar¬
programm steht, in der Zukunft noch viel mehr durch¬
geführt wird im Interesse der kleinen Bauern und der
Landwirtschaft im allgemeinen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dr. Losenhausen: Theorie und Praxis!) Ueber
Theorie und Praxis, Herr Losenhausen, werde ich
nachher noch etwas sagen, was Ihnen nicht angenehm
>u die Ohren klingen wird.

Ich komme dann auf die bäuerlichen Siedlungen im
^stcn und in der Rheinvrovinz zu sprechenund be¬
tone, daß meine Partei nach jeder Richtung hin diese
Bestrebungen unterstützt, weil wir auch hierin ein
Mittel znr Gesundung der Landwirtschaft sehen. Nur
müssen wir uns im Interesse der gedeihlichen und
friedlichen Entwicklung des Siedlergedaniens dagegen
wenden, daß, wie es in der Entschließung des V. Fach¬
ausschussesheißt, die Siedlungen nach konfessionellen
Gesichtspnnktenaufgezoge» werden sollen. (Abgeord¬
neter Haas: Hört, hört!) Meine Damen und Herren!
Der Streit der Konfessionen^- darüber dürfte Wohl
die Mehrzahl des Hauses sich klar sein ^ ist das Un-
Ulück des deutschen Vaterlandes gewesen. Dies wiederum
erneut aufzuziehen, halte ich für ein Beginnen, gegen
das wir als Sozialdemokraten uns ganz entschieden
wehreu müssen. Wir kennen nur Bauern. Wir wollen
nicht den ausgesprochenen Unterschied zwischenkatho¬
lischen, evangelischen oder dissidentischen Bauern
haben. (Zuruf des Abgeordneten Wietscher: Gs gibt
auch religiös-sozialistischeBauern!) Sehr richtig! Wir
können uns auch einen religiös-sozialistischenBauern
borstellen. Wenn Sie nicht so jung wären, würden
Sie wissen, daß dieses Argument dasjenige ist, was
den Fortschritt des Gedankens der Arbeiterbewegung
auf dem Lande Jahrzehnte gehemmt hat, und Sie
würden als Kommunist am allerwenigsten diesen Ge¬
danken in die Debatte werfen. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Lassen Sie sich von Soll-
N'ann heilig sprechen!)

Meine Partei stimmt auch der Erweiterung des
Antrages des Proviuzialausschusses Nr. W zu. Wir
sind für gemeindeweiseSantreiuigungsanlagen, wir
sind für einheitliche Bebauung und Düngung, wir
sind für Originalsaatgut. Alle die Dinge, die dort
zur Begründung der Forderung von 100 000 RM
aufgestellt sind, sind Forderungen, die mir als Sozial.
demotraten schon vor dem Kriege auf dem Lande ver¬
treten und wofür wir den Hohn und den Spott der
Landwirtschaft geerntet haben. (Sehr richtig! links.)
Heute hat man sich zu diesen Forderungen durch¬
gerungen, heute geht man mit der Zeit, heute sieht
man über die Parteibrille hinweg, heilte arbeitet man
mit, und in dieser Mitarbeit werdet Ihr die Sozial

, demokratische Partei jederzeit an Eurer Seite finden.
Meine Damen und Herren! Wir kommen zu dem

Antrage der Zentrumspartei, der unter Drucksache «'2
dem Hause vorliegt. Ich muß hier erklären, daß ich
es bedaure, daß dieser Autrag im V. Fachausschuß
gestellt worde» ist. Wenn es den Antragstellern wirk¬
lich um die Linderung der Not der Kleinbauern zu
tun ist, dann mußte» sie verhüten, daß durch einen
solchen Antrag in die bis dahin bestehende einheitliche
Linie ein Riß hineingetragen wurde. Wir haben in der
Wommisiun darauf hingewiesen,daß der Wortlaut dieses
Antrages es uns nicht ermöglicht, fürihn zu stimme».
Wir haben Abändcrnngsvorschlägrgemacht. Aber nein,
man wollte diesen Antrag so, um, wenn der diesjährige
Provinziallandtag zur Neuwahl steht, den Kleinbauern
sagen zu können: Sehet, die bösen Suzinldemokrnte»
haben gegen diesen an und für sich vernünftigen An¬
trag gestimmt. (Zuruf eines kommunistischenAbge¬
ordneten: Ihr stimmt im Reichstag gegen die eigenen
Anträge!) Wir werden bei der Wahl unseren kleinen
Landwirten das sagen, was Zu diesem Antrage zu
sagen ist, und wir Nüssen, daß wir von ihnen auch
verstanden werden.

Aber, meine Damen und Herren! Es geht noch
etwas anderes aus diese,» Antrage hervor, und des¬
halb nnisse» wir uns auch dagegen wenden: Wir dürfen
die Diuge »icht so hinstellen und können nicht dulden,
daß sie so hingestellt werden, als wenn die Not der
Landwirtschaft in, Deutschen Reiche die einzige Not
sei, sondern wir müssendarauf hinweisen und weisen
mit aller Entschiedenheitdarauf hin, daß die Not der
Landwirtschaft ein Teil der Gesamtnot des deutscheu
Voltes ist. Und in einer Provinz wie der Rhein¬
provinz, die überwiegend industriell ist, in einer Pro¬
vinz mit einer so start entwickelten Industrie, sollte
man, wenn man schon über die Notlage spricht, auch
von der Not der Arbeiterschaft und der übrigen Be¬
völkerung der Nheinprovinz reden. Die Presse schrieb
gestern, man könnte den Eindruck haben, daß die
Rheinlprovinzeine Agrarprovinz sei. Wenn man diesen
Antrag besieht, muß mau tatsächlich zu dieser Ueber-
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zeugung kommen. Dabei haben wir, wie schon ver¬
schiedentlich in diesem Hause betont worden ist, zur
Zeit 250 000 Erwerbslose im Rheinland.

Meine Damen und Herren! Es hat dann der Ab¬
geordnete Creutz von der Not der Kleinbauern auf
der Hocheifel, im Westerwald, an der Mosel, am
Niederrhein usw. gesprochen. Meine Damen und
Herren! Die Not, die der Abgeordnete Ereutz geschildert
hat, ist eine Anklage gegen seine Partei, die die
stärkstePartei im Rheinlande ist und die es ver¬
absäumt hat, in >der Vorkriegszeit schon der damals
nicht minder wie heule bestehendenNot zu Leibe zu
gehen.

Meine Damen und Herren! Der Redner des
Zentrums sprach von der Wohnungsnot, und er
schilderte,wie eine Familie in einem Ort im Kreise
Adenau mit 6 Kindern in einem Stall ohne Fenster
haust. Herr Kollege Ereutz, haben Sie dabei nicht
empfunden, daß Sie sich als Landrat ein großes
Armutszeugnis ausgestellt haben? (Abgeordneter
Gürlinger: Sehr gut!) Gin Stall ohne Fenster! Das
sind Verhältnisse, zu deren Abstellung wirklich keine
Mittel der Provinz, des Reiches und des Staates er¬
forderlich sind. Solche menschenunwürdige Zustände
tonnen auch von dem Landrat eines Kreises Adenau
gebessert werden, der schon viel größere Projekte
durchgeführt hat. (Zuruf des Abgeordneten Hosfmaiui:
Siehe Nürburgring!)

Meine Damen und Herren! Ebenso ist es mit den
Löhnen. Wir wissen, daß die Löhne niedrig sind. Aber
wenn man hier einen Lohn von 20 Pf. nennt, dann
darf man doch auch nicht vergessen, baß zu diesem Lohn
die Lebenshaltung hinzukommt, die durch die Arbeit
neben dem Lohn gewonnen wird.

Es wird dann gesagt, die Landwirtschaft müsse
rentabler gestaltet werden. Wir müssen die gesamte
deutsche Volkswirtschaft rentabler gestalten, nicht nur
die Landwirtschaft. Dahin gingen auch unsere An¬
träge auf Abänderung des Antrages 82.

Herr Creutz fand dann treffende Worte für die
Sparsamkeit. Ach, Herr Kollege Ereutz, wenn Sie diese
Worte doch gefunden hätten, als Sie den Bau des
Nürburgrings beantragten! (Sehr richtig! links.) Das
wäre viel besser gewesen. Wir haben uns über das
Kapitel Nürburgring unterhalten. Ich glaube, Sie
sind froh, daß Sie heute nicht mehr mit einer Nach¬
tragsforderung hierhin zu kommenbrauchen.

Es wurde dann auch in Verbindung mit der Spar¬
samkeit von der Einfuhr ausländischer Produtte ge¬
redet und auf Spanien usw. hingewiesen. Meine
Herren, ich möchte nicht boshaft sein: Aber wenn wir
morgen einen Handelskriegmit Italien anfangen, wem
soll dann der Oberbürgermeister Adenauer ein Tele¬
gramm schicken?Das geht dann doch wirtlich nicht.
Man sollte schon nach dieser Richtung hin vorsichtig

sein mit den Dingen, die man hier auf die Tages¬
ordnung bringt.

Meine Damen und Herren! Wenn wir nun von
der Not der Landwirtschaft sprechen, dann bin ich der
Meinung, müssen wir die Landwirtschaft in zwei
Gruppen teilen, und zwar in die Großlandwirtschast
und die Kleinlandwirtschaft. Die allgemeinen Klagen,
so wie wir sie gehört haben, haben wir ja auch in der
Vorkriegszeit schon zur Genüge erfahren. Ich habe
hier eine sehr interessante Statistik »vor mir liegen,
die sich vom Jahre 1690 bis zur Jetztzeit erstreckt. Wir
finden dort, daß der Bund der Landwirte auf jeder
Iahrestaguug den Landwirtschaftsminister in Grund
und Boden verdonnert hat, daß er erklärt hat: Die
Landwirtschaft ist am Rande des Ruins, am Rande
des Bankrotts. Wenn nicht durchgreifendgeholfenwird,
sind wir erledigt. Wie gesagt, diese Aeußerungen
ziehen sich vom Jahre 1890 bis zum Jahre 1929 auf
allen Lllndbundtagungen hin und lehren immer
wieder. Es hat noch leinen Landwirtschaftsminister
gegeben, der vor den Augen des Bundes der Land¬
wirte und der Großagrarier Gnade gefunden hat.
(Zuruf rechts: Doch!) Dann nennen Sie mir einen,
der Gnade gefunden hat. (Zuruf des Abgeordnete»
Schrüer-Huchhcchlen:Herr Schiele!) Ach, du liebe Zeit,
Sie sollten aus der großen Politik herausbleiben, da¬
von verstehen Sie wirklich nichts. Nein, die Dinge
liegen einfach so: Man kann den überspannten Forde¬
rungen nicht gerecht werden. Ich hätte von der Zen¬
trumspartei erwartet, daß sie mit aller Entschiedenheit
den Anwürfen widersprochen hätte, die gegen den
Landwirtschastsministerin Preußen erfolgt sind. (Sehr
richtig! links.) Auch der Landwirtschaftsnnnister Stei¬
ger in Preußen ist ein Mann, von den, ein Landwirt
nach der Meinung der Herren von Loe und Lünincl,
und wie sie sonst heißen, lein Stück Brot nimmt. Mein
KollegeKühnen hat in seiner Etatsrede die Millionen^
summen genannt, die vom Lande Preußen speziell für
die Landwirtschaft und insbesondere für Stützung des
Genossenschaftswesens,der Vertaufsorganisationen, der
Auffangorganisationen usw. ausgeworfen wordensind.

Meine Damen und Herren! Ich weiß, man redet
uus Sozialdemokraten immer nach, daß wir in Theorie
und Praxis keine Freunde der Landwirtschaft seien.
Ich darf Ihnen erklären, daß wir bestrebt sind, überall
mitzuarbeiten. Ich glaube, für die Mitarbeit, die wir
leisten, auch die Mitglieder des V. Fachausschussesals
Zeugen anrufen zu können. Aber ach will konstatieren,
daß die landwirtschaftlichen Organisationen die Mit¬
arbeit von Sozialdemokraten zurückweisenund sie nicht
als Mitglieder in ihren Organisationen haben wollen,
(Hört, hört! links.) Es liegt hier ein Schreiben vor
mir, wonach einer meiner Parteifreunde einen Antrag
auf Aufnahme in den Rheinischen Bauernverein von
Erkelenz gestellt hat. Ihm wird unterm 5. Februar
geschrieben:
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„Auf Ihren Antrag auf Grwerb der Mitglied¬
schaft des RheinischenBauernvereins teile ich Ihnen
auftragsgemäß mit, daß nach unseren Satzungen dir
Aufnahme für Ihre Person nicht möglich ist."

(Abgeordneter Haas: Hört, hört!) Dabei ist Kieler
Mann vollständig unbescholten,ist selbständigerkleiner
Landwirt, aber er ist Sozialdemotrat. (Hört, hört!)
Deshalb will man ihn nicht in den Organisationen
haben und lehnt unter solch fadenscheinigenGründen
seine Mitgliedschaft ab. Man will die Mitarbeit der
Sozillldemokratie nicht, weil man weih, daß unsere
Gedanken der Neuzeit entsprechend sind, daß wir mit
dem technischen Fortschritt mitgehen, daß wir der Mei¬
nung sind, daß alles, was auf dem Gebiete der Technil,
der Bildung usw, zu mobilisieren möglich ist, in den
Dienst der kleinen Landwirtschaft gestellt werden muß.

Meine Damen und Herren! Ich sage nochmals:
Das Problem der Not der Landwirtschaft ist kein ein¬
zelnes Problem, sondern es ist das Problem der All¬
gemeinheit. Meine Partei kämpft gegen die Not der
Allgemeinheit des deutschen Voltes, in diesem
Sinne auch für die Behebung der Not der Landwirt¬
schaft. Wir haben die Gewißheit, daß durch unsere
Arbeit 'diesen! Problem auch zu Leibe gegangen wird
und daß auf diesem Wege der Landwirtschaft im all¬
gemeinen zu helfen D. (Bravo! bei den Socialdemo¬
kraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Ab¬
geordneter von Stedman. (Zuruf links: Das ist auch
so ein kleiner Bauer!)

Abgeordneter von Stedman: Sehr richtig
bemerkt! Ich knüpfe an das an, was Herr Pikard
soeben bezüglich der Mitgliedschaft im Rheinischen
Bauernverein gesagt hat. Meine Damen und
Herren! Die Dinge liegen doch etwas anders, als sie
Herr Pikard dargestellt hat. Die Vauernvereine
nennen sich christliche Bauernvereine und legen den
grüßten Wert darauf, durch diesen Namen ihre christlich-
tunservative Weltanschauungzum Ausdruckzu bringen.
(Lachen links. Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Vs gibt doch auch christliche Sozialdemotraten!)
Wenn wir dann die Mitgliedschaft von Leuten in den
Vauernvereinen ablehnen, die sich auf diesen christlich¬
konservativen Standpunkt nicht stellen können oder
wollen, so ist das zweifellosunser gutes Recht. (Zuruf
des Abgeordneten Görlinger: Aber die Hilfe der
Sozialdemotraten im Parlament wollen Sie haben!)
Herr Pitard, wir lehnen aber nicht, wie Sie behauptet
haben, die Mitarbeit oder ein Zusammenarbeiten ab;
diese Mitarbeit hat mit der Mitgliedschaft einer Orga-
sation nichts zu tun. (Zuruf des Abgeordneten Pikard:
Hier steht nichts von christlichen Bauernvereinen, hier
beißt es: Rheinischer Bauernverein!) Dann müssen
Säe sich die Statuten des Rheinischen Nauernvereins
ansehen, wo es klipp und klar zum Ausdruck gebracht

wird. Es Ware eine Irreführung, wenn man sagen
wollte, der Rheinische Bauernverein lehne die Mit¬
arbeit mit irgendwelchenanderen Berufsständen oder
politisch Andersdenkendenab. Meine Damen und
Herren! Persönlich und für den RheinischenBauern¬
verein kann ich sagen: Man muß eine gewisse Achtung
haben vor der politischenUeberzeugung,aber auch vor
der Weltanschauung des anderen; den christlichen
Standpunkt muß man auch vertreten können.

Meine Damen und Herren! Ich komme nun —
dazu hatte ich mich hauptsächlich zum Wort gemeldet—
zu kurzen Ausführungen zu der Drucksache 82, dem
Zentrumsantrage. Ich muß dabei feststellen,daß der
Zentrumsantrag eine Zusammenfassungdessen darstellt,
was Herr Losenhausen und ich am ersten Tage der
lstatsberatung gesagt haben. Darum stellen wir uns
vollständigauf den Boden dieses Antrages, der ja bloß
bezweckt, einen Antrag an die Reichs- und Staats¬
regierung als die dafür zuständigen Stellen zu richten,
was ohne weiteres zuzugeben ist.

Ist möchte aber auch dem, was Herr Pitard und
Herr Creutz gesagt haben, ein Wort hinzufügen über
die weitgehendeUebereinstimmungauch im V. Fachaus¬
schuß über die Tatsache der Notlage der Landwirtschaft.
Ich möchte besonderen Wert darauf legen, daß im
V. Fachausschuß im Gegensatz zu Herrn Klepper in
Berlin ausdrücklich anerkannt worden ist, daß die Not¬
lage der Landwirtschaft nicht etwa an der Glbe Halt
gemacht hat, sondern daß diese Notlage in der Rhein-
provinz in ebenso hohem Maße besteht wie im Osten.
(Abgeordneter Schröer, Hochhalen: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Bei aller Anerkennung
dessen, was für die Landwirtschaft seitens des Staates
nnd des Reiches geschehen ist, müssen meine Freunde und
ich auf dem Standpunkt stehen bleiben, den ich schon
zum Ausdruckgebrachthabe, daß es Pflicht des Staates
bleibt, auch wenn die Wirtschaftsordnung und die Wirt¬
schaftspolitik des Reiches und des Staates geändert
wird, nach wie bor diese Fürsorge für die Landwirt¬
schaft zu treiben, weil ein Zusammenwirten der ver¬
schiedensten Faktoren notwendig ist, um die Rentabilität
der Landwirtschaftzu gewährleisten. Ob dabei der Weg
gewählt wird über Maßnahmen zur Ginfuhrdrosselung
oder über die Zölle oder über die innerpolitischeMarkt¬
regelung, das, meine Damen und Herren, gehört nicht
hierher. Ich persönlich bin der Ueberzeugung,daß nicht
eine dieser Maßnahmen ausreicht, sondern ein Zu¬
sammengreifen vieler, vieler Maßnahmen notwendig
ist. Zu diesen Maßnahmen gehört auch, daß die Reichs¬
und Staatspolitik auf die Verhältnisse der Landwirt¬
schaft bei der Steuerpolitik, der ganzen Kommunal¬
politik, den ländlichenSchullasten usw. Rücksicht nimmt,
damit auch die Steuerlasten, die de» Landwirt am
meistentreffen, die Realsteuern, auf ein vernünftiges
Maß zurückgeführtwerden.

8
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Meine Damen und Herren! Wir stimmen, wie ich
schon sagte, dem vorliegenden Antrage zu. Wir hoffen
aber, bah es den Antragstellern gelingen wird, durch
ihre Fraktionen im Reichstag und im Landtag die ge¬
stellten Forderungen zu verwirklichen.Vor allen Dingen
legen wir Wert darauf, daß ihr Ginfluß in der preuhi-
scheu Negierung ausreicht, um die Stimmen, welche die
preußischeRegierung im Rcichsrat hat, auch so zu in¬
struiere», daß sie nicht ständig gegen Vorschläge, die für
die Landwirtschaft gemacht werden, abgegeben werden.
(Zuruf des Abgeordneten Haas: Ständig?)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen und
Herren! Aus den Ausführungen des ersten sozialdemo-
tratischen Redners konnte man entnehmen, daß die ge¬
samten Ausführungen darauf hinausgingen, daß unter
allen Umständen die Siedlung von dieser Seite her als
etwas ganz Besonderes und Empfehlenswertes hin¬
gestelltwerden sollte. Meine Damen und Herren! Eine
Siedlung ohne Arbeitslohn und ohne Verdienst aus der
Scholle ist eine Unmöglichkeit.(Sehr richtig! rechts.)

Wenn die nationalen Gründe von den Herren der
KommunistischenPartei abgelehnt und von denen der
Deutschnationalen als ganz besonders empfehlenswert
in den Vordergrund gerückt werden, so folgen wir
naturgemäß den letzteren Ausführungen. Aber sie
kommen ja bei diesem Problem gar nicht in Betracht,
denn, wenn wir heute wissen, daß die Siedlungen be¬
reits in fünfter und sechster Hand sind und sich immer
wieder als uurentabel herausgestellt haben, so halten
wir das ganze Verfahren für eine Unmöglichkeit. Da¬
gegen ist das, was Herr Abgeordneter (5reutz gesagt hat,
daß man die alten Bauernstämme erhalten soll, die sich
seit Iahrhuuderten um die Scholle mühen, der richtige
Standpunkt, und es wäre wohl zu empfehlen,wenn die
Provinz sich überlegte, ob sie die Unterstützung, die sie
der Siedlung widmet, nicht bei diesen alten Bauern¬
stämmenanbrächte, und zwar im Rheinlande selbst.

Meine Damen und Herren, es ist auch das Problem
der Aufnahmeorganisation angeschnitten worden. Da
stehen wir wohl nicht ganz auf dem Standpunkte des
Herrn von Stedman, der meint, dafz man die Für¬
sorge unter allen Umständen beibehalten solle, denn
hinter der Sanierung durch die Preußenkasse, hinter
den Aufnahmeorganisationen, hinter der Siedlung, be¬
wegt sich das große Bild, wo sich die Sozialdemokratie
mit den Rechtsparteien die Hand reicht, um ganz be¬
stimmte Schichten, die auf Grund unserer allgemeinen
Wirtschaftspolitik dem Untergang verfallen sind, noch
vorübergehend am Leben zu halten. Wir sind der Auf¬
fassung, daß es konsequenter und richtiger wäre, wenn
diese Kreise diese Verbindung lösten und nicht zu großen
Wert auf diese Art der Agrarpolitik in Deutschland,
in Preußen und hier im Rheinland legten.

Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeord¬
nete Ereutz hat gemeint, man solle zusammen stehen,
und hat recht bewegliche Worte gefunden, und es kam
Wohl ganz von selbst auch einem der Herren Vorredner
der Gedanke,dah der Vater des Nürburg-Ringes mit
den Worten vom Sparen, die er damals in den Mund
genommen hat, etwas vorsichtiger umgehen sollte. Es
ist zwar hier im Hause betont worden, daß heute Par¬
teien stolz sind, weil sie im vorigen Jahre zur Vor¬
sicht gemahnt haben. Aber ich glaube, noch besser wäre
es gewesen, wenn sie gleich beim ersten Male, als der
Nürburg-Ring zur Debatte stand, mit der Wirtschafts-
Partci dafür gesorgt hatten, daß von vornherein die
Brücke abgebrochen worden wäre. (Abgeordneter
Dr. Stein: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Etwas fällt außer¬
ordentlichauf: Der Zentrumsantrag läßt jede Klarheit
vermissen,wie das bei den Anträgen dieser Partei so
oft festgestelltwerden kann. Und das geht Wohl nicht
anders, denu heute tauu man eigentlichnur von einem
„Gewerkschaftszentrum"sprechen. Heute ist daher die
Stellungnahme dieser Partei ganz anders als in den
Zeiten Mallinckrodts. Windhorsts und Schorlemer-
Alsts. In allen ihren Anträgen ist ein großes Brim¬
borium, und der Kernpunkt wird wunderbar umschifft.
Weshalb, meine Herren v>om Zentruni, sagen Sie nicht
ehrlich, ob Sie für die Iollerhöhung in der Landwirt¬
schaft sind oder nicht? (Zuruf des Abgeordneten Hoff¬
mann: Weil das ein falsches Mittel ist!) Es antwortet
mir wohlweislich der Herr von der Sozialdemokratie,
nicht das Zentrum, das sagt genug.

Meine Damen und Herren! Die Industrie hat ihre
Zölle nach dem Kriege verdoppelt, das steht fest. Die
Landwirtschaft bekommt heute im Durchschnitt5 RM,
und bor dem Kriege waren es 5,5ll Mark. Weshalb
stellen Sie nicht den Antrag, bei der Reichsregierung
darauf Hinzuwirten, daß zum nächstzulässigeu Termin
die Zoll- und Handelsverträge gekündigt werden und
dafür gesorgt wird, daß ei» Zoll kommt, der es dem
Landwirt gestattet, zum mindesten den Arbeitslohn
eines Facharbeiters, zuzüglich desjenigen Teils der
Wohlfahrt zu bekommen,in Preußen und Deutschland,
woran die Landwirtschaft keinen Anteil hat. (Abg. Ar.
Hold: Sehr richtig!) Ich glaube, dagegen würde wohl
auch die Sozialdemokratie nichts einzuwenden haben,
und die notwendige Zollerhöhung zur Rentabilität, die
dann der nächste Schritt wäre, ist effektivnicht einmal
in Bruchteilen an einem Brötchen zu errechnen. Wes¬
halb nun gerade von der Sozialdemokratie die gegen¬
teilige Politik ausgeht, ist mehr oder weniger unver¬
ständlich. Der Herr von der Sozialdemokratie hat ge¬
sagt, die Beispielswirtschaften und alles, was da stand,
seien schon zur Vorkriegszeit in dem sozialistischen
Programm gewesen. Meine Damen und Herren,
nehmen Sie doch die Sache international, dann haben
nämlich diese Dinge in den Agrarprogrammen fast aller
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Länder schon bestanden, und Sie alle wissen, daß es
nur durch den Krieg unmöglich wurde, in Deutschland
die Nationalisierung und Standardisierung der Agrar-
Produkte durchzuführen. (Zuruf des Abgeordneten
boffmann: Sie wollen jetzt neue Zölle bekommen.)Es
ist nicht so, wie es behauptet wurde, daß die Landwirt¬
schaft in der Nachkriegszeitzu faul gewesenwäre und
die übrige Industrie sehr fleißig, sondern es liegt ganz
einfach an diesen fünf Jahren, die wir hinterher ge¬
hinkt sind, und ferner daran, daß Sie nach dem Kriege
durch Ihre Politik die Preisschere geöffnet, die
Industriezölle verdoppelt und die Landwirtschaft zu¬
rückgesetzthaben. Darin kommt die Aversion gegen die
Landwirtschaft zum Ausdruck,das wird niemand von
Ihnen bestreuen können.Sie haben die politische Macht
errungen und haben sie an jenen Kreisen ausgelassen,
von denen Sie glaubten, daß sie vor dem Kriege Ihre
geborenenund besonders tätigen Feinde gewesen wären.

Meine Damen und Herren! Auch die konfessionellen
Gesichtspunktehat der Herr von der Sozialdemotratie
angeschnitten. Er hat behauptet, es wäre ein Unglück,
daß wir konfessionell gespalten seien. Ich kann dem nicht
zustimmen. Ich bin zwar der Ueberzeugung, daß in
vielen kritischen Momenten der deutschen Geschichte die
Ueberubjettivität, die meiner Auffassung nach aus der
Spaltung des deutschen Volkes auf konfessionellem Ge¬
biete herrührt, ein gewisses Verhängnis gewesen ist.
Wer, meine Damen und Herren, ich möchte dafür
nicht den Umstand missen, daß die Konfessionen
sich gegenseitig gründlich beaufsichtigen und recht¬
zeitig die Spitzen abbiegen. Ich könnte mir auch nicht
denken, auf welchem Wege die Einheitlichkeit in den
Konfessionenhergestellt werden tonnte, dies um so
weniger, als wir aus den Zeitläufen wissen, wie sehr
auf diesemGebiete durch eine gewisse Politik, nament¬
lich durch die Kombination der Politik des Zentrums
mit der Suziialdemokratieein dauernder Rückschritt auf
der ganzen Linie zn verzeichnenist.

Meine Damen und Herren! Die Sozialdemotratie
hat dann betont, daß sie so außerordentlich für die
Landwirtschaft tätig uud daran interessiert sei. Wenn
das der Fall ist, so machen Sie doch die Zollerhöhung,
W daß die Landwirtschaft wieder rentabel wird, und
lassen Sie vor allen Dingen Ihre Enteignungsgesetze,
denn beides verträgt sich nicht: für die Landwirtschaft
einzutreten und gleichzeitig für ihre Enteignung in
irgend einer Form zu sorgen, wie es in dem Städtedau-
»esetz zum Ausdruck kommt.

Meine Damen und Herren! Herr Pikard hat an¬
geführt, wieviele Millionen der Landwirtschaft jährlich
durch Reich, Länder, Provinzen und Gemeinden ge¬
Leben werden. Meine Herren, wenn man jemandem
vorher milliardenweise das Betriebsvermögen entzieht,
darf man nachträglichnicht auf die Millionen stolz sein,
d'e man ihm als Trinkgeld wieder zuweist. (Zuruf

des Abg. Haas: Das haben aber bisher die anderen
getan!) Meine Damen und Herren! Es ist gar keine
Frage, daß durch Bildung und Technik, wie es die
Sozialdemotratie in den Vordergrund schiebt, in der
Landwirtschaft außerordentlich viel zu erveichen ist.
Aber, meine Herren, Sie kommenum den letzten und
großen Zug nicht herum: Sie müssen die Rentabilität
der Landwirtschaftzurückgeben, damit sie überhaupt die
Standardisierung, die Technik und die Bildung ein¬
führen kann, denn ohne Geld und mit den heutigen
Verlusten ist das für jeden, der noch rechnen kann, ein
Unding. (Sehr richtig! rechts, Zuruf des Abg. Huff-
mann: Es lebe der Zollkrieg!) Ich habe Ihnen eben
gesagt, Verehrtester, — aber Sie haben wahrscheinlich
nicht zugehört — daß, wenn Sie die Zölle bis zur Ren¬
tabilität erhöhen, dies nicht in Bruchteilenvon Pfennigen
am Brötchen festzustellenist. Widerlegen Sie es, so
wäre ich Ihnen dankbar.

Meine Herren! Es äst zum Schluß gesagt worden,
daß die Landwirtschaftauf die Fürsorge nicht verzichten
kann. Es ist wohl selbstverständlich,daß darauf nie¬
mand verzichten wird. Aber ich glaube doch, wenn
daraus politische Verpflichtungen entstehen,wie sie in
Preußen und Deutschland und auch wohl hier bei der
Provinz entstanden sind, ist es besser, sich zu überlegen,
ob man nicht darauf verzichtet.

Meine Damen und Herren! Wir haben Anträge
zum Landwirtschaftsetat gestellt, und ich habe bisher
noch nicht von Ihnen gehört, daß Sie die Auswir¬
kungen des Frostes auf die Landwirtschaftin Erwägung
gezogen haben. Wir haben ja das Vergnügen, in diesem
Jahre durch den Antrag eines besonders liebens-

-würdigen Herrn aus den Ausschüssenherausbugsiert
wordeu zu sein. Ich halte das nicht für — na, sagen
wir einmal — der Situation entsprechend, denn, meine
Herren, wir wählen in diesem Jahre neu. Bei den
letzten Wahlen, die während des tagenden Provinzial-
landtages waren, waren wir die einzige bürgerliche
Partei, die um M> Prozent zugenommen hat; die
übrigen haben nur abgenommen. Meine Herren! Wes¬
halb denn da dieser kleine Affront, der uns so nett das
Agitationsmaterial in die Hand liefert. Es wäre doch
viel geschickter gewesen,Sie hätten es so gelassen wie
im vorigen Jahr. Aber das nur nebenbei.

Meine Dame» und Herren! In der Landwirtschaft,
namentlich in den Höhengebieten,sind durch den Frost
riesige Schäden entstanden. In großem Umfange sind
Kartoffeln und Gemüse erfroren, was sich fraglos als
Futternot ausWirten muß. Es fehlt überall an Futter¬
stroh, Heu ist bekanntlich nicht in genügendem Maße
vorhanden. Es fehlt das Geld, um Futterstroh zu
taufen und die Viehbestände durchzuhalten. Bei der all¬
gemeinen wirtschaftlichenLage ist das den einzelnen
Bauern nicht möglich. Es kommt hinzu, daß das ver¬
käufliche Vieh seit zwei Monaten wegen der Unmög-
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lichkeit des Marttauftriebes zwecklos gefüttert werden
mußte, ohne daß daraus ein Mehrerlös gu erwarten ist.
Die Wintersaaten, sowohl Getreide als auch Klee und
Raps, sind fraglos sehr geschädigt,wahrscheinlichzum
großen Teil vernichtet.

Wir haben in diesem Antrage den Provinzialaus-
schuß gebeten, daß er beschließenmöge, darauf hinzu¬
wirken, dafz sofortige Erhebnnycn über den Umfang des
Schadens borgenommen und sofortige Hilfsmaßnahmen
eingeleitet werden. In erster Linie ist die Beschaffung
von Futterstroh, Saat und Düngemitteln erforderlich,
wo es nötig ist, Sommerroggen noch zu säen. Meine
Herren! Wir wollen nicht den Weg gehen, den wir
bisher bei Notprogrammen und sonstigen Dingen ge¬
gangen sind, daß wir kleckerweise mit diesen Unter¬
stützungen im falschenMoment kamen und sie letzten
Endes verpufften^ ganz abgesehen, dauou, daß sie der
Nut der Landwirtschaft gegenüber nur ein Tropfen auf
den heißen Stein gewesen sind. Wenn die landwirt¬
schaftlichen Organisationen dieser Sache energisch näher
träten, beizeiten Schritte unternähmen und nicht in
bureaukratischerWeise damit wartete», so wäre das zu
begrüßen.

Wir haben einen weiteren Antrag eingebracht, daß
bei der großen Notlage der Landwirtschaft, aber auch
des Handels, des Handwerks und des Gewerbes es er¬
forderlich ist, daß die Landesbank und alle öffentlichen
Kassen angewiesenwerden, keine Strafaufschläge zu ver¬
langen, weun die Zinsen von der notleidenden Land¬
wirtschaft nicht gezahlt werden tonnen.

Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Pro-
vinzialllusschuß zu beauftragen, entsprechendeAnord¬
nungen in Grwägung zu ziehen. (Beifall bei der wirt¬
schaftlichen Bereinigung.)

VorsitzenderDr. Iarres: Der Antrag, der eben
verlesen worden ist, ist ja nach dem, was heute morgen
beschlossen wurde, dem Provinzialausschutz überwiesen
worden.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!

Zwei Dinge veranlassen mich, das Wort zu nehmen.
Zunächst einmal hat der letzte Redner permanent
wieder von einer Zollerhöhung gesprochen. Gr hätte
doch einmal versuchensollen, den Nachweis zu führen,
daß die jetzigenGetreidezölle sich tatsächlich in Deutsch¬
land auswirken. Ich bin überzeugt, daß ihm dieser
Versuch mißlungen wäre; denn trotz der Getreidezölle,
die wir haben, muß jeder objektiv Denkende feststellen,
daß sie bei den Preisen, die wir in Deutschland haben,
gar nicht zur Auswirkung kommen.

Weiter mächte ich aber auch darauf hinweisen, daß
eine Senkung der Preise — ebenfalls nach unten zu
den Konsumenten hin — nicht zur Auswirkung kommt.
Die Senkung der Getreidepreise, die sich in den letzten
Monaten des Jahres 1928 vollzogen hat und rund

l? Prozent beträgt, hat sich bei den Brotpreisen in
Deutschland im allgemeinen nur zwischen 2 bis » Pro¬
zent ausgewirkt. Die durchschnittliche Senkung des
Brotpreises beträgt nur 2,7 Prozent. Nur Genossen¬
schaften haben Preissenkungen von U> bis 15 Prozent,
im Durchschnittvon >2 Prozent, vorgenommen. (Hört,
hört! links.)

Wir müssen vor allen Dingen versuchen, den
Zwischenhandeliu einer ganz anderen Art und Weise
zu regulieren als es bisher der Fall war. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr richtig!) Es muß also die Ver-
teiluugsorganislltion unserer Lebensmittel anders ge¬
regelt werden. (Abgeordneter Gerlach: Sehr richtig!)
Diese Organisation kann m. G. für beide Teile am vor¬
teilhaftesten ausgebaut werden, wenn Landwirt und
Konsument auf diesem Gebiete Hand iu Hand arbeiten.
(Zustimmung.) Das ist bisher nicht geschehen und des¬
halb haben wir nach meiner Auffassung die große
Spanne.

Ich möchte dann noch zu Antrag 82 der Zentrums-
partei ein Wort sagen. Ich bringe das deshalb jetzt
vor, weil Herr Kollege Völlig bei einem anderen
Punkte darauf eingehen will, da jetzt leine Redezeit
mehr für das Zentrum vorhanden ist. Ich möchte
wünschen, daß er den Zwiespalt, den ich in diesem Zen-
trumsantrag Nr. 82 finde, nachher einmal in seinen
Ausführungen berührt.

Es heißt in diesem Antrage: „Der Landwirtschaft
kann aber nur geholfen werden durch Herstellung der
Rentabilität, also dadurch, daß sie für ihre Produkte
einen Preis erhält, der in etwa deu Produktionskosten
entspricht, der in dem durch den Teuerungsindex be¬
stimmten richtigen Verhältnis zu den Friedenspreisen
steht."

Das bedeutet doch nichts anderes als eine Steige¬
rung der Preise der landwirtschaftlichen Produkte.
Das wird auch gefordert! Die Folge würde natürlich
sein, daß die Löhne der Arbeiter steigen müßten, und
damit würden alle Produkte, die für die Landwirt¬
schaft hergestellt werden, die Industrieerzeugnisse,
wiederum im Preise steigen. In Wirklichkeithätten
wir dann das Rad, das wir ewig runddrehen könnten
und kämen doch nicht zu einem praktischen Resultat.
Ich kann nicht verstehen, daß die christliche Arbeiter¬
schaft in diesemHause dieser Fassung zugestimmt hat;
denn bisher hat die christlich organisierte Arbeiterschaft
doch immer eine Preissenkung verlangt (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!), d. h. vor allen Dingen auch
eine Senkung derjenigen Industriecrzeugnisse, die die
Landwirtschaft zu ihrer Produktion benötigt.

Vorsitzender Dr. Inrres: Ihre Redezeit ist ab¬
gelaufen.

Abgeordneter Haas: Da müßte man einsetzen,
und wenn das geschähe, dann würde bei einer Preis¬
senkungder Industrieprodukte es nicht notwendig sein,
die landwirtschaftlichenPreise zu heben. Und dennoch
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würde die Landwirtschaft nach meiner Ueberzeugung
besser fahren, als das heute der Fall ist. (Sehr richtig!
links.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr
Abgeordnete von Detten.

Abgeordneter von Detten: Meine Damen und
Herren! Gin paar Worte zu den Ausführungen des
Herrn Abgeordneten Haas. Er meint, die Zölle
würden sich nicht für die Landwirtschaft auswirken.
Es besteht also die Ansicht bei der Sozialdemokratie,
daß die allgemeine Agrarkrise der Welt bzw. die Welt¬
ernten an den niederen Preisen der Landwirtschaft
schuld wären. Warum haben Sie denn den spanischen
Handelsvertrag gekündigt und dafür gesorgt, daß auf
diesemWege höhere Weinzölle und dadurch auch eine
höhere Preisstellung des Weines möglich geworden
ist? Das ist der ganz klare Beweis, daß Sie auch
anders tonnen. Weshalb hat Gaprivi seinerzeit die
Zölle so herabgesetzt und die Ueberindustrialisierung
Deutschlands auf Kosten der Landwirtschaft durchge¬
führt, eine Zeit, die uns fraglos sehr viel besser be¬
kommenwäre, wenn wir die feine Linie, die Bismarck
damals gezogen hatte, beibehalten hätten.

Wenn nach Ihrer Ansicht höhere Zölle sich nicht
auswirken in höheren Preisen für die Landwirtschaft,
dann tonnen Sie es doch erst recht machen, dann wür¬
den die Arbeiter für die landwirtschaftlichenProdukte
absolut nicht mehr bezahlen. Ich verstehe gar nicht
recht die Konsequenz. Bei Bernkastel tonnten Sie
es wohl. Sie warten, bis ähnliche Dinge sich aus¬
Wirten müssen.

Dann ist gesagt worden, der Mehlpreis Ware um
17 Prozent gefallen und trotzdem wäre nachher der
Vrutpreis nur um 2 bis 3 Prozent gefallen. In
Welcher Zeit war das? Welche Verluste ruhen darauf?
Ist vorher das Mehl nicht auch sehr viel teuerer ge¬
kauft wordeu, so daß sich hier selbstverständlichder
Vreis-regulierende Ginfluh des Zwischenhandels be¬
merkbar machte? (Zuruf links: Das ist ein preis¬
treibendes Moment!) Das kann lein preistreibendes
Moment sein, denn solange wir die freie Wirtschaft
haben, haben wir soviel Konkurrenz, daß der eine den
anderen wieder herunterdrückt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hoffmann: Es ist ja keine freie Wirtschaft
mehr!) Darauf kommt es hier gar nicht an; das ist
derselbe Streitpunkt wie mit den Zöllen. Hier liegt
^ einfach daran, daß Sie weiter sozialisieren wollen.
Sie wollen Genossenschaften. Sie wollen die ganze
Aonsumcntenpolitik zusammenfassen als ein weiteres
Machtinstrument für Ihre Pläne. (Zuruf des Abge¬
ordneten Hoffmann: Zum Volkswohl!)

Der Aufbau dafür wird voraussichtlichdas Gin-
luhrkontingent und das Getreidemonopol werden. Die
Mühlen haben Sie ja bereits, nicht wahr? Hier ist also
ein ganz großzügiger Plan auf großpolitischem Gc-
dlete vorhanden, der hoffentlich nicht von den land¬

wirtschaftlichenOrganisationen unter der Decke mit¬
gemacht wird, was ich sehr stark befürchte,und was die
Bauern veranlaßt und in Zukunft veranlassen wird,
ihre Selbständigkeit noch mehr zu betonen und ihre
eigenen Wege zu gehen. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Die Erörterung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung. Von kommunistischer
Seite ist getrennte Abstimmung beantragt worden. Ich
bitte wie folgt abzustimmen: Zunächst zu Punkt 20,
Antrag der kommunistischenFraktion betr. Zinsver-
billigung; dann über Punkt 19 und danach in der
Reihenfolge, wie es die Tagesordnung vorsieht.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des V. und
I, Fachausschussessind, der dahin geht, den Antrag
der kommunistischenFraktion abzulehnen, sich zu er¬
heben. ^- Gs ist so beschlossen.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des V. und
I. Fachausschusses zu Nr. 19« und l> sind, sich zu er¬
heben. ^ Das ist so beschlossen.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des V.
Fachausschusses zu Punkt 21 sind, sich zu erheben. ^
Das ist so beschlossen.Desgleichenzu Punkt 22. Das
ist so beschlossen. — Zu 23; das ist so beschlossen. —
Zu 24; das ist so beschlossen.— Zu 25; das ist so be¬
schlossen.— Zu 26; das ist so beschlösse».- Zu 2? und
28; das ist so beschlossen. Dann bitte ich diejenigen,
die für den Antrag des V. Fachausschusses zu Punkt 18
sind, sich zu erheben.

Ich stelle fest, daß zu all diesen Punkten der Antrag
des Fachausschussesangenommen ist.

Meine Damen und Herren! In der Tagesordnung
ist eingangs vermerkt, daß der Vorsitzendegemäß 8 16
Abs. 3 der Geschäftsordnung Gegenstände der Tages¬
ordnung, zu denen nach Ablauf einer Stuude der
Sitzung keine Wortmeldung vorliegt, außer der Reihe
zur Beschlußfassungstellen kann. Ich mache hiervon
Gebrauch und rufe folgende Nummern der Tagesord¬
nung außerhalb der Ordnung auf: 43, 44, 45, 51, 52,
53, 81 und 82.

Zu43,44unt>45 erteile ich das Wort dem Herrn
Berichterstatter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen: Meine Damen und
Herren! Der Fachausschuß I schlägt Ihnen zu Punkt 43
die Wiederwahl des Herrn Landesrats Dr. von Bosse
unter den in der Drucksache 6 aufgeführten Bedin¬
gungen vor, zu Punkt 44 die Wahl des Herrn Landes-
verwaltungsrats Dr. Brandts zum Laudesrat
unter den in Drucksache 7 genannten Bedingungen und
zu Punkt 45 die Wahl des Herrn Oberregierungs¬
und -baurats Dr. Prager zum Landesbaurat unter
den in Drucksache 8 genannten Bedingungen.

Die kommuuistischeFraktion hat gebeten, zu be¬
tonen, daß sie im Fachausschußaus grundsätzlichenEr¬
wägungen gegen die Wahl bzw. Wiederwahl dieser
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' Herren Widerspruch erhoben hat. (Zuruf des Abge¬
ordneten Dunder: Daß wir aber gegen die Personen
nichts einzuwendenhaben!)

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widersprucherhebt sich gegen den Vorschlag
des Ausschussesnicht; es ist also so beschlossen. Im
Namen des Landtages darf ich den beteiligten Herren,
die gewählt oder wiedergewählt worden sind, die Glück¬
wünschedes Hauses aussprechen.

Zu Punkt 51 und 52 der Tagesordnung hat
Herr Abgeordneter Koenzgen als Berichterstatter das
Wort.

Abgeordneter Koenzgen: Zu den Punkten 51
und 52 schlägt der Ausschuß unveränderte Annahme
vor.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Es ist so beschlossen.

Zu Punkt 53 hat als Berichterstatter Herr Dr.
Hagen das Wort.

Abgeordneter Dr. Hagen: Zu Punkt 53: Antrag
des I. Fachausschusseszu dem Haushaltsplan für die
Verwaltungskosten der Landesbank der Rheinprouinz
für das Kalenderjahr 1929, schlage ich Annahme vor.

VorsitzenderDr. Zaires: Sie haben den Antrag
gehört. Wortmeldungen liegen nicht vor, es ist so be¬
schlossen.

Zu Punkt 81 und 82 hat als Berichterstatter
Herr Abgeordneter Bierwirth das Wort. — Der Be¬
richterstatter scheint auf das Wort zu verzichten.

Wortmeldungen liegen nicht vor. Es ist so be¬
schlossen, wie der III. Fachausschuß vorschlägt, d. h.
unveränderte Annahme.

Dann gehen wir in der Tagesordnung zu den
Punkten 29 bis 81 zurück, die zur gemeinschaft¬
lichen Verhandlung verbunden sind.

Berichterstatter zu Puutt 29 für den V. Fachaus¬
schuß ist Herr Abgeordneter Adler.

Abgeordneter Adler: Es handelt sich hier um
einen Antrag der kommunistischenFraktion, die zur
Unterstützung der durch Frost geschädigten Kleinwinzcr
eine Summe von 290 000 RM fordert. Der Ausschuß
hat in seiner Mehrheit dem Antrage der kommu¬
nistischenFraktion widersprochen und empfiehlt Ab¬
lehnung.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
für den FachausschußI Herr Abgeordneter Maus als
Berichterstatter.

Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschußschlägt
Ihnen hier gleichfalls Ablehnung des Antrages vor.

Stellv. Vorsitzender Dr. Saaßen: Zu Punkt
3 0 hat als Berichterstatter Herr Abgeordneter Berg¬
weiler das Wort.

Abgeordneter Bergweiler: Meine Damen und
Herreu! Einem Beschlusse des Provinziallandtages für

1928 folgend, wurde in Trier bei der Lehranstalt für
Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft eine Mädchen-
tlasse mit einem Gesamtkostenaufwande von 340 000
RM eingerichtet.In Drucksache Nr. 31 sind alle Maß¬
nahmen, die vom Provinzilllausschuß getroffen wur¬
den, ausführlich aufgeführt. Der Fachausschußhat an
dem Bericht des Provinzialausschusses nichts auszu¬
setzen gefunden und schlägt vor, den in der Drucksachc
vorgeschlagenenBeschluß anzunehmen.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaß en: Zu Punkt 31
hat als Berichterstatter des V. FachausschussesHerr
Bergweiler das Wort.

Abgeordneter Bergweiler: Der V. Fachaus¬
schuß schlägt Ihnen unveränderte Annahme des An¬
trages des Provinzialausschusses, betreffend Einrich¬
tung des Instituts für Klimaforschung bei der Pro-
Vinzial-Weinbaulehranstlllt Trier vor. Ich verweise
auf die DrucksacheNr. 32, worin in ausführlichster
Weise alle Gründe dargelegt sind, die für die Errich¬
tung einer solchen Forschungsanstalt sprechen.

Allein in den letzten drei Jahren sind dem deutschen
Weinbau durch die Maifröste annähernd 200 Millionen
Schaden entstanden. Nicht nur dem Weinbau, sondern
auch der ganzen Landwirtschaft wird es von Vorteil
sein, wenn es gelingt, Mittel und Wege zu finden,
den Schaden, den die Maifröste anrichten, zu ver¬
ringern.

Stellv. VorsitzenderDr. Snaßen: Zu Pu nk t 3 2
hat für den V. Fachausschuß derselbe Berichterstatter
das Wort.

Abgeordneter Bergweiler: Der V. Fachaus¬
schuß schlägt Ihnen unveränderte Annahme des Be¬
richts und Antrags des Provinzialausschusses, betr.
Ankauf des Hartrath'schen Weinbergs „Trierer Neu¬
berg" vor.

Der Weinberg liegt in unmittelbarer Nähe der
Lehranstalt in der Stadt Trier, rings umgeben von
den Weinbergen der Lehranstalt, und stellt eine Arron¬
dierung des Besitzesder Lehranstalt dar. Eine aus¬
führliche Begründung finden Sie in Drucksache 78. Es
erübrigen sich daher für mich weitere Ausführungen.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaß en : Zu P u » k t 3 2
hat als Berichterstatter des I. FachausschussesHerr
Abgeordneter Eberle das Wort.

Abgeordneter Eberle: Der I. Fachausschuß hat
dem Beschlusse des V. Fachausschusses Zustimmung er¬
teilt.

Stellv. VorsitzenderDr. Taaße n : Zu P untt 3 3
hat als Berichterstatter des V. FachausschussesHerr
Abgeordneter Pikard das Wort.

Abgeordneter Pikard: Meine Damen und
Herren! Der FachausschußV empfiehlt unveränderte
Annahme des Antrages in Drucksache 40. Hierbei bin
ich beauftragt, im Namen des Fachausschussesfolgen¬
des zu erklären. Wir begrüßen es, daß der Antrag
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Produktiven Charakter trägt, weil auch im Ausschuß
die Meinung vertreten war, das; es keinen Zweck habe,
den Winzern Unterstützungen in kleinen Portionen zu
geben. Keine Teilbeträge, sondern Arbeitsgelegenheit;
das ist notwendig!

Der Ausschuß hofft, daß für die mit dem Wegebau
in den Weinbergen verbundenen Grunderwerbsfragen
bei den Winzern Verständnis gewecktwird, damit dort
keine Verzögerungen und Schwierigkeiten in der Ar¬
beit eintreten.

Weiter wünschenwir, daß die Frage des Wegebaues
in den Weinbergen nicht mit burcautratischen Neben-
fragen belastet werde. Der Rat des Kulturamtes wird
begrüßt; aber es soll vom Kulturamt auch alles ge¬
schehen, um die Inangriffnahme der Arbeiten zu be¬
schleunigen. Die Verteilung der 7N0 00« RM ist so
vorgesehen,daß 500 0N0 RM für die Wegebauten und
200 000 RM für Zusammenlegungen bereitgestellt
werden. Die Durchführung der Arbeiten soll in einem
Zeitraum von zwei Jahren erfolgen.

Der Ausschußbegrüßt die Bereitwilligkeit der Pro-
vinzialverwaltung, den Gemeinden, die das auf sie
entfallende Soll nicht aufbringen tonnen, über die
Landesbank Darlehen zu geben.

Stellv. Vorsitzender Dr. Saaßen: Als Bericht¬
erstatter des I. Fachausschusses hat Herr Abgeordneter
Naumcmn-Höppenhofdas Wort.

Abgeordneter Bäumn nn-Hüppenhof: Der
I. Fachausschußschlägt Ihneu ebenfalls Annahme des
Antrages vor.

Stellv. Vorsitzender Dr. Saaßen: Als Bericht¬
erstatter zu Punkt 34 hat das Wort Herr Abge¬
ordneter Bergweiler.

Abgeordneter Bergweiler: Meine Damen und
Herren! Der V. Fachausschußschlägt Ihnen die un¬
veränderte Annahme des Etats der Provinzialletzr-
anstalt für Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft für
1929 vor.

Der Lehranstalt in Kreuznach soll eine Mädchen-
klasse — Sobernheim -^ angegliedert werden, was ohne
erheblicheKosten — 1500 RM Zuschuß sind im Etat
vorgesehen — erfolgt.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Die kommunistische Fraktion
hat Ihnen zu den vorliegenden Anträgen zu erklären,
daß sie auf der Annahme ihres Antrages besteht, der
vorsieht, daß 209 000 RM zur Unterstützung der durch
Frost geschädigtenKleinwinzer eingefetzt werden.

Außerdem sind wir nicht mit der Verteilung der
Mittel einverstanden, sondern wir sind dafür, daß
die Summe durch eine Kommission ver¬
teilt wird, deren Mehrheit aus Klein¬
winzern zusammengesetzt ist. Nur dadurch
haben wir die Gewähr, daß das Geld auch an die rich¬
tigen Stellen kommt.

Zu den übrigen Punkten, die hier zur Beratung
stehen, — Ankauf eines Weinguts usw. — erteilen wir
unsere Zustimmung.

Stellv, VorsitzenderDr. Saaßen : Das Wort hat
Herr Abgeordneter Pikard.

Abgeordneter Pitard: Meine Damen und Herren!
Die SozialdemokratischePartei lehnt den Antrag der
kommunistischen Fraktion unter Nr. 29 ab.

Zu den übrigen Anträgen haben wir zu erklären,
daß unsere Partei hierzu ihre Zustimmung erteilt.
Insbesondere begrüßen wir die großzügige Aktion, die
für die Kleinwinzer in die Woge geleitet worden ist.
Wir bedauern aber lebhaft, daß zwar Studienlommis-
sionen in dieses Gebiet gefahren sind, jedoch heute, im
Mnrz 1929, nicht von einer wirklichen Hilfe für die
durch Frost geschädigtenWinzer gesprochen werden
kann. Man hat kleine Geschenke gegeben, die höchsten¬
falls zum Kauf eines Paars Schuhe langen. Aber es
hat bisher daran gefehlt, daß man die Leute in die
Lage setzt, sich und ihre Familie zu ernähren. Das liegt,
wie wir glauben, auch an der bureankratischen Ver¬
schleppungspolitik,die beim Oberpräsidium herrscht.

In unserer Presse sind nach dieser Richtung hin
gegen das Oberpräsidium Angriffe erhoben worden.
Man hat lange Zeit gebraucht, um darauf zu ant¬
worten, und jetzt sagt man, daß die Dinge nicht so seien,
daß etwas geschehensolle usw. usw. Wir wolle» darüber
nicht mehr streiten, sondern nur hoffen, daß jetzt wirk¬
lich etwas geschieht, und daß das Oberpräsidium resp,
seiu Sachberater alles daransetzt,um die Not der Klein-
winzer zu lindern; denn das ist im gegebenen Augen¬
blick das Notwendigste.

Stellv. VorsitzenderDr, Saaßen: Weitere Wort¬
meldungen zu diesem Punkt liegen nicht vor. Wir
lommen zur Abstimmung. Ich lasse zunächst abstimmen
zu Punkt 29 über den Ant r ag des V. u n d I. Fach -
ausschusses auf Ablehnung des Antrages
der K.P.D. -Fraktion, betreffend Unter¬
stützung der KI ein Winzer.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag der Fach¬
ausschüsse sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt 30: Antrag des V. Fachausschusses
zudem Bericht des Pro v inzialaussch usses
überdieGinri ch tu ng ein erMädchen klaffe
bei der Provinzial-Lehranstalt für
Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft in
Trier.

Ich bitte diejenigen,die für den Antrag sind, sich zu
erheben. — Der Antrag ist angenommen,

Punkt 31: Antrag des V. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betr. Einrichtung eines
Instituts für Klimaforschung bei der
Prov inz ial-ilüe inbaulehranstalt zu Trier.
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Ich bitte diejenigen, die für den Antrag sind, sich
zu erheben. — Auch das ist die Mehrheit.

Punkt 32: Antrag des V. und I. Fachaus¬
schusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. den Anlauf
des Hartrath'schen Weinbergs „Trierer
Neuberg".

Ich bitte diejenigen,die für den Antrag sind, sich zu
erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Punkt 3ü: Antrag des V. und I. Fachaus¬
schusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. Aufnahme
einer Anleihe von bis zu 7 0 0 00« RM zur
Unter stütz ungdesB au esvonWeinbergs-
w e g e n.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag sind, sich zu
erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Puntt31:AntragdesV.Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinz ial-
Leh ra nstalte n für Weinbau, Obstbau und
Landwirtschaft in Trier, Kreuznach und
Ahrweiler für das Rechnungsjahr 1929
nebst Anlage I, Mädchenklasse Sobern-
heim (zur Anstalt Kreuznach).

Ich lütte diejenigen,die für den Antrag sind, sich zu
erheben.— Auch dieser Antrag ist angenommen.

Wir kommennunmehr zur Beratung und Abstim¬
mung der zusammengefaßtenP u nkte 3 5 bis 3 9.

Punkt 35: Antrag des I.Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über die Förde¬
rung von Kunst und Wissenschaft für das
Rechnungsjahr 1929.

Punkt 30: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der K. P. D. ° Frakt io n auf
Streichung der im Haushaltsplan für
„Ku » st und Wissenschaft" für 19 2 9 zur Er -
richtung und Unterhaltung von Denk¬
mälern usw. vorgesehenen Beträge und
auf Verwen d ung d ieser M itte I z ur Unter-
stützung der Erwerbslosen.

Punkt 37: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betr. Verteilung der
unte r Titel V! des Haushaltsplan es üb er
die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für 1929 vorgesehenen Mittel im
Netrage von 160 000 RM.

Punkt 35: Antrag des I. Fachausschusses
zudem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betr. die Ginrichtung
einer Arch ivberatu ng sstelle beider Pro -
uinzialver waltung.

Puntt 39: Ant rag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für die Provin-
zialmuseen für das Rechnungsjahr 1929,

Zunächst hat das Wort Herr Abgeordneter Dr.
Schüler als Berichterstatter.

Abgeordneter Dr. Schüler: Der I. Fachausschuß
schlägt Annahme der »beiden vorliegenden Haushalts¬
pläne und Ablehnung des kommunistischenAntrages
vor.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaß « n : ZuPunkt 3 si
und 39 hat Herr Abgeordneter Dr. Hommelsheim
als Berichterstatter das Wort:

Abgeordneter Dr. H om m elshei m: Der I. Fach¬
ausschuß schlägt Ihnen die Annahme der Anträge zu
Punkt 3» und 39 vor.

Stellv. VorsitzenderDr. Saahen : Das Wort hat
Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Es wäre zweckmäßig, über¬
haupt einmal festzustellen, ob dieses sogenannte Hohe
Haus noch beschlußfähigist. Die paar Männetens, die
da herumsitzen,haben jedenfalls nicht das Recht, im
Namen des Pruvinziallandtages zu sprechen.Aber das
ist ja Sache des Vorsitzendenbei den kommendenAb¬
stimmungen. (Zuruf des Abgeordneten Haas: Ihre
eigenen Leute sind ja auch abwesend.)Die sind schon da,
wenn es darauf ankommt; das wird sich nachher bei der
Abstimmung finden. (Stellv. VorsitzenderDr. Saahen:
Ich bitte, zur Sache zu kommen.) Ich bin schon dabei.

Zu den Anträgen 39 und 40. Darunter ist auch
ein Antrag der kommunistischenFraktion, die Aus¬
gaben für Denkmäler im Abschnitt „K u u st und
Wissenschaft" zu streiche». Wir haben alle Ursache,
diesen Antrag zu stellen,weil sich im Etat für Kunst
und Wissenschaft Summe» verbergen, die nichts anderes
als Subventionen an die katholischeund evangelische
Kirche sind. Wenn der Provinziallandtag für diesen
Zweck schon Gelder bewilligenwill, so soll er das unter
der Bezeichnung „Zuschüssean die katholischen und
evangelischen Kirchen"einsetzen und es nicht in Geheim¬
schrift machen-, dann weiß jeder Laie wenigstens Be¬
scheid,

Unter diesen Bewilligungen sind einige, die ich
herausgreifen will. z. B. 10 000 RM zur Instand¬
setzung des Quirinusdums inNeuß, und 15 000
RM Zuschuß für Instandsetzung der Kölner Pfarr¬
kirche St, Georg. So geht das durch alle Regierungs¬
bezirke weiter. In jedem kleinen Kaff wird plötzlich
noch irgendein altes Baudenkmal entdeckt. Da fehle»
ein Paar Schiefer, dort ist der Blitz eingeschlagen,weil
der Herrgott angeblichnicht aufgepaßt hat, da ist dieses
oder jenes nicht in Ordnung, Wir sind der Auffassung,
daß für diese Zwecke keine Gelder bewilligt werden
tonnen. Wenn man schon Golder hierfür ibewilligen
will, so soll man die Etats der K i rcheng em e in den
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angreifen. Die mögen ihre Steuern erhöhen, dann
können sie diese Summen decken. Wenn eine Arbeiter¬
organisation ihr Gewerlschaftshaus »der Versamm¬
lungslokal in Ordnung bringen will, bekommt sie auch
keine Zuschüsse, auch nicht von einer Kirchengemeinde,
^»is jez,;t ist das noch ausgeschlossen, und aus Gründen
der Rechtmäfzigteitsind Mir schon der Auffassung, daß
hierfür kein Pfennig bewilligt werden tmrf.

Diese Leute habe» kein Recht, von Bandonknmlpflege
zu sprechen. Es sind dieselbenLeute, die sich nicht ge¬
scheut haben, — ich sage das, ohne irgendwelche patrio¬
tische Ausfälle machen zu wollen — währeud des Welt¬
krieges in Flandern und im französischenGrenzgebiet
Kirchen und Kathedralen zu Pferdeställen zu machen.
Nicht zu Lazaretten, das wäre schließlich noch zu ver¬
stehen, sondern zu Pferdeställen! Wir selbst haben es
mitgemacht und können aus eigener Erfahrung
sprechen.Der Duug hat dort meterhoch vor dem Hoch¬
altar gelegen. Das war eine Gotteslästerung, wie sie
!chlimmernicht denkbar ist von jenen Leuten, die doch
angeblich immer die Interessen ihrer Kirche wahren
wollen.
/ Wir als Kommunisten sind grundsätzlich nicht da¬
gegen, daß auch Kirchen als Baudenkmäler erhalten
^bleiben,wenn sie wirklicheinen historischeu Wert dar.
stellen. Aber nicht in der augenblicklichenSituation,
wo Millionen von Erwerbslosen hungern und uns das
einzelne Menschenlebenhundertmal höher steht als

Irgendein altes Baudenkmal.
Anders ist die Frage, wenn die Arbeiterklasse

selbst über die Gelder zu verfügen hat; wenn sie selbst
feststellt, wo historischeBaudenkmäler sind, die man
im Interesse der ganzen Entwicklung des Voltes
schütze» muß. Ich erinnere nur daran, daß das viel-
aeschmähte und besonders aus dem Lager der
Schwarzen mit Schmutz beworfenc Sowjctruß-
land Hunderte und aber Hunderte von
Kirchen erhält, weil sie wirtliche historische Bau¬
denkmäler aus der Zeit der Tartarcnherrschaft und
zaristischenHerrschaft des Mittelalters sind. Ich er¬
innere nur an die Isnakkathedrale in Moskau und nn
hundert andere Kirchen. Die Sowjetregiernng, die
gleichbedeutendist mit der Herrschaft der Arbeite r
und Bauern, zeigt also, daß sie Wohl Verständnis
für Kunst und Wissenschafthat. Aber das kann in
diesem kapitalistischen Staate nicht in Frage
kommen; vor allem deshalb nicht, weil die Arbeiter
selbst nicht darüber mitbestimmen, was ein Baudenk¬
mal ist, sondern irgendein Pfarrer, der auf seiner
fetten Pründe sitzt und gern eine Wallfahrtstapelle —
Mir in, Falle Montabaur — zur Heranlockung des
Pilgerstroms aufmachen und damit Geld verdienen
will. Das sind die christlichenErwägungen dieser
Leute, wenn sie ihre Anträge stellen.

Daß die Zahl der Antragsteller nicht gering ist, geht
aus der Bemerkung des Antrages hervor, daß aus
dem vorigen Jahre noch 4 NO Anträge vorliegen,
weshalb eine ganze Reihe vo» Anträgen in diesen»
Jahre nicht berücksichtigt werden kann. Wir können
es ja verstehen, aber Leute, die in der Politik nicht
so bewandert sind, verstehen es nicht, wenn auch die
Sozialdemokratin für diese Positionen stim¬
men, da sie doch aus der Nrzeit der Sozialdemokratir
immer noch der Meinung sind, daß diese Leute Frei¬
denker sind und grundsätzlich jede Subvention der
kirchlichen Organisationen ablehnen. Es hat einmal
eine Zeit gegeben,als der alte August Bebel, den wir
nicht als früheren Kommunisten reklamieren, der aber
an der damaligen Zeit gemessen,ein guter Klassen-
tämpfer war, das Wort prägte: „Christentum
und Sozialismus vertragen sich wie
Feuer und Waffe r." Dieser Satz hat im Interesse
der Klarheit der marxistischenPrinzipien auch heute
»och Geltung, und auch der Satz von Karl Marx:
„Religion ist das Opium der Völker!" gilt
heute noch. Wir haben daher kein Interesse daran,
grundsätzlicheFragen zu verschleiern.

Wir müssen mit aller Schärfe anprangern, daß fetzt
in dem von der „Rheinischen Zeitung" heraus¬
gegebenen Katholischen Blatt der religiösen Sozin-
listen und dem Karlsruher Blatt der protestantischen
Sozialisten die Forderung aufgestellt wird: „Religion .
und Sozialismus verhalten sich nicht wie Feuer uud
Wasser, sondern ergänzen sich, um das Reich Gottes ini
Sinne der Religion herzustellen." Das ist jetzt die
neueste Parole Sullmanns. Nachdemer gesehen hat,
daß es mit der Sozmlisicrnngslommission von Karl
Kautsty Essig geworden ist, ist man glücklich auf den
religiösen Sozialismus gekommen. Genau so, wie die
Deutschnationnlenmit ihrem „Erbfeind" auf den Hund
gekommensind, so sind diese Leute auf den religiösen
Sozinlismus gekommen.

Es bleibt ja nicht dabei, daß diese Gelder hier in
der Provinz allein verlangt werden, sondern wir stellen
fest, daß darüber hinaus im Reichsctat 83 Millionen
RM aus öffentlichenSteuermitteln bereitgestelltsind,
um den gcfrässigen Kirchcnmagen sättigen zu helfen,
und daß neuerdings ein Gesetz in Vorbereitung ist,
wodurch die Kirchensteuern erhöht werden
sollen. Grund genug für Kommunisten und Sozia¬
listen, die wirtlich Freidenker sind und die Prin¬
zipien des Sozinlismus hochhalten,diese Dinge in aller
Öffentlichkeit bekanntzumachen. Aber darüber wird
bei Ihnen der Mantel christlich-sozialistischer Nächsten¬
liebe gedeckt.Außerdem ist vorgesehen— in den Ver¬
handlungen über den Konkordatschacherist das sehr
klar zum Ausdruck gekommen—, daß Millionen und
aber Millionen Mark für das Konkordat, für die
Kirchen verwendet werden sollen. Wenn die Dinge so
verlaufen werden wie in Italien, wo der ehemalige
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Sozmlistenführer Mussolini (Zuruf: Da hielten
Sie diese Rede nicht!) — der genau denselbenWeg wie
Ebert und Scheidemann durchlaufen hat — jetzt ge¬
holfen hat einen Gesetzentwurfdurchzupeitschen, in dem
festgelegt wird, daß die Pfarrer nicht nur vom Militär¬
dienst befreit sind, sondern sogar vollkommeneStraf¬
freiheit im weltlichen Sinne genießen, daß also nur
das geistliche Gericht eingreift, wenn solche Verfeh¬
lungen vorkommen, wie es seinerzeit hier mit dem
Holnischen Mariawittenpriester der Fall war, — wenn
in solchen Fällen nicht das öffentliche, sondern das
geistlicheGericht eingreift, wie das in Italien be¬
reits Tatsache geworden ist —, dann wird es den kom¬
munistischenZeitungen nicht mehr möglich sein, solche
Dinge zu enthüllen wie in MGladbach, wo Kapläne
wegen Sittlichkeitsverbrechenverurteilt werden mußten.
Dann wird alles in den Dunkelkammern der Inquisi¬
tion verschwinden,und man wird dort die Leutchen
pro lorma aburteilen. (Zuruf: Was hat das mit der
rheinischen Denkmalpflge zu tun?) Das hat mit der
rheinischenDenkmalpflege insofern etwas zu tun, daß
man, wenn man hier soviel Geld hineinsteckt und diese
Institutionen verbessern und ausbauen hilft, dann
dieses ganze Shstcm stützt; deshalb müssen wir das im
Zusammenhang damit tlarlegen. Die Kirche hat schon
so vieles gefressen, daß man sich auf das Wort Goethes
berufen kann: „Die Kirche hat ganze Länder gefressen,
aber sie hat sich noch niemals daran überfressen". Den
Sozialdemokraten sagen wir nur: Sie werden später
merken, daß das Wort wahr ist, „Wer vom Papste
frißt, stirbt daran."

Die Folgen dieser Unterstützung der kirchlichen
Reaktion sowohl im Reichsmaßstabewie in Provinz
und Kommune zeigen sich bereits in solch erschrecken¬
dem Maße, daß sogar die demokratischePresse ge¬
zwungen wird, dagegen Sturm zu laufen. Ich er¬
innere an eine Notiz im „Berliner Tageblatt" mit der
Ueberschrift: „Das Zollamt als Zensor". Das Be¬
streben, sich in den einzelnen Ländern den Rang ab¬
zulaufen in der Durchführung des Kampfes gegen
Schmutz uud Schuud, führt z. B. dazu, wie es in
diesem speziellenFall angeführt wird, daß ein hervor¬
ragender graphischer Künstler — ein bürgerlicher
natürlich, kein Kommunist; es gibt auch solche — Bilder
und Zeichnungen des bekanntenZeichnersGeorg Grosz
an seinen Freund zurückgeschickt hatte. Diese Zeich¬
nungen waren zuerst nach der Schweiz gegangen und
gingen dann zurück. Die Bilder wurden an der Grenze
beschlagnahmt. Die Staatsanwaltschaft hat ein Ver¬
fahren eingeleitet, uud jetzt wird diesen Leuten wegen
Verstoßes gegen das Republitschuhgesetzder Prozeß
gemacht; also nur, weil ein einzelner Mann diese
Dinge in der Hand gehabt hat. Wenn das „Tage¬
blatt" sich darüber entrüstet, so tonnen wir das ver¬
stehen, aber die Leute haben kein Recht zur Ent¬
rüstung,

Zum Schluß eine Anfrage an den Landeshauptmann
Dr. Horion. Gin Teil der Presse hat behauptet, daß
die Absicht bestände, Ginspruch gegen die Aufführung
von Lampels „Revolte im Erziehn n gsh aus",
das am Samstag in Düsseldorf gespielt wird, zu
erheben. Wenn das der Fall ist, können wir es viel¬
leicht erleben, daß der Landeshauptmann an der
Spitze einer Stinkbombenkolonne diese „Revolte"
niederkämpfenhilft.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Der
Herr Abgeordnete Nohl hat hier ausgeführt, daß die
Mittel der Denkmalpflege der Provinz für Kirchen
verwendet werden müßten, in die der Blitz ein¬
geschlagen sei, weil der Herrgott nicht aufgepaßt habe.
Diese Ausführungen sind geeignet, das religiöse Ge¬
fühl zahlreicher Mitglieder dieses Hauses zu verletzen.
Ich rufe ihn deshalb zur Ordnung. (Bravo! Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Sie verletzenunsere Gefühle
noch mehr!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Gberle.
Abgeordneter Eberle: Ich möchte zu einem

anderen Gegenstande der Tagesordnung einige Aus¬
führungen machen, und zwar zu der Forderung, die
der Provinzialllusschuß in Uebereinstimmung mit dem
FachausschußI erhebt: 25 00«.— RM zur Verfügung
zu stellen, um eine neue Aufgabe für die Rhein¬
provinz zu übernehmen. Diese besteht darin, Archi-
valien zu sammeln, die irgendwo auf dem Lande, in
kleinen Städten und vielleicht auch in größeren
Städten ein verborgenes Dasein führen.

Wenn Sie die Drucksache,in der die Forderung
begründet wird, genau durchsehen, werden Sie fin¬
den, daß hier ein neues Amt aufgezogen werden soll.
Für mich unterliegt es keinem Zweifel, daß, wenn dies
geschieht, und der „richtige Mann" an der berühmten
„richtigen Stelle" steht, er auch bestrebt sein wird, aus
diesem Amte etwas zu machen.

Wenn ich weiter in der Vorlage finde, daß dem
Amt ein Ausschuß von 17 Personen als Archiv-
beratungs-Kommission zur Seite gestellt wird — ähn¬
lich wie die Kommission für Kunstdenkmäler, so habe
ich die Befürchtung, daß wir in Zukunft mit diesen
25N00 NM, die für dieses und gleichzeitig auch für
das nächste Jahr in den Haushalt eingesetzt sind, nicht
auskommen werden. Es ist allerdings die Rede davon,
daß diese 25 000 RM zunächst zur Besoldung von
einer oder zwei Kräften vorgesehen sind. Was das be¬
deutet, weiß ich auch nicht; wenn man eine solche Vor¬
lage unterbreitet, und 25000— RM fordert, so müßte
mau m. E. ganz genau wissen, ob man davon eine oder
zwei Personen besolden will. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haas: Es sind doch zwei Pensionierte da.)
Ach so? Es sollen also gewissermaßen nur Halb¬
invalide eingestellt werden. Ja, darüber bin ich nicht
unterrichtet und kann deshalb dazu auch nichts sagen.
Wenn hierbei auch Pensionierte Verwendung finden
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sollten, so müßte ich auch dagegen Einspruch erheben.
(Sehr richtig! links.) Denn in der heutigen Zeit können
wir es uns einfach nicht leisten, daß Leute, die eine
anständige Pension bekommen,auf diesem Wege auch
noch zu Nebeneinkünften gelangen können. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Nebenbeschäftigungdarf
bei Beamten nicht sein!) Aber da hierüber in der Vor¬
lage nichts gesagt ist, kann ich hierzu natürlich auch
keine bestimmte Behauptung aufstellen. Daneben
sollen aus den 25 000.— RM noch die Reisekosten be¬
stritten werden.

Ich gebe zu, daß die Sammlung wichtiger Archi¬
varen eine sehr schöne Sache sein mag. Ist es aber
notwendig, diese Sache jetzt aufzuziehen, wo allgemein
der Ruf nach Sparsamkeit ertönt? Es ist eigenartig,
daß gerade auch die Herren von der Arbeitsgemein¬
schaft, die hier erklärt haben: „Wir müssen daran
denken zu sparen und können nur das Notwendigste
ausgeben", nach den Erklärungen die sie im I. Fach¬
ausschuß abgegeben haben, bereit sind, für die Ueber¬
nahme dieser neuen Aufgabe zu stimmen.

25 000.— RM! Meine Damen und Herren, das
hört sich ja so erträglich an! Sie müssen aber bedenken,
daß das eine dauernde Ausgabe sein soll. Ich
frage Sie nochmals: Ist es jetzt an der Zeit, wo wir seit
1925 noch eine Schuldenlast von 2,7 Millionen mit¬
schleppenund heute noch nicht wissen, wie wir diese
Schuldenlast tilgen tonnen, für die wir als Zinsen
jährlich doch mindestens160 000 bis 170 000 RM aus dem
ordentlichen Haushalt bestreiten müssen — ist es nun
an der Zeit, mit einer solchen Vorlage an den Pro¬
vinziallandtag heranzutreten? Bei ruhiger und sach¬
licher Ueberlegung werden Sie Wohl zu dem Stand-
Punkte kommen, auf dem auch unsere Fraktion an-

, nelangt ist, nämlich diesen Antrag abzulehnen. (Sehr
Wichtig! links.)
' Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das

Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Aus den Be¬

ratungen und in der Kommissionhabe ich mit großer
Befriedigung feststellen können, daß sämtlicheParteien
einschließlichder SozialdemokratischenPartei, gern bereit
sind, die Mittel zu bewilligen, die erforderlich sind, um
unseren alten, wertvollen historischen Kunstbesitz in
der Rheinprovinz, besonders soweit er sich in Bau¬
denkmälern zeigt, zu erhalten. Wir Pflegen diesen
Kunstbesitz, weil wir dadurch wertvolle Verbindungen
mit der Vergangenheit und der Geschichte der Rhein-

Provinz knüpfen (Sehr richtig! rechts) und so die
Gegenwart aus der Vergangenheit lernen lassen
wollen.

i Nun ist es aber für die Pflege der geschichtlichen
Vergangenheit ebenso wichtig, daß auch diejenigen
Denkmäler erhalten und aufbewahrt werden, die nicht
Baudenkmäler sind, sondern sich in geschichtlichen
Archivalien zeigen und jetzt, soweit nicht die großen

Städte in Betracht kommen, zerstreut liegen und nicht
nur zerstreut liegen bleiben — wenn das der Fall
wäre, dann könnten wir warten —, sondern auch in alle
Winde zerstreut werden, wenn wir nicht bald daran¬
gehen, diese wertvollen Knnstdentmäler der Ver¬
gangenheit aufzuzeichnen,zu sammeln und etwas für
ihre Erhaltung zu tun. (Sehr richtig!)

Das ist Wohl die Veranlassung dazu gewesen, daß
sämtliche kommunalen Spitzenverbände der Rhein¬
provinz, der Rheinische Städtetng, der Landkreistag
und der Rheinische Gemeindetag an die Provinzial-
verwaltung mit der Bitte herangetreten sind, doch die
nötigen Schritte zu unternehmen und vor allem durch
Beratung und Unterstützung der Stellen, die die
eigenen Kräfte nicht haben, dafür zu sorgen, daß diese
Kunstdenkmäler der Vergangenheit gepflegt, erhalten
und auch für die Zukunft aufbewahrt werden.

Wenn wir nu» in der Lage sind, dieser Aufgabe
durch die doch verhältnismäßig niedere Summe von
25 000.— RM gerecht zu werden, so können wir es
wohl nicht verantworten, diesen Betrag abzulehnen
und wie bisher auf diesem Gebiete die Unordnung,
Verschleuderung und Verschwendung unserer wert¬
vollen Kunstschätzc der Vergangenheit weitergehen zu
lassen. Infolgedessen bitte ich Sie, dem vorliegenden
Antrage zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur
Abstimmung. Ich lasse abstimmen über den Antrag
des I. Fachausschusseszu Punkt 35. Ich bitte die¬
jenigen, die für den Antrag des Fachausschusses sind,
sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Zu Punkt 3f>. Ich bitte diejenigen, die für den An¬
trag des Fachausschussessind, sich zu erheben. Der
Antrag ist angenommen.

Zu Punkt 37. Wer für den Antrag des Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. Der An¬
trag ist angenommen.

Zu Punkt 38. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag des I. Fachausschussessind, sich ?,u erheben.
Der Antrag ist angenommen.

Punkt 39. Ich bitte diejenigen, die für oen Antrag
des Fachausschussessind, sich zu erheben. Auch dieser
Antrag ist angenommen.

(Zuruf des Abgeordneten Haas: Ich bitte bei
Punkt 3« um die Gegenprobe.) Zu Punkt 38 wird um
die Gegenprobe gebeten. — Der Antrag ist an¬
genommen. (Heiterkeit.)

Wir kommen nunmehr zu den Punkten 40, 41
und 42.

Punkt 40: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zilllausschusses, betr. Ginstellung eines
Betrages von 50000 RM in den Haus¬
haltsplan zur Förderung des handwerk¬
liche n N a ch w uchsc s.
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Punkt 41: An traz, des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zilllausschusses, betr. Gewährung eines
einmaligenundeineslaufendenZuschus-
ses für das „Haus der Technik" in Essen.

Punkt 42: Antrag des 1. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan für „Gewerbliche
Zwecke" für das Rechnungsjahr 1929.

Zu allen drei Punkten hat Herr Abgeordneter
Maus das Wort als Berichterstatter.

Abgeordneter Maus: Im FachausschußI wurden
zu Punkt 49 der Tagesordnung dahingehend Be¬
denken geäußert, das;, wenn man den Handwerks¬
kammern von der Provinz aus Beihilfen gäbe, dann
mit Recht auch die Handelskammern kommen und
ähnliche Anträge stellen tonnten. Auch wurde betont,
daß es nicht Aufgabe der Provinz sei, Aufgaben durch¬
zuführen, die eigentlichdem Staat und den Gemeinden
obliegen müßten. Trotzdem hat der Fachausschußes
für notwendig erachtet, vorzuschlagen, dem Antrage
unter der Voraussetzung stattzugeben, daß über die
Verwendung im einzelneil der Provinzialausschuß be¬
stimmen soll, nachdem die Handwerkskammern gehört
worden sind. Der FachausschußI empfiehlt Ihnen da¬
her die Annahme des Antrages, wie er in Anlage 81
in der Drucksachc vorliegt.

Zu Punkt 41 wurde im Fachausschußvon mehreren
Seiten bedauert, daß sich in letzter Zeit die Fälle häuf¬
ten, in denen Einrichtungen geschaffenwürden, die
an und für sich gut und zweckmäßig seien, bei denen
man sich aber nachher, wenn sie finanziert werden
müßten, an die Provinz um Zuschüsse wendete, wäh¬
rend diese Institute iu Wirklichkeit von den Kom¬
munen selbst finanziert werden müßten.

Im vorliegenden Falle handelt es sich um das Haus
der Technik in Essen. Der Fachausschuß hat nach
einigen Bedenken dem Antrag mit der Begründung
zugestimmt, daß nicht nur die Stadt Essen, sondern
auch weite Teile der Provinz von diesem Haus der
TechnikVorteile haben würden; um so mehr, als es
sich hierbei um Fortbildung für Ingenieure, Chemiker
und Technikerder Praxis handelt, nicht aber um eine
Ausbildung, zumal das Institut auch bewußt erklärt
hat, daß es weder eine Hochschule sei, noch eine solche
werden wolle.

Zu Punkt 42 ist zu bemerken, daß der Haushalt
gegen das Vorjahr eine Mehrausgabe von 500N RM
für die Gesellschaft zur Förderung des betriebswisseu-
schaftlichenInstituts für Eiuzelhaudelsforschung an
der Universität Köln enthält. Der Fachausschußschlägt
Ihnen die Annahme des Haushaltsplans für „Ge¬
werbliche Zwecke" mit dem Zusatz vor, daß weitere
50 009 RM in Ausgabe eingesetztwerden, sofern Sie
Punkt 40 der Tagesordnung zustimmen.

Stellv. VorsitzenderGberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kühnen.

Abgeordneter Kühnen: Meine Damen und
Herren! Bei der laufenden Nr. 40 unserer heutigen
Tagesordnung handelt es sich um Förderung des hand¬
werklichen Nachwuchses,wofür 50 000 RM bewilligt
werden sollen. Es liegt ein Antrag des I. Fachaus¬
schusses vor, der den Antrag des Provinzialausschusses
dahingehend ergänzt, daß er hinzufügt, zu welchen
Zwecken die Mittel im einzelnen Verwendung finden
sollen. Ueber die Verteilung an die einzelnen Stellen
entscheidetder Provinzialausschuß.

Die sozialdemotratischeFraktion hat sich, nachdem
sie nochmals eingehend zu der Angelegenheit Stellung
genommen hat, nicht entschließenkönnen, diesem An¬
trag ihre Zustimmung zu geben. Das hat mit einer
mehr oder weniger großen Freundlichkeit gegeniiber
dem Handwerk gar nichts zu tun. Ebenso wie man
uns hier oder da nachsagt, daß wir der Landwirtschaft
gegenüber feindlich eingestelltwären, kommt es ja auch
vor, daß man uns nachsagt,wir wären dem Handwert
gegenüber nicht freundlich eingestellt. Das eine ist so
unwahr wie das andere.

Wir nehmen hier eine ablehnende Stellung ein,
weil wir uns sagen, daß mit den 50 000 RM in der
ganzen Provinz überhaupt nicht viel anzufangen ist.
Vor allem glauben wir hervorheben zu müssen, daß
sich mehr und mehr der Zustand herausbildet, von der
Provinz Mittel für Dinge anzufordern, für die sie in
erster Linie eigentlich nicht da ist. Wir sind über¬
zeugt, daß es diesmal 50 000 RM sind, und daß diese
Summe demnächst entsprechendsteigen wird; und wenn
sie einmal im Etat steht, wird sie auch nicht mehr her¬
auskommen. Ob wir unsereu Standpunkt künftig
revidieren werden, steht noch dahin. Für den Augen¬
blick erkläre ich namens meiner Fraktion, daß wir, so
wie die Finanzlage innerhalb der Provinz liegt, nicht
in der Lage sind, diesem Antrage zuzustimmen.

Ich berufe mich genau wie mein Parteifreund
Gberle darauf, daß wir aus dem Jahre 1925 noch
2 700 000 RM alte Schulden haben und dafür nahezu
200 000 RM Zinsen nutzlos zum Fenster hinaus¬
werfen. Solange diese Misere vorhanden ist, sind wir
nicht in der Lage, derartige neue Verpflichtungen zu
übernehme». Außerdem stehen wir auf dem Stand¬
punkt, daß die ganze Zuschußwirtschaftdoch irgendwo
einmal ein Ende haben muß. Bei allem Verständnis
und allem Wohlwollen, die das Handwerk verdient,
sind wir nicht in der Lage, dem Antrage zuzustimmen.

Stellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Meine Damen und
Herren! Unter Punkt 40 wird ein Betrag von 50 000
RM angefordert, der der Handwerkskammerzur Ver¬
teilung an schwacheGemeinden bzw. an solche Berufs¬
schulen überwiesen wird, die aus eigenen Mitteln nicht
in der Lage sind, das Erforderliche aufzubringen. Als
der Gedankeauftauchte und Herr Sanders im Provin¬
zialausschuß diesen Antrag mündlich stellte und be-
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«rundete, hatten wir uns anfangs für die Bereitstel¬
lung von 50 900 RM ausgesprochen,ungeachtet dessen,
daß die Schuldenlast der Provinz noch um 50 000 RM
steigt, was wahrscheinlich für die Sozialdemotraten
hier der Grund zur Ablehnung ist.

Wir wenden uns hier aus andere» Gründen gegen
die Bewilligung der 50 000 RM, nämlich deshalb, weil
ursprünglich gesagt wurde, daß die Verteilung dieses
Geldes an die Kommunen durch die Provinz erfolgt,
und die betreffenden leistungsschwachenBerufsschulen
uon den Handwerkskammern benannt werden sollen.
Der Antrag der uns fetzt vorliegt, sagt aber, — wenn
auch in einer Ergänzung — daß diese 50 000 RM als
Beihilfe an die Handwerlstammern zur Förderung
des handwerklichenNachwuchses gegebenwerden sollen.
Die Handwerkskammern sind leine öffentlichen Ein¬
richtungen im Sinne der Gemeinden und Gemeinde¬
berbände, d. h, ihre Sitzungen und Verhandlungen
sind nicht öffentlich. Die Wahlen zu den Handwerks¬
kammern erfolgen auch «ur durch die Gewerkschaften
und die Handwerkerorganisntiunen, so daß wir also
hier Mittel für einen Zweck aufwenden, für den die
Provinz an sich überhaupt nicht zuständig ist. Ich bin
schon der Meinung, daß, wenn wir 50 000 RM zur
Verfügung stellen, wir dies mit der Motivierung tuen,
daß diese Summe nach Anforderung durch die Pro-
binzialverwaltung nu die Gemeinden bzw. Gemeinde¬
verbände verteilt wird. Dem Antrag in der vor¬
liegenden Form tonnen wir unsere Zustimmung nicht
neben.

Das gleiche gilt für den Antrag zu Punkt 41, wo¬
nach ein dauernder Zuschuß an das Haus der Technik
in Essen gegeben werden soll. Wenn wir diesen An¬
trag ablehnen, so geschieht es aus prinzipiellen Grün¬
den. Ich kenne die Struktur des Hauses der Technik
nicht genau; aber wenn ich richtig informiert bin, ist
es etwas Aehnliches wie das Dinta, d. h. es werden
dort Forschungen angestellt, neue Rationalisierungs-
wethoden usw. ausgeklügelt, die sich im letzten Grunde
wiederum zum Schaden der Arbeiterschaft auswirke».
Deshalb wenden wir uns gegen diesen Antrag, zumal
die Pruvinzialverwaltung für derartige Zwecke scho»
übergenug Mittel aufwendet. Wenn die Stadt Essen,
die finanziell sehr gut gestellt ist, eine solche Einrich¬
tung trifft, mag sie die erforderliche Summe aus
ngenen Mitteln aufbringen. Wir lehnen auch diesen
Antrag ab.

Zu Punkt 42, der den Haushaltsplan für „Gewerb¬
liche Zwecke" zur Grundlage hat, habe ich am Dienstag
schon Ausführungen gemacht. Wir stimmen diesem
Etat nicht zu, weil darin ein erheblicherTeil von Auf¬
wendungen enthalten ist, die ähnlichen Zweckenwie
den vorhin gekennzeichneten dienen.

Stellt,. VorsitzenderGber I e: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine Damen
Und Herren! Meine Freunde werden beiden Anträgen

— sowohl den« Haus der Technik wie auch dem Antrag
für das Handwerk — zustimmen. (Hört, hört!)

Was das Haus der Technikangeht, so haben wir
uns überzeugt, daß es sich hier um eine Ginrichtung
handelt, die für die ganze Provinz von Bedeutung ist.
Wir bewilligen daher gern den Zuschuß, der übrigens
— soweit ich aus dem Provinzialausschuß unterrichtet
bin -^ für die künftigen Jahre noch keineswegs i»
seiner Höhe festgelegt ist, sondern dauernd wieder be¬
willigt werden wird.

Was den Antrag 40 angeht, so hatten wir dagegen
in seiner ursprünglichen Form Bedenken, die unser
Etatsredner auch zum Ausdruck gebracht hat. Sie
gründen sich darauf, daß es uns völlig unmöglich er¬
scheint, mit der Summe von 50 000 RM die elf Auf¬
gaben zu erfüllen, die zunächst in dem Antrage auf¬
geführt waren. Weiterhin hatten wir auch Bedenken
nach der Richtung, ob die Verteilung, so wie sie vorge¬
schlagen war, zweckmäßigsein würde. Nachdemuns
aber im Ausschußdarüber Aufklärung gegeben worden
ist, und nunmehr der Zusahantrag gekommenist, sind
wir bereit, zuzustimmen. Wir werden also diese
50 000 RM bewilligen. (Zuruf des Abgeordnete»
Gerlach: Es lebe die Sparsamkeit!)

Stellv. VorsitzenderGber I e: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sanders.

Abgeordneter Sanders: Meine Dame» und
Herren! Ich habe zu dem Antrag nicht sehr viel zu
sagen. Zunächst muß ich mich sehr Wundern, daß der
Widerstand gegen den Antrag von der Linken kommt.
Es handelt sich doch um einen Antrag, der geeignet ist,
den arbeitenden Ständen tatsächlich die Möglichkeit
zu geben, die Schwierigkeiten und fürchterlichen
Hemmnisse,die fetzt dem Handwerk entgegenstehen,in
etwa dadurch zu bannen, daß sie fetzt befähigt find,
mit allen modernen Mitteln in diesem Kampf einzu¬
treten. Von der Linken wird nicht bestritte», daß der
Mittelstand einen überaus schweren Kampf führt. Wir
sind nns auch bewußt, daß wir diesen Kampf im großen
und ganzen mit eigenen Kräften führen müssen: und
wir werden ihn auch führen und dabei hoffentlichdie
nötige Unterstützung finden.

Wenn nun der Herr Redner der SPD. gesagt hat,
die Handwerker sollten diese Stellungnahme um
Gotteswillen nicht als Handwerkerunfreundlichkeitbe¬
trachten, so weiß ich wahrhaftig nicht, wie ich das auf¬
fassen soll. Wenn wir, die wir doch wohl zuerst dafür
kompetentsind, sagen, ,dah hier ein Wog beschritten wer¬
den kann, der diesem Teil ber arbeitenden Bevölkerung
Hilfe bringt, so hat doch Wohl niemand das Recht zu
sagen: Das ist nicht der Weg der zum Ziele führt!
Wir werden natürlich aus dieser Stellungnahme
unsere Schlüsse ziehen.

Nun hat Herr Abgeordneter Duuder gesagt, — und
darüber muß ich mich ebenfalls sehr wundern — daß
sich sowohl die SPD. als auch er im Provinzialaus-
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schuh für den Antrag ausgesprochenhaben. (Zuruf des
Abgeordneten Steinbüchel: Mit starkem Vorbehalt;
das wissen Sie doch!) Nun gut, Sie scheinen von Ihrer
Fraktion desavouiert zu sein und jetzt nicht mehr
ihren ursprünglich eingenommenen Standpunkt inne¬
halten zu können. Das haben Sie aber mit sich selbst
und Ihrer Fraktion abzumachen; ich habe gar keinen
Anlaß, mich da hineinzumischen. Jedenfalls werden
wir es nicht als handwerkerfreundlich betrachten —
das möchet ich dem Herrn von der SPD. noch sagen,
— wenn er einen Antrag ablehnt, den wir für lebens¬
wichtig halten.

Uebrigens ist hier ein Mißverständnis unterlaufen,
wie wir eben von Herrn Abgeordneten Wesenfeld ge¬
hört haben. Gs ist doch gar nicht beabsichtigt— und
das wäre ja auch geradezu lächerlich — mit den 50 000
NM all diese Aufgaben für die ganze Provinz zu be¬
wältigen. Das bedeutet einfach weiter nichts, als daß
wir die Aufgaben jetzt alle schon in Angriff nehmen.
Ich darf vielleicht einen Punkt herausgreifen, der
obenan steht, daß nämlich vom Etat der Handwerks¬
kammer Düsfeldorf allein 70 000 RM eingestellt sind
und auch aufgebrachtwerden müssenfür Kurse, die zur
Zeit von 2110 jungen Handwerkern besucht werden. Da¬
nach können Sie sich ein Bild von der Arbeit machen,
die dort geleistet wird. Es handelt sich also nicht um
nebensächlicheDinge, wir glauben daher, daß wir
solche Mittel haben müssen,um für diejenigen jungen
Leute, denen es nicht möglich ist, wegen entfernten
Wohnens und erheblicherFahrgelder oder aus sonstigen
finanziellen Gründen diese Kurse zu besuchen, — einen
kleinen Fonds zu haben, aus dem man Geld für diese
Kurse nehmen kann. Wir werden uns mit diesen
Summen sehr einrichten und hoffen, die Zwecke, die
wir damit erreichen wollen, auch zu erreichen. Ich
bitte dem Antrag zuzustimmen.

Stellv. Vorsitzender Gberle: Die Aussprache ist
geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen,-die Punkt 40, dem Antrage
des I. Fachausschusses,Drucksache 84, die Zustimmung
geben wollen, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit,
Gs ist so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 41. Der Fachausschuß I
schlägt unveränderte Annahme vor. Ich bitte die¬
jenigen, die dem Antrage zustimmen wollen, sich zu er¬
heben. Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 42. Ich bitte diejenigen,
die dem Antrage zustimmen wollen, sich zu erheben.
Auch das ist die Mehrheit.

Wir kommen nu» zu den Punkten 46, 47 und 48.
Punkt 46: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Haushaltsplan für die Besol¬
dungen uud anderen persönlichen Aus¬
gabe» der Provinzialbeamten bei der
Landesversicherungsanstlllt „Rheinpro¬
vinz" für das Kalenderjahr 1929.

Punkt 47: Antrag des I. Fachaus¬
schusses zu dem Antrage des Abgeord¬
neten Koenzgen u. a., betr. Ginspruch
gegen jede Verwendung von Mitteln
der Landesversicheruugsan st alten z«
F i n a n z z w e ck e n.

Punkt 48: Antrag des I. Fachaus¬
schusses zu dem Antrage der KPD. -Frak¬
tion, bei der Reichsregierung gegen die
Pläne des Reichsfinanz Ministers auf
teilweife Ausgleichung des Reichshaus¬
halts durch Ueberweisung von Schuld¬
verschreibungen in Höhe von 170 Mil¬
lionen RM als Staatszuschuß an die
Landes-Verficherungsanstalten Gin -
spruch zu erheben.

Zu den Punkten 46, 47 und 48 hat Herr Abgeord¬
neter Koenzgen das Wort als Berichterstatter. Viel¬
leicht kann der Herr Berichterstatter die drei Punkte
zusammenfassen.

Abgeordneter Koenzgen: Zu Punkt 46 schlägt
Ihnen der FachausschußI unveränderte Annahme vor.

Dann bitte ich Bezug zu »ehmen auf Drucksache 81
zu Punkt 47 der Tagesordnung. Der I. Fachausschuß
hat diese Entschließung begrüßt, glaubt aber, den
letzten Satz in Drucksache 81 „------ uud lehut die Ver¬
wendung von Mitteln der Landesversicherungsanstal-
ten zu Finanzzweckendes Reiches ab" nicht empfehlen
zu tonnen, weil er im Augenblicknicht übersehbar ist.

Punkt 48 der Tagesordnung, Drucksache 80, befaßt
sich im wesentlichenmit dem Inhalt der Drucksache 81.
Der I. Fachausschußglaubt daher den ersten Teil mit
der Annahme von Drucksache81 erledigt zu seheil.
Gr glaubt aber darüber hinaus den Antrag der kom¬
munistischen Fraktion ablehnen zu sollen, welcher
lautet: „Provinziallandtag fordert, daß die aufge¬
speicherten Kapitalien der Versicherungsanstalten in
erster Linie benutzt werden zu einer Verbesserung der
Invalidenrente." Im Prinzip ist dagegen nichts ein¬
zuwenden, aber es ist ja bereits — namentlich bezüg¬
lich der Summen, die hier zur Debatte stehen — längst
beschlossen.

Der I. Fachausschußlegte Wert darauf, noch ganz
kurz mitzuteilen, wie diese Summe von 18 Millionen
RM zusammenkommt. Bei den Invaliden-, Witwen-
und Waisenrenten ist ein sogenannter Reichszuschuß
vorhanden, der bei den Invaliden- uud Witwenrenten
72 RM und bei den Waisenrenten 36 RM beträgt.
Diese Mittel, die augenblicklich für das ganze Deutsche
Reich 164 Millionen ausmachen, sollen in Schatz¬
anweisungen und nicht mehr in bar ausgegeben
werden. Dadurch werden nämlich den Landesversichc-
rungsanstalten im allgemeinen und speziell der Lan¬
desversicherungsanstalt der Nheinprovinz wesentliche
Barmittel unterbunden, die sie namentlich für die
Unterhaltung und Nezuschussung des Wohnungs-
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Wesens verwenden können. Ich bitte in diesem Sinne
zu beschließen.

Stellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter R enner : Meine Damen und
Herren! Die Stellungnahme der kommunistischen
Fraktion zur Frage der Besoldung der Beamten ist
bekannt. Ich brauche in diesem Zusammenhang nur
3« sagen, daß wir alle Gehälter über Gruppe IVa
ablehnen.

Im Ausschuß sind verschiedeneBeschwerdenund
Klagen mittlerer Beamtengruppen vorgetragen wor¬
um, die sich in der Linie bewegten,daß sie bei der Ein-
llrupdierung zu kurz gekommen seien. Die Verwal¬
tung und der Ausschußhaben die Zusicherung gegeben,
baß hier eine sorgfältige Nachprüfung eintreten solle
und daß man den Anträgen bei berechtigten An¬
sprüchen entgegenkommenwill.

Nunmehr zu dem Antrage Drucksache 6U und 81.
^s ist doch nicht ganz dasselbe, wenn man den kom¬
munistischen Antrag mit dem Zentrumsantrag ver¬
quicken will. An und für sich sind wir durchaus der
Auffassung, daß der Bau uon Kleinwohnungen auch
mit diesen Mitteln gefördert werden muß. Aber was
hier vor uns liegt, ist doch etwas anderes. Die Ver¬
sicherungsanstalten,die die Renten der Invaliden aus¬
zahlen, sind, wenn man ihnen den Ttcmtszuschuß in
Hohe von 165 Millionen RM nicht bar gibt, einfach
gezwungen — falls man den Aussagen der Regierung
trauen will — in diesem Jahr sofort eine Erhöhung
"er Beiträge vorzunehmen. Ich erinnere daran, daß
alle bürgerlichen Parteien, als wir im vorigen Jahr
den Reichstag wählten, das Problem der Versorgung
"er Invaliden und Erhöhung der Renten der Inva¬
liden lang und breit behandelt haben; und gerade die
SozillldemokratischePartei, die heute in dieser wunder¬
baren Koalitionsregierung den Finanzminister stellt,
hat die Frage der Invalidenversorgung in tausenderlei
Gestalt immer wieder in den Vordergrund gerückt. Der
Kongreß des ADGV. hat zwei grundsätzlicheForde¬
rungen aufgestellt: Herabsetzung der Invaliditats-
«renze von 66^ auf 5U Prozent, und Herabsetzungder
Altersgrenze von 65 auf 60 Jahre. Vor einigen
Lochen haben sich die Parteien im Sozialpolitischen
Ausschuß des Reichstages noch einmal mit dem Pro¬
blem beschäftigt. Die eine Forderung auf Herab¬
setzung der Invaliditätsgrenze hatte die Sozialdemo-
tratie da fchon fallen lassen; aber sie hat bis zum
Augenblick immer noch gesagt, daß sie an der Herab¬
setzung der Altersgrenze von 65 auf 60 Jahre festhalte.

Nun hat die Regierung im Sozialpolitischen Haus¬
halt erklärt: Wir sind bei der katastrophalen finan-
ilellen Lage der Landesuersicherungsanstalten späte¬
stens im Jahre 1933 gezwungen, eine Erhöhung der
Beiträge vorzunehmen. Auf der auderen Seite hat
Man gesagt, daß an eine Erhöhung der Invaliden¬
renten zur Zeit nicht gedacht werden könne. Wenn

nun der Staatszuschuß in Höhe Uon 165 Millionen
RM der Reichsversicherungsnnstaltnicht in bar, nicht
in greifbarem Gelde, sondern in Staatsschuldver¬
schreibungenzur Verfügung gestellt wird, die erst ini
Jahre 1935 eingelüst werden sollen, dann entfällt da¬
mit jede Möglichkeit,auch nur eine kleine Erhöhung
der Invalidenrente vorzunehmen; dann zerschlägtman
damit alle Hoffnungen der Invaliden. Aber noch
etwas anderes tritt ein. Wenn schon heute die finan¬
zielle Lage der Reichsversicherungsanstnlt so kata¬
strophal ist, daß mau mit einer Erhöhung der Beiträge
droht, dann zieht jede Verringerung der Barmittel
automatisch einen Abbau der Renten nach sich. Wenn
nun Hilferding nnd die SozialdemokratischePartei in
dieser Koalitionsrcgieruug, die sie den Arbeitern als
einen halben Idealzustand hinstellen, wirklich die
Wahlversprechungen wahrmachen und den Invaliden
die an und für sich von allen Parteien als notwendig
bejahte Erhöhung ihrer Renten sichern wollen, so
können sie nichts anders tu», als den Reichszuschuß zu
erhöhen.

Die Reichsregierung Plant gerade das Gegenteil,
Wir haben schon einmal eine Zwangsanleihe auf die¬
sem Gebiete erlebt. In der Inflation und wiihend des
Krieges hat die Reichsregierung mit Zustimmung der
heutigen Stelle» auch auf das Vermögen der Versiche¬
rungsanstalten zurückgegriffen. Damals gingen durch
die Inflation und die Auswirkungen des Krieges drei
Milliarden zum Teufel. Als dann im Jahre 1925 die
Kommunisten im Reichstagedie Anfrage gestellt haben,
wer denn nun das Geld, das damals fast unter den¬
selben Gesichtspunkten verteilt wurde, zurückgezahlt,
teilweise aufgewertet, oder überhaupt nicht zurück¬
gezahlt habe, hat die Rcichsregierung die Herausgabe
einer derartigen Nnchweisnngglatt abgelehnt.

Wenn wir also heute einer neueu Zwangsanleihe
bei der Reichsversichcrungsanstaltzustimmen, führen
wir diese Anstalt automatisch dem Ruin entgegen,
zwingen sie entweder zur Erhöhung der Beiträge oder
zu einer Herabsetzungder Rente. Das ist der Effekt des
Planes uon Hilferding, und das ist der Segen, den die
deutsche Arbeiterklasse in dieser wunderbaren Regie¬
rung erlebt, die uns naturnotwendig dem Faschismus
in die Arme treibt, wenn die deutschen Arbeiter nicht
rechtzeitig wach werden und mit den ihnen zu Gebote
stehenden Mitteln die Koalitiunsregierung dahin treiben,
wo sie hingehört.

Stellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Ich habe eine An¬
frage an den Herrn Landeshauptmann Dr. Horion
als Spitze der Landesuersicherungsanstaltder Rhein-
Provinz zu richten. Vor mir liegt eine Ieitungsmel-
dung mit der Ueberschrift: „Wo sind die drei Millionen
hingekommen?" Es heißt da: „Von den Zöllen aus
Brotgetreide und Schlachtviehbekommtdie Reichsver-
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sicherungsanstult zum Zwecke der Unterverteilung an
die Landesversicherungsanstaltenjährlich 40 Millionen
RM. Auf die Landesversichernngsanstalt „Rhein-
Provinz" entfallen dabei !i Millionen RM." Das Geld
soll verwendet werde» für vorbeugende Heilverfahren
und allgemeine Maßnahmen ;ur Verhütung des Ein¬
tritts vorzeitiger Invalidität. Dieser Aufgabe unter¬
ziehen sich die Wohlfahrtsämter. Mit drei Millionen
RM hätten die Wohlfahrtsämter 800 bis 1000 solcher
Verfahren finanzieren können. Es ist keinem Wohl¬
fahrtsamt ber kreisfreien Städte und der Industrie-
kreise auch nur ein Pfennig von diesem Gelde ge¬
geben worden. Diese Mittel sind öffentliche Gelder
und sollten sinngemäß zur Entlastung ber öffentlichen
Wohlfahrtspflege verwendet werden. Die Landesver-
sicherungsanstalt hat die :! Millionen aber auch nicht
für sich verwendet. Ware das geschehen, so könnte
man über die Dinge stillschweigend zur Tagesordnung
übergehen, so aber wird die Frage gestellt: Weshalb
wird nicht öffentlich Rechnung gelegt? Es ist not¬
wendig, diese Frage jetzt an den Vorsitzenden zu richten,
um Auskunft über die Verwendung dieser :« Millionen
zu erhalten, da in dieser Hinsicht doch auch eine öffent¬
liche Information nötig ist. Fernerhin müssen ja auch
die Wohlfahrtsämter und die Städte wissen, in welcher
Form Anträge nach dieser Richtung hin zu stellen sind,
um für die Zukunft für die Gelder, die für diese
Zwecke übergeben werden, die nötigen Unterlagen zu
erhalten.

Stellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Landeshauptmann Dr. Horion,

Landeshauptmann Dr. Horion: Der Herr Vor¬
redner hat an mich in meiner Eigenschaft als Vor¬
sitzender der Landesversicherungsanstalt eine Anfrage
gerichtet. In dieser Eigenschaftbin ich nicht hier, und
in dieser Eigenschaftkann ich auch nicht Rede nnd Ant¬
wort stehen. Ich glaube sogar, daß, wenn ich hier
namens der Landesversicherungsanstalt antworte,
sowohlArbeitgeber wie Arbeitnehmer im nächsten Ver-
waltungsausschuß der Landesversicherungsanstaltgegen
dieses Verfahren Vedenken geltend machen, indem sie
darin einen Eingriff in die Zuständigkeit der Landes¬
versicherungsanstalt sehen werden. (Sehr richtig.)

Was nun die drei Millionen angeht, so möchte ich
da doch eine Auskunft geben. Bei der Zweckbestim¬
mung für die Verwendung der Zollmittel ist ausdrück¬
lich gesagt, daß sie nicht zur Entlastung der Kommu¬
nen, sondern zum Besten der Versichertender Landes¬
versicherungsanstalt dienen sollen, daß es also nicht
möglich ist, diese Zollmittel den Kommunen zu über¬
weisen und damit ihre Wohlfahrtsausgaben irgendwie
zu entlasten. Schon aus diesem Grunde kann also den
Anregungen des Herrn Abgeordneten Hoffmann nicht
entsprochenwerden. Ich bin auch fest überzeugt, daß der
Verwaltungsausschus; der Landesversicherungsanstalt

einmütig dagegen sein würde, wenn ein solcher An¬
trag dort gestellt würde.

Stellv. Vorsitzender Eberle: Die Aussprache ist
geschlosseu.Wir kommen zur Abstimmung. Gegen
Punkt 40 sind keil« Ginwendungen erhoben worden:
ich darf daher wohl ohne besondere Abstimmung Ihre
Zustimmung feststellen. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Wir lehnen den Antrag ab.) Dann darf ich
feststellen, daß die Mehrheit des Hauses zustimmt.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Woher wissen Sie
das denn? Sie müssen doch irgend eine Abstimmung
vornehmen!) Gut, wenn Sie das wünschen, soll es
geschehen. Ich bitte diejenigen, die dem Antrage zu¬
stimmen wollen, sich zu erheben. — Ich bitte um die
Gegenprobe. (Heiterkeit.) Das erstere war die Mehr¬
heit. (Erneute Heiterkeit.) Der Antrag ist angenom¬
men. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Das erstere
war Bluff.)

Wir kommen zur Abstimmung über die Punkte 47
und 48. Ich beabsichtige, zunächst über den Vorschlag
des Fachausschussesauf Ablehnung des Antrages in
Drucksache 80 abstimmen zu lassen. Ich bitte die¬
jenigen, die für Ablehnung dieses Antrages sind, sich
zu erheben. Das ist die Mehrheit. (Zurus des Mg-
Dunder: Sie haben jetzt den Antrag des Fachaus¬
schusses abgelehnt. — Zuruf des Abgeordneten Dr.
Kaiser- Machen Sie doch nicht solche Kindereien.)

Wir kommennun zur Abstimmung über Punkt 47,
Antrag 81, mit der Abänderung des Fachausschusses
in Drucksllche 89. Ich bitte diejenigen, die gemäß dem
Vorschlagedes Fachausschussesbeschließenwollen, sich
zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. Das erstere
war die Mehrheit.

Wir kommen nun zu den Punkten 49 und 50.
Punkt 49: Antrag des I. Fachausschus¬

ses zu dem Haushaltsplan für die Ver¬
waltung stoste n des Genossenschaftsvor¬
standes der Rheinischen landwirtschaft¬
lichen Berufsgen ossenschaft für das
Kalenderjahr 1929.

Punkt 50: Antrag des I. Fachausschus¬
ses zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinz ialau ssch usses, betr. Uebernahme
der Bürgschaft des Pro v'i nz ialv erban -
des für die Auf »ahme eines Darlehens
der Rheinischen landwirtschaftlichen Be¬
rufsgenossenschaft bei der Landesver¬
sicherungsanstalt „Rheinprovin z".

Berichterstatter für beide Punkte ist Herr Abgeord¬
neter Könzgen.

Abgeordneter Könzgen: Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, beide Anträge ohne Abänderung
anzunehmen.

Stellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.
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Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wir sollen unter dem vorliegendenTagesordnungspunkt
den Etat des Genossenschaftsvorstandesder Rheinischen
landwirtschaftlichen Berufsgenossensckiaftgenehmigen.
Der Prouinzialausschus; als solcher ist ja auch zugleich
Genossenschaftsuorstand.

Bei dieser Gelegenheit hätte ich eines vorzubringen.
In dem Etat kommen ja lediglich die Berwaltungs-
tosten zum Ausdruck, die Ihnen hier mit 428 300 RM
vorliegen. Der Betrag wäre ja an und für sich trag¬
bar. Ich habe aber in Verbindung hiermit den Be¬
richt des Provinz ialausschnsses vor mir, als dessen
Anhang auch der Bericht der Rheinischen landwirt¬
schaftlichen Bcrufsgenussenschafterschienen ist, der an
sich bei früheren Tagesordnungspunkten erledigt wurde.
Aber es gibt mir doch zu denke», wenn wir alljährlich
diese Verwaltuugslosten genehmigen, ob hier nicht ein
gewisses Mißverhältnis zu den Gesamtauswendungen
besteht, und ob nicht gerade auch der Prouiuzialaus-
schuh als Vorstand der landwirtschaftlichenVerufs-
genossenschaft in etwa dafür sorgen möge, baß ins¬
besonderedie Zahl der Unfälle möglichst herabgemin¬
dert werde, damit die Lasten, über die die landwirt¬
schaftlicheNerussgenossenschaftklagt, nicht ins Un-
gemcssene gesteigert werden.

Wir finden z, B, daß allein in dem Berichtsjahr
192? .-. erst für dieses liegen uns Berichte vor ^-
'^?? Unfälle erstmalig zur Entschädigung gelangten,
von denen nicht weniger als 151 tödlichen Ausgang
hatten. Die schwersten Unfälle stellen also ein immer¬
hin sehr hohes Prozentverhältnis dar. Nehmen wir noch
diejenigen hinzu, die mit dauernder gänzlicher Inva¬
lidität endigen, so kommen wir zu einem Satz von
über u Prozent. Das ist gegenüber der Statistik für
die anderen Berufsgenüssenschaften ein verhältnis-
watzig sehr hoher Prozentsatz. Mir scheint, das; hier
tatsächlich in etwa die vorbeugende Fürsorge nicht ge¬
nügend berücksichtigtwird.

Auch hier beziehe ich mich auf die 24 Millionen im
Etat für 1927, von denen ungefähr 2,6 Millionen für
Entschädigungen aufgewandt sind, wogegen der
übrige Teil vollständig für Berwaltungskosten ver¬
wendet wird; allerdings für Berwaltungskosten im
weitesten Sinne, nicht nur im Sinne des Haushalts¬
planes, der uns hier zur Genehmigung vorliegt. Auch
^n diesem 4-Millio,nen-Etat ist vorgesehen, daß nur
"2 000 RM für Unfallverhütung ausgegeben werden.

Mir ist wohl bekannt, daß sich die Landwirte teil¬
weise Wer die Unfallverhütungsvorschriftenbeschweren,
weil diese zum Teil eine Erschwerung der Produktion
darstellen, und weil man diese Anordnungen zum
Teil auch für unzweckmäßighält. Mir ist aber auch
bekannt, daß Landwirte selbst in der Unfalluer-
hütungstummission mitarbeiten und dafür sorgen, dah
diese Borschriften auch zweckmäßiggestaltet werden.

Hinsichtlichdes Personaletats erscheint es mir be¬
sonders beachtenswert, daß bei der landwirtschaftlichen
Berufsgen osseuschaft auch der ärztliche Berater Prof.
Molineus beschäftigt wird, dessen Gehalt zu zwei
Dritteln auf die landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft übernommen wirld. Nun ist mir aber darüber
hinaus bekannt, daß Herr Prof. Molineus neben
dieser amtlichen Tätigkeit in außerordentlichem Um^
fang noch für sehr viele andere Berufsgenossenschaften,
Bersicherungsträger, gutachtlichtätig ist.

Es scheint mir, nachdem ich so sehr viele Gutachten
von ihm zu Gesichtbekommenhabe, ldaß diese neben¬
amtlicheTätigkeit die hauptamtliche fast überragt. Ich
stelle deshalb die Frage, ob und wie weit diese Gut¬
achtereinkommendem hier vorliegenden Etat zugute
kommen.

Weiter glaube ich sagen zu dürfe», daß wir zur
Drucksache13 Bedenken nicht haben. Es wäre nur
begrüßenswert, wenn alle Berufsgenossenschaftenzur
Kapitalisierung der Renten schritten und die ent¬
sprechendenAnträge der Versicherten berücksichtigten,
nicht nur bei der landwirtschaftlichenBerufsgcnossen-
schaft. Daß hierfür Mittel aufgewendet werden sollen,
lün»en wir nur begrüßen. Allerdings ist uns nicht
recht verständlich,daß hierfür seitens der Landesver-
sicherungsanstalt noch die besondere Bürgschaft der
Provinz verlangt wird, wo doch die Bersicherungs¬
träger, die Berufsgenossenschaften,mit ihren, ganzen
Bermögen und auch die landwirtschaftlichen Unter¬
nehmer selbst haften.

Ich bitte, mir besondersüber die letztgenannteFrage
Austunst zu geben.

Stellv. BorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Landesrat Kirchmann.

Landesrat Kirchmann: Meine Damen und
Herren! Gs ist richtig, daß die Berwaltungskostenber
landwirtschaftlichen Nerussgenossenschaft verhältnis¬
mäßig hoch sind. Das beruht auf der Organisation der
Berufsgeuossenschaft,Wir haben nicht weniger als 86
Tettionsvovstände, da jeder Stadt- und Landkreis
einen eigenen Benualtungsbezirt bildet. Das sind zu
viele Berwaltungsstellen. Aber die Orgauisationsfrage
ist nicht einfach zu lösen, denn die Seltionsverfassnng
beruht auf Gesetz, und, solange das Gesetz nicht ge¬
ändert wird, müssen die Sektionen beibehalten werden.
Die Sektionskostensind außergewöhnlichhoch. In der
Borkriegszeit betrugen sie noch keine 100 000 Mark,
heute gehen sie weit über 2<X>000RM hinaus.

Die Verwaltung ist damit beschäftigt, einen Weg
zu suchen, auf dem die Sektionen beseitigt oder zu¬
sammengelegtwerden können. Z. B. sind die Stadt¬
sektionen ohne weiteres überflüssig, denn deren Ar¬
beiten werden heute fast durchwegvom Genossenschafts-
uorstande geleistet,weil die Stadtsettionen nicht über
die nötigen Erfahrungen verfügen, um in Schadens-
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füllen das Richtige anzuordnen. Die Vereinfachung in
der Verwaltung tonnte so gemacht werden, «daß den
Stadt- und Laudsektionen die Arbeiten abgenommen
und anf den GeuosseuschaftsNorstandübertragen wer¬
den. Inwieweit »die Sektionen damit einverstanden
sind — ohne ihr GinUerstänidnis geht es nicht —
werden wir in diesem Jahr noch prüfen. Wenn die
Sektionen damit einverstanden sind, daß »die Arbeiten
auf den Genossenschaftsvorstandübernommen werden,
würde eine erhebliche Einsparung an Verwaltungs-
kosten erzielt werden.

Bezüglich der Häufigkeit der Unfälle muß ich be¬
merken, daß es augenblicklicheine allgemeine Erschei¬
nung ist, dah bedeutend mehr Unfälle als früher an¬
gemeldet werden und das; die Zahl jährlich im Steigen
begriffen ist. Dies ist eine Erscheinung der Notlage
in der Landwirtschaft. Früher konnte man damit
rechnen, daß der Landwirt bei kleinen Verletzungen
die Arztkllstenselbst trug. Das ist heute anders: Er
meldet fetzt den kleinsten Unfall, auch wenn er keine
Erwerbsbeschränkung mit sich bringt, an, weil er
hofft, von der Bcrufsgenussenschaft die Arzt- und
Npotheterkosten bezahlt zu bekommen. Man kann es
ja auch verstehen, daß er sich heute an die Berufs¬
genossenschaft halten will.

Außerdem melden die Krankenkassen eine große
Anzahl von kleinen Unfällen an, weil sie heute ihre
Ausgaben für die Behandlung von der Nernfsgenossen-
schaft ersetzt bekommen. Darauf ist in erster Linie die
Steigerung der Zahl der Unfälle bzw. der Unfall¬
meldungen zurückzuführen. Mit der Unfallverhütung
hat das nichts zu tun.

In der Vorkriegszeit hatten wir durchschnittlich
8—9ll00 Unfälle im Jahre und zwei technischeAufsichts-
beamte.Heute haben wir durchschnittlich IN—11 NNO Un¬
fälle im Jahre, dagegen 4 technifche Aussichtsbeamte.
Wir haben also die Zahl der technischen Aufsichts-
beamten verdoppelt. Aber es scheintnach der Statistik,
die wir aufgemacht haben, das; gerade bei denjenigen
Betriebstätigkeiten, die für den technischen Nufsichts-
beamten nicht in Frage kommen, — z. B. das Ver¬
halten bei dem Umgang mit Tieren, beim Fahren
usw. —, die Unfälle zunehmen. Auf der anderen Seite
tonnen wir bei den Maschinen, wo die technischen Auf¬
sichtsbeamtendie Anbringung der Schutzvorrichtuugen
kontrollieren, ein Zurückgehen der Unfälle feststellen.
Meine Damen und Herren! Man kann also die Zu¬
nahme der Unfälle nicht etwa auf eine Vernachlässi¬
gung in der Unfallverhütung zurückführen.

Was die Tätigkeit des Herrn Professors Molineus
betrifft, so kann ich darüber keine Auskunft gebe». So¬
weit mir bekannt, ist ihm im Anstellungsvertrag ge¬
stattet worden, auch für andere Versicherungsträger
Gutachten abzugeben.

Ttellv. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Völlig.

Abgeordneter Völlig: Meine Damen und Herren!
Der Redner der kommunistischen Fraktion hat den An¬
trag 31, der von der Zentrumsfraktion gestellt worden
ist, einen demagogischen genannt. Ich glaube, die
Mehrheit des Hauses wird mir beipflichten,wenn ich
mich mit der kommunistischen Fraktion über Demagogie
nicht auseinandersetze.

Zur Sache selbst. Der Herr Abgeordnete Pikard
hat uns gesagt, daß im V. Fachausschuß, wo alle
anderen Anträge, die sich mit der Landwirtschaft be¬
fassen, einstimmig oder nahezu einstimmigangenommen
worden seien, bezüglich dieses Antrages Meinungsver¬
schiedenheitenentstanden seien uud dieser Antrag nur
mit Mehrheit im Ausschuß angeuommen worden sei.
Er nimmt vor allem Anstoß an dem einen Satz, der
hier in dem Antrage steht. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellv. Vorsitzender Eberle: Herr Abgeordneter
Bullig, darf ich Sie einmal unterbrechen. Ich möchte
gerne wissen, zu welchem Punkte der Tagesordnung
Sie jetzt reden. (Zuruf: Das weiß er nicht!)

Abgeordneter Bollig: Zur Berufsgenossenschaft.
Stelln. Vorsitzender Eberle: Die steht jetzt nicht

mehr zur Erörterung, sondern es stehen die Punkte 49
und 50 zur Erörterung.

Abgeordneter Bollig: Wir wollen das Mißver¬
ständnis aufklären. Die Rodezeit für die Zentrums¬
fraktion war vollständig ausgenutzt, als ich mich
meldete.

Stelln. Vorsitzender Eberle: Wir haben nur
gleichberechtigteMitglieder dieses Hauses.

Es dürfte wohl nicht möglich sein, jetzt auf Dinge
zurückzugreifen,die abgeschlossen sind, und Sie greifen
darauf zurück, indem Sie sogar Darlegungen einzelner
Herren zu einem bestimmtenPunkte der Tagesordnung
einer Besprechung unterziehen. Das ist nach meiner
Meinung jetzt nicht mehr zulässig.

Abgeordneter Bollig: Ich füge mich dem selbst¬
verständlich.

Ttellv. Vorsitzender Eberle: Damit ist die Aus¬
sprache geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.

Zu Punkt 49 wird unveränderte Annahme vor¬
geschlagen. Ich bitte diejenigen, die so beschließen
wollen, sich zu erheben. Angenommen.

Zu Punkt 50 wird ebenfalls unveränderte Annahme
vorgeschlagen. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? -^
Das ist nicht der Fall.

Die Punkte 51, 52 und 53 sind erledigt. Wir
kommen dann zu den zusammengefaßten Punkten
54 — 61.

Zu Punkt 54 und 55 erteile ich dem Berichterstatter,
Herrn Abgeordneten Iansen, das Wort.

Abgeordneter Iansen: Der FachausschußII be¬
antragt unveränderte Annahme der Etats.

Stelln. VorsitzenderGberle : Zu Punkt 56 ist Be¬
richterstatter für den FachausschußII Herr Abgeord-
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neter Raederscheidt.(Zuruf: Herr Dr. Gickmann macht
das mit!) Herr Dr. Vicknmnn als Berichterstatter des
III. Fachausschusses übernimmt auch tue Bericht¬
erstattung für Herrn Raederscheidt.

Abgeordneter Dr. Gickmann, Neuenhaus: Die
beiden Fachausschüsse bitten, den Bericht durch Kennt¬
nisnahme zu erledigen.
. Stellt,. VorsitzenderEberle: Zu Punkt 57 erteile
"h der Berichterstatterin, Frau Becker, das Wort.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Der FachausschuhII schlagt Ihnen vor, den
-Antrag der Kommunisten durch Maßnahmen der Ver¬
waltung als erledigt zu erklären.

In den Provinzilllanstalten sind Schwimmbassins
vorhanden. Die Priuatanstalten tonnen wir nicht
zwingen, sich Schwimmbassinsin der verlangten Form
anzuschaffen.Die Verwaltung hat uns aber die Zu-
nchcrung gegeben,daß Bade- und Reinigungsmöglich¬
keiten in allen Anstalten genügend «vorhanden sind und
^aß auch bei dem Neu- oder Umbau irgendwelcherAn¬
stalten diese Möglichteiten im Auge behalten werden
!ollen. Daraufhin haben die Antragsteller den Antrag
zurückgezogen.Es erübrigt sich also eine Abstimmung.

Stelln. VorsitzenderEberle: Berichterstatterin zu
Hunkt 58 ist die Abgeordnete Fräulein Hopmann.

Abgeordnete Fräulein Hop mann: Der II. Fach¬
ausschuh schlagt vor, auch diesen Antrag als erledigt
zu betrachten. Er gründet diesen Vorschlagauf der Er¬
klärung der Verwaltung, daß die Einkünfte aus den
^enten nach der Entlassung des Zöglings aus der
«ürsorge nie eingehalten werden, daß bei Zöglingen,
die nach der Anstaltserziehung in Familien unter¬
gebracht werden, die Rente eingehalten werden muß,
da Pflegekostenbezahlt werden und sonst aus öffeut-
uchcn Mitteln zweimal Beträge für denselben Zweck
gegeben würden.

Stelln. Vorsitzender Eberle: Zu Punkt 59 die¬
selbe Ncrichterstatterin.

Abgeordnete Fräulein Hopmann: Der II. Fach¬
ausschußschlägt auch hier die Ablehnung des Antrages
vor. ^Z handelt sich um Fragen allgemein gesetzlicher
-"lt. Es laufen augenblicklichim Preußischen Land¬
tag Anträge, die die Tendenz zeigen, die Fürsorge zu
konzentrieren, ähnlich dem vorliegenden Antrage. Des¬
halb schlägt der Fachausschußvor, die Behandlung der
Frage der zuständigen Stelle, dem Preußischen Land-
kuge zu überlassen und den Antrag hier abzulehnen.

Stelln. Vorsitzender Eberle: Zu Punkt 60 ist
Berichterstatter Herr Dr. Kaiser an Stelle von Frau
Vlumberg.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und
Herren! Im II. Fachausschußhat eine eingehendeAns¬
prache über die Beschwerden stattgefunden, die von
°en Antragstellern vorgebrachtworden sind. Auf Grund
°wser Aussprache schlägt Ihnen der II. Fachausschuß
"ut grußer Mehrheit vor, den Antrag abzulehnen.

Stellv. VorsitzenderEberle: Zu Punkt 61 erteile
ich dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Kurth,
das Wort.

Abgeordneter Kurth: Der II. Fachausschußschlägt
vor, diesen Antrag dem Proviuzialausschuß zur Er¬
ledigung zu überweisen.

Stellv. VorsitzenderEberle: Ich eröffne die Aus¬
sprache über die Punkte, über die soeben berichtet
worden ist, also Punkt 51 bis einschließlich 61.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Renner : Meine Damen und

Herren! Im Namen der kommunistischenFraktion
habe ich zu erklären, daß wir den Haushalt für die
Fürsorgeerziehuug Minderjähriger und den Haushalt
für die Proviuzilll-Erziehungsheune für das laufende
Rechnungsjahr ablehnen.

Ich habe nicht nötig, hier die grundsätzliche
Stellungnahme uuserer Fraktion lang und breit zu
begründen. Das Problem der Fürsorgeerziehung in
Preußen, die religiöse konfessionelle Grundlage dieses
Problems, die Methode der Fürsorgeerziehung, alle
diese Dinge sind in den letzten Monaten so lang und
breit durchdiskutiert worden, der Standpunkt der
Kommunisten ist zudem auch iu diesem Hause so oft
vertreten worden, daß ich mich auf wenige Worte be¬
schränkenkann.

Wenn der Fachausschußgeglaubt hat, den Antrag 58
mit der Begründung ablehnen zu können, es beständen
heute innerhalb der preußischen Regierung Be¬
strebungen auf Zentralisierung des Fürsorgewescns,so
muß man doch hier vor der Oeffcntlichteit berichtigen,
daß diese Bestrebungen der preußischen Regierung
keineswegsauf eine grundsätzliche Aenderung der Für¬
sorgeerziehung hinauslaufe». Daß eine grundsätzliche
Aenderung der Fürsorgeerziehung in Preußen und
auch im Reich niemals in Frage kommt, dafür garan¬
tieren die Parteien und die Interessenvcrtreter der
Gruppen, die heute Deutschland bzw. das Land
Preußen beherrschen.

Wir haben verlangt, daß die Frage der Verhängung
der Fürsorge, die heute vorwiegend in der Hand
privater Erziehungsvereiue liegt, aus der Hand dieser
Erziehungsvereine herausgenommen und den öffent¬
lichen Organen und Jugendämtern übertragen wird.
Wir haben darüber hinaus verlangt, daß Fürsorge¬
erziehung nicht mehr auf Grund des Zusammenwirkens
von konfessionellenErziehungsvereinen, Jugendamt
und Gericht verhängt werden darf, sondern daß in
erster Linie der Standpunkt der Eltern bei der Frage
der Verhängung oder Nichtverhängung der Fürsorge¬
erziehung maßgebend sein soll.

Daß wir die Abschaffung der konfessionellen Er¬
ziehungsanstalten verlangen, ist hier schon des öfteren
gesagt worden. Daß wir weiter verlangen, daß unsere
Fürsorgezöglinge in den Arbeitsanstalten nicht mehr

9*
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mit dem Stock, sundern mit vernünftigen Erziehungs¬
methoden zu dem gemacht werden, was sie später
draußen im Leben sein sollen, brauche ich nicht lang
und breit hier zu betonen.

Wir haben heute in breiten Kreisen der bürgerliche»
Parteien ernstzunehmende Bestrebungen, das ver¬
rottete System auf diesem Gebiete zu revidieren. Es
ist nicht so, als wenn die Opposition gegen die Methoden
der heutigen Fürsorgeerziehung allein von den Kom¬
munisten getragen würde. Ich kann Ihnen Artikel
gutbürgerlicher Zeitungen zeigen, die ganz ehrlich und
offen die Mängel des Systems zugeben. Aber hier im
Rheinlande, wo unsere Kinder meistens in konfessio¬
nellen Anstalten untergebracht sind, im Rheinlande,
das beherrscht wird vom Geist des Zentrums uüd der
Kirche, ist alles „in Ordnung".

Vor allen Dingen ist der prozentuale Anteil der
Fürsorgezöglinge des Nheinlandes, gemessenan ganz
Preußen, erschreckendhoch. In Ihren eigenen Verlaut¬
barungen machenSie sich dieselben Gedankengänge zu
eigen, die wir vertreten, wenn Sie sagen, daß die Ur¬
sachen des Notwendigwerdens der Fürsorgeerziehung
nicht im Kinde zu suchen sind, sondern in dem Milieu,
in den Lebensverhllltnissen, in denen das Kind auf¬
wächst.

Sie haben uns einen Bericht über den Gesundheits¬
zustand der Fürsorgegöglinge im Rheinland« zur
Kenntnisnahme vorgelegt. Er sagt ganz eindeutig, daß
die moralische Versumpfung des Kindes und feine sitt¬
liche Gefährdung in Ursachenbegründet sind, an denen
Ihr System schuld ist.

Wenn heute der deutsche Arbeiter in der Industrie,
besonders des Nheinlandes, unter Verhältnissen lebt,
die menschenunwürdigsind, wenn die Wohnverhältnisse
so prekär sind, wie es hier von Ihnen bei einer anderen
Gelegenheit heute morgen zugegeben worden ist, dann
braucht man sich nicht zu wundern, wenn diese Eltern
ihre Kinder nicht mehr so erziehen, wie es gefordert
werden muß.

Wenn Sie schon in Ihren eigenen Verlautbarungen
zugeben müssen, daß die Ursachen zur Verhänguug der
Fürsorge nicht in dem Kinde, sondern in den Verhält¬
nissen, in denen es auswächst, zu suchen sind, dann
sorgen Sie auch dafür, daß die Erziehung nicht zu einem
Martyrium des Kindes wird. Lassen Sie das arme,
unschuldige Kind nicht die Fehler des Systems aus¬
baden, für die Sie verantwortlich sind.

Ich tann mir durchaus vorstellen,daß auch in Ihren
Kreisen für eine etwas modernereAuffassung auf diesem
Gebiete Platz ist. Deshalb haben wir neben der grund¬
sätzlichenForderung Ihnen auch einen Antrag als
Eventualantrag vorgelegt. Daraus will ich einige
Dinge, soweit es die Zeit erlaubt, vortragen.

Wir haben des öfteren gefordert, das; die in der
Fürsorgeerziehung Beschäftigten nach Tarifsätzen ent¬
lohnt werden sollen. Wir hatten bei der Beratung des

Haushaltsplans im vorigen Jahre Gelegenheit, auf die
krassen Uebelstände auf diesen, Gebiete hinzuweise».
Wir konnten z. B. nachweisen, daß in der jetzt ge¬
schlossenenAnstalt in Niederseßmar die Fürsorge¬
zöglinge unter denselben Bedingungen wie die freien
Arbeiter arbeiten mußten, daß sie unter demselben
Zwang und Druel standen und weniger Lohn erhielten
als die freien Arbeiter dieses Betriebes. Wenn wir
also tarifliche Entlohnung dieser jugendlichenArbeiter
verlangen, dann müßten wir für diesen Antrag eigent¬
lich bis weit in die Kreise des Zentrums hinein Zu¬
stimmung finden.

Unseren Antrag, den Fürsurgezöglingen im Rahmen
der Ferien der Volksschulen Ferien zu geben, die es
ihnen ermöglichen,nach Hause zu kommen, werden Sie
bei der jetzigen Situation natürlich ablehnen; darüber
bin ich mir klar. Das kann man nicht ohne Gefährdung
des „Erziehungszweckes".Wenn man das Kind wieder
nach Hause lassen würde, müßte man ja das tun, was
wir Kommunisten immer wieder verlangen: Man
müßte mit der Remedur, mit der Heilung zu Hause
anfangen. Das tun Sie nicht, weil Sie einfach unfähig
sind, weil es einfach nicht mehr in Ihrer Macht liegt,
die Verhältnisse im Elternheim zu sanieren, zu bessern.

Dann verlangen wir die Abschaffungder Prügel¬
strafe, der Haftstrafe, der Kostentziehung und der Ent¬
ziehung der Arbeit im Sinne einer Strafe.

Wir haben es im vorigen Jahre erlebt, dah die
bürgerlichen Parteien dieses Hauses es für richtig
hielten, daß die Prügelstrafe bei den schulentlassenen
männlichen Zöglingen beibehalten werden sollte. Wir
stellen fest, daß in der Zwischenzeit auf Grund der Dis¬
kussiondieses Problems im ganzen Reich in einer
Reihe von Provinzen die Prügelstrafe absolut verboten
worden ist. Ich bin der Auffassung, 'daß diejenigen Er¬
zieher in den Anstalten, die, um einen Erziehungszweck
zu erreichen, den Prügelstocknehmen müssen, ihr Amt
als Erzieher verfehlt haben. Sie gehören sonstwohin,
vielleicht zum altpreutzischen Kommiß, aber nicht in eine
Erziehungsanstalt. Sie sagen aber immer: Im Eltern¬
haus wird auch geschlagen. Das inag sein. Aber zu
Hause schlägt der Vater oder die Mutter das Kind;
das sind Personen, denen das Kind nicht so gegenüber¬
steht wie den Anstaltsbeamten, in denen es auf Grund
der heutigen Verhältnisse naturnotwendig seinen
Unterdrücker sehen muh, der ihm alle Lebensfreude
nimmt, der seine Seele nach jeder Richtung einpreßt.
Es ist also ein wesentlicher Unterschied, wer schlägt.
Ich bin darüber hinaus der Auffassung,daß ein schul¬
entwachsenesKind durch eine Strafe nicht zu bessern
ist. (Widerspruch rechts.) Wir Proletarier sind aller¬
dings der Auffassung, daß ein schulentlassenerJunge,
der gut genug ist, zur Bestreitung des Haushalts der
Eltern mit beizutragen, so anständig und gut erzogen
sein muß, daß er einer Prügelstrafe nicht mehr bedarf.
Wenn Sie bei Ihren Kindern prügeln zu müssen
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glauben und nicht mehr glauben, davon absehen zu
können, sei das Ihnen überlassen.
. Wir verlangen weiter, "daß die Frage der Ne-
!chwerdemöglichkeit endlich geregelt wird. Eine Be¬
schwerde ist nach Ihrer Tarstellung auch heute mög-
uch. Heute darf der Fürsorgezögling aber nur unter
°er Kontrolle der Anstaltsleitung sich mit Personen
°er Außenwelt in Verbindung setzen. Ein derartiges
Beschwerderecht, das die Beschwerde erst zu Gesicht 'des
Anstaltsleiters bringt, ist absolut zweck- und finnlos.
^iir verlangen deshalb, daß in den Anstalten den Kin¬
dern eine genau formulierte Hausordnung in die Hand
Legebenwird, in die die Beschwerdemöglichkeiten hin-
eingearbeitet sind. Wir verlangen, »daß in jeder Anstalt
eme Tafel aufgehängt wird, auf der alle Stellen ver¬
zeichnetsein müssen, an die sich der Fürsorgezögling
'in Falle einer Beschwerde wenden kann. Wir ver¬
langen, daß die Parteizugehörigkeit der Mitglieder des
^andesjugendamtes und der zuständigen Fachausschüsse
auf dieser Tafel verzeichnet wird und das; derartige Be-
'chwerden ohne Zensur der Anstaltsleitung verschickt
werden können. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Gick-
Mllnn.) In den Ausschüssenreden Sie nicht so wie
hier, Herr Pfarrer.

Wir sind der Auffassung,das; der deutsche Fürsorge-
«ogling, von dem Sie selbst zugeben, daß er an seiner
nttlichen Verelendung nicht schuld ist, in Provinzial-
anstalten nicht unter Lebensbedingungengehalten wer¬
den darf, die schlechter sind als die Lebensbedingungen
°er Insassen deutscher Strafanstalten, Gefängnisse und
Zuchthäuser, denen diese Beschwerdemöglichkcitenohne
'e°e Einschränkung offenstehen. Ich glaube, daß Sie
unter dem Druck der Kritik der Öffentlichkeit, daß
^e in Ihrem eigenen Interesse, im Interesse der Er¬
haltung Ihrer Kirche und im Interesse der Erhaltung
>5hrer Klasse die Remeduren einführen müssen,die not¬
wendig sind, wenn nicht >das stolze Gebäude Ihrer
Herrschaft eines Tages über Ihnen zusammen¬
brechen soll.

Stelln. VorsitzenderEberle: Das Wort hat Herr
abgeordneter Kurth.

Abgeordneter Kurth: Meine Damen und Herren!
Ae grundsätzlichenAusführungen, die Kollege Raeder-
'cheidt über das Bildungswesen und insbesondere auch
über das Fürsorgeerziehungswesenbei seiner Etatsrede
Nenmchthat, dürften als ein glücklicher Auftakt zu der
Aussprache über dieses Kapitel bezeichnet werden,
^cein Freund Gerlach hat schon vorgestern erwähnt,
°aß diese Ausführungen bei uns ein gewisses Gr -

aunen wachgerufen haben, weil wir in den ver¬
gangenen Jahren nicht gewohnt waren, daß die Gr°
»lehungsfragen, vor allem auch das Fürsorge-
erzlehungswesenvon dieser Seite aus von einer solch
nohen Warte aus betrachtet wurde. Herr Kollege
"aderscheidt spricht im Geiste eines modernen

Pädagogen. Er spricht von der Jugend« ot und
den Aufgaben, die daraus erwachsen. Er wendet sich
an die Linkspolititer und mahnt sie, bei ihrer Kritik
doch auf die Rufe eines Paul Oesterreich zu hören.
Gut, Herr Kollege Näderscheidt,wenn Sie bereit sind,
sich mit uns auf der pädagogischen Linie
eines Paul Oesterreich zu vereinigen, dann
dürften mancheMißverhältnisse und Widerstände, die
sich bei der Beurteilung der Grziehungsfragen bis¬
her zwischen Ihnen und uns aufgetan haben,
beseitigt sein. Dann — das glaube ich behaupten zu
können — werden wir uns auf dem Gebiete vielleicht
ein Stück näherkommen.

Meine Damen und Herren! Wenn man sich den
diesjährigen Fürsorgeetat vor Augen hält, könnte man
im ersten Augenblickgeneigt sein, Freude darüber zu
empfinden, daß sich die Zahl der Fürsorgezöglinge
von 14N56 im Jahre 1928 auf 13 4UN nach dem letzten
Bericht ermäßigt hat. Und doch wird der aufmerk¬
same Leser des Vorberichts herausgefunden haben, daß
dieser Abgang nur zum Teil auf ein Abflauen der
Fürsorgefälle zurückzuführenist. Im allgemeinen kann
man diesen Rückgang nur als normal bezeichnen.
Wenn Tausende und aber Tausende Kinder
weniger geboren und in die Schule aufgenommen
werden, ist es selbstverständlich,daß sich dies letzten
Endes auch in diesem Jahre und den nächsten Jahren
in der Zahl der Fürsorgefälle auswirken muß.

Ich möchte aus dem Vorbericht besonders hervor¬
heben, daß die Zahlen der Fürsorgezöglinge in
Fnmilienpflege und Lehrstellen erfreu¬
licherweisein die Höhe gegangen sind. Wenigstens
prozentual gesehen, stellen wir fest, daß die Zahlen sich
von 51,04 auf 53,82 erhöht haben. Das liegt ganz in
unserem Sinne. Ich darf, besonders nach
der Aussprachegestern im II. Fachausschuß,behaupten,
daß es Wohl der allgemeine Wunsch aller
Parteien ist, daß noch mehr dazu übergegangen
wird, die Fürsorgezöglinge in Familien-
Pflege und Lehrstellen unterzubringen, und
sie möglichst aus den Anstalten herauszuhalten. Darin
stimme ich dem Herrn Landesrat Voßen bei, daß
jedenfalls die Anstalt niemals in der Lage ist, das
Elternhaus zu ersetzen.

Wenn wir uns die Belegung der Anstalten vor
Augen halten, dann sehen wir, daß sich die Zahl der
Zöglinge in den Provinzinlanstalten mit 1160 ge¬
halten hat. Daß die Belegungsziffer vor allem in
unseren Provinzinlanstalten gehalten werden
muß, ist selbstverständlichund durchaus gesund. Ein
Rückgang ist, prozentual gesehen, wiederum fest¬
zustellen bei den Privaterziehungsheimen
und zwar von 38,58 auf 34,61 Prozent. Erfreulich ist,
daß die Unterbringung der schulentlassenenFiirsorge-
zöglinnc in L eh rlin gsh eimen im Verhältnis
zunimmt.
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Nun ein Blick, auf einige andere Angaben, die uns
am besten die Tatsachen bor Augen führen, das sind
die Zahlen bezüglich der Neuüberweisungen.
Man muß allerdings erschrecken, wenn man nach der
letzten Aufstellung feststellt, daß sich die Zahl der
nicht schulpflichtigen Kinder allein auf 161
beläuft, die Zahl der schulpflichtigen auf 507.
Das sind insgesamt 668 Fürsorgezöglinge, die das
14. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Unter diesen
668 darf man wohl ruhig 80 bis 90 Prozent objektiv
Verwahrloste suchen, denn die Fürsorgezöglinge
in diesem Kindesalter können, subjektiv gesehen, für
das, was sie getan haben, nicht verantwortlich
gemacht werden.

Unter den Angaben der Fürsorgezöglinge über
18 Jahre fällt uns der Stand der weiblichen
Fürsorgezöglinge mit 151 gegenüber den
männlichen mit 40 auf. Vielleicht ist die Landes¬
verwaltung bereit, uns gerade hierfür eine nähere
Begründung zu geben.

Ich greife eine dritte Zahl heraus, betreffend die
Verteilung der Fürsorgezöglinge auf die einzelnen
Gebiete der Rheinprovinz. Auf 10 000 Einwohner ge¬
rechnet, entfallen auf den Regierungs¬
bezirk K ü l n 3,05 -^ d a s i st d i e H ö ch st z a h l —
wogegen alle übrigen Regierungsbezirke, prozentual
gesehen,niedrigere Ziffern ausweisen können. Es be¬
rührt mich gerade als Kölner Lehrer unangenehm,
das; die Stadt Köln mit einer so verhältnismäßig
hohen Ziffer von 4,29 Fürsorgezöglingcn, auf 10 000
Einwohner gerechnet, in dem Bericht erscheint. Man
ist ja sonst erfreut, wenn die Stadt Köln in allen
Fragen den übrigen Großstädten vorangeht. Auf
diesem Gebiete möchte ich diesen Vorrang der Stadt
Köln nicht begrüßen. (Abg. Görlinger: Sehr gut!)

Die Frage der K osten aufb ring un g ist in
dem Bericht ziemlich ausführlich aufgezeigt. Es fällt
hier auf, daß die Kosten der ProUinzialnnstalten
gegenüber den Privaterziehungsheimcn eine gewisse
Ungleichung nach unten erfahren haben.

Bei der Familienpflege ist besonders zu er¬
wähnen, und das darf man begrüßen, daß die Kosten
für Bekleidung und Ausrüstung von 12,65
RM auf 16,65 RM erhöht worden sind. Zu dieser
Frage vertreten wir die Auffassung,daß es den Pflege-
familien mit dem verhältnismäßig minimalen Pflege¬
sah von etwa 1,10 RM bis 1,20 RM Unterstützungs-
gcld absolut unmöglich ist, ihrer Aufgabe nach¬
zukommen, nnd daß vielleicht auch hier einer der
Gründe zu suchen ist, warum die Zahl der sich melden¬
den Familien im Verhältnis noch so gering ist.
Wir teilen hier nicht die Auffassung, die die Verwal¬
tung gestern im Fachausschuß ausgesprochen hat, als
solle man sich davor hüten, durch eine Erhöhung des
Pflegesatzesaus der Sache ein Geschäftaufkommen zu

lassen. Gin Geschäft wird aus einer solchen Sache
niemals für eine Familie erwachsenkönnen.

Ich möchte von dieser Betrachtung der Zahlenauf¬
stellung und den Folgerungen, die ich daraus gezogen,
nochmals kurz auf die grundsätzliche Seite des
Problems eingehen. Ich komme da wieder zu den Aus¬
führungen des Kollegen Naedcrscheidtin seiner Gtats-
rede. Wenn Kollege Raederscheidtbereit ist, seine Ge¬
danken nicht nur in der Theorie gelten zu lassen, son¬
dern auch dafür zur sorgen, daß seine Freunde diese
Auffassung in die Praxis überführen, und
zwar nicht nur auf dem Gebiete der allgemeinen Er-
ziehungsfragen, sondern vor allem auch auf dein
Gebiete des Fürsorgeerziehungswesens,
dann glauben wir, daß in vieler Hinsicht die Wider¬
stände, die zwischen uns und Ihnen bestanden haben,
beseitigt werden können.

Ich will auf die Ursachen der heutigen
Iugendnot eingehen, von der gesprochen worden
ist. Hier im Landtag ist in diesen Tagen sehr viel ge¬
redet worden von der Not der Landwirtschaft, von der
Not des Gewerbes, von der Not der Industrie. Viel¬
leicht darf man auch mit besonderem Nachdruckund
vor aller Oeffentlichkeiteinmal die Not unserer
Jugend hervorheben. Unter den allgemeinen wirt¬
schaftlichen und sozialen Verhältnissen leiden wir Er¬
wachsene sehr, leidet aber keiner mehr als
unsere Kinder, unsere Jugend. Auf diese
Not haben wir deshalb anch unser besonderes Auaen-
merk zu richten. Diese Zustände mögen in den allge¬
meinen wirtschaftlichenVerhältnissen begründet lieaen.
Ich bitte Sie um alles, eins zu bedenken: daß diese
13000 Fürsorgezöglinge aus der Schicht
des arbeitenden Volkes herauskommen.
Deshalb mögen Sie es auch verstehen, daß gerade wir
als Arveiterpartei dieser Frage eine so große Teil¬
nahme entgegenbringen. Es sind die Kinder des
arbeitenden Volkes, die in der Großstadt dem Elend
ausgesetzt und der Not preisgegeben sind, die zu¬
meist schuldlos auf ihre Bahn gelangen-
Deshalb, meine Damen und Herren, muß man bei den
Fürsorgezöglingen in der Frage der Schuldn ei -
messung sehr vorsichtig sein. Letzten Endes
sind es doch alle Opfer der Verhältnisse, Opfer der Um¬
gebung, schuldlose Opfer der Not und Sorge, in der sie
schon als Kinder mit ihren Eltern stehen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte manchem
von Ihnen wünschen,er könnte einmal mit mir in die
Großstadt, in einen solchen Arbeitervorort, in eine
solche Arbeitervorortschule gehen und sich hier die Ur¬
sachen der leiblichen,seelischen und sozialen Not dieser
Kinder einmal vor Augen halten, dann würde er auch
ein Verständnis dafür finden, wenn man hier als Er¬
zieher und Lehrer den Landtag mahnt, nuchderNot
der Jugend zu gedenken. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dunder: Man braucht bloß einmal durch
die Düsseldorfer Altstadt zu gehen!)



75. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 8. März 1929. 135

Meine Damen und Herren! Dann komme ich zu
der Frage des Grziehungsproblcms selbst und ihrer
Lösung in der Fürsorge. Ich weiß, daß ich
hier ein Kapitel berühre, das nur mit aller Vorsicht
behandelt werden darf. Es liegt nicht in meiner Ab¬
sicht, heute irgendwelche Weltanschauungs-
Legensätzc herauszufordern, sondern ich bin der
Auffassung, daß es unser aller Pflicht ist, bei dieser
Notlage unserer Jugend zusammenzustehen,beiseite
iu stellen, was uns trennt, aber uns das vor
Augen zu halten, was als unsere gemeinsame
Aufgabe anerkannt werden muß.

Sie kennen unseren Standpunkt gegenüber den
privaten Erziehungsheimen. Er ist nach wie
vor derselbe. Wir sind der Auffassuug,
°aß in den privaten Erziehungsheimen
dem Fürsurgezögling besonders nach der
erziehlichen Seite nicht das gegeben
Werden kann, was wir von einer neuzeit-
lichen Fürsorgeerziehung erwarten.

Damit will ich keinen Vorwurf erheben gegen die
Erzieher in den Privatanstaltcn. Wir erkennen an,
daß diese den Willen haben, ihre Pflicht zu tun,
daß sie ihre ganze Kraft mit Aufopferung für die Sache
einsehen,an die sie gestellt sind, daß es Menschensind,
die vollkommendem Leben entsagt und das Leben ver¬
lassen haben — eigentlich das grüßte Opfer, das ein
Mensch bringen kann —, die sich zurückgezogenhaben
M solche Anstalten, um hier ihre Lebensaufgabe zu er¬
füllen. (Zuruf des Abgeordneten Notzl: Geh' in ein
Kloster!) Achtung, alle Achtung vor dem Erzieher-
personal auch in solchen Anstalten! An ihrem
Willen zweifeln wir nicht. Aber, meine Damen
Und Herren, am Können müssen wir zwei¬
fln. Wir glauben, daß aus der ganzen
Mentalität, aus der Vergangenheit
dieser Fürsorgeerziehungspersonen, ausder ganzen Umgebung, aus der völligen
Gebundenheit, in der sich diese Erzieher
befinden, es ihnen unmöglich ist. den
lungen Menschen gerecht zu werden, die
aus dem Strudel des Lebens geworfen
«er den in diese klösterliche Abgeschieden¬
heit. Wir glauben nicht, daß es ihnen
beim besten Willen möglich sein kann, der
-^shche dieser Jugendlichen gerecht zu
werden. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Die haben
d« Wissenschaft mit dem Glauben vertauscht!)

Meine Damen und Herren! Wenn wir Gelegen¬
heit haben, einmal in eine solche Anstalt zu kommen,
°ann werden wir als Menschen, die an die Freiheit ge¬
wohnt sind, ein gewisses unangenehmes Empfinden
haben. Ganz natürlich. Das bringt die ganze Um¬
nebung s^ mit sich. Aber man sollte doch das eine ^
bedenken, daß diese jungen Menschen,die Knaben wie
auch die Mädchen, letzten Endes wieder insLeben l

zurückzukehren haben, daß man vor allem bei
der ganzen Erziehungsmethodeauch in einer solcheu An¬
stalt sich vor Augen halten muß, daß man den
Jugendlichen etwas geben muß, was sie
draußen im Leben nicht empfingen und
was ihnen später für das Leben unbe¬
dingt notwendig ist.

Wir haben gestern im Fachausschußüber einen Fall
gesprochen — ich will ihn hier nicht näher erläutern —,
der sich in einer solchen privaten Erziehungsanstalt ab¬
gespielthat. Die Mängel, die dort aufgewiesenwurden
— ich will sie kurz streifen —, zeigten sich darin, daß,
wenn in derAnst altein Fürsorgezögling
Besuch von den Eltern oder von den Ver¬
wandten empfing, er nicht in der Lage
war, mit den Angehörigen direkt in Ver¬
kehr zu treten. Vielmehr mußte sich dieser Ver¬
kehr zwischen einem großen eisernen Git¬
ter vollziehen. Wenn man darüber nachdenkt,
ist man erschüttert. Wie ist es überhaupt möglich, daß
heute in einem Erziehungsheim derartige Formen noch
bestehen? Wir wissen, daß sie mit den starren, dok¬
trinären Vorschriften des betreffenden Ordens zu¬
sammenhängen.Wir wissen, daß solche Orden nur sehr
schwer und ungern von ihren Gebräuchen uud Regeln
abgehen. Aber wir halten es heute, im
2«. Jahrhundert, doch für ausgeschlossen,
daß solche veralteten Methoden auf die
Jugendlichen, die diesen Anstalten an¬
vertraut sind, übertragen werden. Wir
freuen uns darüber, daß die Provinzinlverwaltung
dazu übergeht, überall dort den Versuchzu machen,
diesem Tun wenigstens die größten Härten zu nehmen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Schluß
nochmals das eine besonders hervorheben: Wenn wir
uns gege» die privaten Erziehungsanstalten wenden,
dann bitte ich darin nicht eine Spitze gegen die Insassen
der Anstalten selbst zu sehen. Wir bitten, auch keinen
Angriff gegen die Weltanschauung oder die Religion
darin zu erblicken,wie es uns allzu oft und immer
wieder in die Schuhe geschoben wird. Es ist für
uns eine grundsätzlich pädagogische Auf¬
fassung, daß die moderne pädagogische
Strömung auch vor diesen Privater-
ziehungsheimen nicht halt machen darf.
Deshalb bitten wir alle Freunde in allen Parteien,
sich mit uns auf diesen Standpunkt zu stellen. Es muß
neues Licht, es muß neue Luft in diese Erziehungs¬
heime dringen. Gitter und Eisen st äbe haben
an den Türen und Fenstern keinen Platz
mehr. Wir wollen die Fenster weit öffnen. Wir
wollen Sonne und Licht hineinlassen, denn die
Menschen, die in diesen Anstalten wohnen, sind unsere
Kinder, sind unsere Jugend, und unserer Jugend wol¬
len wir das Beste geben, was wir ihr bieten können.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Lasset die Kindlein
zu mir kommen!)
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Stell«. Vorsitzender Eberle: Das Wort hat die
Abgeordnete Fräulein Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto: Meine Herren und
Damen! Der Herr Abgeordnete Kurth hat eben er¬
klärt, das; seine Fraktion die Privatanstalten ablehnt.
Er hat mit einem nassen und einem trockenen Auge hier
gesprochen. Er möchte den Herrschaften nicht wehe
tun, er möchte aber auch zu gleicher Zeit sein Ansehen
in der Arbeiterschaftnicht verlieren. Das ist deswegen
um so unverständlicher, als Herr Abgeordneter Kurth
gestern im Ausschuß sich bei der Abstimmung über den
Antrag der KommunistischenPartei, den Schwestern
vom guten Hirten keine Fürsorgezüglinge mehr zu
geben, der Abstimmung enthalten hat. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.)

Gs ist eine Selbstverständlichkeit,daß wir die kon¬
fessionellen und die Privatanstalten ablehnen. Aber
was sich hier im Guten Hirten abgespielt hat, ist nicht
etwa damit abgetan, Herr Abgeordneter Kurth, daß die
Gitter fallen. Wenn auch die Gitter am 11. Novem¬
ber durch den Artikel in der „SozialistischenRepublik"
gefallen sind, so sind doch hinter diesen Gittern, die ge¬
fallen sind, noch dreimal soviel Gitter, die noch nicht
gefallen sind und hinter die wir keinen Ginblick haben.
Man gestattet uns keinen Einblick in die Privat¬
anstalten, man gestattet uns nicht, in das Kloster vom
guten Hirten zu gehen. (Zuruf des Abgeordneten
Ianscn: Sie waren doch da!) Jawohl, Herr Abge¬
ordneter Iansen, ich war vorn im Sprechzimmer. In
diesem Sprechzimmer war ein großes Gitter, hinter
das der Zögling geführt wurde. Der Zögling mußte
durch dieses Gitter mit mir sprechen,und neben dem
Zögling saß eine Schwester, die überwachte, was der
Zögling sagte. (Hört, hört! links. Zuruf des Abge¬
ordneten Dunder: Das sind ja Zuchthausmethoden!)

Wenn gestern im Ausschuß die Frau Abgeordnete
Becker sagte, ihr sei mitgeteilt worden, daß die Straf-
anordnungen in dieser Anstalt so seien, daß man die
Zöglinge damit bestrafe, daß sie von einer Ecke des
Zimmers auf den Knien zur anderen Ecke rutschen
müßten (Hört, hört! bei den Kommunisten), dann,
glaube ich, versteht man auch, warum wir uns gegen
die Erziehungsmethoden in diesen Anstalten wenden.
Die Zöglinge sollen keine Klosterschwesternwerden.
Wir wehren uns ganz entschieden dagegen, daß die
Klosterschwesternihre Ordensregel auf die Zöglinge
übertragen. Die Zöglinge sollen zu Menschenerzogen
werden, die draußen in der Welt mit den Realitäten
des Lebens zu rechuen habeu. Herr Abgeordneter
Kurth hat schon ausgeführt, daß in diesen Anstalten
die Klosterschwejternabsolut nicht den Konnex mit dem
Leben haben, weil sie ja gewissermaßendem Leben ent¬
sagt haben. Das mögen sie mit ihrer Ordensregel
halten, wie sie wollen. Aber wir wehren uns ga»z
entschiede»dagegen, daß Zöglinge in diese Anstalten
überführt werden und dort einer Methode und einem

Geist ausgesetzt sind, die nichts mit einer Erziehung
gemein haben.

Es wurde uns im Ausschuß mitgeteilt, daß der
Orden ungefähr fünf Häuser in der Rheinprovinz hat
und ihm ungefähr 400 Zöglinge aus der Rheinprovinz
überwiesen werden. Dazu wurde erklärt, daß noch
800 Zöglinge dn seien, die aus freien Elementen be¬
ständen. Es ist uns allerdings nicht dabei gesagt
worden, wie diese freien Zöglinge auf die einzelnen
Anstalten verteilt werden. Ich glaube kaum, daß die
Eltern draußen bei der Einstellung dieser Kreise sich
damit einverstanden erklären, daß ihre Kinder mit
diesen Zöglingen gemeinsam erzogen werden. Die
Schwestern vom guten Hirten haben eine ungefähr
300jährige Grziehungspraxis hinter sich. Sie haben
nicht geschlagenin diesen 300 Jahren. Aber es gibt
Erziehungsmethoden, wie z. B. Knierutschenund dergl,,
die viel empfindlicher strafen, die eine viel härtere
Auswirkung auf den Zögling, namentlich auf seine
geistige Einstellung haben als die Prügelstrafe.

Dann möchte ich noch ein Wort zu dem Selbstmord
sagen, der uns von der Verwaltung als Unglücksfall
hingestellt wurde. (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Wie immer!) Ueber den Selbstmord, der in der An¬
stalt geschehen ist, ist nicht von irgendeinem Augen¬
zeugen zu berichten, denn es war keiner dabei. Das
Mädchen ist tot aufgefunden worden. Gs war erst acht
Tage in der Anstalt, aber es hatte eine Anstalts¬
erziehung hinter sich. Ich glaube, die Art der Methode,
die Art der Beeinflussung der Klosterschwcsternin
dieser Anstalt wird mit ein Grund gewesen sein, daß
das Mädchen ein so starkes Heimweh hatte, und es sich
einen Weg suchte und aus dem Fenster sprang. Wenn
auch der Landespsychiatcr erklärte, das Mädchen habe
kein Abschahungsvermögengehabt, es habe das nicht
übersehen können, so ist doch ein groß Teil Schuld
mit auf die Erziehungsmethode im Kloster vom guten
Hirten zu werfen.

Weil Herr Abgeordneter Kurth alle diese Dinge
mit kritisiert hat, weil er einsieht,daß das wirklich leine
Erziehungsmethode ist, daß es keine Erziehung in dem
Sinne ist, wie es die modernePädagogik verlangt, ist es
umso unverständlicher,wenn er gestern nicht für unseren
Antrag stimmte. Er erklärt zwar, er wende sich gegen
die Form des Antrages. Ich glaube, Herr Abgeord¬
neter Kurth, wir haben uns in der Proletarischen Be¬
wegung nie in so besonders höflichen Formen ausein¬
andergesetzt (Sehr richtig!), und wir haben es nicht
notwendig, eine besonders höfliche Form hier anzu¬
wenden. (Zuruf des Abgeordneten Kurth: Sie sind
doch immer sehr höflich und nett!) Wir sind immer höf¬
lich, wenn es sich darum handelt, Herr Abgeordneter
Kurth, keine Unverschämtheitenden Menschen zu sagen;
wenn es sich darum handelt, gegen die Bourgeoisie zu
kämpfen, sind wir sehr unhöflich. Das möchte ich Ihnen
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b°<H gesagt haben. (Zuruf des Abgeordneten Kurth:
Sagen Sie das immer?) Jawohl, das sage ich immer.

Dann noch ein Wort zu der Denkschrift der Pro-
vmzialverwaltung, die auf Anregung der kommuni¬
stischen Fraktion im letzten Proviuziallandtage ange¬
nommen wurde. Es steht darin ausdrücklich,daß bei
den Neuaufnahmen sich der Gesundheitszustand in den
letzten Jahren ungeheuer verschlechtert hat, daß
namentlich die Tuberkulose, die Geschlechtskrankheiten
und wie die Dinge alle heißen, in ungeheurem Maße
zugenommenhaben. Es sind eben auch Worte von der
rechten Seite des Hauses gefallen, die die Wohnungs¬
verhältnisse in der Eifel aufgezeigt haben. Ich möchte
Sie an die Stellungnahme erinnern, die gerade die
Parteien der Rechten und des Zentrums, einschließlich
der Sozialdemotratie, in diesen Fragen im Landtag
«»genommen haben, wenn es sich darum handelte,
Mutter und Kind zu schützen. (Abgeordneter Nohl:
Sehr richtig!) Ich erinnere daran, daß bei den letzten
Gesetzen, die zum Schutze von Mutter und Kind ein¬
gebracht worden sind - auf den Mutterschutzkommt es
Mer letzten Endes an -, alle Parteien bis zur Sozial-
denwkratie gegen eine Gesetzesvorlagegestimmt haben,
dle einen wirtlichen Schutz für Mutter und Kind
forderte.

Ich kann es mir nicht verkneifen, hier ein Urteil
anzuführen, daß Herr Professor Martin von der
RheinischenProvinzial-Hebammenlehranstalt in Glbcr-
feld einmal fällte, als der Deutsche Textilarbeitervcr-
bnnd eine Rundfrage herausgegeben hatte, die sich vor
auen Dingen mit den Erkrankungen der Textil¬
arbeiterinnen befaßte. Herr Professor Martin ist es
gewesen, der als geistiger Urheber einer Unternehmer-
dentschrifterklärte, daß die Textilarbeiterinnen manch¬
mal auch zu faul seien, bis zum letzten Tage in die
Fabrik Hineinzugeheu. (Abgeordneter Nohl: Hort,
Hort!)

Wir haben zu verzeichnen,daß 70N000 Frauen, die
m der Grwerbsarbeit stehen, 20N00 Säuglinge und
133 0N0 Kleintinder haben. Wie diese Kinder erzogen
"erden, wie schwächlichsie sind, das hat Herr Professor
Martin natürlich nicht berücksichtigt.(Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Ich möchte zum Schluß sagen, daß die Republik
nach zehnjährigem Bestehen noch 10 Millionen Bci-
hllfen zur Umstellung von Fabriken, zur Militarisie¬
rung irgendwelcher Kricgsdinge auswirft, daß sie für
d« Wehrmacht ungeheures Geld ausgibt, daß sie aber
^r die gesundheitlichen Verhältnisse des deutschen
Kolkes ganze 7 Millionen ausgibt. (Abgeordneter
"ohl: Hört, Hort!) Man muß sich diese Dinge ein¬
mal vorstellenund braucht sich dann gar nicht zu wun¬
dern, daß die gesundheitlichenVerhältnisse unserer
^rovinzialzöglinge so ungeheuerlich sind und daß der
Verr Abgeordnete Ereutz diese Zustände schildern
konnte, wie sie in der Eifel sind. Sie sollen einmal

im Reichstag und Landtag, wo Ihre Parteien sitzen,
eine andere Stellung einnehmen; dann brauchen Sie
hier keine Anklage zu demonstrieren. Aber Sie wollen
den Leuten nur Sand in die Augen streueu. Deshalb
nehmen Sie hier eine andere Stellung ein als im
Landtage.

Stellv. VorsitzenderGberle: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen.

Abgeordneter Iansen: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Herr Abgeordneter Kurth
hat mit sehr anerkennendenWorten von den Erziehern
und Erzieherinnen gesprochen, die in den provinziellen
und privaten Fürsorgeerziehungshcimen tätig sind.
Wir können ihm für diese Worte nur danken. (Abge¬
ordneter Dunder: Hört, hört!) Zweifellos haben diese
Worte einen anderen Klang, als wir ihn gerade von
der linken Seite bisher in jedem Jahre gehört haben.
Man sucht schließlich auch nach einem Grunde für die
Aenderung dieses Tones. Wir wären ja froh, wenn
Sie endlich zu der Ueberzeugunggekommen wären, daß
in diesen Erziehungsheimen ein solcher Geist und eine
solche Kraft steckt, daß sie nur überall mit Hochachtung
genannt werden dürfen. Wir wären froh, wenn sich
endlich einmal auch bei Ihnen diese Erkenntnis durch¬
gesetzt hätte, so daß die Atmosphäre, die alle Jahre ein
schwereres Odium auf die Anstalten legte, ein für alle¬
mal beseitigt wäre. Herr Kollege Kurth hat ebenfalls
erklärt, daß er jede weltanschaulicheNote aus der
Debatte herauslassen wollte. Man kann das in dem
Augenblick verstehen,wo man gerade von dieser Seite
aus ein besonderes Blatt für „die katholischen Sozia-
Nstcn" hat erscheinen lassen, dnrch das man darauf aus¬
geht, in Arbeiterkreiscn katholische Sozialisten zu ge¬
winnen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Da sind
sie genau so gut aufgehoben wie bei Euch!) Ich kann
es verstehen, daß man in diesem Augenblick,wo man
in diesem Blatt die katholischen Arbeiter in einer Form
zum Sozialismus erziehen will, wie man es als Theo¬
loge nicht besser kann, eine weltanschauliche Note in der
Debatte vermeiden und hinsichtlich der Religion die
Maske nicht lüften will, damit man um so besser katho¬
lische Menschen einsangen kann. (Lachen links. Zuruf
des Abgeordneten Kurth: Herr Iansen, Sie bringen
jetzt die häßliche Note!) Herr KollegeKurth hat aner¬
kannt, daß unser Frattionsredner bewußt auch den
leisesten Ton dieser Art aus der Debatte herausgelassen
hat. Ich werde ihm nachweisen, daß er es nicht getan
hat. Wir haben mit bewußter Vorsichtdie ganze Sach¬
lage nur auf die pädagogischeBasis gestellt: das hat
er ausdrücklichanerkannt. Dnrnm sage ich nochmals:
Ich verstehees nicht, daß er nun — entweder bewußt,
oder vielleicht in vollständiger Verkennnng der Welt¬
anschauung, in der wir leben — trotzdem diese Note
stark hineingebracht hat. Ich brauche bloß daran zu
erinnern, daß Herr KollegeKurth im Anschlußan die
anerkennenden Worte über die Erzieher und Er¬
zieherinnen, die ihr ganzes Leben im Dienste dieser
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armen Jugendlichen zum Opfer bringen, sagte: Wir
zweifeln nicht an dem guten Willen, aber wir zwei¬
feln an dem Können. Meine Damen und Herren!
Darin, daß er das Können bei den katholischen
Ordensschwestern ganz entschieden in Abrede stellt
(Zuruf des Abgeordneten Dundcr: Das nächste Mal
macht er es besser!), liegt die sehr scharfeNute, die er
in dieses Problem hineingelegt hat. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hoffmann: Mit Gitter!) Er hält es also
für ganz «»möglich, das; diese Personen, die, nachdem
sie, genau wie jeder andere Mensch die Welt kennen
gelernt haben, und die auch während ihrer Tätigkeit
als Erzichungsschwcsternim Kloster mit der Welt in
regster Verbindung bleiben, Menschenkinderdieser Art
erziehen können. (Zuruf des Abg. Nohl: Die Sozial-
demokratcnsind doch auf dem Wege nach Eanossa!) Wir
erleben hier dasselbe, was uns schon einmal von der
linken Seite vorgetragen wurde. Man betonte damals
sogar, daß eine Frau, die kein Kind selbst geboren habe,
auch kein Kind erziehen könne, ohne dabei zu berück¬
sichtigen, daß all den Lehrerinnen, die auch auf dieser
Seite wirken, damit die Fähigkeit abgesprochenwürde,
ein Kind zu erziehen. (Sehr richtig! im Zentrum. Zu¬
ruf des Abg. Dunder: Denen verbietet man ja das
andere!) Derartige Inkonsequenzen leistet man sich,
wenn man mit vorgefaßter Meinung an die Dinge
herantritt.

Wenn Herr Kollege Kurth es für unmöglich hält,
daß derartige Personen in diesemSystem Kiuder der
Fürsorge erziehen, dann darf ich doch fragen: Weiß
denn Herr KollegeKurth gar nichts von den mehr als
60 bis 70 Prozent Erfolgen der Fürsorgeerziehung, die
wir haben. Ist das nicht eine Logik der Tatsachen,
die jede Theorie einfach über den Haufen wirft? Der
Herr Kollege wird doch ohne Zweifel wissen, daß die
70 Prozent Erfolge nicht bloß in den Provinzial-
erziehungsheimen liegen. Wir haben doch den größten
Prozentsatz der Fürsorgezöglinge, die Mädchen alle,
in privaten Heimen untergebracht. Wenn aber Herr
Kollege Kurth weiß, daß mehr als 60 Prozent dauernde
Grzichungserfolge erreicht werden, und daß ungefähr
15 Prozent n«! wiü,pu,s einen Erfolg zu verzeichnen
haben, uud er trotzdem noch sein Urteil, es sei den
Schwestern unmöglich, diese Kinder zu erziehen, auf¬
recht erhalten will, so entzieht sich das, offen ge¬
standen, meinem Verständnis. Weiß Herr Kollege
Kurth nichts von den anerkennenden Worten, die wir
immer wieder bei der Besichtigung unserer Fürsorgc-
erziehungsanstalten gehört haben? Weiß er nichts da¬
von, daß sein Kollege in Rheindnhlen, wo ein katho¬
lischer GeistlicherLeiter der Anstalt ist, erklärte, wenn
derselbeGeist, wie er in dieser Anstalt herrscht, überall
herrsche, dann würden wir unsere Kinder ohne jede
Sorge dieser Anstalt anvertrauen, (Zuruf des Abg.
Gerlach: Es war der Kommunist Koch, der das gesagt
hat! Weitere Zurufe links.) Meine Herren, ich bin ein
bißchen schwerhörig, wenn mehr als dreizehn zu¬

sammen reden. Leider kann ich Sie nicht verstehen,
sonst würde ich Ihnen gerne auf jeden einzelnen
Ginwurf eine Antwort geben. (Zuruf des Abg.
Dr. Kaiser: Es nützt ja doch nichts. Zuruf des Abg.
Haas: Das war kein Sozinldcmokrat!) Es war ein
Sozialdcmotrat, der diese Worte gesprochenhat. (Zu¬
ruf des Abg. Gerlach: Gs war der Kommunist Koch.)
Wenn Herr Kollege Gerlach an die Besuchedeukt, die
er mit uns gemacht hat, wenn sich Herr Kollege Stein-
büchel der Ergebnisse dieser Besuche erinnert, dann
wird er als objektiver Beobachter sagen müssen, daß
wir im allgemeinen mit sehr kleinen Ausnahmen gute
Verhältnisse in diesen Anstalten, auch privater Art,
vorgefunden haben. Und weiß Herr Kollege Kurth
auch davon gar nichts, daß auch nach der Entlassung
aus der Fürsorge Tausende und aber Tausende Fnr-
sorgezöglinge— Mädchen und Jungen ^ mit ihrer
Anstalt ständige Verbindung halten? Wie sollte das
denn zu erklären sein, wenn diese jungen Menschen
dort nichts vom Leben gehabt hätten, wenn ihnen dort
nicht Sonnenschein, Liebe und Güte geboten worden
wären. (Zuruf links: Schläge!) Wäre es, wenn sie
hier nicht eine gute Erziehung bekommen hätten,
möglich,daß diese jungen Menschen tüchtige Mitglie¬
der der menschlichen Gesellschaft geworden sind. Meine
Damen und Herren! Diese Aufzählung könnte ich be¬
liebig vermehren, um zu beweisen,daß die Ordenslente
das erforderliche Können besitzen. Wenn ich das er¬
wähne, so geht daraus hervor, daß hier ein solches
Maß von Können herrscht, daß es nur einer Blindheit
gegenüber unserer Weltanschauung zuzuschreiben ist,
wenn man trotzdem sagt, es sei bei diesen Schwestern
usw. kein Können vorhanden, um Fürsorgezöglinge zu
erziehen. Ich hatte gewünscht, diese Note wäre heraus-
geblieben; ich hätte sie niemals hineingebracht. (Abg.
Kurth: Das glaube ich!)

Meine Damen und Herren, auch Frl. Otto weiß
ganz genau, daß gestern bereits in der Debatte im
Fachansschuß II betont wurde, daß das Knierutschen
im „Guten Hirten" nur in der Phantasie einiger
Menschen vorkommt. (Sehr gut! im Zentrum.) Aber
trotzdem das dargetan worden ist, kann man es doch
noch einmal vom Katheder hinaus in die Welt
schreien, damit man draußen liest, es sind dort der¬
artige Strafen vorhanden. Der Dezernent bestätigte
ausdrücklich,daß nach dem Gesamturteil der Erzieher
und Erzieherinnen gerade die Schwestern vom „Guten
Hirten" die modernsten pädagogischenGrundsätze an¬
wenden. (Zuruf links: Au weih!) Ich betone, dies ist
nicht nur das Urteil katholischer Pädagogen. Wie man,
nachdem dies alles festgestelltworden ist, noch von
einer mittelalterlichen Erziehung reden kann, dafür
mögen die anderen das Verständnis aufbringen. Meine
Damen und Herren, ich wiederhole, was der Herr
Landeshauptmann dieser Tage schon sagte: Gerade die
Tatsache,daß man die Erziehungsarbeit der Fürsorge¬
heime immer wieder begeifert und einzelne Anstalten
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in ein schlechtes Licht bringt, bewirkt, daß die Für-
sorgezüglingeschon auf dem Wege zur Anstalt, ehe sie
das Leben der Anstalt kennen gelernt haben, von einer
solchen Psychosebefallen sind, daß sie dann schon an
Fluchtversuche, gelegentlich sogar an Selbstmord
denken, nicht wegen der Zustände, die in den Anstalten
herrschen, sondern wegen der Methode, mit der man
die Anstalten in ein schlechtes Licht hineingestellt hat.
Meine Damen und Herren, wenn es wahr ist, was die
Verwaltung uns nachweist, daß in 5 Häusern vom
«Guten Hirten" allein 800 Zöglinge zu finden sind, die
freiwillig dort hingebracht wurden, dann muß doch
jeder vernünftige Menschsich sagen: Wenn diese Mäd¬
chen, die mit ihren Eltern im Verkehr stehen, und
ihnen alles erzählen können, freiwillig diesen Zu¬
fluchtsort aufsuchen, und wenn die Eltern gerade
dies Haus niit Vorliebe wählen, meine Damen und
Herren, dann frage ich einen vernünftigen Menschen:
Wie soll es mit dem gesunden Menschenverstandver¬
einbar sein, wenn trotzdem davon gesprochenwird, in
diesen Hänsern herrscheein mittelalterlicher Geist, der
mit den Forderungen moderner Pädagogik überhaupt
nicht in Einklang zu bringen sei. (Zuruf eines kom¬
munistischen Abgeordneten: Das liegt nn der Er¬
ziehung Ihrer Anhänger!)

Meine Damen und Herren, es ist früher bereits
llesagt worden, daß wir in den privaten und provin¬
ziellen Fürsorgennstalten nur 2,4 Selbstmorde auf
10 000 Personen haben, während sich die Zahl im son¬
stigen Leben da draußen auf 4,4 stellt. Diese Zahlen
beweisen,daß im allgemeinen das Leben in den Für¬
sorgennstalten gut ist. Wenn man bedenkt, daß hier
biele schwerkranke, reizbare Menschen sind, die natür¬
lich für alle Maßnahmen notwendiger Erziehung be¬
sonders empfindlichsind, namentlich wenn diese Er¬
ziehung einmal etwas hart eingreifen muß, und daß
die Erzieher und Erzicherinnen trotzdemihre Methode
so wählen, daß sie diese schwer crziehbaren Menschen
von dem Gedanken an Selbstmord ablenken, so ist das
ein Loblied auf unsere Fürsorgeerziehung im großen
und ganzen. Man sollte sich wirtlich nicht mehr hier¬
her stellen und hier immer bloß klagen und anklagen,
weil man dadurch unsere öffentlichenVerhältnisse ver¬
giftet, an deren Segnungen wir alle ein großes In¬
teresse haben, woran wir alle mitarbeiten wollen.
(Bravo! im Zentrum.)

Herr Kollege Kurth, Sie brauchen wirklich kein
neues Licht in unsere Anstalten hineinzubringen. (Zu¬
ruf links: Nein, es ist schon da!) Ich betone, wir sind
Lerne bereit, jeden pädagogischenSchritt mit Ihnen zu
Neben, der auf bessere Weise zum Erziehungsziel
fuhrt. Sie werden uns dabei immer geschlossen auf
Ihrer Seite finden. Aber die Erziehungsmethoden
müssen bewährt sein. Wir machennicht von Jahr zu
Jahr unsere Anstalten zu Versuchsanstalten, so daß
unsere Fürsorgezöglinge nur Versuchsobjektesind und
es schließlich heißt, wir hätten sie schuldig werden lassen

und sie nicht zu tüchtigen Menschen erzogen,wir hätten
sie nur problematischund versuchsweise, nicht nach be¬
währten Grundsähen, erzogen, wir trügen deshalb die
Schuld, daß aus diesen Menschen nichts geworden sei.

Bitte, lassen Sie nächstens jede Note weltanschau¬
licher Richtung ruhig heraus. Seien Sie objek¬
tiv und nicht blind gegen unsere Weltanschauung.
Dann finden wir uns zusammen zum Besten unserer
Fürsorgezöglinge. (Beifall. Zuruf des Abg. Nohl:
Buße iu Sack uud Asche!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Das
Wort hat die Abgeordnete Frau Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und
Herren! Herr KollegeKurth hat unsere Zeit reichlich
ausgenutzt, es bleiben mir nur uoch einige Minuten.
Ich kann deswegen nicht all das sagen, was ich noch
gerne im Interesse uusercr Jugendlichen sagen möchte.
Ich muß mich mit einigem begnügen.

Ich habe schon gestern im Ausschuß dargelegt, daß
wir es nicht verantworten können, daß Wir vorschul¬
pflichtigeKinder in dieser großen Anzahl der Fürsorge
überweisen. Im Berichtsjahr sind 65 Knaben und
76 Mädchen im vorschulpflichtigenAlter der Fürsorge¬
erziehung überwiesenworden. Was können die Kinder
dafür, wenn die Eltern schuldiggeworden sind? Was
können diese Kinder für das Milien, für die Umwelt,
der sie entstammen? Diese Kinder dürfen nicht in die
Fürsorge. (Zuruf des Abg. Dunder: Die Eltern sind
doch auch nur mittelbar schuld.)

Ich habe gestern auch gesagt, daß die Frage der Er¬
ziehung und Behandlung der Zöglinge eine große
Wandlung erfahren hat, daß aber immer noch ein ge¬
wisses Odium an der Fürsorgeerziehung hängt, daß
diese Erziehung etwas ist, was nicht so bewertet wird,
wie es bewertet werden müßte. Deswegen sollten wir
den Kindern, wo es nicht nötig ist, nicht dieses Odium mit
hinaus ins Leben geben. Die Nczirksfürsorgcverbände
haben diese Kinder in den Händen; sie schieben die
Kinder ab, und der Vormnndschaftsrichter schiebt sie
wieder an die Fürsorgeerziehung ab. Wir entnehmen
daraus, daß die Bezirksfürsorgeverbände sich nur von
den Kosten drücken wollen. Das ist im Interesse der
Jugendlichen zu verwerfen. Ich möchte an alle die¬
jenigen, die in den Bezirksfürsorgeverbänden, in den
Iugendausschüssen uud Fürsorgeausschüssender ein¬
zelnen Gemeinden mitarbeiten, die Bitte richten, dafür
zu forgen, daß die vorschulpflichtigen Kinder in
Waisenhäusern, sonstigenHeimen oder Pflegeanstalten
untergebracht werden, aber nicht in die Fürsorge¬
erziehung hineinkommen. Denn diese Kinder gehen
sonst oft bis zum 18. oder 20. Jahre durch die Für¬
sorge hindurch, Weil nicht immer eine Entlassung be¬
fürwortet wird. Es sind Pflcgestellen genug den Be-
zirlsfürsurgevcrbänden nachzuweiseu,die diese Kinder
aufnehmen.Es müßte in dieser Hinsicht auch einmal ein
Appell an die Vormundschaftsrichter und die städt.
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Jugendämter ergehen, das; sie diese Kinder nicht mehr
in die Fürsorge hineinbringen.

Dann noch ein Wort über die Mädchen und
Jungen, die im Alter von über 18 Jahren eingeliefert
werden. 191, 40 Knaben und 151 Mädchen, waren es
im Berichtsjahr. Das läßt tief blicken. Ich glaube,
die Verwaltung wird uns darauf antworten, diese
Mädchen seien meist sittlich verwahrlost. Es sind doch
die Mädchen, die früher der Landesvulizei überwiesen
wurden und nach Vranweiler kamen. Daß diese Mäd¬
chen in der Anstalt noch gebessertwerden, und daß sie
einen guten Ginfluh auf ihre Mitzöglinge ausübe»,
möchte ich bezweifeln. Ich möchte wünschen,daß anch
in dieser Richtung die Vormundschaftsrichter vor¬
sichtig vorgeheu und nicht so viele Mädchen dieser Art
überweisen. Es kostet ungemein viel Geld und hilft
doch nichts.

Ich möchte nur uoch sagen, daß es von Frl. Otto
nicht fair war, meine Ausführungen, die ich gestern
nur so hingeworfen habe, hier in den Bereich der Dis¬
kussion zu ziehe». Ich wollte damit keine Anklage hier
in den Landtag hincinschleudern,die ich auch gar nicht
beweise» kann. Hätte ich dies hier im Landtag erörtert
wissen wollen, so hätte ich es selbst tun können; dazu
brauche ich Frl. Otto nicht. (Sehr gut! bei den Sozial¬
demokratin.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sanften: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr, Kaiser.

Abgeordneter Dr. .Kaiser: Meine Damen und
Herren, meine Freunde, und ich am allermeisten, be¬
dauern, daft der ruhige, sachlicheTon, wie er seit einer
Reihe von Jahren, gn»z besonders gestern bei Behand¬
lung dieser Sache im zweiten Fachausschuft, üblich war,
nicht bis in dieses Haus hat vordringen können. Wir
waren uns im Fachausschuß seit Jahren darüber
einig, das; wir Weltanschauung und Partei
bei Behandlung dieser Frage unter allen Umständen
ausscheiden müssen, um sie sachlich zu behandeln
im Interesse derjenigen, für die wir bestellt sind, das
sind die Fürsorgezöglinge, (Zurufe der Kommunisten.)
Meine Herren, schreien Sie doch nicht so, mit Schreien
wird die Welt nicht gemacht. (Zuruf links: Auch nicht
mit Ihren Reden!) Wir waren uns ferner
darüber einig, das; wir alles tun müßten,
um das Odium, das auf der Fürsorge¬
erziehung seit Jahren lastet und immer
in gewissem M a ft e darauf lasten wird,
zu beseitigen, und wir haben auch danach
gehandelt. Ich kann Ihnen aber ver¬
sichern, daß die Art der Behandluug
dieser Frage, wie sie heute von gewisser
Seite beliebt wurde, nicht i» diesem
Sinne wirken, sondern das Odium gegen
die Fürsorgeerziehung wieder neu auf¬
leben lassen wird. (Abg. Krawinlcl: Sehr wahr!)
Wir werden uns deshalb nn dieser Debatte nicht be¬
teiligen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe
die Besprechung. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zunächstüber den Antrag des II. Fach¬
ausschusses zu Punkt 5<l abstimmen. Wer für die An¬
nahme dieses Antrages ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu dem Antrag des II. Fachausschusses
zu Punkt 55. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ick>,
sich zu erheben. — Auch hier stelle ich Annahme fest.

Gs folgt der Antrag des II. Fachausschusses zu
Punkt 56. — Ich bitte das hohe Haus, etwas leiser zu
sein, damit ich zu verstehe» bin. (Zuruf eines Kom¬
munisten: Das ist kein hohes Haus!) Das bitte ich mir
zu überlassen. Wer für die Annahme des Antrages zu
Punkt 56 ist, den bitte ich, sich zu erheben. Anch hier
stelle ich die Annahme fest.

Zu Punkt 57 schlägt der II. Fachausschuftvor, die
Maßnahmen der Verwaltung durch Kenntnisnahme
als erledigt anzusehen. Ich muß das Haus fragen, ob
es damit einverstanden ist. (Zuruf des Abg. Dunder:
Wir nicht!) Das Haus ist einverstanden. Ob Sie ein¬
verstanden sind, hatte ich nicht gefragt.

Wer für den Antrag des II. Fachausschusseszu
Punkt 58 ist, den bitte ich, sich zu erheben. Auch hier ist
die Mehrheit dafür.

Wir kommen zu Punkt 59. Wer für den Antrag
des II. Fachausschusses ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. Auch dies ist die Mehrheit.

Wer ist für die Annahme des Antrages des Fach¬
ausschusseszu Punkt 60? Auch hier stelle ich die An¬
nahme fest. (Zuruf des Abg. Dunder: Zu Punkt 60
verlangen wir Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegen¬
probe. Wer gegen die Annahme ist, den bitte ich, sich
zu erheben. Das ist die Minderheit,

Wir kommendann zu Punkt 61. (Zuruf des Abg.
Renner: Zu Punkt 61 beantragen wir Einzelabstim¬
mung!) Ich bitte, die Drucksnchc Nr. 74 zur Hand zu
nehmen. Ich lasse über die einzelnen Pnnkte dieser
Drucksache abstimmen. Der Antrag des Fachausschusses
lautet dahin, den Antrag dem Provinzialnussthuft
zur Erledigung zu überweisen. Wer bei den einzelnen
Punkten für die Verweisung an den Provinzialaus-
schuß ist, den bitte ich, sich jeweils zu erheben.

Wer ist zu Punkt 1 für den Antrag des Fachaus¬
schusses auf Neberweisung an den Provinzialaus-
schuß? Angenommen.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter Renner: Dieser Antrag ich recht¬

zeitig im Bureau abgegeben worden. Diese Maßnahme
des Ausschussesist nur deshalb notwendig geworden,
weil die Leitung des hohen Hauses diesen Antrag
nicht rechtzeitig an den Ausschuß zur sachlichen Be¬
ratung weitergeleitet hat. Wenn der Ausschuß also
beschlossenhat, die Sache ohne Beratuug zu überweisen,
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so hat er es nur deshalb getan, weil hier ein Ver¬
säumnis der Leitung des hohen Hauses, des Präsi¬
diums vorgekommenist. Der Beschluß,den Sie gefaßt
haben, war ein Nutbehelf. Wir «erlangen deshalb,
daß das Plenum des Hauses sich zu den einzelnen An¬
trägen äußert. Wir waren schon im Interesse der uns
fehlenden Zeit so anständig, die Sache in einen An¬
trag hineinzuarbeiten. Wir verlangen aber eine Klärung
durch das Haus, weil, wie gesagt, nicht wir an
dem Versäumnis schuld sind, sondern das Präsidium.
>ich habe den Antrag vorgestern den« Herrn Präsi¬
denten Iarres rechtzeitig übergeben, und er hat ihn
auch dem Fachausschußüberwiesen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saatzen: Ich
stelle fest, daß an sich das Wort zur Geschäftsordnung
während der Abstimmung nicht erteilt werden kann.
Ich habe es hier ausnahmsweise getan. (Zuruf des
Abg. Haas: Zur Geschäftsordungmuß das Wort jeder¬
zeit gegeben werden!) Nicht aber während einer Ab¬
stimmung. (Zuruf des Abg. Hans: Dauu durften Sie
es dem Herrn Renner auch nicht geben! Gegenruf des
Abg. Dr. Kaiser: Das ist richtig, aber deswegen
brauchen Sie es immer noch nicht zu bekommen!
Weiterer Zuruf des Abg. Haas: Damit war die De¬
batte wieder eröffnet!) Nein, die Debatte ist nicht
eröffnet. Wir fahren in der Abstimmung fort.

Wer ist für die Ueberweisung an den Provinzial-
ausschußbei Punkt 2? - Bei Puult 3? Bei Punkt 4?
Vei Punkt 5? Bei Punkt 6? Bei Punkt 7? (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Die Mehrheit steht fest wie
eine Mauer. Gegenruf des Abgeordneten Dr. Kaiser:
Sie sitzen jetzt in der Butter.) Zu sämtlichen7 Punkten
N't die Ueberweisung an den Prouinzialausschuß be¬
schlossen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich möchte lediglich konstn-
, tieren, daß man sich eine solche Handhabung der Ge-
, schllftsordnung doch nicht gnt gefallen lassen kann.

Wenn der Vorsitzendeeiner Versammlung einem der
abgeordneten während der Abstimmung das Wort zur
Geschäftsordnunggibt, ist er meiner Meinung nach ge¬
zwungen, es auch einem anderen Abgeordneten zu
«.eben. (Abgeordneter Hoffnmnu: Sehr richtig!) Ich
möchte bitten, daß der Vorsitzende, wenn er in Zukunft
noch einmal einen derartigen Fehler begeht, dann auch
gezwungen wird, den zweiten Fehler zu begehen.
(Heiterkeit.)

Stellv. Vorsitzender Dr. Sa aßen: Wir kommen
3» den Punkten 62 bis 65.

Das Wort hat als Berichterstatter Herr Abgeord-
»eter Steinmeher.

Abgeordneter Steinmeyer: Zu Punkt 62 unt>
^ empfiehlt der Fachausschuß II unveränderte An¬
nahme der Anträge.

Stelln. VorsitzenderDr. Saaßen: Zu Punkt 61
! ist Berichterstatterin die Abgeordnete Fräulein Otto,

Abgeordnete Fräulein Otto: Der II. Fachausschuß
empfiehlt Ihnen, die Angelegenheit durch die Prüfung

! der Prouinzialverwaltung, ou eine Ginrichtung für
sehschwacheKinder notwendig ist, als erledigt zu be¬
trachten.

Stellv, VorsitzenderDr. Saaßen: Zu Punkt 65
ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr Kaiser: Zu Punkt 65 empfiehlt
der II. Fachausschußunveränderte Annahme.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßeu: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Duuder.

Abgeordneter Dunder: Meine Dameu und
Herreu! Bei der Durchsichtdes Haushaltsplans für
das Tllubstummenwesen(Taubstummenanstalten) fällt
uns auf, daß auch in diesen Etat für Seelsorge und
Religionsunterricht ein bestimmter Betrag eingesetzt
ist. Wir lehnen nicht allein bei den übrigen Anstalten
die Mittel für Seelsurge und Religionsunterricht
grundsätzlichab, sondern sind auch der Meinung, dasz
für Taubstumme — Menschendie weder sprechen noch
hüreu tonnen — eine Seelsorge uud ei» Religions¬
unterricht das Ueberflüssigstesind, was man diesen
armen Teufels geben lanu. Ich schlage vor, daß wir
die Mittel für Seelsorge uud Religionsunterricht der
Position „Beihilfen nn die in der Ausbildung für den
Taubstummenlehrdienst stehenden Personen" über¬
tragen. Das beantrage ich für alle Proviuzial-Taub-
stummenheime.

In dem Bericht des Prouinzinlausschusses,der dem
Landtage übermittelt woroen ist, wird festgestellt, daß
im Augenblick uoch teiue Notwendigkeit vorliegt,
Schulen für fehfchwacheKinder einzurichten. Mit
diesem Bericht sind wir nicht einverstanden, sunder»
wir verlangen unter allen Umständen,daß die Prouin¬
zialverwaltung eine solche Einrichtung schafft. Anderer¬
seits müssen wir vetoneu, daß in dem Haushaltsplan
eine ganze Reihe anderer Sachen enthalte» ist, die dem
Zweck und dem Charakter der Anstalten nicht ent¬
sprechen.

Wir wollen aber dem Haushaltsplan unsere Zu¬
stimmung nicht verweigern, damit um» es nicht su aus¬
legen kann, als seien wir gegen die Beibehaltung der
Einrichtungen für die Taubstummen und Blinden.
Wir lehnen aber die Positionen, die ich eben angeführt
habe, ab und erklären ausdrücklich, daß das auch gleich¬
zeitig für alle übrigen Etats gilt, zu denen wir das
Wort in der Debatte nicht nehmen werden.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaße» : Weitere Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.

Ich lasse zunächst über den Antrag des II. Fachaus¬
schusses zu Punkt 62 abstimme».Wer für die Annahme
dieses Antrages ist, den bitte ich. sich zu erheben. Ich
stelle die Annahme fest.
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Wir kommen zu dem Antrage des II. Fachausschusses
zu Punkt 63. Wer ist für die Annahme dieses An¬
trages? Auch das ist die Mehrheit.

Wer ist für den Antrag des II. Fachausschusses zu
Punkt 64? Auch dies ist die Mehrheit.

Wer ist für den Antrag des II. Fachausschusseszu
Punkt 65? Auch dieser Antrag ist angenommen.

Wir kommen jetzt zu
Punkt 66: Antrag des II. Fachaus¬

schusses zu dem Haushaltsplan über das
Hebammen Wesen für das Rechnungs¬
jahr 1929.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Kaiser.
Abgeordneter Dr. Kaiser: Der II. Fachausschuß

empfiehlt Ihnen unveränderte Annahme.
Stellt,. Vorsitzender Dr. Saaßen: Wortmel¬

dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim¬
mung.

Wer für den Antrag des II. Fachausschusses ist, den
bitte ich, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 67.
Als Berichterstatter des III. Fachausschusseshat

Herr Abgeordneter Rath das Wort.
Abgeordneter Rath: Meine Damen und Herren!

Wie in früheren Jahren, so empfiehlt der III. Fachaus¬
schuß einstimmig auch in diesem Jahre die Vorlage
des Provinzialausschusses, die dem hohen Hause ja
materiell durchaus bekannt ist, zur unveränderten An¬
nahme.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Berichterstatter
des FachausschussesI ist Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter Rath: Herr Maus hat mich zwar
nicht ausdrücklichbeauftragt, aber nach den Verhand¬
lungen im I. Fachausschuß darf ich Wohl annehmen,
daß er die Vorlage wie früher dem hohen Hause zur
unveränderten Annahme empfiehlt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Haas: Das steht ja schon schwarz auf weiß
da!) Dann brauchte ich es eigentlich nicht mehr mit¬
zuteilen.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
Herren! Wir lehnen diese beiden Anträge und Vor¬
schläge ab. Wir haben dafür unsere guten Gründe.
Es ist eine in allen Einrichtungen dieses Staates —
Kommune und Provinziallandtag, Land- und Reichs¬
tag — feststehende Tatsache, daß in immer größerem
Umfange Gelder in öffentlicher Hand benutzt werden,
um die Finanzierung von Ginrichtungen privater
Wohlfahrtsorganifationen oder Grziehungsvereine zu
erleichtern. Wir sehen in der Steigerung dieses Ent¬
gegenkommens nichts anderes als die bewußte Ab¬
sicht, die Organe der privaten Wohlfahrtspflege immer
mehr zu stabilisieren.Bei unserer grundsätzlichenGin¬
stellung zu der Frage der Privaten Wohlfahrtseinrich¬

tungen und Organisationen nimmt deshalb unsere Ab¬
lehnung nicht wunder. Aber was wir hier sehen, muß
mau auch mit den allgemeinen Erscheinungen unserer
Zeit in Verbindung bringen. Was sich hier systematisch
im Verlauf der letzten Jahre vorbereitet hat, ist die
Vorgeschichte zu dem, was uns in Bälde durch die ge¬
schickte Zusammenarbeit zwischen Suzialdemotraten
und Zentrum gebracht wird, nämlich eine volle Aus¬
söhnung zwischen der Kirche und ihren Einrichtungen
uno den Einrichtungen des Staates. Was wir in den
letzten Jahren erlebt haben, ist der Anstatt zum Kon-
luroat.

Es ist deshalb völlig «»berechtigt, wenn Herr
Iansen vom Zentrum glaubt, daß die Pläne der sog.
christlichen Sozialiften nur aus taktischen Erwägungen
resultieren. Ich habe schon recht, wenn ich dem Herrn
Iansen sage, daß sich hinter dieser Sache »richt etwa
die „rote Fratze des Svzialismus" veruirgt, sondern
daß das große, starte schwarze Kreuz Ihrer Kirche
hinter diesen Dingen steckt. (Zurus aus dem Zentrum:
Desto besser! und Lachen.) Wir werden es erleben,
daß die heute noch „so ein klein bißchen abseits" von
Ihnen stehenden sog. Suzialdemulraten dieses Genres
in absehbarer Zeit mit Ihnen ein Herz und eine Seele
sind, einen Staat und eiue Kirche haben. (Lachen in
der Mitte.) Daß wir vom Standpuulte der Arbeiter¬
schaft lein Interesse an der Forderung dieser Eutwick-
lung haben, ist klar. Wenn Sie sich immer wieder hier
hinstellen und betonen, daß Ihre sozialpolitischenBe¬
strebungen nur aus Ihrer religiösen Ueberzeugung,
aus Ihrer christlichenGesinnung resultieren, dann
sagen wir Ihnen: Alles das, was Sie auf dem Gebiete
der Sozialpolitik tun, entspricht letzten Endes Ihren
Politischen Absichten. Jede Steigerung der Möglich¬
keit, mit öffentlichenGeldern Ihre politischenZiele zu
erkämpfen, muß von uns abgelehnt werden. Deshalb
haben Sie auch kein Recht, sich dagegen zu wehren, daß
wir Kommunisten „nur" Kritik üben. In dem Augen¬
blick, wo wir uns bereit erklären, im Nahmen Ihres
Staates mit der Absichteiner Besserung der Verhält¬
nisse mitzuarbeiten, fühlen Sie sich gefährdet. Sie
lehnen dann diese Mitarbeit systematisch ab. So haben
Sie unsere Mitarbeit im Landesjugendamt abgelehnt,
so lehnen Sie in den Gemeinden und Kreisen unsere
Mitarbeit in der Wohlfahrtspflege ab. Damit ist der
Beweis erbracht, daß Sie mit öffentlichenMitteln auf
dem Wege der sog. Sozialpolitik nur Ihre Politischen
Zwecke verfolgen. Solange diese Zustände bestehen,
solange müssen wir im Interesse der Arbeiterschaft
diesen Standpunkt vertreten. Solange wird auch
Kampf zwischen uns und Ihnen sein. W i r lassen uns
nicht mit Ihnen auf Kompromisse ein, wie es heute
die Sozialdemokratie tut.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Hoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und
Herren! Wenn der Herr Abgeordnete Renner in
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einem Augenblickvon Kompromissen spricht, wo sich
gerade vor diesem Hause ein Vorgang abgespielt hat,
durch den ein scharfer Gegensatz zwischenunserem
Sprecher, Freund Kurth, und dem Herrn Abgeordneten
Kanonikus Iansen hervortrat, so fehlt uns dafür das
Verständnis. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) Wir
benutzendie Gelegenheit, um hier auf die ganze Situa¬
tion hinzuweisen, die die Bürgschaften für die Privaten
Wohlfahrtspflege mit sich bringen. So wissen wir,
daß die Karitas sowie die Innere Mission tatsächlich in
der Zeit der Bürgcrblockrcgierung den größten Teil,
die Innere Mission allein N Prozent, der vom Reichs¬
tag bewilligten Mittel bekommen hat, während man
der Arbeiterwohlfahrt nur 5 Prozent zugestand. (Ab¬
geordneter Haas: Hört, hört!)

Auf der Taguug der Inneren Mission äußerte sich
der Referent dahin, daß bei der Übertragung sozialer
Aufgaben die Konfession der Helfer der freien Wohl¬
fahrtspflege von Bedeutung sei und maßgebend sein
müsse, daß der Arbeiterwohlfahrt keine Kinder zur Be¬
treuung überwiesen werden sollen, die noch in der
Kirche sind, daß jedenfalls aber die Arbeiterwohlfahrt
keinen Anspruch auf Gleichberechtigungerheben könne;
man dürfe die Kinder nur solchen Personen anver¬
trauen, die ein Bekenntnis zur Kirche abgelegt haben.
Wenn so etwas Tatsache ist, so ist es mir ein Rätsel,
wie dann der Abgeordnete Renner von der KPD. hier
noch von einem Kompromiß reden kann. Diese Tat¬
sachen können Sie doch nicht bcstrciten.

Wenn dann in diesem Zusammenhang Herr Iansen
borhin dem Kollegen Kurth unterstellte, er habe nicht
den nötigen Mut gefunden, die Konseguenzen zu
ziehen, sondern sich ganz diplomatischum die Fragen
der Weltanschauung usw. herumgedrückt,so stimmt das
auch nicht. Man kann doch nicht in dieser dialektischen
Form die Dinge auf den Kopf stellen. Jedenfalls ist
die Situation für das Zentrum sehr ungünstig, wenn
sich nach und nach in den Zentrumskreisen der Sozia¬
lismus durchsetzt(Lachen bei den Kommunisten), ich
wiederhole: wenn sich der Sozialismus in seiner sitt¬
lichen Kraft weiter durchsetzt. (Zuruf eines kommu¬
nistischenAbgeordneten: Die sich in Euch verkörpert!
Wer lacht da?) Herr Professor Raederscheidtsetzt sich
hier zwar in Gegensatzzu Herrn Kanonikus Iansen,
spricht von einer pädagogischen Umwandlung und
sagt: PädagogischeFragen dürfen nicht mit politischen
und Weltanschauungsfragen vermischt werden. Aber
er ist ein Gingänger in der Zentrnmsfraktion des
Rheinischen Provinziallandtages. Kanonikus Iansen
steht auf einem ganz anderen Standpunkte. Er will
die sozialistische Weltanschauungnicht anerkennen, auch
Herr Landesrat Dr. Vossen nicht. Gr sagt ausdrück¬
lich, daß Sozialismus nicht als Weltanschauung be¬
trachtet werden könne. In einer Zeit, wo man von
einer WeltanschauungSchopenhauers spricht, von einer
monistischenWeltanschauung, auch von einer Sowjet-
Weltanschauung,will man den Sozialismus als die¬

jenige Weltanschauung, die die höhere sittliche Kraft
in sich verkörpert, hier nicht anerkennen. Wer aber
diese Dinge richtig sieht, weiß, daß wir den Kampf für
die Weltanschauung des Sozialismus uud ihre Aner¬
kennung stets aufnehmen und zu führen wissen. (Zu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordneten: Daher das
Konkordat!) Gs ist notwendig, gerade jetzt zu sagen,
daß wir diesen Kampf aufnehmen, weil Herr Iansen
glaubte, wir hätten gegenwärtig eine Situation, in der
das nicht tunlich sei.

Herr Iansen sprach davon, daß der Kollege Kurth
das Köunen der leitenden Personen in den Heimen
usw. iu Frage gestellt habe. Ja, das pädagogische
Können ist etwas mehr, und es gibt noch eine ganze
Reihe leitender Personen der Fürsorgeanstalten, die
pädagogischnoch sehr rückständigsind. Die Vertreter
der rheinischen Presse haben seinerzeit die Anstalt in
Vuskirchenbesucht, deren Leiter Herr Dr. Lückerathist.
Die Vertreter der Presse haben seinerzeit anerkannt,
daß hier zweifellos pädagogischeFortschritte zu ver¬
zeichnen sind, daß aus dieser offiziell geschlossenen An¬
stalt eine halb offene Anstalt mit modernen päda¬
gogischenGesichtspunkten, mit einer psychologischen
Behandlung aller Fragen geworden ist. Die meisten
anderen Anstalten sind noch nicht so weit.

Ich möchte bitten, uns nicht etwa zu unterstellen,
als wenn wir hier in einer Frage, in der wir nie
kneifen, auswichen. Wir haben dazu keine Veran¬
lassung. Wir kämpfen für unsere Weltanschauung und
für die Gleichberechtigungder Arbeiterwohlfahrt auf
allen Fürsorgegebieten. (Bravo! bei den Sozialdemo-
kratcn.)

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Weitere Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.

Ich lasse abstimmen über den Antrag des III. und
I. Fachausschusses,Drucksache 27. Wer dafür ist, den
bitte ich, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zu Punkt 68 — 72.
Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeord¬

neten Dr. Eickmann, das Wort,
Abgeordneter Dr. Gickmann, Neuenhaus: Zu

Punkt 68: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses,betr. die
Zunahme der in der Anstaltsfürsorge des Rheinischen
Provinziell- bzw. Landesfürsorgevevbandesbefindlichen
Geisteskranken,Gpilektikerund Idioten uud die Maß¬
nahmen zur Beschaffung neuer Anstaltsplntze schlagt
der Fachausschußunveränderte Annahme vor.

Zu Punkt 69 schlägt der Fachausschußebenfalls un¬
veränderte Annahme vor, ebenso zu Punkt 70: Haus¬
haltsplan für die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten
einschließlich der Provinzial-Kinderanstalt für seelisch
Abnorme und des Provinzialfürforgehcims für psycho¬
pathische Mä'dcheu (Fürsorgezöglinge) für das Rech¬
nungsjahr 1929.
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In Verbindung damit schlägt der Fachausschußdie
Ablehnung des Antrages der KPD, vor, den in der
Heil- und Pflegeanstalt Nedburg-Hau i» der Kar.
tonnageabteilung beschäftigten Kranken eine aus¬
reichende Entlohnung zu zahle,,. Im Fachausschuß
wurde uns mitgeteilt, daß 70—80 Prozent sämtlicher
Geisteskrankenbeschäftigtwerden. Es besteht keinerlei
Zwang zur Arbeit. Die Beschäftigung hat rein thera¬
peutischen Charakter. Kostzulagen werden nicht von
der Arbeit abhängig gemacht, sondern allein von den
körperlichenBedürfnissen, Auch werden den Krauten
einige Pfennige gutgeschrieben. Im übrigen ist die
Bezirtsfürsorge bei der Entlassung unterstützungs-
pflichtig. In die Kartonnagefabrit in Nedburg-Hau
tummen keine Kranken, die noch besserungsfähig sind,
sundern nur chronisch Kranke.

Der Ausschuß empfiehlt also Ablehnung des An¬
trages der KPD.

Stcllv. Borsitzender Dr. Saaßeu: Das Wort als
Berichterstatter zu Punkt 72 hat Herr Abgeordneter
Rath.

Abgeordneter Rath : Meine Damen und Herren!
Sie finden die Vorlage auf Drucksache 25. Dieser Vor¬
lage ist eine ausreichende und eingehendeBegründuug
beigegeben.

Die Sachverständigender Verwaltung und die land¬
wirtschaftlichen Sachverständigen des Provinzialaus-
schusses, uämlich die Herren Abgeordneten Bollig,
Kemmann, Heuser und Albert), haben das Gut
Hommelsheim, das etwa 9 Kilometer bon der Anstalt
Düreu entfernt liegt, eingehend besichtigt und fest¬
gestellt, daß vom landwirtschaftlichenStandpunkt aus
der Kauf der Prsvingialverwaltung einwandfrei ge¬
wesen ist und daß der endgültige Ankauf durchaus be¬
fürwortet werden kann. Auch die medizinischenSach¬
verständigen haben erklärt, daß es in gesundheitlicher
Beziehung durchaus im Interesse der Anstalt Düren
liegt, daß ein derartiges Gut, ein landwirtschaftlicher
Betrieb bon etwa 5Ul> Morgen in der Nähe der Anstalt
aufgezogen wird und daß in dem Wohnhaus des Gutes
auch etwa 5,0 Kranke untergebracht werden können.

Nachdemdies alles feststeht, hat der III, Fachaus¬
schuh mich einmütig beauftragt, dem Hause die An¬
nahme dieses Antrages zu empfehlen,

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wenn wir aus dem diesjährigen Haushaltsplau und
insbesoudcre den Vorlagen ersehen müssen, daß eine
außerordentlicheZunahme der Zahl der Geisteskranken,
Epileptiker und Idioten zu verzeichnen und für die
folgenden Jahre eine weitere Zunahme zu erwarten
ist, so muß uns das mit banger Sorge erfüllen. Wir
dürfen aber annehmen, daß sich hier noch zu einem
guten Teil die außergewöhnlichen Ernührungsschwie-

rigteiten des Krieges und der Nachkriegszeit aus¬
wirken, die namentlich in ihrer Einseitigkeit eine Ver¬
nachlässigungder Ernährungszentren verursachthaben,
was die Menschen in einen solchen Zustand hinein¬
bringt. Von dieser Erkenntnis aus, die wir auch früher
schon hatten, haben wir seinerzeit, als die Anstalt Galk-
hanseu von der Provinz aufgegeben werden sollte und
hier in diesem Hanse große Neigung dafür bestand,
unsere warnende Stimme erhoben. Trotz unserer War¬
nungen kam es zu einer Vermietung, und zwar auf
ziemlich lange Frist, so daß wir heute vor der Aufgabe
stehen, die durch die Vermietung .verursachten Ver¬
änderungen wieder zu beseitigen, was uns natürlich
jetzt wirtschaftlichbelastet. Das ist vielleicht auch eine
Warnung an die andere Seite des Hauses, Einwen¬
dungen, auch wenn sie von unserer Seite kommen,in
der Zukunft doch etwas mehr Beachtung zu scheuten.
Auch wir haben ein Interesse an der Wirtschaftlichkeit
unserer Einrichtungen. Es ist nicht immer wirtschaft¬
lich, wenn man denen folgt, die zur äußerste,, Spar¬
samkeit, aber zu eiucr Sparsamkeit am verkehrtenEnde,
raten.

So wird auch hier für Galthausen wieder nur eine
Teilsumme eingesetzt,obwohl man sich bewußt ist, daß
diese Summe für die notwendigen Umänderungen
nicht genügt. Man weiß sehr wohl, daß die derzeitigen
üazarettgebäude, die zum Teil nur Parterre und einen
halben Aufbau als erstes Geschoß habe», unwirtschaft¬
lich in, Gebrauch sind, daß sie insbesondere in der Per-
sunalwirtschastlichkeitbedeutend besser ausgenutzt wer¬
de», konnten, wenn sie etwas größer wären. Der Schön¬
heitssinn mag sich vielleicht etwas dagegen sträube,,,
daß mau dort durch Aufbauten störend eingreift. Aber
früher oder später wird man doch dazu komme,,,diese
Gebäude höher zu baue,,. Jetzt zieht man Decken ein,
um die Dachtonstruttion zu verdecken und eine bessere
wärmewirtschllftlicheAusnutzung zu ermögliche»,.Wie
gesagt, ist hier eine Sparsamkeit am verkehrten Ende
fesizustellcu. Unsere Anregungen nach der Richtung
werden nicht in vollem Maße berücksichtigt.

Das gleiche trifft auf die übrige», Wirtschafts¬
gebäude und den Ausbau zu. Aber ich taun mich nicht
allzu sehr über dieses Gebiet verbreiten. Ich möchte
aber bei dieser Gelegenheit zur Sprache bringen, daß
das, was wir gegenwärtig an Arbeitstherapie in
unseren Anstalten haben, durchaus anerkennenswert
ist. Ich möchte nicht, daß die Art dieser Arbeits¬
therapie irgendwie durch Anträge beeinträchtigt wird,
die wir nicht verantworten können. Wenn hier ver¬
langt wird, daß diese Arbeiten zu Lohnarbeiten werden,
so entbehren sie meiner Auffassung ohne weiteres des
therapeutischenCharakters, und es wird dadurch eine
Gefahr in die Anstalten hineingebracht, die ich nicht
verantworten möchte. Ich möchte befürworten, daß in
weitestemSinne Arbeitstherapie getrieben wird. Daß
auf der anderen Seite möglichst dahin gestrebt werden
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muß, bah diese Arbeitsbetriebe nicht zu Lohndrücker-
betrieben für die außenstehendenArbeiter werden, ver¬
steht sich am Rande. Es wird gewiß eine Verbilligung
der Produtte, die nach außen abgegeben werden, ein¬
treten müssen, denn sonst wird es schwerhalten, für
Arbeitnehmer, die eine qualifizierte Arbeit doch nicht
leisten können, Aufträge zu bekommen.

Aus dem Grunde können wir für den vorliegenden
Antrag auf Drucksache 7l nicht stimmen. Wir wünschen
aber, daß hier nach möglichstviel Arbeitsgelegenheiten
gestrebt wird, die, wenn irgendmöglich, auch geistig
anregend auf die nicht so schwer Erkrankten wirken.
Ich kann mir nichts Schöneres denken als die zufrie¬
denen Gesichter der Kranken, die sich nun wieder in
der Arbeit zurecht gefunden haben, gegenüber den
stupid dahinlebenden Kranken, die in keiner Weise eine
Anregung für ihr geistigesDasein gefunden haben.

Vei der Gelegenheit aber auch alle Anerkennung
für die aufopfernden Arbeiten unserer Pfleger und
Pflegerinnen in den Anstalten. Ich möchte nur wün¬
schen, daß den außerordentlichen Arbeiten, die diese
Personen vollbringen, auch gelegentlich der Tarifver-
hllndlungen Anerkennung gezollt wird.

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Eickmann.

Abgeordneter Dr. Eickmann (Neuenhaus): Meine
Damen und Herren! Es geht mir nicht darum, dem
Herrn Renner entgegenzutreteu, der vorhin die Ab¬
lehnung der Bürgschaften, die die Provinz für die
Privatanstalten übernehmen soll, damit begründete,
daß auf diesem Wege die Kirchen und kirchlichen Gin¬
richtungen gefestigtund gefördert würden. Dem Herrn
Abgeordneten Renner ist dabei wahrscheinlich ganz ent¬
gangen, daß die sämtlichen Privatanstalten die erhal¬
tenen Darlehen aus ihren eigenen Mitteln zu ver¬
zinsen und zu tilgen haben; es handelt sich also nicht
um irgendein Geschenk.

Wenn ich mich zum,Wort gemeldet habe, so geschah
es auch nicht deswegen, um hier von der Arbeit oder
auch von den Opfern namentlich persönlicher Natur,
die in unseren Privatanstalten gebracht werden, große
Worte zu machen. Das würden unsere Privatanstalten
selbst nicht einmal wünschen. Aber nachdem heute
wiederholt gegen unsere Privatanstalten der christlichen
Äiebestätigkeit Angriffe in reichlich übertriebenem
Maße laut geworden sind, darf ich mir doch erlauben,
aus den Unterlagen heraus den Wert zu errechnen,den
in einen, Jahre unsere Privatanstalten zur Entlastung
des Etats der Provinzialverwaltung und damit natür¬
lich auch indirekt zur Entlastung jedes Steuerzahlers
in der Provinz beitragen.

Die Gesamtzahl der Fürsorgezöglinge beträgt 0140.
Davon sind rund 1000 in Provinzialanstalten unter-
gebracht, so daß in den Privatanstalten 5140 verbleiben.
Die Differenz in den Pflegetosten für Zöglinge in
öffentlichen und in Privatanstalten beträgt nach dem

Vorbericht 2,30 RM, Demnachwürde die Provinz bei
einer Unterbringung nur in Provinzialanstalten 5140
mal 2,30 --. 10 «22 NM täglich mehr aufzuwenden haben.
Vei 365 Tagen macht das im Jahr 4 315 000 RM aus.
(,Hört, hört! rechts.) Die Privatanstalten ersparen also
der Provinz beim Etat der FürsorgeerziehungMinder¬
jähriger—und zwar zwei Drittel katholisch, ein Drittel
evangelisch— 4,3 Millionen.

Die Pflegetostcn für die Geisteskranken, die in
Privatanstalten untergebracht sind, betragen Pro Tag
2,00 RM. Die Kosten für die in den Provinzanstalten
Untergebrachten — die reinen Pflegelosteu stellen sich
auf 4,20 RM (Abg. Krawintel: Hört, hört!) —, so er¬
gibt sich pro Tag bei den Insassen der Privatanstalten
eine Kostenersparnis von 1,60 NM. Wir wissen genau,
daß die Provinzanstalten mehr die chronischenFälle
bekommen, daß infolge die Ginrichtungen für die Be¬
handlung und die Bewachung größer und zahlreicher
sein müssen. Trotz alledem bleibt für die Provinz durch
den von den Privatanstalten geleisteten Dienst die
große Ersparnis von 1,00 RM pro Tag. Von den ins¬
gesamt 5,9 Millionen Pflegetagen entfallen nach Mit¬
teilung der Verwaltung 3,87 Millionen auf die Privat¬
anstalten. Bei 3,87 Millionen Pflegetagen erzielt die
Provinz eine Ersparnis von 3,87 Millionen mal 1,60
RM -- 6192 000 RM. (Hört, hört! bei der Arbeits¬
gemeinschaft.)

Nimmt man die Ersparnis auf dem Gebiete des
Fürsorgeerziehungswesens mit 4 315 000 RM zu dieser
Ersparnis auf dem Gebiete der Geisteskrankenfürsorge
mit 6192 000 RM, so ergibt sich eine Kostenersparnis
durch die Privatanstalten in Höhe von 10^ Millionen
RM (»geordneter Dr. Iarres: Hört, hört!). Dafür
könnten Sie 11 mal den neuen Flügel ans Landes-
haus bauen.

Wenn ich diese Feststellung getroffeu habe, die die
Verwaltung nur in vollem Umfange bestätigen kann,
so geschah es einmal, um nachzuweisen,welche Kräfte
hier wirksam sind, die die Provinz, auch rein etats-
umßig gesehen, nicht entbehren kann und die darum
auch auf das sorgsamste gepflegt werden müssen. Es ist
mir aber zugleicheine liebe Pflicht, auch hier öffent¬
lich vor dem hohen Hause festzustellen,daß die Be¬
ziehungen zwischen der üandesverwaltung und den
evangelischenAnstalten harmonisch und gut sind, wie
ich das bereits privatim auch dem Herrn Landeshaupt¬
mann persönlichzum Ausdruck gebracht habe (Bravo!
rechts!). Der Wunsch, mit dem ich schließe, ist der, daß
es so bleiben möchte. Da es sich bei allen Beteiligten
ini letzten Grunde nicht um eine mit Geld zu er¬
messende und in Geld zu entlohnende Arbeit, sundern
um Persönlichkeitswertehandelt, die der Provinz und
allen diesen Anstalten anvertraut sind, so stellen wir
von der Inneren Mission aus diese Arbeit bewußt
unter das Wort: „Was Ihr getan habt einem unter
diesen meinen geringsten Brüdern, das habt Ihr mir

,0
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getan!" (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Au weih!)

Stellv, VorsitzenderDr. S außen: Das Wort hat
der Herr Landeshauptmann,

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Nach der autzerordeutlich
freundlichenAnerkennung, die der Herr Vorredner für
das Zusammenarbeiten der ProUinzialverwaltung
speziell mit den Anstalten der Inneren Mission »ge¬
funden hat, uedaure ich um so mehr, seine Zahlen einer
kleinen Richtigstellung unterwerfen zu müssen. (Hört,
hört! links.) Man muh doch auch auf diesem Gebiete
die Kirche im Dorf lassen. (Sehr richtig! links.)

Es ist kein Zweifel, daß die Privatanstalten billiger
arbeiten als die öffentlichen Anstalten, das ist auch ver¬
schiedentlich von uns anerkannt worden. (Hört, hört!
rechts.) Aber man kann nicht in Vergleich setzen Für-
sorgezügling gleich Fürsorgezögling. Die Fürsorge¬
zöglinge in den Privatanstalten kosten im Durchschnitt
2,3U RM, die in den Provinzialanstalten 1,15 RM.
Aber wir haben nur Provinzialanstalten für schul¬
entlassene männliche Fürsurgezöglinge, und das sind
erfahrungsgemäß für die Unterbringung die aller-
schwierigstenund allerkostspieligsten, einmal deshalb,
weil wir in unsere Provinzialanstalten alles auf¬
nehmenmüssen, auch das, was die Privataustalteu nicht
haben wollen, und zum zweiten, «eil die Ausbildung^
einrichtnngeu, die hier geschaffen werden müssen, die
handwerklichen Ansbildungscinrichtungen vor allem,
erfahrungsgemäß doch sehr teuer und kostspieligsinn.
Sie können also die Kosten, die nun dort Pro Kopf ent¬
stehen, nicht mit den Kosten vergleichen,die in einer
mehr einem Waisenhaus gleichenden privaten Fürsorge-
erziehungsanstalt für uorschulpflichtige und schul¬
pflichtige Kinder entstehen.

Aehnlich ist die Sache auf dem Gebiete der Irren-
Pflege. Auch hier ist nicht außer acht zu lassen, daß
zunächstdie Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten alle
frischen und heilbaren Fälle bekommen. Eine Anstalt
wie Grafenberg hat im Jahre 15NU—U>0U Aufnahme».
Sie ist gewissermaßenDurchgangsanstult uud gibt alle
die Fälle, die sich zu chronischenentwickelthaben, an
Privatanstalten ab. Selbstverständlich ist der Betrieb
in Privatanstalten, wo kaum ein Wechsel in den
Kranken stattfindet, wo nicht im entferntesten diese ärzt¬
lichen Anforderungen bei den chronisch Kranken gestellt
zu werden brauchen wie bei den heilbaren Kranken,
nicht zu vergleichen mit den Kosten pro Tag, die in den
Provinzialanstalten entstehen. Es kommt ferner hinzu:
Wir rechneuhier durcheinanderGeisteskranke, Schwach¬
sinnige, Epileptiker, Schwachsinnig sind eine große
Anzahl, bei weitem die meisten sind Kinder, die auch
weniger Kosten erfordern. Die Schwachsinnigensind
aber sämtlich in Privatanstalten. Die Privatanstalten
haben also auch hier die billigere und mit weniger
Kosten verbundene Last zu tragen. Ich bin sicherlich

der Letzte, der nicht das Wirken der Privatanstalten
anerkennt. Ich möchte es aber auch nicht zu sehr auf
die finanzielle Seite zuspitzen,sondern ich möchte da
auch, gewiß in Uebereinstimmungmit dem Herrn Vor¬
redner, feststellen: Was wir bei den Privatanstalten
ebenso sehr würdigen wie die finanzielle Ersparnis,
das ist die Treue, die Aufopferung und die Liebe, mit
der die dort tätigen Kräfte sich den ihnen übergebenen
Pfleglingen widmen. lNrauo!) Ganz gewiß haben wir
dasselbe auch von den weltlichen Kräften zu sageu.
Aber nichtsdestowenigersind auch die Kräfte der Privat¬
anstalten, die aus höheren Gesichtspunktendiese Arbeit
übernehmen, für uns zur Durchführung unserer
schweren Aufgaben unentbehrlich. Ich freue mich des¬
halb um so mehr, daß mir sowohlzu den Anstalten der
katholischen Earitas wie auch denen der Inneren Mis¬
sion die besten Beziehungen haben und daß sede An¬
stalt, gleichviel, von welcher Seite, die treu und ein-
trächtlich mit uns zusammenarbeitet, auch sicher sei»
kann, daß wir sie in jeder Hinsicht stützen und unter¬
halten werden. (Beifall.)

Stellv. VorsitzenderDr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Deppe.

Abgeordneter Deppe : Meine Damen und Herren!
Die Zunahme der Geisteskrankenkennzeichnet so richtig
die Lage, in der sich heute das Proletariat befindet.
Denn sie ist hauptsächlichauf die schlechte Wirtschaft
zurückzuführen,die heute tatsächlich Platz gegriffen hat.
Wenn hier davon gesprochen wird, daß gespart werden
muß, so sind wir der Auffassung, daß man nicht auf
Kosten der Insassen, die in diesen Anstalten unter¬
gebracht sind, sparen kann. Wir wissen, daß die An¬
stalten eine Notwendigkeit sind, weil die Kranken ja
nicht in den Familien bleiben können. Wir haben
selbstverständlichein Interesse daran, diese Anstalten
auszubauen, und zwar in dem Sinne, daß den Anfor¬
derungen der Insassen Gerechtigkeit widerfährt, daß
vor allen Dingen die Insassen eine solche Behandlung
erfahren, daß die Angehörigen der Kranken mit Ruhe
dara» denken können, daß ihre Angehörigenauch gut be¬
handelt werden. Wir haben leider keine richtige Kon¬
trolle über diese Anstalten. Wenn einmal im Jahre
vielleicht die Anstaltskommission eine Kontrolle vor¬
nimmt, so ist das nur eine flüchtige Kontrolle. Man
kann sich nur in etwa kurz umsehen. Man kann aber
mit den Insassen keine richtige Fühlung nehmen, und
so bleibt die Kontrolle immer etwas Halbes. Die
Privatanstalten werden überhaupt nicht kontrollier^,
wenigstens nicht von der Anstaltskommission, Bisher
ist mir nicht bekannt, das; die Anstaltskommissionendie
Privatanstalten kontrolliert haben. Noch schlimmerist
es, daß die einzelnen Abgeordneten, oder wenigstens
die Mitglieder, die in der Kommission sind, nicht in
diese Anstalten hineinkommen können, weil sie keinen
Ausweis haben und auch nicht zugelassen werden.
Folglich können wir uns ein richtiges Bild über die
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Behandlung in den Privatanstalten nicht machen. Daß
die Privatanstalten billiger wirtschaften können, davon
haben wir ja eben gehört, teilweise vom Herrn Landes¬
hauptmann. Ich glaube aber auch annehmen zu
dürfen, daß zu den Arbeiten, die in diesen Anstalten
gemacht werden, die Leute dort noch intensiver heran¬
geholt werden und daß auf diese Weise schließlich noch
Ersparnisse gemacht werden. Es ist ja eigentlich be¬
dauerlich, daß diese Kranken zur Arbeit herangeholt
werden, wenn auch zugegeben werden muß, daß viel¬
leicht eine leichte Beschäftigung nicht schaden kann.
Wenn wir aber feststellen, daß in Bedburg-Hau täg¬
lich 46N6 Kartons hergestellt werden, so kann man doch
wohl nicht annehmen, daß dies eine Arbeit ist, die nur
im Interesse der Kranken gemacht wird, sondern man
muß schon zu der Auffassung gelangen, das; hier syste¬
matisch gearbeitet wird.

Dann die Methoden, wie man die Kranken an die
Arbeit fesselt. Z. B. wird ein Kranker in einen Arbeits-
räum gestellt, er muß dann zusehen, wie die anderen
arbeiten. Da kann es vorkommen, daß er manchmal
einen ganzen Tag, manchmal zwei Tage, auch schon
einmal noch länger, zusehen muß, bis er sich bequemt,
auch zu arbeiten. Ich meine, eine derartige Methode
muß doch abgelehnt werden.

Deshalb haben wir einen Antrag eingebracht, daß
die Kranken, die schon soweit sind, daß sie in dieser
Fabrikation arbeiten können, eine entsprechende Ent¬
lohnung bekommen, damit sie sich einen Kostzusatz
gönuen und eventuell noch einen Spargroschen zurück¬
legen können. Die Arbeiter, die hier arbeiten, be¬
kommen kleine Vergünstigungen. Aber die Vergünsti¬
gungen, die ihnen gewährt werden, gehen uns nicht
weit genug. Einer bekommt eine Kostzulage, vielleicht
etwas Fleisch oder Wurst, oder er kann an den Ver¬
anstaltungen, die einen vergnügten Eharatter tragen,
sich beteiligen, was die anderen nicht dürfen. Aber
man sieht schon daran, weil eine Kostzulage gewährt
wird, daß die Kost an und für sich Wohl nicht so ist,
wie sie eigentlich sein müßte. Deshalb verlangen wir,
wie in unserem Antrag steht'daß die Kranken, die
dort arbeiten, eine entsprechende Entlohnung für ihre
Arbeit erhalten. Wenn gesagt wird, daß das nicht
üinge, so glaube ich, daß es wohl geht, denn nach
meiner Ansicht werden die Kranken, die wissen, wofür
sie arbeiten, wenn sie sehen, daß sie eine Entlohnung
bekommen, viel lieber arbeiten, als wenn sie nur diese
kleinen Vergünstigungen erhalten. Deshalb möchte ich
Sie ersuchen, unseren Antrag anzunehmen.

Stellv. Vorsitzender Dr. Saaßen: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Dr. Gickmann:

Abgeordneter Dr. Gickmann- Neuenhaus: Meine
Damen und Herren! Meine Ausführungen vorhin sollten
nicht eine Spitze gegen die Landesverwaltung haben. Nach¬
dem nun der Herr Landeshauptmann auf meine Dar¬
legungen geantwortet hat, darf ich ihm vielleicht er¬

widern, daß ja auch der Herr Landeshauptmann und
die Landesverwaltung nach dem Durchschnitt rechnen,
auch bei den Fürsorgezöglingen, und daß auch seitens
der Priulltanstalten dann doch mindestens zu buchen
ist, daß mit den weiblichen Fürsorgezöglingen mit ent¬
sprechender Erkrankung, von der man nicht gerne
spricht, mindestens so schwere Erziehungsprobleme ver¬
bunden sind wie mit der Ausbildung eines etwas stör¬
rischen Jungen in der Werkstatt. Jedenfalls ersparen
unsere Privatanstalten — das zum Ausdruck zu bringen,
hatte ich nicht der Landesverwaltung gegenüber nötig,
sondern jenen Herren gegenüber, die immer meinen,
unsere Privatanstalten seien Kostgänger der Provinz,
des Staates oder des Reichs — der rheinischen Pro-
vinzialverwaltung eine Reihe von Millionen Jahr um
Jahr. Das ist eine unleugbare Tatsache.

Es wurde daun vorhin von dem Herrn Kommu¬
nisten Deppe darüber geklagt, daß er keinen Zugang
zu den Privatanstalten habe, um dort irgendwelche
Besuche abstatten zu können. Die Privatanstalten haben
wiederholt souye Besuche empfangen nnd haben dabei
mitunter schlechte Erfahrungen gemacht. Aber ich
möchte auch Ihnen, meine Herren von der kommunisti¬
schen Fraktion, dasselbe hier öffentlich anbieten, was
ich vorhin dem Vorsitzenden der sozialistischen Frak¬
tion angeboten habe: Wenn Sie eine Anstalt der
Inneren Mission evangelischer Konfession besuchen
wollen, dann vermittle ich Ihnen zu jeder Zeit, auch
ohne daß die Anstalt vorher etwas von Ihnen weiß,
den Besuch der Anstalt, so daß Sie ganz unvorein¬
genommene Gindrücke bekommen dürften. Machen Sie
bitte Gebrauch davon.

Stellv. Vorsitzender Dr. Saaßen: Die Rednerliste
ist erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung.

Wir stimmen zunächst ab über den Antrag des
III, Fachausschusses zu Punkt 68 der Tagesordnung.
Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist
die Mehrheit.

Wer ist für den Antrag des III. Fachausschusses zu
Punkt 69? Auch das ist die Mehrheit.

Wer ist für den Antrag des III. Fachausschusses zu
Punkt 76? Wiederum die Mehrheit.

Wer ist für deu Antrag des III. Fachausschusses zu
Punkt 71? Auch dies ist die Mehrheit.

Wer ist für den Antrag des III. Fachausschusses zu
Punkt 72? Das ist gleichfalls die Mehrheit.

Wir kommen nunmehr zu den Punkten 7 3—8 U,
die zu gemeinsamer Beratung nnd Beschlußfassung
verbunden sind.

Das Wort hat als Berichterstatterin die Abgeord¬
nete Fräulein Gosewinkel.

Abgeordnete Frl. Gosewinkel: Der III. Fach¬
ausschuß empfiehlt dem Provinziallandtag die An¬
nahme des Haushaltsplans über das Landesfürsorge-
Wesen für das Rechnungsjahr 1929, ebenso die An-
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nähme des Haushaltsplans für die Provinzial-Arbeits-
llnstalt Nrauweiler.

In der Drucksache 66 liegt ein Antrag der KPD,
auf Beseitig««« der Uniformiern»« der Beamten und
Angestellten der Provinzial-Arbeitsanstalt Nrauweiler
vor. Der III. Fachausschuß empfiehlt Ihnen, diesen
Antrag abzulehnen, aber der Anstaltskommissiunan¬
heimzugeben,die Frage der Bekleidung der Nufsichts-
beamten und Insassen an Ort und Stelle zu prüfen
und dem nächsten Provinziallandtag Borschläge M
machen.

Dann liegt auf Druckfache 67 ein Antrag der KPD.
anf Ausbau der landwirtschaftlichen Abteilung der
Provinzial-Arbeitsanstalt Brauwciler vor. Dazu be¬
antragt der III. Fachausschuß:

„Der Provinziallandtag »volle den Antrag in der
vorliegenden Form ablehnen. Der Fachausschußemp¬
fiehlt dem Provinzialausschuß den Ausbau der land¬
wirtschaftlichenAbteilung und bittet zu prüfen, ob dies
durch Anlauf von Gelände in der Nähe der Anstalt
oder durch Ankauf von Oedländereien möglich ist,"

Die Anträge der KPD., wie sie auf den Druckfachen
Nr. 68 und 65 vorliegen, bittet der III. Fachausschuß
abzulehnen.

Ebenso bittet er, den Antrag Nr. 69, die Reichs¬
regierung zu ersuchen, in den gesetzlichen Bestimmun¬
gen den Passus, betr. Ueberweisung von Personen an
die Lllndesplllizcibehördewegen Nichtbeschaffungeines
Unterkommens, zu streichen, abzulehnen, da schuldlos
untertnnftslose Personen niemals der Landespolizei¬
behörde überwiesen werden können.

Aus dem gleichen Grunde empfiehlt Ihnen der
III. Fachausschuhdie Ablehnung des kommunistischen
Antrages, die Rcichsrcgierung zu ersuchen, gesetzliche
Bestimmungen, betr. Verbot der Ueberweifung Er¬
werbsloser an die Lllndcspolizeibehördcdurch Gemein¬
den und Stadtverwaltungen zu erlassen, abzulehnen.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wer zum erstenmal Gelegenheit hat, die Provinzial-
Arbeitsanstalt Brauweiler zu besuchen, wird mir un¬
umwunden zugeben, daß nach den uns gemachten Mit¬
teilungen eine ganze Reihe von Verbesserungen in der
Anlage der Anstalt getroffen worden ist. Trotz alledem
muß ich aber erklären, daß der erste Besuch mich außer¬
ordentlich deprimiert hat. Ich kann mich des Eindrucks
nicht erwehren, daß die ganze Anstalt zur Zeit immer
uoch etwas — sage» wir einmal ruhig Zuchthaus-
mcihigcs an sich hat. Es muß deshalb unser Bestroben
sein, mit dafür einzutreten, daß dieser Eindruck ver»
wischt wird.

Gewiß wird uns entgegengehalten, daß dort auch
zum Teil recht schwere Jungen unter den Insassen
sind. Ich gebe zu, daß derartige Personen da sind.
(Zurufe rechts: Also doch!) Aber es sind auch eine

ganze Reihe von Leuten dort, die mit den eben Ge¬
kennzeichnetenunter keinen Umständen auf die gleiche
Stufe gestellt werden dürfen. Wenn man auf diefe
Personen den Zweck der Anstalt anwenden Null — daß
sie nämlich bessernd wirken soll —, dann muh mau doch
den Eharatter der Anstalt in ihrer äußeren Auf¬
machungin etwa ändern. Das ist der dringende Wunsch,
den ich auch hier zum Ausdruck bringen möchte.

Ich wünschenur, daß die Kommission einmal recht
bald zusammengerufen wird, um eine Prüfung vor¬
zunehmen, und zwar nicht nur bezüglichder Uniform,
die der der alten ehemaligenZuchthausaufseherrecht ähn¬
lich sieht. Diese Aeußerlichkeitcu müsseu ebenfallsbeseitigt
werden; denn all dieses Aeußere spielt natürlich hin¬
sichtlichder Psyche der Menschen eine Rolle. Zum
Teil handelt es sich nämlich um ganz harmlose Leute,
die sich lediglich eine Zeitlang ihrer Unterhaltspflicht
entzogen haben. Ob mit einer gewissen oder eventuell
vermeindlichenBerechtigung, will ich gar nicht unter¬
suchen; denn dafür fehlt mir heute die Zeit. Ich be¬
tone nochmals, daß dort immerhin Personen sind, die
keinen an sich verwahrlosten Eharatter haben, die aber
tatsächlich dort in zuchthausähnliche Erziehung ge¬
bracht werden sollen. Zum grohen Teil handelt es sich
auch um erwachsene Personen. Aus diesem Grunde ist
der Vorschlag des Fachausschussesin Drucksache86
dringend zu befürworten. Insbesondere sollen der
Provinzialanstlllt die nötigen Ländereicn zur Ver¬
fügung gestellt werden, damit diese Personen in eine
Umgebung gebrachtweiden und eine Arbeit bekommen,
die sie in etwa wieder mit der Natur verbindet und so
dem Leben wieder zurückgibt.

Ich gehe noch einen Schritt weiter. Gerade aus dem
von mir gekennzeichnetenGründen heraus wäre es
dringend notwendig, daß eine Teilung der Anstalt in¬
sofern erfolgt, daß die sogenannten schwerenJungen
von den übrigen abgesondert werden, daß also die
anderen einer abgezweigtenAnstalt zugewiesenwerden,
wo sie zweckentsprechendbeeinflußt werden tonnen.
Aus diesem Grunde möchte ich dringend wünschen,daß
hier recht bald eine Aenderung eintritt.

Allerdings können wir den Anträgen, die hier bon
der KommunistischenPartei gestellt worden sind, nicht
ohne weiteres zustimmen; besonders deshalb nicht, weil
sie teils unklar gehalten sind oder sich zum Teil auch
an die Neichsregievungwenden, also für uns nicht zu¬
ständig sind. Für diese gesetzliche» Bestimmungen ist
aber auch die Reichsregierung zum Teil noch gar nicht
zuständig, sondern es würde sich hier um Aufgaben der
Landesgesehgebung handeln. Wenn man überhaupt
solche Anträge stellt, muh man sich zunächstvergegen¬
wärtigen, daß, wenn eine Empfohlung an eine be¬
stimmteStelle erfolgt, sie auch an die zuständige Stelle
gerichtet werden muß.

Ferner möchte ich aber auch noch auf den Antrag
bezüglich des Tariflohnes für die betreffenden Arbeiter
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"- also die Korrigenden in der dortigen Anstalt —
hinweisen, Hier wäre wohl zu erwägen, ob und in¬
wieweit die Arbeit, die dort geleistet wird, zur Be¬
schaffung derjenigen Mittel dienen tonnte, für die «die
betreffenden Korrigenden hier untergebracht sind.
Wenn es sich nämlich um Personen handelt, die sich
ihrer Unterhaltspflicht entzogen haben, so wäre es ge¬
wiß nicht übel, wenn ein erhöhter Teil des Arbeits¬
ertrages — ein Teil soll ja heute schon zugeführt wer¬
den — den Unterhaltsbedürftigen zugeführt würde.
Es handelt sich ja zum Teil um Personen, die durch
gerichtliches Urteil gezwungen sind, Unterhalt zu
leisten. Und wenn diese Untcrhaltssumme während der
Dauer der Anstaltserziehung immer höher auflauft, so
ist es für die betreffenden Korrigenden nach der Ent¬
lassung aus der Anstalt außerordentlich hart, wenn sie
dann weiter mit dieser Peitsche belastet bleiben, daß
sie dann auch die in der Anstalt verbrachte Zeit später
an Unterhaltsleistung nachholen müssen, so daß sie
letzten Endes gar nicht mehr zur Besinnung kommen.
2b es gerade wünschenswert ist, wenn solche Personen
dann den deutschen Staub von ihren Füßen schütteln
und ins Ausland gehen, dadurch aber den Unterhalts-
berechtigten nun jede Möglichkeit entzogen wird, die
Unterhllltsbeträge zu bekommen, wage ich zu bezweifeln.
Nach der Richtung hin möchte ich allerdings wünschen,
daß eine viel höhere Rückvergütung an die betreffen¬
den Unterhaltsberechtigten erfolgt.

Vorsitzender Dr. Iarres; Das Wort hat Herr
Abgeordneter Deppe.

Abgeordneter Deppe: Der sozialdemotratische
Redner ist für die Modernisierung der Anstalt Brau-
weilcr eingetreten; gleichzeitig aber betont er, die An¬
träge der kommunistischen Fraktion ablehnen zu müssen.
Hieraus ergibt sich, daß die Sozialdemokraten doch
nicht ernstlich gewillt sind, eine Modernisierung der
Anstalt herbeizuführen, zumal ihr Vertreter gestern im
Ausschuß alle diese Anträge mit niedergestimmt hat.

Die Arbeitsanstalt Brauweiler ist ein notwendiges
Uebel in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, mit
dem eine Anzahl Menschen durch die Nationalisterungs-
methoden der Ausbeuterklasse aus dem Produktions¬
prozeß ausgeschaltet und Proletarier hineingczwungen
werden. Durch den Arbeitsbetrieb der Anstalt ist eine
Einnahme von 492 000 RM in dem Etat eingesetzt
worden. Für Beamte und Angestellte der Anstalt ist
eine Summe von 667 835 RM einschließlich der per¬
sönlichen Ausgaben eingesetzt. Für die Verpflegung
der gesamten Insassen der Anstalt sind 453 ONO RM
eingesetzt worden. Insgesamt sind 174 Beamte und
Angestellte einschließlich der benötigten Arbeiter vor¬
handen. Für 836 Anstaltsinsassen werden an Ver-
pflegungskosten 453 60N RM ausgegeben. Demgegen¬
über sind für 174 Beamte an Besoldung und persön¬
lichen Ausgaben 667 835 RM in den Etat eingesetzt
Word.». Hieraus ersehen wir, daß sehr krasse Gegen¬

sätze bestehen. Wir sehen, daß die Insassen für ihre
Verpflegung arbeiten müssen. Wenn aus dem Arbeits-
betrieb 492 006 RM herausgeholt werden und für Ver¬
pflegung der 830 Anstaltsinsassen 453 000 RM veraus¬
gabt werden, so sehen wir ganz deutlich, daß die In¬
sassen nicht zuviel bekommen, daß sie vielmehr einen
ganz anderen Lohn haben müßten.

In den 453 000 RM sind enthalten: Beköstigung,
Vetlcidung, Wäsche, Arznei, Verbandsmittel, Kirchen-
und Schulbedürfnisse, Bücherei, Spiel, Sport und
Unterhaltung der Insassen usw. usw. Wir sehen also,
daß hierin all diese Dinge enthalten sind, und dadurch
kommen die schroffen Gegensätze in besonders klarer
Form zur Geltung. Aber den eigentlichen Zweck, den
die Anstalt verfolgen soll — Besserung der dort unter¬
gebrachten Korrigenden — wird sie nicht erreichen. Das
hat seinen Grund zunächst einmal darin, daß wir heute
in Deutschland eine Erwerbslosigkeit von 2,5 bis
3 Millionen zu verzeichnen haben; ferner darin, daß
die in der Anstalt Untergebrachten in Wiederholungs¬
fällen nach dort zurückgebracht werden müssen. Das
liegt Wohl daran, daß sie zunächst keine Arbeit be¬
kommen; denn man kann sich lebhaft vorstellen, daß
die Korrigenden, die aus der Arbeitsanstalt Brau¬
weiler entlassen werden, so leicht leine Beschäftigung
bei Unternehmern bekommen werden.

Hierfür haben wir denn auch sehr interessante
Zahlen hier in dem Bericht gesehen. Zum zweitenmal
sind in die Anstalt eingeliefert worden 211 Personen;
zum drittenmal 90 Personen; zum viertenmal 62, zum
fünftenmal 31, zum sechstenmal 25 und zum siebtenmal
und noch öfter 50 Pevsonen. Wir sehen also hier, daß
die Korrigenden in Wiederholungsfällen zur Anstalt
zurückkehren müssen.

Dünn möchte ich zu unseren Anträgen kommen und
unsere Gründe dazu anführen. — Wir haben hier
z. B einen Antrag, welcher lautet, daß Personen über
50 Jahre nicht mehr in den Arbeitsanstalten unter¬
gebracht werden sollen. Es ist festgestellt worden, daß
in der Weberei in Brauweiler ein Mann am Webstuhl
arbeitet, der 70 Jahre alt ist. Man sollte doch wirklich
annehmen, daß Leute, die ein so hohes Alter haben,
von der Arbeit befreit werden müßten. Aber daran
haben die Vertreter der heutigen kapitalistischen Gesell¬
schaft kein Interesse, sondern ihnen kommt es darauf
au, den letzten Tropfen ans dem Proletariat heraus¬
zuholen. Wenn wir verlangen, daß Leute über 50 Jahre
nicht mehr in die Anstalt kommen sollen, so hat dieser
Antrag doch jedenfalls feine volle Berechtigung. Man
kann sich bei der heutigen wirtschaftlichen Lage doch
vorstellen, daß ein Mensch, der über 50 Jahre alt ist,
nicht mehr so arbeitsfähig sein kann als vordem. Hier¬
bei ist noch besonders hinzuzufügen, daß die Unter¬
nehmer keine Arbeiter, die 40 Jahre alt sind, in den
Produktionsprozeß einstellen. Aus diesen Gründen
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müssen wir verlangen, daß die vorhin genannten Leute
nicht mehr in die Anstalt hineinkommen.

Dann möchte ich noch auf etwas anderes hinweisen.
In der Anstalt sind Betriebe, z. B. die Druckerei,aus
deneu Tüten für auswärtige Firmen geliefert werden.
Tietz z. B. bekommt dort Tüten mit Aufdruck gemacht;
ferner Cords in Köln mit Firma, Seiden, Spitzen usw.,
auch Weber iu Düsseldorf. Nach Hannover und überall
hin werden diese Fabrikate geliefert, die die Insassen
von Vrauweiler anfertigen müssen. Wir nehmen doch
mit Bestimmtheit an, daß Brauweiler diese Firmen
nicht billiger beliefert, als es andere Unternehmer und
Privatgeschäfte tun.

Die Insassen der Anstalt bekommen 1F0 RM für
Verpflegung, verdienen aber nur 22 bis 55 Rpf. Pro
Tag. Hier liegt wiederum ein krasser Gegensatzvor.
Man kann nicht annehmen, daß durch solch niedrige
Löhne ein Anreiz zur Arbeit gegeben ist.

Die Schuld an den heutigen Verhältnissen ist in
unserer Wirtschaft überhaupt zu suchen; und da tonnen
wir rnhig sagen, daß gerade die bürgerlichen Parteien
von der äußersten Rechten bis zur Sozialdemokratie
mitschuldig oder die Hauptschuldigen sind.

Wir haben dann noch Anträge hinsichtlich der
Modernisierung eingebracht. Da heißt es z. B, daß
die Beamten dir Uniform ablegen möchten. Das
Kleidungsgeld soll ihnen allerdings erhalten bleiben.
Ferner soll auch de» Insassen »diese Kleidung, die ja
eher einer Gefängnis- oder Zuchthauskleidung gleich¬
kommt, genommen werden. Wir sehen nämlich nicht
ein, daß die dort untergebrachten Insassen in einer
Kleidung herumlaufen, die entwürdigend auf sie ein¬
wirkt. Letzten Endes sind es doch auch Menschen; und
wenn sie dort als Menschenzweiter oder dritter Klasse
betrachtet werden, so kann man doch sicher nicht sagen,
daß diese Insassen dadurch einen Anreiz zur Besse¬
rung erhalten. (VorfitzenderDr. Iarres: Ihre Redezeit
ist abgelaufen,HerrAbgeordneter.) Es ist traurig genug,
das; man in ein Paar Minuten nicht all diese Verhält¬
nisse darlegen kann. Jedenfalls haben wir noch soviel
Material, daß wir noch stundenlang über die An¬
gelegenheit zu reden hätten, wenn wir uns über alles
verbreiten wollten.

Da aber die Sachlage so ist, daß man nicht weiter
reden kann, muß ich zum Schluß kommen, und Ihnen
sagen: Wenn Sie unsere Anträge ablehnen, so be¬
weisen Sie, daß Sie gar nicht gewillt sind, den reak¬
tionären Charakter der Anstalt Brauweiler aufzugeben.
Dort herrschen mittelalterliche Zustande. So wie die
Verhältnisse setzt liegen, entsprechensie nicht den An¬
forderungen der Insassen.

Den Gtat für eine solch reaktionäre Anstalt lehnen
wir ab. Die Verantwortung für die Versklavung und
Verblendung der Arbeiterklassetragen diejenigen Par¬
teien, die am Kriege mitgearbeitet haben und in der

Nachkriegszeit an der Verschlechterung der Arbeits¬
bedingungen mitschuldig sind. Das trifft vor allen
Dingen auch die SozialdemokratifchePartei. (Hu, hu!
bei den Sozialdemokraten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
wollte Ihnen die letzte Pointe nicht verderben (Heiter¬
keit), aber Ihre Zeit ist seht abgelaufen.

Abgeordneter Deppe: Für die Schandtaten, die
die Arbeiterklasseerdulden muh, —

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich muh Sie bitten,
das Rednerpult zu verlassen.

Abgeordneter Deppe: Dann tun wir das mal!
Auf jeden Fall ist es traurig, daß man sich nicht aus-
sprcchenkann.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Noch einige wenige Worte,
meine Damenund Herren! Ich möchte insbesondere bitten,
daß für die in den Anstalten Beschäftigten, falls Un¬
fälle vorkommen,eine bessere Fürsorge geschaffen wer¬
den möge. Ich habe das auch in der Provinzialkommis-
sion ausgeführt, und dort sind mir auch Zusagen ge¬
geben worden. Allerdings sind heute hierzu keine Er¬
klärungen abgegeben worden, auch nicht in den ge¬
drucktenBerichten. Wir müssen uns doch immer ver¬
gegenwärtigen, daß hier Personen beschäftigt werden,
die später wieder ins Erwerbsleben zurücktretensollen.
Diese Leute werden zum Teil an außerordentlich ge¬
fährlicheilMaschine» beschäftigt,und wir müssen dafür
sorgen, daß ihnen eine erhöhte Fürsorge gewährt wird.
Heute findet nämlich auf diese Personen nur das
sogenannte Gefangenen-Unfallfürsorge-GesetzAnwen¬
dung, das eine Rentengewährung nur nach einem
Iahresarbeitsverdienst von 54N RM bei völliger Er¬
werbsunfähigkeit Vorsicht. Hier handelt es sich m. E.
um eine wichtige Angelegenheit, Wenn hierfür auch
die Reichsgesctzgebungin Frage kommt, so bitte ich
doch die Provinzilllverwaltung, in weitestem Sinne
dafür zu sorgen, daß zu den gesetzlich vorgesehene»
Versorgungen eine gewisse Zuschußleistung erfolgt,
wenn Personen in den Anstalten irgendwelcheUnfälle
erleiden.

VorsitzenderDr. Iarres: Damit ist die Redner¬
liste erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung. Ge¬
trennte Abstimmung ist nicht beantragt. Ich bitte die¬
jenige», die für Bejahung der Anträge des III. Fach¬
ausschusseszu den Punkten 73 bis 80 der Tagesord¬
nung sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheitz es
ist so beschlossen.

Wir kommen zu den Punkten 83, 84 und 85 der
Tagesordnung, die miteinander verbunden sind.

Punkt 83: Antrag des III. Fachausschus¬
ses zu dem Haushaltsplan über die Für¬
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegs
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Hinterbliebene für das Rechnungsjahr
19 2 9.

Punkt 81: Antrag des III. Fachausschus¬
ses zu dem Antrage der KPD. - Fraktion,
betr. Zusammensetzung des neu zu bil¬
denden Beirats der Kriegsbeschädigten
und Kriegerhinterb I iebe nen,

Punkt 85: Antrag des III. Fachausschus¬
ses zu dem Antrage der KPD. - Fraktion,
die Reich sreg ierung zu ersuchen, auf die
Reichseisenbahngesellschaft c i n z u w i r .
ten, daß Kriegsbeschädigte, die infolge
ihrer Verletzung eines Sitzplatzesbe dür¬
fen, gegen Zahlung des Tarifs für Holz-
tlasse die Polstertlasse benutzen dürfen.

Berichterstatter zu diesen 3 Punkten ist zunächst
Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und Herren!
Der Fachausschußempfiehlt mit Stimmenmehrheit die
Annahme des Punktes «3 der Tagesordnung über die
Fürsorge für Kriegsbeschädigte und Kriegerhinter¬
bliebene für das Rechnungsjahr 1929.

Der Fachausschuß empfiehlt ferner mit Stimmen»
Mehrheit die Ablehnung des kommunistischen Antrages
bezüglich der Zusammensetzungdes neu zu bildenden
Beirats der Kriegsbeschädigten und Kriegerhinter¬
bliebenen.

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme
des kommunistischen Antrages, der verlangt, die Reichs¬
regierung zu ersuchen, auf die Reichseisenbahngesell¬
schaft einzuwirken, daß Kriegsbeschädigte,die infolge
ihrer Verletzung eines Sitzplatzes während der Be¬
förderung auf der Eisenbahn bedürfen, gegen Zahlung
des Tarifs für Holzklasse die Polsterklasse benutzen
dürfen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Es ist eine traurige Tat¬
sache, daß der Landtag derjenigen Provinz, die ur-
eigentlich durch die Kriegsteilnehmer von der Invasion
des „Erbfeindes" bewahrt worden ist, zur Beratung
der gesamten Materie „Fürsorge für Kriegsopfer" auf
Beschlußder Mehrheit dieses Hauses eine Redezeit von
nur 5 Minuten bewilligt hat. In diesen 5 Minuten
kann man sich mit dem Haushalt nicht beschäftigen.
Ich muß mich deshalb darauf beschränken,eine An¬
gelegenheitaus dem Haushalt aufzuzeigen, die charak¬
teristisch für die Art der Auffassung und Amtsführung
dieses sozialdemokrarisch geleiteten Dezernats der Ver¬
waltung ist.

Wir haben in den vergangenen Jahren immer und
wimer wieder darauf hingewiesen,daß die auf Grund
des sogenannten Einstellungsgesetzesfür Schwerbeschä¬
digte in den Netrieben der Unternehmer zwangsweise
untergebrachten Schwerbeschädigtenihre Arbeitskraft

uuter Arbeits- und Entlohnungsbedingungen hergelben
müssen, die unwürdig sind. Besonders die Unter¬
nehmer an der Ruhr stellen diese schwerbeschädigten
Menschen im Bergbau und in der Eisenindustrie an
Arbeitsstätten, die nach ihrer Struktur zur Beschäfti¬
gung eines Schwerkriegsbeschädigtenvöllig ungeeignet
sind.

Die Fürsorgestellen — auch die Hauptfürsorgestelle
— haben im vergangenen Jahre noch erklärt, daß es
ihre Auffassung sei, mit den Unternehmern im Inter¬
esse der Schwerbeschädigtenschiedlich und friedlich zu
verhandeln. Eine Auswirkung dieser Einstellung zeigt
sich darin, daß bei uns in der Rheinprovinz das M-
lösungsuerfahren einen immer größeren Umfang an¬
nimmt. Wir sehen in dem Bericht, daß im vergangenen
Jahre ein Betrag von mehr als 85U0U RM aus nur
einem Drittel dieser aus Ablösung gewonnenen Gelder
eingegangen ist. Das sind die Gelder, die der Unter¬
nehmer dafür bezahlt, daß er keine Schwerbeschädigten
in seinem Betriebe einzustellenbraucht. Mittels dieser
Gelder befreit er sich von dem Zwang, der von seinem
Standpunkte aus in der Einstellungsuerpflichtung
solcher Schwerkriegsbeschädigtenzu erblicken ist.

Wenn wir, anstatt das Ablösungsverfahren zu för¬
dern, in der Verwaltung Wert darauf legten, die Be¬
triebe einmal daraufhin zu untersuchen,ob nicht wirk¬
lich geeignete Arbeitsplätze vorhanden sind, so hätten
wir keine unversorgtenSchwerbeschädigtenmehr. Dann
wäre aber auch durchaus die Möglichkeit gegeben,
Schwerbeschädigtenur an solchen Stellen zu beschäf¬
tigen, die nach Lage der Dinge von ihnen ausgefüllt
werden können.

Zu einer anderen Angelegenheit: Der Bund Deut¬
scher hirnverletzter Krieger hat sich in einer besonderen
Gingabe an alle Partien dieses hohen Hauses mit der
Bitte gewandt, dafür Sorge zu tragen, daß an Stelle
des von ihm abgelehnten Heims hier in Düsseldorf
eine andere Einrichtung geschaffen wird. Der Ausschuß
hat der Verwaltung einstimmig nahegelegt, dazu die
Erklärung abzugeben, daß man auch nach Ablauf des
I. 10. aus den vorhandenen Mitteln die Möglichkeit
zur weiteren Heilversorgung der Hiruverletzte» garan¬
tieren wolle. Ich lege Wert darauf, vor der Öffentlich¬
keit zu erklären, daß der Ausschuß es gegen unsere
Stimmen abgelehnt hat, in diesemHaushalt eine be¬
sonderePosition für diesen Zweck einzusetzen.

Ich möchte die Aufmerksamkeitdes Hohe» Hauses
auch noch auf einen weiteren Punkt lenken. Wir
stehen in diesem Jahre ähnlich wie beim Landesjugend¬
amt vor der Neuwahl des sogenannten Beirats für
Kriegsbeschädigte.Die Verwaltung hat vor etwa fünf
Jahren, als der letzte Beirat gebildet wurde, dabei recht
eigenartige Methoden angewandt. Ich kann hier wegen
der Kürze der Zeit diese Methoden nicht aufzeigen;
aber es ist der Verwaltung — und darauf kommt es
a„ — aus parteipolitischen Erwägungen heraus ge-
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langen, durch diese Manipulationen zwei Organisatio¬
nen der Kriegsopfer aus dem Beirat fernzuhalten: den
Internationalen Bund, die proletarischeOrganisation,
und den Khffhäuserbund der Kriegsbeschädigten.

Wir stehen heute vor einer Neuwahl. Eine Beteili¬
gung aller Organisationen, die in der Rheinprovinz
vertreten sind, kann nur dann erfolgen, wenn die bis¬
her im Beirat sitzenden Organisationen wegen der Be¬
grenzung ,der Sitze sich mit einem Sitz begnügen. Da
diese Organisationen erklärt haben, das nicht tun zu
wollen, bleibt, wenn man die beiden von mir genannten
Organisationen wirklichin den Beirat aufnehmenwill,
einfach nichts anders übrig, als den Beirat um min¬
destens zwei Stellen zu vergrößern. Dem stände ab¬
solut nichts im Wege. Aber gestern hat der Ausschuß
geglaubt, diesen Antrag der Kommunistengegen unsere
Stimmen ablehnen zu müssen. Die Folge davon wird
sein, daß bei der engen Koalition, bei der Zugehörig¬
keit des Ressortleiters, des Laudesrats Gerlach zur
Organisation „Reichsbund der Kriegsbeschädigten"
zwei Organisationen der Kriegsopfer nicht in
den Beirat aufgenommen werden tonnen, weil nicht
genug Sitze vorhaudeu sind. (VorsitzenderDr. Iarres:
Ihre Zeit ist abgelaufen.) Eine Sekunde! Wenn Sie
vor den Kriegsopfern der Rheinprovinz tue Verant¬
wortung hierfür übernehmen wollen, so brauchen Sie
unseren Antrag nur abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landcsrat Gerlach,

Landesrat Gerlach: Meine Damen und Herren!
Es ist nicht richtig, daß das Ablösnngsverfahren in der
Nheinprovinz einen immer größeren Umfang an¬
nimmt. Ich habe bereits im vorigen Jahre darauf hin¬
gewiesen,daß die Rheinprovinz eine derjenigen Pro¬
vinzen ist, die nur mit einem einzigen Industriezweige
aus technschen Notwendigkeitenheraus ein Ablüsungs-
verfahren durchgeführt hat.

Daß wir nach wie vor bemüht sind, die Kriegs¬
beschädigtenin Arbeitsstellen unterzubringen, beweist
Ihnen der Rechenschaftsberichtder Provinzialverwal-
tung, aus dem hervorgeht, daß auch im abgelaufenen
Geschäftsjahre die Zahl der unversorgten Schwer¬
beschädigtenvon 490N auf M>N — also wiederum um
etwa 10N0 — heruntergegangen ist, wodurch der Pro¬
zentsatz der unversorgtenSchwerbeschädigtensich wesent¬
lich gesenkt hat. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Wieviele von den Schwerbeschädigtenhat der Vorstand
untergebracht? Nennen Sie die Zahl auch einmal.)

Hinsichtlich der weiteren Bemerkung des Herrn Ab¬
geordneten Renner, daß bei der Zusammensetzungdes
Beirats der Hauptfürsorgestelle parteipolitische oder
sonstigeErwägungen eine Rolle gespielt haben, beziehe
ich mich auf meine Ausführungen im Ausschuß, die
dazu geführt haben, daß außer den Kommunisten nie¬
mand mehr — auch nicht Anhänger der Organisation,
die Herr Nenner genannt hat — die gleichen Vor¬

würfe erhüben hat. Die Ausführungen des Herrn
Renner werden dadurch nicht wahrer, daß er sie hier
im Plenum wiederholt.

Auf Wunsch einer Reihe von Mitgliedern des Fach¬
ausschusses habe ich aber zu der ernsten und dringen¬
den Frage der Versorgung der Hirnverletzten in der
Rheinprovinz folgende Erklärung abzugeben: Die
Provinzilllverwaltung ist durchaus nicht abgeneigt, den
Wünschendes Bundes DeutscherHirnverlehter, wie sie
in einem Schreiben vom 2. A. 29 an Herrn Landes¬
hauptmann Dr. Horion zum Ausdruck gekommen sind,
zu entsprechen. In diesem Schreiben heißt es wört¬
lich: „Unsere Wünsche gehen dahin, daß das jetzige
Provinzial - Hirnverletzten - Institut geschlossenwerde
und von feiten der Provinz Mittel in den Etat der
Hirnverletzten-Fürsorge nach Rücksprache mit er¬
fahrenen Hirnverletzten-Fllcharzten und einem Ver¬
treter des Bundes bewilligt werden."

Dazu ist zu sagen, daß die Schließung des Heims
eine Selbstverständlichkeit wird, nachdem die Bele¬
gungszahl auf l bis L heruntergegangen ist. Es be¬
stehen keine Bedenken, daß aus den Etatsmittcln für
Kriegsbeschädigte,die sowohl für besonders schwierige
Einzelmaßnahmen, wie für Schwerbcschädigtenfürforge
zur Verfügung stehen, Einzelfälle der Hirnverletzten-
Fürsorge eine angemesseneUnterstützung finden. (3s ist
natürlich unmöglich,eine besonderePosition für Hirn¬
verletzte zu schaffen: denn wir haben ja auch leine
Position für Blinde, Sieche oder sonstigeGruppen der
Kriegsopfer. Der Landesfürforgeverband, dessen ge¬
setzliche Aufgabe es nicht ist, Einzelmaßnahmen der
Kriegsbeschädigtenfürsorgedurchzuführen, hat sich bis¬
her im Rahmen freiwilliger Unterstützung stets an
Maßnahmen zugunsten von besonders Schwerbeschädig¬
ten beteiligt. Diese Ucbnng liegt durchaus im Inter¬
esse der Kriegsbeschädigten:denn gerade in den schweren
Fällen würde manches unterlassen werden, wenn die
Fürsorgestellen allein die besonders kostspieligenMaß¬
nahmen zn bestreiten hätten.

Soweit Sondermaßnahmen für arbeitsunfähige
Hirnverletzte ins Auge zu fassen wären, würden Pro-
Uinzialmittel im Ginzelfalle sowohl für Anstaltsunter¬
bringung wie auch zur Durchführung solcher Heil¬
maßnahmen gegebeil werden können, die nicht von
vornherein Aufgaben der Versorgungsbehörden sind.
Wir sind auch weiter bereit, falls das von den Hirn-
Uerletztenbeantragt wird, einen angemessenen, ein¬
maligen Zuschuß zum Ausbau einer bestimmtenEin¬
richtung der Hirnverletzten-Fürsorgc zur Verfügung
zu stellen.

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kühnen.

Abgeordneter Kühnen: Herr Abgeordneter
Renner hat es für notwendig gehalten, ans das enge

! Verhältnis hinzuweisen, das zwischen dem Dezernat
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des Herrn Gerlach und der SPD. besteht. Ich
möchte nicht unterlassen, darauf folgendes zu sagen.

Wir brauchen uns dieses engen Verhältnisses nicht
M schämen. In meiner Eigenschaft als Beamter, der
auch mit diesen Dingen zu tun hat, kann ich erklären,
daß ich noch immer gefunden habe, daß speziell auch
dieses Dezernat des Herrn Abgeordneten Gerlach in
jeder Beziehung immer bestrebt ist, die In¬
teressen der Kriegsbeschädigten so weit zu vertreten,
wie es nur eben in seiner Möglichkeitsteht.

Wenn aber der Herr Abgeordnete Renner auf die
Koalition hingewiesen hat, die zwischen Herrn Landes-
rat Gerlach und der SPD. bestehensoll, so möchte ich
nicht unterlassen, auf die enge Koalition aufmerksam
zu machen, die zwischen dem Internationalen Bund
des Herrn Renner und dem Kyffhäuser-Bund besteht.

Herr Renner hat sich gestern im Fachausschußund
auch hier wieder warm dafür eingesetzt, daß der Khff-
häuserbund und der Internationale Bund im Beirat
nicht vertreten ist. Hinsichtlich des Internationalen
Bundes könnte man ja dafür Verständnis haben; aber
daß der Khffhäuserbund im Beirat nicht vertreten ist,
dürfte er ruhig den Leuten auf der rechten Seite dieses
Hauses überlassen, die dafür wohl zuständig sind. (Zu¬
ruf des Abg. Haas: Rechts und links eine Front-
Nemeinschaft!)

Dazu möchte ich noch ferner sagen: Herr Abgeord¬
neter Renner hat, wie gestern bereits im Ausschuß
ausdrücklichfestgestellt worden ist, offene Türen ein-
aerannt. Gin Beirat besteht, und die maßgeblichen
Organisationen sind im Beirat vertreten. Wenn der
Internationale Bund und der Khffhäuserbund im
Rheinland so wenig Mitglieder haben, daß sie gar
nicht in Frage kommen,so ist das nicht unsere Schuld.

Jedenfalls ist es so, daß die Ausführungen des
Herrn Renner vollständig deplaziert sind.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmel¬
dungen liegen nicht vor. Die Besprechung ist ge¬
schlossen.Das Wort zur persönlichenBemerkung hat
berr Abgeordneter Renner. Ich mache darauf auf¬
merksam, daß eine persönliche Bemerkung nach der
Geschäftsordnung nur persönliche Angriffe abwehren
und eigene Ausführungen klarstellen darf.

Abgeordneter Renner: Weiter habe ich auch
nichts vor! Ich weiß nicht, woher der Sprecher der
suzillldemokratischenFraktion, der sich hier als Für-
sorgebeamtervorgestellthat — ich möchte fast sagen —,
die Kühnheit nimmt zu behaupten, daß ich mich gestern
'M Ausschuß für den Khffhäuserbund eingesetzthabe.
Ich habe dort nur das eine erklärt, daß Herr Landes¬
rat Gerlach seinerzeit aus parteipolitischen Er¬
wägungen sowohl den Internationalen Bund als auch
den Khffhäuserbund ausgeschaltethat. Weiter habe ich
erwähnt, daß der Khffhäuserbund von Herrn Landes¬
rat Gerlach damals mit der Begründung abgelehnt

worden ist, er sei keine reine Kriegsopferorganisation.
(Zuruf.)

Herr Haas, ich habe ausdrücklich gesagt, daß ich
es ablehne, für den Khffhäuserbund eine Lanze zu
brechen. Aber wenn ich im Interesse meiner Organi¬
sation auch einmal die nicht orientierten Herren von
da drüben gegen Ihren sozialdemokratischenLandes-
rat vor die Karre spanne, (lebhafte Zurufe links) —
den Landesrat, der von seinen eigenen Organisationen
und seiner eigenen Ortsgruppe mit Ausschlußanträgen
beehrt worden ist, so dürfen Sie mir das nicht so aus¬
legen, als wenn ich damit gleichzeitigdie Arbeit der
Herren von rechts fördern wolle. (Zuruf links.) Bei
Ihnen, den Sozialdemokratcn, ist es so, daß sie stets
aufs engste mit ihnen zusammenarbeiten. Ich habe
höchstens die Deutschnntionalen gegen den Sozialdemo-
traten Gerlach benutzt, um auch meinen Antrag für
nnsere proletarische Organisation damit durchzu¬
bringen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Damit ist die Be¬
sprechung geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Wir verlangen ge¬
trennte Abstimmung!) Dann bitte ich diejenigen, die
für Nr. 83 sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Ich bitte diejenigen, die für Punkt 84 sind, sich zu
erheben. Das ist ebenfalls die Mehrheit.

Dann bitte ich diejenigen, die für Punkt 85 sind,
sich zu erheben. Das ist wiederum die Mehrheit. Die
drei Anträge sind angenommen.

Punkt 86: Antrag des III. Fachaus¬
schusses zu dem Haushaltsplan der Hoch-
bauabteilung für das Rechnungsjahr
19 2 9.

Zu Punkt 86 hat das Wort Herr Abgeordneter
Fischer als Berichterstatter.

Abgeordneter Fischer: Der III, Fachausschuß
schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor.

VorsitzenderDr. Iarres: Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch erhebt sich nicht. Gs ist so
beschlossen.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Ab¬
geordneter Haas.

Abgeordneter Haas (zur Geschäftsordnung):
Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß wir nach
der riesenhaften Arbeitsleistung, die wir heute voll¬
bracht haben, nunmehr für heute Schluß machen
können. Meine Freunde müssennoch eine Fraktions¬
sitzung abhalten. Ich bin der Meinung, daß es tat¬
sächlich lange genug ist, wenn man von morgens 95l
Uhr bis abends gegen 6 Uhr hier im Hause tagt.
Die Tagesordnung für morgen ist durchaus nicht mehr
groß. Wenn wir jetzt Schluß machen, sind wir meiner
Ueberzeugung nach morgen gegen 2 Uhr mittags be¬
quem fertig. Ich sehe deshalb nicht ein, warum wir
noch länger tagen sollen, zumal meine Fraktion noch
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eine Frattionssitzung haben muß. Ich bitte deshalb,
zuzustimmen,das; wir uns setzt bis morgen vertagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Loenartz.

Abgeordneter Loenartz: Vielleicht können wir
uns darüber verständigen, daß wir noch bis 654 oder
6!4 Uhr tagen. Es sind eine ganze Anzahl von Ab¬
geordneten im Hause, die eiue sehr weite Reise haben;
und wenn wir morgen nachmittag nicht rechtzeitig
fertig werden, kommen diese nicht mehr nach Hause.
Deshalb könnten wir Wohl noch ein paar Punkte er¬
ledigen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Wenn wir morgen gegen
1 bis 2 Uhr Schluß machen, kann meiner Auffassung
nach in der Rheinpruvinz noch jeder nach Hause reisen.
(Zuruf: Wenn!) Das können Sie setzt schon an den
Minnten ausrechnen, die wir noch zu reden haben.
Daraus ergibt sich, daß wir gegen 2 Uhr unter allen
Umständen fertig sind. Ich bitte deshalb, mit Rücksicht
auf meine Fraktion setzt Schluß zu machen.

VorsitzenderDr. Iarres: Auf der Tagesordnung
stehen morgen außer dem Rest, der noch übrig bleiben
würde, 19 Punkte. Da noch 15 Punkte übrig bleiben
würden, haben wir im ganzen 31 Punkte zu erledigen,
(guruf des Abgeordneten Haas: Aber lauter leichte
5-Minntcn-Sachen.) Man kann nicht übersehen, wie
lange es dauern wird. Ich möchte deshalb vorschlagen,
daß wir zunächst versuchen weiterzukommenund den
Vorschlag des Herrn Abgeordneten Loenartz anzu¬
nehmen, bis 6X> Uhr weiterzutagen, so daß die Frak¬
tionen die Gewißheit haben, um die und die Zeit geht
es zu Ende.

Sie haben den Antrag des Herrn Abgeordneten
Hans gehört. Ich bitte diejenigen, die für diesen An¬
trag sind, sich zu erheben. Das ist nicht die Mehrheit.
(Zuruf des Abgeordneten Haas: Ich bitte um die
Gegenprobe.) Die Gegenprobe, bitte! Das ist die
Mehrheit.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Ge¬
schäftsordnung hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Nachdem man von der Ge¬
schäftsordnung einen derartigen Gebrauch gemacht hat
und keine Rücksicht mehr auf Fraktionssitzungen
nimmt, obwohl wir schon IN Stunden arbeiten, be¬
antrage ich, daß nunmehr die Punkte 87 bis 96 von
der Tagesordnung abgesetzt, also heute nicht mehr be¬
handelt werden.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich habe die Mehrheit
des Hauses dahin verstanden, daß nach der Tagesord¬
nung verfahren wird.

Abgeordneter Haas: Bitte, ich beantrage setzt
eine Absetzungdieser Punkte.

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Antrag,
der eine Abänderung der Tagesordnung bedeutet, ge¬

hört. Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind,
sich zu erheben. Das ist nicht die Mehrheit. Der An¬
trag ist abgelehnt.

Das Wort zur Geschäftsorduuug hat Herr Abge¬
ordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich beantrage nunmehr für
die Punkte 8? bis 96 eine Redezeit von einer halben
Stunde. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Dann muß zunächst
der Aeltestenrat zusammentreten, um darüber zu be¬
schließen. Ich setze die Verhandlung für zehn Minuten
aus und bitte, sich damit einverstanden zu erklären,
daß wir dann wieder zusammentreten. Ferner bitte
ich den Aeltestenrat, in der Zwischenzeitzusammenzu¬
treten.

(Wiederbeginn: 17 Uhr 40 Minuten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich bitte, Platz zu nehmen.

Der Aeltestenrat möchte Sie mit nutzlose«Debatten
verschonenund auf die Rechtsfrage nicht eingehen, ob
es möglich ist, einen Beschluß, der einmal mit quali¬
fizierter Mehrheit gefaßt ist, uachher mit einfacher
Mehrheit zu ändern. Er hält den Wunscheiner großen
Fraktion, jetzt wegen einer wichtigen Fraktionssitzung
Vertaguug eintreten zu lassen, für beachtenswert. Er
schlägt Ihnen deshalb vor, die Punkte 87—95 setzt ab¬
zusehenund nur noch 96, 97 und 98 zu behandeln. Die
Punkte 99—102 müssen an das Ende der morgigen
Tagesordnung geseht werden, weil auf der Tages¬
ordnung von morgen auch uoch Vorlagen stehen, die
den Etat betreffen. Der Steuerdeckungsbeschluß
kann erst am Ende gefaßt werden.

Da sich kein Widerspruch erhebt, stelle ich fest, daß
Sie damit einverstanden sind.

Wir kommenzu Punkt 96. Berichterstatter ist Herr
Abgeordneter Kühnen.

Abgeordneter Kühnen: Meine Damen und
Herren! Der III. Fachausschuß schlägt Ihnen vor,
den sozialdemotratischenAntrag anzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Renner. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Ich verzichte! Zuruf: Bravo!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬
spruch gegen die Vorlage ist nicht erhoben worden.
Ich stelle Ihre Zustimmung fest.

Zu Punkt 97 ist Berichterstatter Herr Abgeord¬
neter Baumaun, Höppenhof.

Abgeordneter Baumann, Höppenhof: Der
I. Fachausschußschlägt Ihnen vor: „Der Provinzial-
landtag wolle den Haushaltsplan mit der Maßgabe
annehmen, daß ein neuer Titel Vlla mit der Bezeich¬
nung „Beitrag der Provinz zu den Garantieleistungen
für den Mittellandkanal" mit 112 000 RM eingefetzt
wird."
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ü.z in^nneilio pr»:lenr,i5, concepta ^uvar auciire verbu: ^»»2 ^^^rntz
)1pu»a ^ar,6anal,renäle/,<,/.c<,6ie//.^»<,un6 clie^<,cne;. ,,,„^/o^ „

lenen,äal8 man ße^enlr nucr,,uncl»<,ci, ^^""^F"""'"" ^cler^w s^,
" 6a8l>n6 clie,l« Irrung in 6er (^nriltcnnair ^ir6,6al8 lieclen ^,ß :
., 8cann bringen lallen: Unn lincl lie nie KeleKrrelten. <(i "'"" ^ ^n

al!a ^^^^^i,/ ^<<.«^« ^^«^/^».uncl clle NrclnlMß 2^""^
)) rion eemacnc naccen, 6az «olcn lcnilma unä Irrung '" ^untc^ ^ ^,M .

menr aulllucvle, unä >^ie iglicncr ktats. er ley ein ^r« at,er l°> ^,Ml" .
" ?t<ffcicler ^elrlicn«r,in^a8 8cancl eritt,llcn nalrenloll.uncl^ 1),^'
), Brunnen er Kaben lolr, clarnacn er llann in V^ürcligKeir "^"'^«k!/"^

beruie^»F/,c/uncl6^»,«„.', 6al8 man llie «.etormatinn v«r ^^ ^lw ^
)) Unä v^ir cws 8acn, v^enn 6ie V^»nl gclckenen,ld v^urcie ie^ ^,^^. u,^

cen,la er seme8ucnen lcnaffere: l/«<i <,//-^/^^e <i,e ^""" ^K^'^
"auck so einholt erdenk ^ur6e,gclicl lie ilim clan,ln Kucc ^^ ^n^"^
), lie ikm nicln, sn mocnt er e« v^onl nicnr naoen. ^en e .^ s^r

?anlt liunclc: : Uncl »llc, lies man clie 8acKe nangen, uncl >vu
33 mekr geclacnr.

8eien6um
pairez mux (_)arllinal

8eien6um autem, quanäo Katianum Italic»: 6c Q^lllc^ ^ v>"3
cialium concellclinr,non omne8 illaruM "? z_^jllew ^,l!>,

NanriN prulentes, illi« aclkHlille, lecl multns vel plernsque. 2 q^ ic,!<« ,^/,
5izismun6um cum Qermani« 6c ^ngli« 6iu a6Kuc leÄa« p rn/c^^lll^
quäle« t'uerc /^»-/^c/,,« ^«l/«ci,e»«/, ^ci,<^/»</co/'«^/t/e^s^"^"/^' ^sies ^
c«^,»^/« Fo»a«/e«/l/ es- 5e«e»/«, aliique Qalli 6c Icali. <Iui tilmcn r
N2le«cletccerunt,rcli^u l^Hsare. Vicl. intr.cliem i2.8el>r<

I»ileu5, ^rcki^piscopu5(3enuenll5,
lmperatorem 8ißixmunclum .

publici5 ^ravillimi5 vati8 Kac tempols amw
ne per inliäi25 ä Kekarmatione .

ecclell2üici a2tu5 2blrraki 5e ^erec. ^e^,
ärcluum 6c incomnarabilez-Lismuncli ^sari« neßotium,^^ poli" ^'

ÄNlmo verlatum,oott2cula invcnir plurim«. In ^ulbus er«r ^^ ^ l^c
<^uu6 ?apa nnvu« priu« elizenclu« cliceretur quain l^»ll»le2 ^<.l0>c^
cci regimlne retormauo lul'ciperetur. ^.^ecur, ^" ^,el ^!'

d^e prainäe ranü« Nuätiduz clrläriz conliliurn »blari'« ^^cul'^ ^-
Kac^Xlare clißnum prnpollcum lalvum, lärtum teötumqu -xci""« '^
ins illustres lirne in concilio multis publicizquc precidu« ^^
M"U5. ^ ^acluw wß"" /-^

()uc) spe^ar lnter alia N/« >^/,.cs./c^.' l?,«^> "^^^"<wbett''",
nelig, lpiriru ac ma^ettate ^larea 6i8na,^ÄF««"«^"?'^ne se ä l^ 6"°

,b,«t<m, eum «ravilNmi« precibuz atque obteNatlom^^. ^^ «d"^^e^'
öc !'um,ne truitunlö negnrio ulliz «rtinug auc inlicil>5 ^^^, Ockce
lic. Kecenluimu8 nooillilimum Koc monumentum ex m ^...^"/^



!'9<>

/.<.« praximoteltol'cnrecott« clie -s.^uß» "^. ^^/^',
st,6erelc>rmatiunemuka^mtl,l,sseln!iter35l ^/^<""

ele-

ne punlicucam. i^r ibidem mcminic pcr kapam noliea l^uX 2 ck^'

c«»«sl<,», vcrö niz cliebus ^/«^^„'„«e«, ante cleÄianem ^^^e«""' ,.
exnibuimuz supra 7^»,./. /»^«^/. ^//. in /)ec«,» V- ^"»-e^i«^ ^^,.s«s
/?^,.'^. l^ualiz retormacio tunäa« in rrorocolliz öc clecrec

8c>Ienni5 praceMo cleri inttituta »_____

?ra 6e5i6erar2 felici navi?2pX eleätione. ^^ ^.-.
Oelebiiratem 2c l'conum liu^u« rel,gic)lir 6e3muul2ciunl5 n

p2neß^ricum K^liuic
in8.I^u6avicum,

^^

F

uB
^e/ö^Mtli/'one,/ee-e^H^/H, ^/en"i. 5f,i<col'^

0cc,5lnne ?«neßyrici in 8. l.ucinvicum Paroli K^ß'5 5icil>2 N''^ Fe^
"lnololÄNum, 6e rco>.i5 lüoncilii noc rempcile concroverl>5pu ^i »^

rxemplu I^u6c»viciranciticcm luplcmum llißnuin prux'w ^
ontavir. > /,/<<'^M""

0 «,/»<««, inquit, 5. ^„e? ^cc/e/^, »«»c,»«»c,^oi, ^^" '^"^»» ^""^ ^'

/<l»i?« /'«,«,</c« ,xe»,/,/o/><,^<„«, e^/>, ^cc/,/^/?««^«»,»»o^«e??'<"'"?" „,.,^ " ^^

Kctnrm2rionem prirrerc» ^ccic^ZÜicorum urgere n«n ^^^^
Kanc Lcc!el>2eluccmurlienti Atte«Iu: !/,/><<«,inquic,^"^" ^^ ,^/,

e^ <i«» ,></e ^/«^«/^ ,Fi />«,««/, /-F««,«^. /V<,>» «>"/<""' ^""^ ^,«^^""""^, ^"^

^^,« .» e-«//o„' ^<^ ^^^,/^o^^/,«^, ,«<,«/>/,»< ^"""/,^«< ^ 'i<^^
kr lieincle: ^,/^« ^ ,^^/>/«^ I^uclovicl/^<"" >" ^/^"^^

l/,/c ev/,<.^ v<»/«», ^v,«<,», «,<,/,<i/<?,<'«<». F^eci»«/«^"""^>H^"'^,^..



mltimra in <lel^criuz äcl'cen^erunr,^ ex<^uinu5ciam tenedns mM ^clc-
braru lunr. /-, «, «F-/e»,>«^«/t.- In tmc iüiuz mulienri8 rcmnari« ^l>" ,^,^,M «^
lum öc nrliinemI^cclcli^Nicum, /ie«/?o,^«t/«« />^/<,F<"-»F^^"/<"" ,,„ue^^'

quc, LniKnpi K cierici a sui8 loc>5 öc civltlluä M2ßnum lcn>lni.-l, quo l^pisc.npi öc ciesici a sui8 Ioci5 öi "V»«^"^'^e

«/. 2s. 26.

^l. »417.

,^ ^

c»>c« e<,»> s7-«v//7<»,«/o,/^^ »/«««3-/5<»«</a/,/z<///<«,,'<,«,, <?«""» »«»»««<^" ,<s^"^'
l«^. ^«^ ^«<,^/c^»^,//<^<^^^c«/^/«^e^e7»//m,7^<!^/ic«e«^ ?"^ ^
7« tT' ^e»/»^/ ve^>F,» 5,e//,,o?-« /l'^e« >e»,c</»<«<,</i»^e^ «»^»i«''. /,/0/,'l/"''

^r pnllr^mo: ^/.,«,/e/?«»,,^««i//^<>^»,,e»»^e^cc/</<l/^ "^ ^ ^ ""^

«e«^« ^cc/e/»<e/e/><«7<«^,l^l c^l/eif^^^/g/.cgei/^e^/^o^e.lc^e^o^c^
/«,»-»,<»//<' »e^««^»«l»» öe»e/e?,'^o/fe /^e^<,t«^.

8i^i5mun6u3 Imperator
frequentia ?rmcipum (^omilm celebravic c!onlt2Ntt

in KlaliaNerw ^.ussulrinianorum.in 5u2 (^uria,

/5<„^«, Dux Lav^riX,^«,»^«^««,, Lpilcopuz ^.aci5l,onenu«^^^9u<

c«>c<« <//e», /?<«^/?o/<?»«»,2s 26. ^/«^> -^> l4l/'
lio O«ce VHD<ln<e^«</ov/co, t7o,/l/^^

«m (IicsKre l«uci ira pri6em in Knc conciliu 2cculüver2nt ^"^""^s-^que
cem /^«//?<,^«/e«,>ln^anixlI!c!mitem,(I2l!iH K.egi« I^eg2tUlN. ^ecc'^
lenr «;.2rcKun pr3:Ic«Ii, ^u6ovicu8 l'orum (Üle5ariz eo nomine a ^h s ^
ru8, qunä in Qulli» uxc»rc3 sc lilieri eju8 cleßcrcnt. <^uo «sscnwl . ^ 5^
clencium ?einc!pum colle^io sentcnti,m ciuleliverar 6e tora ^^ ,^^u c-
»<«i>/ ^/ //e^^<^ /.»</v^/^ ?/e» l/e« 1«,7,^e» ^e/l/,e «»<^ /» <ie«>/e/^" ^^ /i//e^) l,^.
»'/>», eme/^^e» ^^i/e,»^ i^ </<,»» «^ci>t 6/'A> vo^ ^e» //°. ^e/c^e n«? ^"^"^ > / s ^^ck>l»
lponlumq;» plinciniI)U5: ^,«», „»«7-//i«c/o^«« /^e,'« """"^"^^«3^^,^
/«ci, <»«/vvs^/e» /!,/« /«^ </« ^«c/,i <?e»-/cl„e. Ur uir >X^inliecI<.^ .^""A cl>e l? « H
le^u6icii 6icm pcriisser, lussrZßiis I'iincipum 6il2tiotuncinau ^jucip'^^

?rn tril)un2ii ißicur noc ireruin tempore lcäenre ^ ^^lssen^ fs,»
Ipilcnpis all?cjenriduz,llcnricu5 L»varu8 per lricleticumVrilnaen ^De>W^ z.
rc! ,m lu,m contr» I.uclovicum repetiitiprxsentibu« Lrnelio l,c,nu>c^^eil
tribu8,öi^on2nne8ui/l)2ccnll:. ^avamHucclilationem nß^ " ^Miol>k
cuz,63tn^rin^ungcb»cur promillo^urameuro sc»llever»ruruln,
dono prolicilci 2nimo,5ne srHuele2c lloIc). >Äoelkl'^.nell'

r«ttr.6ie ißicur, l^Xlare in novi8 pr^lente comicii5, repet'^ ^ ciil->"° ^
Vr2n6enbusßenscm,ccus3cionenc)min<:ttenllciccinrr»^uaa" ^ ^^H '^
per I.uciovicum pottula^, mciraminäui^cnliam Natueruncknn.^uclo^^, stl<
ro in^^sicatcm prc,bullet. kar«u5 iIle.?rlr!e«Ia^ur2menri ^rlN" ' ^^st,qu
tim in M,mt>mum r>,l!t, non expe6t2ta (Ülrs«ri8 manäÄtci '.^^zg. . ^l»
li,onlUU8!i,^<Ä!8interpoiilvir,M2nuz^U(.'rcmisirline(I!Xl2rl8 ^uM^ ^e«

Huoä ^grc tercn8^<,^e«b«^^, cx?rincipibu5 qu^l ^^^cuw- ,^
ob temcralumM-Hmcntum speck I^cinniz cxcictillec? ^!" ^llu«» ^«^
L2c2c,ue lNIauone ukerwri,2ä relponclenlium l<-componer ^ .^^,^ ,^<
»llcau mocu«: ^««, ^«««,inqu!r,)«^c/^/,/«"^)«^""^^^^^
^^«e,e/?<,^',/?7-e/?e^^^,«^w?' 7^»»^/^ o/<»/i«' .^""/^zLpilc''l^ fts^'



«404 Fe»e</./>H/H,«^/'Hl«^

ita8/»/»e?/e»„»^'<< </,/»,'/«v<« ultimo ca».
t^ D«. /»e,^«» </e I<«»H publicata öc pro-
lara per äiAum concilium,Icl;!r. <^ux
literH äenebunr m.tti acl parte8 ttilpa-
nilr,öcalia3 parre« , 26 notiticanäum
6cincimanc!um llnßuliz l^eßit,U8 6c?rin.
cipit>u«per lünrissianicarem,ipl!u8 />,.
l»'/^, !<«»<« H,»,</»Ä» ^^» olim nuncup»-

^c N.ni!uminuz,a6 tinem 6ceNe6tum
<^uo6 6ii.tlc limil« litcra: nuueri pote-
runt,commilir rcvercnclisslmo pacri ,
Domino ^onanni, epilcopo Ossienli,
Vice (^ancellario przrcliHo, uc 5.milc8
Iirera8 lupcr 6iH» lcnrenria expe6iat
per (^ancellariam o,u.t>u8cunoue nabe«
rc vo!entibu3. l^t alias rnanciavir ei6em
Domino Vice(üancellario, prout öc
a,uemallmo6um in <^uo6am <iee^«e ,
^uo6per ipsum Oominum /'«?«« </e
/..««i'«^ luir leÄum, cu) U8 tenor infe»
riu8 elt insertus, pleniu8 conrinetur.

tii« czuiclem lic pera6ti8, reverenclil".
llmu« parer, Oominu8/«b<«,«F, F/»/ces«<

_____________------'—7 -^^c-^^'
0/?.,«/?,, öc^aman^ur.« ^^^.
cellariu8 responäir, ^ "be" ^°-
pe.are manclaci« conc.ln «'7 ^e
ttannenlisöcpl^iaorum' ^,l'

contra Dominum retruw^g,

tatem libcncer cxocä.repe „.

riam^°man«^r.«,ur^ ,-
cl^um. Lc luper n°c nc>m'^<!.
concil.ipronaev.ce p" ^
mnia pr/^icta, acl requ'^n .^,.
rabili« viri. Domini 5M5,^^
criconliNorii^v°«t.,n0M ^.
lii eum requircnti5,2Ppl°" l)^

ni«(l/r6in2libu5,^b^^
cereri« pr^lar.z.nob.l.buz' ,^ .^ ^wt'
öcluppolic.zconc.m,"'«
ro copiolo. ..IolUw'>'"""<je

'1'enore« verü ««'"" ^„< ^

quiouslupranrmencio
lunr till«:

Lulla doncilii 6e?etro cle I^una,

«cle^
el"i"°

5

all-

«m ) rei memoriam. (üonvenient« cleliam, ur ipsum coip ^ zcllu ^,
nia legitime czuan6o 6e 6iu in 6ua« l" z,öcc"s' .^.

^ ^/5c7. ^^crotanH, , sc generali« s/noäu« novisslm.z «moorig ».^M
"^onltanticnsss a^perpetuam (lutu- usperXI^peneamosN ^cl^

in unum lpiriruz sgnüi ßratia
conßre^2ti,unam länätam carnolicam
H apoNolicam prolirentcs sc reprlelen-
»Änre5 eccles.»m,ill2m p,Imam nolirx
prolelHonis ellc crellimu5,li,<^uo6 illiu«

lurc,pi».ali^anclo.nr- ,^e-^
ess.t 6icere,«p.t'.m°n s^-
Ii,se6prole6wm.se"b.N^ ^^
exriceritöc ciiv.lum. ^° 1^'^^«

paci öc unioni opponilur rccluccrc vel lli exil,i»lizq; plus cre ! ^niics^ ^<
exttirpare valcamus. 8ane Oominus abominaoiI6 monNr. ^c>k^ «cl"
^luz (^nriNuz, cjmclem «purecclelia:, pulcnricuöine "^k" ^ulN' ^s<
reßnan« in ccel.z, orbis ramen terrarum lir (ünritti penitu5 ex ^ence ^
Imperium non rclin^ucns, licut ill, un, «3c auxilium ess.c2c.ce ^^e' ^F,
ctt uniu8 capl^iz öc 5ponli loliu« inclisso. llmo ecclelw lilio, "?^,ii3'^ ,/,»/
lubili«, cnritti^elu, i^3 inrer c,u5 mini- norum öc ««3»»«,^ ^ ^/"^c"lubili«, (^brilii ^elu, ua inter c^u8
liro8 pr^esse voluir, unieum eju8 vica
lium, quem kapam appcllamus, a,ui ge-
lerer inter ceiero8 principarum, L. ?e-
trum apoltolum,sc eju8 luccessore8 ,
Ii.om2no8 kontirice8, lui operi8 Vicari»
08öcreÜore8. Verum anriqui nuss.8
invi6i» nanc in ecclcllH corpore, ac in

in membri8 un

^e illuNri , "
^„««.incer cetera

7>-e-
lLlö

>cc>

ienre8,uc^.^U(l noc, conven.°'^ c2l"l"-^l"
sublata primum cluor ^^ ^.
beclientiarum l""".^,^ 00^,

6cQreßoriix...lN^p^c'^>enrii8 nuncup» wruw
unl'w»,^^i^,«»< "« »..,>...-..' > ^izinUNU^'^siel"^^,

cap.« 6s in memori8 unionem ferre rnembr.8 ^"2"' ^^,,^r ^
non va!en8, etN alia8 öc pluri« per cli vi- um caput, ^"".g aullc"k' 0^'
s.one8oclckilmara nanc pro rempore x.il. in su» obecl.c
rrscillcric unionem: tli« «men noltri«



6c! Zlii« Omni excepriune m»^>ribu5 , es tiercnr, un» .^u"' s^ sicN "m»^)rll)uz , es tiercnr, u,i< <-""-^ /^ ^rl
iii.e rcccptiz. öc ^rari« , ac cliü^n- pr^lcn» incertm, eaqu^ ^^ f,
tcl exumin^riz , nunnullizque ioltru- öc ^uclivi, icleo PlH me>5 ,
menns öc lcripruris prnöuctiz . 5 per lcripli, lixnoquc ix "^ ^^^"
sl«lkro« l^ummiisHlioz rccepriz, c^,n- tiz öc cnnluetiz^'ßnavi,^^^ ^u»

l^<

jui"

«ZU2M mu!t2 cnnrcnta in iplis enpituli« liru« in 5clem « ^ ^ .^^,. ..
nuroria, uc prlcterl^ur, exitterenr, ipla. öilinz;uw!UMprXM!>l ^^/,/«,0ecl
rum^ue ccttin.n .icrelwiuninus punli- l^r egn ^^""" ^liolicle ^
canz, ipluque^etro »cl 6iccnclurn öe nu- wrum l^>uäwr, >«">« ^^z, clu^
)ic!cnl^um>nrt:ttc5e<i:c)rumljllI2,2tq; riu5 , in oinnibu« l"^ ^tu>,^
2ll2or«d,cionum ßenel.i,cjui^mcl vel- ticrencöi l>ßerentur,p ^ l"^Ü
ler.necnon adnmnesöclinßuluzeaula: «c tieri vicii, öc ^""' ^,5 äc^H
,Ü!^,öin«v>aimc:a6 2uciil.näum^!>öc rn^rus unä cum U0> ^^cN^''"^
6ennicivam lenrcnciam, in cnnlu Iiu^ug. mciz me manu propl» ^. ^ -^ lelM
mocli icssidime vncaru, lutUcientcrq».«: j;nli mc^ manuall "6,A, w.
expeQ2co,noncnmo3r^lne,öcpernc)5 nium nmnium 9^'" ,.^</,/^' ^
cancumace repnt»ro,li.rv2l.i5 lervan- ^^^8^^""^" xl rarlui'"^ s ü<
llis, ac nmniliuz rirea6tl5, nanilü, l'uper ctX scciiz »puliolicce ^ ^^ ^el
prnecssu öc «ulk n^ugmncli clelibera. »ll>5 l)«mini« öc ^". ^^ciliuw ""
rione marura, acl cicrinitivam lentcnri.
2M in caula öc cauliz K^^zmocli procel

crum ^nüanrienlc^^gnö^

<imu5, in e^'uz anlenri» l^ei replcra pr»:. l>c, ur pr^mirritur, ^ ^ >^> ^
lenti2,<3cpern«8l2r2tuic lenrenci» 6e> rcnr, ipli« "^"' ".^^i"'' „,^
tiniriva in torm» lcquenri: eilque lic 6cri vim .' ^^j, « ^.

^ « . ^ . öclinLuIorum prlrm" s^ ^
^e^öcrccitarHluic n^c nattr»6etinl. äV ^„„ ^«»»^ ^"" Wß"^.

tiva lentcnNÄ per 6ilc<Ii5llmum Lccle
liu: 6Iium Quilielmum cir. 8. Mrci, 3. K.

l'^'

^^^.^>v ll.^pottolicale6cv3canre. (Ünlleßi8 prüfen. «^lr»-- ^>»'
Lt egn //^«<««»»F Dvi/^ci,,inr<:r l)e. ri vicli öc 2u6ivi, »cle ^ A n z,

erecniuml^oanl-csm/^^^ÄpllKolicX. per alium lcnp"« .^^nu f.^zia
«ue lccjiz rrora^ntariuz ( ttot2riu5) meiz conlucti« "sn^^^re<^
st »ll conlcrinenöuin HÜ» nu^us lucri me sublcllben5)ru8 ^ul"?
concilii un» cum Dominis mei5 intra Kciem öc rcttilnomu
lcripti«6epur2ru«: <^ui» prXclüIX lcn- lorum.
tenri« promuIgHÜnni, »liiz^uc or«mls> ^ll^

«i.;. 5,/»,. taruiii ?2crc>n0, ne conniveant Loneli .

/« ^/5^,
//,/«/.

(/-/.«««^ V.Q. ^«<.«<^ lemper n^erenurisNmus, ^^ °e^^
'. ^^8na.«,Un8ari^,0aIm.^^rc>a. ^^"°«^« n^c.° >-^

9r^nc«.n°noradi.«,6ev°ti.

<^uia lcrcni«limu5?rinceo3i krater
^^^°^'



l4Ü

conniventi« non poteritsuorepcreöc <2uique pocen« "' ^ ^^>M
inolcre , cum liui li^c , licut 6c.cue- mammlttere '"8^^ «cclt-l>«
r«, ucderent prorluz clispli^rc: t)c nn- «z maliz äc ?" , ss" e«, "t"^
vo cluriuz ^««^,. Xlocju, inrerven- cleri,mant^2vm ^^U»
tu, quoll prxiuci lercnilUmi lrarriz na- »nimole compe!c,e ^u">"^', «
itri nonoremlemper ^clens^re oispo- torm2Nt«.mveltr.c°^ ^ ^^.^
luimuz, ut tcncmur, <,i> /^«, ^«c^« -tt- lißaclonezque 'Mp ^ cleponenc"'
^«<«m^« >s^/,^e proponic. ^rni- üeprlmente»,omn ^^^^c"^
tr»nz,q^nü iuem li.rcnillimu5 tr^rer prorsuzenerv^nao ^^,^^^ew
nulter ncßlecIa in mcliuz c,ommutuuit
«Üccletuturo l^Iuoriuz proviäcoit, sam
ctenim/e^e />e^ l^/«»«»«« proceslum nu-
^uxnocli, liccr cumßlluiui clsmori« in-
i^l,r>2,vix lulpencii prol.ul3vimuz.l>Ic:c
2lnplil,z , l-»Ivo nultrX m^eNZris na-
nore öc j;rilncll pcriculo , nili »lirer
«^xtemplci tucrit emcnclatum, nu^uzmo»
lil proccllum poterimuz rer»rcl»re üc
»liquacenus impeciire

^

!1-

vicleamini tacicm """""^iel'lei
cle^üicamobnrm^lt-'l' .^
conlentient« P« p^,i^e"U
6illimulatione , ^^ ."^^^„ce'?ro
rioneinp<.-c«tl5q

äemque carnolic^m mceß^ ^c>

tinuz retormetl«
rarem oöille, öc mttman, ">>" z

«Ücn^nr«'ö>66emc2l'^^^,l

llc iguur l^lluti vettr« öc «ntiqu« riuuzprontent«,vc.^ ^^^§>^l)cum<
lellcitHti^e^ni üc communir«!« veltrie teÄum, ^"^"i "z;» "^" ""?^el"

^ ^ '.....l,m,s.erol..^w M'^,^c ^conlul«tiz tamÄ: pariter «8c Konori, Uni-
vertilgtem veltr»m muncmu«, requiri
MU5 öc liortamur 2ttentiu5 : Oi»/ec^««
7«"in^l'o"u.ui'v"ercI7o!u8 "6ommu5 Do- clemonlireriz,nnzque m H
minancium öc Kex l^eßum nonor«i öc eximium '""""r^n ^^ w""" sta.
lperni l epurac in luiz miniNrig, cum commenäare. ^^.«ncle^^^^oc^
peilonir eccl«lI->aicH: öc bona lpnns,. proteito vozlobns« ^,^ o «^
Iw rirulo ipli linr «ulcripra , nimi5- cm H /5<i« eol"N^^^ec^^bi.
lue eiclem iniurientur, clum illu nui. «m lunc lncllllolum . ^e" -^ec-ljue clclem iniurientur, num lllu qul

lju»m ipln «^ontrcclent invicc» , Hc
»uuliviz 2tNi<Iianiouz tribulent, scNa-
Arlliz c2rcl»nt in virßa lerrea , it» ,
quucl ^am oerlanlr peniru3 exin»nitie

utultima,reli^.n^^e-^
«,n°nor»rinonp«alr. stöec
.Ie^^nori^l.°erc'"p^enl^
czuin K^" <,"^"A"i ^w""^e -»

v'ix pollm^inrer »nßuttia« respirare, rirclern^etur. ^«-""'^nis^"^^
^..._.......^«„^ ^,„«^,«. ciuc,6clcsi. teNabiliu« cre6,tur , ^^uw ^il»^!io^ c<^«<«,e»«,/>^«<i«"le»'«tte»<i<»^,quc)6 äcli^ ^»,««^ --------- /v»>"-> ^c«'"
nere, cum paMri«. perturoare pcrver. prcrio^uz n2bemu - ^„^ ^^,o<
l«, niml oll 2liun. czuam tovere. d^on pr^tatum "«"^"" ^m'^ -^
cn.m c^ret lcrupula lcicietzriz occulrlr, vo« in p^""" ^ ""'nil"^?.
c,ui MÄnitettc, tÄcinciriooviare llelinir. rum clilllmu^ru ^. gn ^>i>
^uclitu tiiSnrum perverldrum sc erro -— ^ "-" nli" ^"'l ' ^
rum pix mentes lc»n6»li/3Ntur, quo«
Koliis »nticzu2 tallÄcia ä coßnitione ve.
li luminis reclclenz ,lieno5 lud anßelo-
rum paciz torma rrHN5mittir,öc ur^u62e
Ilcarii, llum pacis ol'culum porrißunr,
liecep«« anima« «6 interior» cieclu-
cunt. Inlulßenclo ex »clverlo p»ten.
«r Hc potenter »'«„»<i<«t«, illiuz p^ren-
ci» lerenilUm« ^llloni,qu« pslecipic,
ur li oculu« nolterlc2n62l>X2letur, noz
«tu»mu2 Muly öc nro^iciaml« ^uolii«:

ll«.6c pro ^^oßecul'^

rer,invo«re. <^ ^5^
o-6epol ett v"en^m. ^z. ^.
upucl vo« vowmu« exc ^ ^.

ßnorumnoi^u' ^^.^
mlmorum vero v ^^pc><>^
pum^oU"«nleM. ^.? ",.



<^u»Ii5 c,^»<,»^««^o/^'«vi6e2turinlr2 26 ^f"!^^'.'"^
«xorlllomcminerunt crimlnulir llilputarionis nut lcripc. .uper. -

(üan^re^til) Nationum in l'empw catneättN.
0<e /on« F. 5e/»,. >^. ,^i7. «»mitten^

«i. ).5^t. t7^H»H/,/ contra Kerarmarianem NleKioni ?2P^ plX
^. 1417. nc»voscrjnro6enuo/'^ote//H". :«Depu^ "''

(^uanäc) 8.ßl5munclu5^l2r m prmcipi« menlis <"?""" ^8"'"'^.
twnum lc^i curaverar^ul^eformararium novum ccx'lurucr ^ ^zr
dem prnxime exequcrentur,prcitett2ti mox tucranr ^rmn ^^mt"
v,M elißi mallend, c^uam Lcclclmm resormari. ^- "- ^- ^'.^rant' s^,
sc ^ermanic, nat.o ^2rmn2lium voris cnnlenrire nuUatenu« v« ^ z^ei
tcn6»m omn.no ret'ormar.anew rar». ()nem26mo6um m/«/ ^l^ew ""^
noc saxum leäulc. volu^um. ^unc, ^u«6 viäerent ^""^21«, ^^z c>
mo<lo in^Ieüionem?2pX velle c«nlcnrire, "M LccIel.2N.cw' ^ ,^^
ref«rm2M8,<iuo Kesarm2rt)rn quarl6i2NX conlulrar.oncg ren inc^k'"^
,^««e» opponencl2M ^u6.c2runr. Uanc cum ^«^e p^"" ^, "ß"^ „.
<I«rs2rem nccc rez ranropere momorclir. ut ex conlellu ^m.ßr ^^n <><
aue nr^leHinnem?rc)teN2tic»ni5 inckc)2t2e »brumpere. <^
Fe/»,. resuscirarunr V.6. inlr. ^. ^//,/<«^ °^'

/«,» «^ <i««</« <ie/»«,<»,« ^^a «,<,t^.<» e/ei?/a«l, />«/?" ^"««'" ^ ^^ /,/"" c?

?<,» »<,,«»e t?^»^»/c<, ^«e/?<,,/<,»e«^ ^« <^.«« ^""'""""' ^, ^<^ ""^

?2tri,rek2 äntiocnenug, K,itenu8 2clnuc (Üxl2rem »^ ^,M' An»
conlezsu 6isceäenz , moleNo noc orn2tu« elt elogio : ^" ^^ 5>1 ^t,
llum(ÜXl2r lN2u6ivit,2?ßernme tulir,utl exlequentibu5V.ae ..^<le^'^,jcH
H in le boctelum vibr2tumcre6i6it,^ui ibidem ex conle5lu ^ ^^<j^'
^,m ante, publico lcnpto , ob ^eformarioniz impenlum ttu ^iN»
N2tio cum l^X52re ,cculkt,i eranr kXrcseo5 NMcic«. <^° t"

/ lUNt oolt«0«m2ni.
l.eß2ti ll.e8i5 c2ÜellX, Npiscopi, ^,

in6iFN2bun6i conltantia öl e (^oncilw ^""^^ti.
ä l^^sare 8iei8mun6c) in itinere retenti 2c re

</. ^. Hebt,
^. 1417.

2 (Üirsare 8igi8mun6c) in itinere retenti 2c

lüonereßationeI Nu^uz cliei turbulent« p2rtim, p^^^ncilia lio
8« lnrer^rr28onenl«6c c:2ltell2no8,2nl»m 6e6erunr W«^ ^^,elß" ß„o
«rran^i. ^N p2uci« Na^iiz cc.nte6ti5, rerenri in iriner« a ^ ^^ ^<> n ^
suttinerenr. 0u2re rriclua inoppin'n 8tecKbnren Klrlerunt. .^«2«^'' ^'
pu6arerev«5.. ^ette D^^o. ^l-nsentiunr^5^^"^^^/^ X

Caräinale^visacVkrKoa'enla,
aoicum ümilicer pararunt

^Uptzko6:enant2mcnn8re82tiane,l,u2mc2r6m2liump s^i5s^^
rl2r,cumca:s2li2<l6iai5,e conlessu,n6.8N2bunlll "»«««2 ^""'^il"e,"

reveriti ^2rllin»l« 2biru'm ü ^nncilio moliti, l"^"^." ui5>ö"" «^^
8cnelür2renum m ciollice Konnn« Carlliniile« exculentur,^

Q>!^r



^czueverotiniztmtlkium: «^25^061« relu!cic2lim»^n w""^ gH^'
tcNÄrioue (^^rciinalium l'uperiore, clie ). abrupt», nunc repetl«, 2
nali kilano />^/ec^. iicbclltrarennrclie p. 6;. < ^.>..l,/c»^

(^uam intcgram reccnluimu5 l'upra 7»«« cle'll

(^lÄntnpcrc Zmem dzel2r sucrir liacpro^ltacwnl: ""^ ,^'ceno p'^.

^ck. 1417.

<>IX solenniz /'^«^/o c<,^/«F/<«»,Koc rescrt exarcjlum: „ ^Me./<

r>s2cl'enrl ircrum (ünnsellu orri tumulru5, lubinclicarulna^cn^ HveKeme^"'
'^»,. /. /^« ^,« ^^,. /. ^21. <^grclinali8 prxscrcim ^""^z Lccle^ "^
»Zroücer corpnrei^^lÄriz öc Qermanorum pru leformancl, P ^^0"'
6lum imr)UßN2vir,ur, öc conc.ertarinnLM incenlillimsm u!cim2M «
ltamcntl vuccm, <3c brcvi polt expirarcr.

6e c2pienlli5 qninuz^am (Ü2räinalibu5
canlllium cepir.

e«^e« i//e F<,t«^»/, u. 5e/»t. >^. 1417. . ^/<»^
8crlM«tcnu5 0.6s. I.e^,lnuuit, v^«^i/«»e (superion)"" ^^

</.I2.5,s/,
^.1^7.

</e c<s.>«^« «<,«»«//« <7<,^,«<,/,^«,. Lr, p. 267. Lx ^8c>'ci5 Kom»"^ ^^^ scl"
^»«, ,e^s»- 6" ""b<l,»o e^<»,.« cs»l-//<o. l2M2 enim eraccommunl«, ^^ ^^/' ^ ^

/e^«e«e»- so/«.', 0^/«.- ^t <,/«,, /»^<e/^t« - ^, ,///«-<«», <K ^Vs,<«^7/<"'"^ ^, ,/<^ ^/,

<««te» »<//«' K<A« »„e«</»«i»<,t«^, <^«,««i ^e^r «,<,/,i»<« ixöe^e /'F/'<«» ^^ ttkzdl^
(^uxra retarmÄtioniz rcZuI« ) c^ ,M /<,»///»/« ( rclormaricine 90

(!2rälN2le3,nec:mini5 in conlenlurn
(ÜH5liri5psrclucencli, ä maturanäa

ante reformgtionem eleÄione?2Pse
6elittere clerreit2nte5,

äeclarZrunt. ^F
</<e Do»««/c<, 12.5e/>,. ^. 1417. . ,<z aU>^ ,^

8cKe!Nr2tenuzp.6s. leq. cum monuisser, Cle5»rem ^ "^', i^<^,<
c«ciin»l.t)u5 pri6i<- egisse,ex ^5Ctl5«.om2mzaci6ic: ^"""„/<,^^,^^

^. 1417.
3 iu^Ä non 5me pucloredanttanciam rcv ^^

^uciiuz qu2«uz, 6ie ^. 8epr. cona2nN2M reliquerant. ^^ kl' jst<
32 rcrenti, K«ser2nr in via tri6uo. I^evcrii li°6,e,plu« re.^^^o^e'
Knnü c^u2m 8«rul2rionibu« cxcej)ci, ul ^><,c^/<« norav«-



I4l9 K^wH/,'t„/em ^5/^ e/ec?/o,« ?H/»F ^/^^5^_^
1420

f^2 in cancilio l^anNantiensl. ^

/» ^^c'l) Lverencl.a.mi ?arre8 6c D^mini. rer, aur """" ^"» ^ ^en,"
F,^„. ^V. ^ultc)riezacicer2ti8Vlcil)U8pcr riu8 protewam. ^^^elv

da« cli« 2c! clanäum ^«""^ rractatuz pr^iclcntcconc'U^ .^ ^M ^
e/e5i,«««/«t«^ /««,«< /'««t,//^ pr^tcKi- re pucat. t.c tor,^ ^^^ ,lic>
ne, 6c ^,«, czuonam s^^.., prnur ^mtuisses.^.^« ^ ^z ^
^l'osäam vcttro5 pr^cleccss«re8 limili- conclllum ^"'^, Keß"«^
cer accelerusse cnmperrum est, ne/?»^ nunc nabec 6c ^" ' ^ ^uw e° ^
/»<«,^«.^,«latisimpoirune,ur viclerur, qui 6c czua: 6c "^. ^ -^reve^^,,
salvu in nmnil)U3 rann taltissii rcveren. nunc concurrunt '" ^ul»'"""^ n-
ria cleoira6c cnnMFna,^«^««t inter contraleviaranunc ^ ^.
cetera« oroi« natione«, m religiune «n6em v»«tlonem, ,^e^ ,

l^nriliiuna 6c 6iv.ni culrn«, ur lperat. men itt.u« ^""L'" s^ul?"'" ,.
Den ^v<,,x«,s<,t««te«, 6c t,«»«/c», «<«t>«. nnn oporrult ^'^"1° ^^^^q .
«e», Q'e^<,»<c<<»,, per Del ßruriam ««,» ram ar^cnrcr incum ^^ui^^'H.
rn2g>5 ,»,s<,te»tt»,, le6 pr^ter ,»,/,e^<«. rinnemtamimporcu ^^^^
/e« »,o»<,^^<,»,,ai?o ^«<« inclyta, D«c^. nl2M, ur nunc,maßl8 ^ ^^<
,«/,^/<«^ci»,o»<«,«<, 6c aiic>5 /^.'»c//><««,,/'o. rium, alia^<«^^ ^/^<<^"" 1" e/^'
„»,<,,«< 6cc7««.,<,i^larilUmoz 6cpc>cen. s^«^".ln^"'°"^.^^//b^'"^
till,mo8,clnminiaque,6c communm pro- »/^a^«««^«"' 6 cleb>".^,jz,<
xima, incuntraHa viriou8, parante r)c,. ^^F«/?<"clu" ?' „'r,^ ^^
minc», ««,/»««»,.- l<,x rerarclatÄ »<"-« genter pr-rceren 5 ^w e" ^
mulra eciam excagiraia pericula, guer- pariter «mma nn '^on>^
rarum, pelUz 6c tumiz, allczanäo. pur« canlclentl«: ^ cliV!ss0<

cIe<Äi'onidu8 lummor"' >uwZ^
«riritimenrur,ev.c^ ,s ,.
6°rum summe nece^,^<
narre rett2n5,ett^"^^H^

Nablliri. . ^^^"len"^

mu^IIeronritex.'ncr^^V.c^

Lx ^uibuz qu'läem 6e noniz , ur 5l. Qllatwne p"le"l^ " .^ci5 >'.^ ^s^'
mu rcterenrecoßnovirnuz,asserere vi> l^rqui»plugam' ^^^F" ^L!"
äenrur, e«»^»,»<«<<,«»,ecc/e/?<,^<^«»,0. n>5 eccleliX ^"" ^ l.z<,7,gc>^^isicuw
»«,»,/>e^/^«»,: Imö> licur quorun6»m Icleu pro tulU^c^uN' ro ^^e"'
/c>-<^ vläcnrur innucre, laurnriunX- ' " '"'"

/- reliz czuanclam^ol^nni« Vi^iclelföc ^c>-
.^ 'n»nnizl^ul5M2cu>Htum.

«b8que lHcii veritare in6u6t2«, proprer
bonum paciz öc lervancl^ concoru',»:,
d»Äcnu5 maß',« voluic cll6ta nario P2-
rienrertnler,rc, quam czuocl imparien. ^ ,n""' -v»-'^
rer cxlurj;en8 in labnriouz proprn8 60 muz llleranM^, ^P2"e ^
frarerna turbariane 6c ruro-lri« lccurir». cleliam^ """"" ^,6iM'c"" F c^
re 6c auiere veller per cetera oroi« re. pici« runc v»"m . ^ anc^ ^
ßna norari ^«vi« mncio. <" <"«'«i'" '^ ,2" lUl""' ><

Kon crecwnr parernirar« vettrX li clavißero.ien^.^z, u^^,,^
reverencMmc,quacj ^ »^„e lu^ tam«L ti 6c c°nvcrw, ^ 0^^^'^
prXcIarX,qu>nimo proprin laluriz obli. cnnlirmantl, P^ ^/„^ ,^ ^^
ra,n«n vellet rorci cnnacu ««,0«^ V-^- rer t^nquam i ^^.^ plurc ^,,^
«», ecc/,>^,c-<,», <)«<«^, quaclit^m 6c in- s«^"«"" ^Hicavic,ut" . ^51"
venram nrmiMmiz, in quancum posser, cnarlll'mc, pr ^ ^w ov .,
tun6amenti5 Nabilire. /?^«pr»:ncl ^e "^ke-

I^ec ett aut erir asserrrix, nec un> clarer. ^gw tewp" ^,vu^i.
quam inrravir c,u8 menrem nu^u8mo6l .^"°_^ jpluM p^« incip^'.«^
K«relen8inse6tic),utecclcli2m linelum- ecclel!2c, P« ^^ II" ^0
mc> kantilicc äeoire nierarcnjlari pu- rrum, "k



»42) /l<?/i»^/Hl/o//em6tt^/'<e Ko

t2nurnverunc,/^«<^«e 6c/>«»'/''« lurre-
xerunc 6c creverunr»« c/e^o.

ll2, ^!l, ex M5 /«<i,<« /<,e?^««6c Iil,cra-
tnz «le/ec»//e,ecc/e^^»,, mc)ii»lleric>rum,
6i^nltHlum 6c bcnenciorum <ii,^c»« lu-
lennia co^«,^e, 6c immnuil!2 bnn» ili-
culr» permanlille, precioläcjue mobilia
6iltra^3, /«/« /,ec«»/«/ö/,nummu!aria5,
^nonclzmexpuIloH 6cremplc», levez6c
V2ßubun6n«, »^»oro/, v,t«c>/o/, 6c »»»»»^«-
<i«»eo/, Z/»'«^ ^/>« »««»',5«/ 6c corpore
^^v<ö<«,/<ie>'^«,clevc!r!z öc lanciiz, ne-
cium promnco5,lccl 6c in «.cmplo Dci,
veluc ex invi<IllHm2 l>Lcc^!llone,sr<t/<,.
^« tmsse, slbi^ue 6c ranriz abulious te-
cillc iiccntiarn, <^erncn5fo/>«/^« /<»,c<,/«,
veluc/c^»^</,<><«l««cxmz,ccc1cli>!Niculn
N»tum, czuem ab olim clcvorojcultu rc»
verebatur, nunctanouam 2mp1iu5 ri>
8uillcr,lcvipenclar,ut6c iilumapuä 2>
Iiquo5 M2ßi« ^nticnriNianum c^uam
(ünrilliznum 5ore puter.

läcirco, K.everenällllmi?Htr«,«<«i«»
s^<«^«!i<,, c^urclarn »ccipiens ex evenci-
bu5 prxrcricorum»u.uwu5,eri2m/» /'^

«e»»,ed'!2mpol^clu»zeleHionez necium
«>»^»><,»,, leli ucl pe^orcrn6cnelan6io.
rcm priori ltHtu^iIapsäm, tanquam^.
«/»<<, conli^crar: Volcnsque ralium in»
or^inacionern anti-l^nrilli^nam, 6c n».
zitiorurn abominaliumH lorlanÄMpli.
uzquulcnil'mariznuncl.xrcrminali.nor.
ren6orum 6c pellimurum «o^«« ^e/«^.
««>.,/«, lecunuum lanam conlcienriam
6c läcroz c^nories »«//^««»« tc>/c»-<,»^,cx
ovili Daminicc»r3n^uH»'l/^/lv<«'»/'«i»'e.
<i<«e»»,<,«,ea«^palior <,/»o/i«/,5F ««»^,s«<,
lanitu« 6c^uliu5, 6c/>^ w«»</<«l<,/l'2n<Io5
6c juNc>5 e/,>^«^,^<e»»««</<l^e,6c cinrnum
Vci ab invecerariz, tcericliz, munclanäiz
maculi« expiare, rriateriam pro intro.
6ucen6a torma 6ilponcre , 6c prole.
^uenu'H sanitäre corporizantitoclasulu-
t^ria piXparare: I^icer cliutiu« per all-
05 i'«,/>e</«,a, mal^uriuz rumcn cleliberala,
</e/7^e^<l/ onm« prXliiÄas <iefo^»«>^«
tHliter<,«fe^/Hc rolli,uc ecclellalanAa
Uci ^clinNur illiuz ^,»,<»« /^/«,<,»^,ljuo
ipl2<«»l, cliäc)5«»t«» ve/ ^«/«^«<«F<»^
<»»«,6clecun6um lacro« cunonc«an>
ticiuorum?<»crum 6c KnAorurn ^)o«Io.
rum, tclicicei iccia iuerilr,in pilemilli5

U24

^^^^^-^
nmpliu« g.bernemr: ^"iolib^
s,/c!ecren«pr^:Ä'5M^' i,o.

^^icien5.t°re^w" <-,"

«.,.,^«"""" ^"^ "emt'"'?'

mr,6clpurciciam^u.wco ^
velu«/mbu«n°npr^' .^^"

Lr2.ri^l°^enöo,exk^^

P^su!em,euamlis^H^^.,w"
vircurumveaiweM''M'l pr
seoencio,commacuk"^^v^
conlucruclini«canZerc' . ^e' ,.

palpicänäo in ""^7^lM'"H
moxrap.ele^.^co„t<

pormnaz cju^lldec in» ^
tucri. ^ a?nic>5 ^"^'ii'l''

V05 reveren6.Sm° ^ ^3> >

6ebiwvett«pr^e^"^^-,^

6c cerrio, requ.re^ ss^^ ,^
tt2Nter,inaanriu«6clntta" j^-w
nu« a.ale «""" 5""2^s^>'
coapran««,^^7I".-^"ce>

i«Ii«r6c ram ^cac'c" ,,^eN z

«ereveIiri5:Uc.P"t I^^

tugiei spirirus 6. c'p '^ili. ">'

/.,eonse°ue^

ci,c.r,6cperte^^ 5,

><!i'



1427 Oe/^-H^ü /M<tt/on/w /,/ 6tt«r/7/s c^'

/

_____,___________________________________ . ^/o^""
Mlll>5 per mssclin «pci eZreßii aliag ^s^/ces/,^"/,'^/"?"^^ '^c«^

rinacirer se6l2nrez,quarumvorarunenz2uäiret(^»:l2r, u^ortl^r ^.^a>
promilliunum M2cniniz. ^ovcr2nr,^,rcki^pil'cc)puml^ißcnlcm, ^ G''
cum cum Orälne^eurnnicomm, ^pilcop2du^>8enllnc,n lmecV ^^Dl"-
proprer sp« cr2t,tr2nqrliIlioriLpllcop2rueumiriexpußN2tum. ^ tüß
^uc H,/«/><.,«</<e«</,>«^,liin 5cnrenri2rn ireclüarclinillium,^p^^^z ^rc!«^
pcrmirrerer. ?»ri r-irione 2c conäirione (^urienli Lpilcopo pro .^ic.
pllcop,cu5 «.ißenslz, ?2pH clcÜo. (^o6^on2nni ^bun6i "vu""^ ^I< "?'

lc» boni ni viri per inlicli2z capci 2c irreriri,2^Xl2re2bltr2 ' ^^
tioniz Qermznicle mcmura tacile circumcluxerunr, ur le «nuern
lißcrer 0primu5 lmpcr2ror. ^. n /°/ M6"^

ln /<l«^«/<, <,»f«^«^ ^>l/lo^/<« ^/55/s /<,,«»'«», l7«»c,7/< 6 ««/?> <5 ^> '
1440. eei<><« <«c /'^»c»/«/'««/«,/>e^« e^,/»/^, «»/ve^/« ^c/^i<, <ie«tt<<- .^ 5^"^

/, e^^»^e» vv«^</e, /ö/,e ^« c «/?»/<. ^/</^e» m„ </,« t?«,»^'/«,^^ <^" "" ^ ^^e^

^. 14,7. ^ ^" 7«"«' , -;. ^^s. ^. ,4'7. ^.^/F /^

/^ ttno H mölüinne, qulbu« lupr, , öc liraniurum in lessan'V s,^ !V
/» ^/5c. /^-llie vero 1nvi5, ^^5///. menli« 5«,. «ie manliaro conßreZa" ^s,z ve> .^.

6l
^rczu

ecnnci ,</^'^Fr««/i,. suirc<"^^«i,<» ^,»e»-<,/« (_!antt2nriir in «.»^ ______ » «,<"'>!»
eb- /.»/»/^ ecclelia mI^nr,, öc in locc, lellianis, nc>. dill« vir Dominu»"^ ^ l)o"0 ^cl"

rurerri,rum, prirlii^i«, pro lell?c»ninu5 </e ^o«^,^,l)ecreco ^^. ^>
tenenc^i5princip2lirerlleput2r2. ?rX. scen6ir2mbonernl7N .^sclie^ ^z,
lenriouz iniclern reverenililrimiz in(>nri- <^u2nä2M "»»""/""^ z^est ^^il'
liu p2trinu5scQominiz, /ol»«',«,^'//?.,. p^re2, cu^ultenlir m ^^co ^,
/>« O^/e,/, <7<«^<i,><,/< ^v<,^/e»/!< ^e/«,,,. Ießer>2t. In qu» lcnecl ^.^.,^5 >" ^ ,
f»/c«so /»e„<^^,>o, c<«^^/»<,/< /,<»«</e«/,?«»-<» lione commircitur ^u ^^^^gl,
//'^«o, ?o^««, e/,./?^« ^.»»«/?, 5,^. l'cnc6ul2 cancentl«, ^^^^sabi!^, e<

„».« ^«.,^,^, ^e/o^»-o»e»/, ^>-<,«. I)omlNQ5 ^«^"/"'^ ^.^ >"^/^
^ /Vi«„.«e,c?«,/,,/»,«, F. ^«^/,^e,^ <<, un2,öc ^"^"^""" ^^/"^./,l'"
s«.r«, krezoyteriz, >/«<,^<, 5^^5,<,^«m, <Kc5/«/'" ^/«""". ^^"^ssüß"'

Oi2cnn,5 c2rciin2liliu«. cercr.5n.ue illu- vnminos ^"»,2^ ^ ^ ^sF
ltrium krincipum, Koni2narum, ?r2n. nurn N2oen^», p^ ^^ 2!'^ " ^H»'
ci«, änßl.x,^2ltc!l«, ^rr28nn,2e, por- ribus ll.eß>5 ^rr2« ^„^5"""'Fo^
ruß,ll>2:,^pri,!>le2ps)!ir2ni, I)2ci2: , unionepleu'"^ .^ggcol"
5ueci», Xnrv^ezilröc ?«!nniX «.ezum commirrlt, pro .npl^f
Xm^llnrnrinuz, cererizuue in multi- continerur- ^ .^^osu^^lv'"
wciine nnmerol2. <^i« ^'^" ,? 0^«"" ^

Ubi>,/<,/«^.,<„l)5icic)rum will» per l/no6um p"
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^. 1417.

DefunÄi lüaräinali^ Norentim

roF^ia ?lorenrino parentante.
<-/«/.«»<«, 27. 5e/»t. >^. 1417° K°ä!e-"

cnnüicu« ctt, inrer lucra pudlica massn« cum lplen^ore,P ^„cisc2N°" ">
pil,u5uue umnidus, ncc nun univerlu clern, in cnoro rc^ ^^ mew"

. ^ ^ <____^
lulncnld. ^lonumcnl.umdnccll,^

^X0 D0MXI ^l^^XVIl.VI.^.0^0 >
l^nnttniniX in(Duncilici ßenerali

?oN mulra ^uz in univerlal'l5Lccleli»
Uninnem eßreßl2mcril3,c)lilic,
8ummu omnium cum mcorore. ^z,

Klapli5 quatuorclecim llicbu8, cxnumaru5, ?<<,^«"" »n ^ ^.
2civibu5lu!5or»:clHrcinllvciLpk2pNlciorN2rimcrult. , ,^Ml/"

^loriöiNimug l^oncilii o«tc.r />^.>« ^^i.««'P^ci^
s<s2 viri celcoravic. Oeclimus ill^m lunra 7^»». /. /»tt7»

^. 14,7.

Na V2 Oratiane funebri .^uw
,L<

rerciraverat?eFF<<« l/^e«,,««, nuper 6ie 27. ^^p^^^aliz ^^'
tur. Mus noäieOrHtnr in l»uncm pr^ckrillime mcntl^
0^,«»em iriäem lunr. N>». /. /. 546- /<?^ recenluimul.

(ÜXsar sc Natio <3erm2nica
in eleKionem PZpiL conäescenäente«

NQV2M quiettionem priux exvelliena^
moverunt:

rontilicem novum creanäum Üatlw ^
2 creacione aärefarmationem perncie

sc: accin^ere debere, nec ante » ________

C^s^r, vlclcns letlereliÄum, invitus in pr°xiM2M 1 «^^^^e-.^.;st,,,,
matiane licer non6um pcraÄ2, conlenlk ^uiäcm, »n, c .^ ^^vu«' ^ 50"'
to pudllcncHvercmr^cglavicerccl.ccretur^uoa 1«' ^ ,un
icüiune anrelorm^ioncm s^Nanclamle c«mpnncre ^^ol" ^
«neiu. ncc ante dnnNanriu emi^rarc^uam l^ctarm^ ^ ^'dc^ ,>

I-ecic cakr, cum primum f'brine.e n°n p"""^e " Mi"">

l«, ret«rm2N«nem ur^ercr, li nen ^«".^Ä.c'neM'quo ^, ^ s.c eN^
2b eleN« ?.pa. Im« in nr-lcnn c«n..Iw, .nre lllm8 ^,mLp> H^-'>
cnm n^ion/Qermanica vcl^mcnccr- ^m «pem ^^1^" '?
Lnilcono (^urienli nupcr occukc tcce«m ^arümal

,e>"'
,sol<
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6cmic> uomiue r«nu5 ""
lencibu5 idi6em reverenclilllmi8 p^rri

^.««. c<.^/«<«// i^</-»/„ 7<,^^„ ^«/c«. 8ul)lequenccr tulr le"2«^. 5pi!c°-

^e ^e»,e»/', /',/^o</e s«^<?,?re5bvceri5,i<«>

cc»n>5(^Hrc!lNH!!du5.
(_)lricis, mill« cump!eto,Dnmim?ra:.

eltinlerru«. , ^Hpud!'""^.

L«"'
Il>

^>Mcmm»l«camp'«:iu,^«iiilnit'rA:. ^ "'"--------, ' ^^<«,'" ,.°,?
lati mare leMonum inäueu^m: pluvi,. Onm ^.«« ^"^^«^«"",
Ii2, öccapiriuusimpomcrunrmirrazlu. «7//<<,Iltcr2Mlli,v2pc .^^w. .
25. L,tlmr, inccptum nmcium lir^ma- ö',c,7^,virum lortem, ^conc>>^
rum per Oiuccinum: Oracc. ^ ulreriuz tilium armnrum, cl'r ^^ ^ u>
tuir conrinuatum per Dominum ?<,ji<«». czua narrar inl.rnicum ^.^-^> intt ,^.
»^« ()/?.>«/«« ^/,./c<,/,«m, i^nc^uam?r«ll. Kom»nam,6c c2ul»lN ^^. ^^>c
6entem öc 8enic,rem inrer ^aröinales. (üu^uz lirer«: lirmMer ^
cum calleätiz öc nrariombuZ aäKnc re. tcriusöcc. - surn conc"!" '^i-
^uiliris, 6c evangelio : ^/?«,e «i/^/<^. (2l>ibu5 fatt,-! 'p/ ^,3öM><>^el"

tli5 peracr!« , alcenclerunr 2mba. 6ra, apprubancio "ii ^^ ^e ^.
nem,clc m»n6aro 6i6ti cc»ncilii,revercn. l)omini epilcopl u -^i ^j.
llilllmi parr«, Dominus K^^o/«»,e^, num Husu'em l)«ml p^se"^,l,ec
^»„'^//cs/'«, ^/^/«/^»c«//, c^/'«^«< </e l>5 per vcrlium ^ . >glc!i^" ^/l-
^«^^^, <K c^^/^. screciz virig, 0.0"'"^^'^,?°'

?r:rt,cu5Dn.^»'/i's/e«^«,,^^/,/.^/'.,. nee non I^rancioc,"^^,v3^ ^
/?^«/ ^e</«/<.»^,leßeliar alrä öc inrel- raßonix, rortuß^MX,^^ ^ecl^iv
ügltiili vace canclulion« lu6t2«,orllin2> Iit2ni, «un^rlX,^^^ ^cc>
t2« öcconclusa« per lintzulH« natione5. >^eß!X.ncvanem»» ^.^.^wv ^o

«7/« ce/e^<«»<i«.l -, Icem,/«/»^ /""ov//?«»« <»^.
v,>/«</«,«^/ci'</«^<« ' Item ^/»-o/e//«.
»e?<«/?<. Iccm, «le /^<,»//<<i/<,», ^//<«o^»
invirorum: ltem,^^«/,«^^««^,«».
»'/i'«,. <Hu,rum conltlMtiunum reno-
re5 inferiu8 l'unr inserti

ribu«. procuraroribu«," ^M" selN

cilium öc lyno^um ^ , cop i,

rettibu« ,ä p^w'^^ ^,st l^,
-«interiu« lunr i.serri. 'lenore« v«^ ^^^i^'^n'i'l-
<^>i^uz conNumionibugpubli«ti5, numl>n°^ilum, Hi.cc,^<

concijium live lvnollus lüonaanrienliz Cumanen 'i-epn^. ^.^.^ cl- ^^«!^
unammirer, neminc cklerepanre, iplus ^nettarilll reg ^s,öc .^'
per orst^um reverenaMmi p2rri5,l)<,. pr, tic ment.« ^ „/^" ^n

«5 Viv2r.ent>5,propter 6illenlionem , /^'?«^"""/^^ini ^^'
«iuam narione8 luper orcline in relpon- lt^ntlcnl,,annl ^ ^l"
llencio luper.-lpprobaritiniuus puolica. inmHlone ^..

ve lüancilii5(;en6ra!,i'U5.
slt-



!4Z7 i)</7///'i/' <7„/</HM K^^MH/,0«^ ^^^^--^-^
no6i lplü^!!-<:2l,nmni ^minillrarinne r.r ninilominu« rencÄwr e^^^
lülpenli, nec e>5, 2lir c-orum »ireri, c!^. lul, plem8 pru:c<l6tl8,^^^^ ^c,w^
uec caul'a iplu per cnncilium lermin». p^nig »millloni« ^r > ^ ^ j^
«tl>erir,ü quoquam l^li psrnalaurorix um ucnenciorum lu« .^^o<
lcnilmariz ^ul,mn6al!U,c:rc)uccii,u.!.>r. t,Ha incurrant, mtra m° , ^ ^^'

(^,,',6 li sorte eleäUonem Knm^ni vocationi^conclwin >p ^ ^m
koncincig > per merum, am cacler« llicimr, inclicercöe pum ^^rö'N''
in<^anlt2ntem , len impiellmncm,^- ciriu« pncerun^ '"'"'" ^locuwc°"
ceternncri cnn^inl;2r,inli»m nu!I>u8clc. I« ipsi,ce«rici; "^""^z ncllon"'^
ccr„lmu5 eliica^lX, vcl mn^ nti, nee eiln rcmpnrc conven» ^ ^^, c«u
pulle per leczucnrem ccinlcnlum, eiiam 5c N2n5terre, 6c ul^u
memorxäittn ccsslnre,r2ritic,ri vc.13p. cxlpcHgre «"«mur. ^^n, ^ ^,
pronari. I^nn «men iieeur^arclinali- lencanmrque l^r^l» ^cl!'"'"s,
du5 au »!>2ln clc^tion^m prncellere,nili pru , ,6 convccanonc'^^e c
illc,qui luic eIe<Äu8,lc,rre renuncier, vel r,ntum, li torte ^le^u^^^z z^ c"'
üe«63c,6c,necper Generale cnncilium l2rcr,»ccc6c:l-e.<^ull'^ -^^ulu ll z
6eele^ione iila lueric^u^icatuni. l«.^ lic>ipldnon p^l>6ear'^^^^,bow^
li prc»cecll,nr, nulla lic elcätia. iplu ^ure, minc, initiancli cnncii» ? ^s«en<^' ^
linrquelicll)cunu'<)cli^enrc8,6celc^uz, Aäminilirarioncl'ap»^ ^yiizc^'^

l'e l'aparui ingcsscric, omni l,ligni«re, s,bl äquc>qu»m luu? ^iittul'^ ^>
donnl c 6c N,m,esi»m <^»rclin2l2M5 6c man« quamoclol'!'«:^.^. ^ncü" ^
1'uncitic>»li, iplo ^<.:re privati6c inliaui- insr2ÄNUmante6>clN
!«u'ecell.-ro,u'e«l!cm«<:«i2M2cl I'3. rinssanrlupracliülca ^ ^
r>2tum, ncc nliczuiz cicl«m secuncl^, e plur«le geranrp^^^^eN^
lcttci,ur?2pH, luupcrnHtHUtari« lckis. nci memmseu 9"! -^ttlN.^'^
ln-.ti« obecli« czuoquomoao. ^c ec, -----------^.....- '"^ '" ^ "" '--------------------- ------------ -------- tur.censeanwr'plo " ^,e^
«lu cnncilmm cle el<:i.Uane pllnx pro. le pru?:>P2, ^"^^ ^^ciins^ ^c^
vicie,r illa v^ice, lc6 Nce«, im<!> öc tcn«. l'eu imprelUoncm,« <- . ^ te"^so<
2nrur clcttarez cimnc5, ,ur l»1«m m,. 6tum conciiium provo .„-elc k ,^
^or p2« eorum, qu»m cir<i lme periculo que in iplo concilio ^ /,öci" s,^5
perlönurum nncerunl^, cciamli pcricu. nalirer, «ulllm ^l'^.^liä^^.zH!!'
lum omnium bonorum ^mmine«, ly con^ilii «xpeccare. .^fottö^ »^
tr,n3tcrre 3ä locum cutum, 6c mctum «ccurrcnrivuzccintlnß ,^w ^
pr^clicIum »lleßare cc»r»m >Ic,cariiz nu. l^>.liz, ^uu necellanum ^ «el 8" «i<
lilici«, 6c nc>r<»oiliuu« perlani« «c mulci. lii murare, ur abuu^ ^
lucline populi in Ic>co inlißni. lca ca-
mcn, czuull »Ile^anr« mcl.um Ku^uzmc».
ll:, K,bc,nc in illiuz meru5 aüegaciunem

elß

nilo.nin.5 «m^.c- ",^

«xprimcre lpccicm 6c(,uHlKarclnuiai l,ui ,6 c«nc.-n"li! ^ ^^ p^z.
meruz,6c>r2rc solcmnircr,quc'c! metus locum pr^'Ml" ^ncillu"'^
«liter ^lleßHMH lit vcruz, 6c quoci cre. titur,czui 5c"»«"" ^z ^lr' ^,^
62nt, ll> iplnm pollc prol),r<:, 6c czuucl nire, pullic^ue n^^ ,^uM.c"' ,0^
ser maliciam vcl per calumniam n^u«. czui intr» mcme ^^. ^. g!»'« r^co"'
mci6imcrumnc>n prcipon2nr.!<ecultr» clinaverint, mu ^^,ew" ^M
sroximum tuturuin cnncilium ullo mo- cnnciln llepucar ,^^ . ^„c'l' ^^^
,«^.üss>^:^<N, ^Il^,f^sli.c>i metu8. venireten«nrui,^.^^ guce'".^^
<lc> üittcrri oollil. alleeaua cli^i metu8. venire «n«nru ' ^ au^' ^

^eneantur inl'uper, p«ltc,uam le uepucam«. ^uM' ^.^"'
ll»n8ru!crunr, 6c metum ulle^verunr tercur ,
muclu ps^cli^to, provocare lie ele^um rum, cle ^""„ruMl>cl^"^^sci^
Anconcilium. 0uau con(.ilwm li ulcr« 8"^"'«'«'"^ ror^'^c,^
Ännum pen6«c, u clie pruva«ci°n>5 leußerenc'UM' ^ ^^^el ^^1
du^i8mnlli, intelli^rur »cl annum, uc i>um, l> l"". ^e 6et"^ »>"
lup«, in^o^ur« cermmuz»l)brcv»Hcuz. llinm«, «u^ 1



» ,«?,-> .! D^ >

144' O^////<?,"^^ Ke/^mH/ü>n5 ^^«^__
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/^Um ex ps^Iarorum rr2N8l2Unni. ne8 2d8quem^n2 ^.^^^üca
>^du8ecclclix,llc c,ulbu8 rranzlcrun. qua: v«cnl2 P2rl,e l. d ^^^^c^
tur, plerumque ßravibuz in lpirituali- cilü, clccunl'I'c, l^ -^zp^ '
bu^ 6c tcmporalid^ lul^ccanr clilpen- lioe lÜ2l6>n2llum'/^ ^w'l>"> ,c
cliis 6c^wri8. rr«l.r! ^u^ue non-
nunqu2m >ira6c libcrt2tc8 eccleliarum 5eri non clcbere' ^, ben^ .
rrHnz!2l!l)niz!olmillmc:nun adeöloler. ^bo2te8,2l»que l^ ^ ^^1»
tcr, uc 2Ü25, prnleczu2nrur,2c 26 impor- 2l,8quc ^Na üc ra« ^ ^ ^'
tuni^remquarun^am, ^U2elu26cnan lll,immucun, »mnv ^jn^, ^.

cicl,cunr. ^^'"^ "^ .,cic) ^° i«
M2NU5 poncitcx lorlü.,, uc l^nmo l2^li nibu8 ^brxnum luv. ^ .^ ^> ^
nel'ciu5,in n^u-imucli l.i>cumvcn!un>r, Num inrervenl2c , ^„sticucw" ^
2ur a!ia' l^vicer incl.ncrur : ?ra:lenn. ^pr^mMum, «aM> ^ ^
duz ltacuimu8 6c orc!in2mu8, invirorum 6c privileßl^ ccclt." ^cun^
Lpilcopurum 6c l'uperiorurn tr2N8lutici. riorum, «3c urclmum ^

Ve 5pc>1ii5 6c procur2ti0nibu5. ^z^e« ^'
^urnpcr?2p2mfait2rclerv2Üci6ccx. nu^zrnncli ^olioruM ^^^ tali"^
^->2<Iic> öl perceprin orocurarinnum, t«r 6c cnnir2 iuri5 c ^,,,^Mc ^^''!">!

ter 6c comr» ^un«
neri inrerclicimu« - ^ ^/< ^,M
lelici8,ec«rcl2tl«n.«^^e°
qu^ incip'c />'</""'' ^gcul«

or6in2lÜ5 6c 2liis inlcrioiiliuz lruel^ti8
llel)ir2rum,r»lic>ne vilir2tioni8, ncc non
6c lpuliorurn llecec!enriurnkrlrl2rarum,
«liorum^uc clericnrurn, z;r2Vl2 eccle»
liiz, mon2llcrii5,6c 2li>8 bencticii8 eccle»
ll2ltic>8<^ueperloni« asseranc äecrirnen-
t2 : 1'ru.lenr,i clecl2r2m^,z c6i6to, ratic)........... <«,«' ^>,""
ni tnre conlenraneurn, 2c rcipulilic»: ,»/t oc ^lce t^»ce//<« ^<p^ ,^ «^
Accommoclum, ra!e8 per kapam reler- liu^u8 lancrZc ^7".? H l,n5" ),Fc"
V2cinne8,2c per cal!c.5tare5,6c 2>ic)8 au- l>^>per quibu8 "mnwu ,.^^ ,^<

l>eciulirer,inl.o.ob^ ä^

(InMc'r2^r6c0«m.^
^°"""'^^s^

tInriraie 2poNo!ic!l cleput3tc>5, seu rle- rum czuulibec m^8" „cul^''
pur.-,rl6c>8 , cxaäinncg lcu perceptio. b<««^prnmocorccpro ^n>
ne8,6e cetera nullo maclo rieri leu 2c. qun l'upra, pctiic^ l> ^vel? ^'
tcnr.2ri, ^uinimu procurxcinn« Ku^u8- rariis d^'uz cancuu « ^.<enc>^^,/)<
mocli, 6c czuorurncun^ue?rx!2turum, blica ,>/?^<«^<<. . ^»^ ^..ll
«i2m c2rclir.2lium. ve! ipliu-.?2pX tk. ßi>8 vin8, DoMlNl8^ ^^<F"
mili2rium, vel l)tfsci2!ium, 6c 2linrum «»«'«,'« </e ^."' g^z.öc^^ol""'
l^uorumcunczue clcric-nrum, in (üuriu "ic<)nslüc)rii2clvo ^^o^ ^B
Ü.NM2N2, vcl exrr», ubicunque 6c qu2n- milire ^nuenll, ^ r^^el
6neunuue c«cce6cntium,lpnli2, lcu bu. Kegurn , l'"""'',^ glii« ^"

,bili«"!'>N2 eorum mnrri8 tcmpnre rcpcrr.2, pla- ^n-.l,2ll?2l,ciribuz
ne 6c linere perrinc2nr illi5,6c perillnz copiosci. ..^,^1,^'". >^'..
recipiantur, quibu8 2!>28,pr2:t2ti8rcler- vemum ^l"" ^^, " ^ >"'
V2tinnidu5, M2Nllari8 6c cxaäionibus minu« /'"''<" "^., ^z, cen^
cess2nciou5, compcccrenc, 2c perrincrc crecum nu^u5mc)
6eberenr. clatc, pr^lw concU"

lr2cl2r.i5 «iam inferic>riou5, 6c 2lii8, . ^.gU^

vamr porett25 m6jcibu5 lüancilii cleknienclipoüe " ^,^

c^erosanäa 6c generös syn^u« li,m ^ei repl^ ,^ ^.
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<//> /!/<,»-,«, I). 0Ne4.^. !4>7»
ve controverüa incer Vuce5 LavariZe

Qu6avlcum lnsolttatienlem KUenricum^anäsnuwnu ^^^^.
(üor^m rllliunali l^Xsali« verkbatur concroverlia. inrer I»u .^ ^M,^^^'

6ovicum U3V2ruml2omitem^ort2ni:r,Q3lllX «.eßi« in <^""""° ^„c >>" ",°^
ricum I^v^rum, tracrucl«. (^uucl 2utcm li« nun componere ^^/ce,"
prunrio, in conlessu ttenricuz I^uclnvicuvin6iÄ2M ^""""^^ 'as>«rcw^ ..
<-<,»-,«, /,«,^. ^c<> vcrc> (^Kr 2c Principe« su, »uätoricare '""^olt»^^
ql,H rcrcnr, Ucnricuz rumen iratuz clumuin »biit, c»6em ^uao
cninaruz ciie./^7»</cc^

UenricuZLavariievux 2rmi5
letllalibux fratruelem 5uum I^u6avicuM

LavariH? Oucem,(^uinjrem ^lortania?»
V.e^i5 (321ÜX in dancilic» I^e^amm, (Hontt2Ntts3lN

cilio 2^^rellu5.
«</,»» <//> ^/^i«,l). O^si». «> ^<»</<s,^' l4^7

^ ^6icio clisccsserar 2nte merilliem ^«^/c«,. l'r'nlul''^^^la^^i
NlNrc)z^ueli.wzÄrm,ro5ucieNe^ulIlr,inlc!05ncccclinslIii. ^A^ : ^,^
s»lc.m cum I^uclovic.«ucl Zpilcnpi lalluvienli« pran^ium . ^. „>le>^ M<^
^l pl^licno2ävenrum prlrN.c)l^tuz, llun,c^uc,ve<Iumconspex>t, ^^cn«> ^«
pu!» oll: 8c^ue suu«c^uc in e<^uu5 subito can^ecir. I^uäovlco o ^^el«c ^.

^" .

,coll-

cd"K'5

Il.l!i.llill.r,»6eoczue ex equn prnlapsum I^ulinvicum.nonline c .^^^ ^
t^cr^t ttenricuz. Kerr2>Üu«'2uremperservo« l'uo5inluß»lNlev ^^
pluz. (^mn<^u2Mvcra(^Hlärlecnßni«veritzmenreroilenlu5iUß ,^.
non clelllterer, inlenm tumen nnn lüliinuir. /^?«</,c^. nolW'^

Kc5 t2n6cm tun kupu Klarrino V. in lünncilio Koc coMP ^
vicuz conv^luisscr. . /^^

In ^(^. Vin6. Dorr. <?/,«/?<> / /<> D«c« ^</««c,' F"""" ^ ,^/,

D^clie, iu5 nnc lacinu« referr 2lj 6iem ^ercurn, ^'^^5"»^
In^nn2linu5 Laic2:Lenri5,r2rceIl.Iil).7.l.l44.lc^'' ^//^

li2ni«clepi^2co!aril,u«. ^/l/,^^IcV^V

e»^, «-»"<7«< ^^«^,<i,«,<»»«<. ^« ,^x<7 F«^" »0« c<«^ "^^^ Fh^"

tle"'



»447 Oe?</t>n»Hi,o«e/'^ «07i«m?o»///?re/« /?siM/^ ^^

Fjßilmun6u5 Imperator .
lÜonttantienliKu«: cerc<i impertivit priviIeßM

"<« suli tiuem.
<Hon3reF2tic,ne5OeputZwrum V. r^arianuw

Oc.' tarma ciecreri, per (?erm2Nv5
6e5icler3ti, quc>26 i-etdrmatianem

per novum ^onrilicem aciornanäam. ^ ^^,<ttt
tione p rxvia, noc <i»re vizi Qermaniz, ur 6ecreroc2verctur, ^^n>Kuli^l 7^.
retniMÄdionem ltatim capesscrer. l^c>nlul«rum >5^ur6iuMUl ^, ^^,,
<lc> l^ecernen6i, aur /z^«<, ^/^<«.' ^c^e/. 8cne1Ür»renu5ex ^^ztio«^'
/'«/?«/«e^«», /<«?<« ^,v^/< /«r»,^ </,^«,' <,^ i?ac.- ( ^,6 rovoranöilMre
yuHm?upa ltarim ä cre^rinne inNttuere clcbcrer.) ^ äilp"^'

^N V3NX prnpemaäum ilix conlulracianez vilä:,qu2n6o polt W ß ^öto^"^
ne5 c!e farmu ciecreri experui,(^erm2ni8 per lDarclinHles^8«^c»lU ' ^^,. ^
5ci nikil pr«scrilii puN.-. 7<»</e», /«/e <i,tt««, inc^uic 8cKelNr. ex5"
/'<«/><, ,/,<,?«< /,^^,' «o» fo,^<tt. -^ cle 2^' ^

Ncque 26co mirum,^2ticinc8 convenire quoque non p^ ^. ^"^.
liz per novum lantiticem in Ii.etarmatione attenäenäi«: ^"^ ^^^

l^piscopa VinKc»nien5i ^.nßlc»,
«zui (^nnÜ2nti2m Koc tempare

venir, me6i2tore, compoNta controveru
paNuIati ä (3erm2ni5 clecreti concilwr", ^
I)e refarmatione per?2p2rn priettanäa. -"^^

c>^"".^^

conssre^tio Deputatorum V. ^^""^',
kro ^eformarianiz, per?2pam paran < ^.

c2pjtibu5 6eKnienck5. ^ ^ 5?'^^'

ttanlenll^gl« .ci^rore, 6e äecreco. c«lari^ Qerm'N.« ^ ^ew ^
I>sllH ot,1i2««ur »a relvrmsriuueM l>rose«iuen<llun .



rrXNcle Jolianne 0ttienss, c^inale Vice-cancell.

In Ki5d. VinäaunnenN varriano.

^ ^«« Oomini Xt^^^VII. 6. XXX. menliü 0^'"' ^cel^°
l^Pnlic, sclnlennis in locoennluetn. Ul,i pottcerci 25ldlennlc ^ ^"

ni.15 consucta«, t'uic leita öc.ippronara l^Keclula,c^uX lcquic '^M>
llecreli, concur«jirer per omne« ^»rcUnule«6c omn« Marione' ^^l»^
mulci5 ?llncinluu5secui»ritiuz 6cc. Kez»e tamenKumanorum «blen
öc 2pprol)ar.i,cÄnrammluic I'ei)eum^uc!amu5lalennicer. erl»^^.^

6r in caüem lellwne tuit lcttuunu lcneciul»,inqu2 ia"« ^H^cleb"
laniz, qunc! li^arclinal«aiim üene^iHi venirenrintraclccem «>
»llmitti curn aliis (Ü2r6in»linu5. , - ^. . ^

^c!lauclem,f;lul!Hmöcnanolc:momnipc,tentl3l)ej, v>u- ^,/,^/^

<l,c«t«», se^ 0«»« »<«/««« c?' (7<«'^<»<,/e/. v/,nti^ ^s<i^U'
iiacrnl'anH» 6cc. Naruit 6c 6ccernir, qun6 suturus lummu« t Dpel" ^,

^rarmm 6e proximu 2l?umenclu5,cumnc»c lacru canciljo,vel ll^p" ^, lec" ,^.
lazn2tionc5,6cbe2t relnrmare eccleliam ineopice öccuri» ^^^„ci^^w'
«e^uicarcm öc uonum
varur, luper materii5 2rtlculorum,2li28pern2s.ic>nezinrclc>rm2 ^^c
<^ui lequunrur,vi6eliccc öcc. ^loc u<!^c.!o, ^un6 l«6t2 per n2tl ^ d-
z,rirlll<I2,Ijcear, «lii« lie Uccnna pilpX nüereaäpropriarcm« »^.^. N ^

?rimc> 6e numero. qu,Iit2te öc natinne Oominorum .^ ^ setVll^^ci^
relervHric)mdu5 leäi« 2pultnlic3:,ll,em6e2nn2ti5,cc>mmunldu ^^con^<,c!'
ri«. IrcmllccollariancucncliciarumöcgrariisexpeätZtiviz. lre ^de ,^.
ne eleitianum. Iccmc!e caull5 in curiaKumanarr2<Iann'iz,veI n ^,'^nile" ^c!c
lÄtic>nibu5a6l^c>m3namcuri2m. Ircrn ^eoMcii5^nccIl2r>^ ^5. »l, z.
Icem6e exemptioninuz6c incurporHtianluus rempore scnllma ^ öep" ^>i5.
Oommenlliz. Itcm,prc>pter <^ux öc ^uumncio r^p^pnlllc ^'^ ^^eii^" ^lo^
«mcleexNirp2ric>neliman,^. lrcmcleclispensarinninuz. lsew^l'^ii^'
Item cle nc,n »licnancliz lionis^omanX öc aliarum cccle^aruni. ^^lec>
llAtuz rapX öc (^rciinalmm. lccm clc lru6riuuz mcclii remponl. ^^
panenc!i5. . .„«,<</«" ^A s/"^

/«/., s«b//c<«, V-/«/«»,«„/»««/t^<„<,. /'^o c«)«,/-,^«" "" ^^"^ ' ,/e^.
,„ c^^//?o /^^ V- /)«»,,>^, /^</««<,^,»«/e^^«e ^""" ^""^ 5»,'„'^^"", ^-""

^<«,i?<« ^««.^«<^cc/e/< c7^/»<,/« ,>/><,/c^/',.''/'<,t''«"'"^, ^^" .^,>/^" " ^



1452

innres vera cliHurum D,c«,o^», mentic, , lec^uuntur

14^

/» ^/5c7.

6ccunsUruric>num,6ea.uibu8 lupr» tir

Z.eform2tiane8 KenäZe per ?2p2m un2 cum ^".'^m
concilium äilldlvatur. ?er cZräinalem (^uue^

?dil2tterii pr^leita?- ^ ^,^^^uz «ä ^'
^^cralan<Ä3 s/noclu5 (^sinlt2nric:nll5
"liaruir 6c deccrnic, ciuoä lururus lum.

^ ^'^' muz ( Kom^nu«) ?onritcx,per vci ara-
r>»m clc.' pruximo 2llumenclu5, cum noc
l^cro cc>ncil>c> vcl 6cpur2n6i5 per l>nßu-
I25 n2r>s)N(.5,clcrie2r rctarmare eccleli- tionl
2m in capice 6c (üuriu l<.nm2N2,( curium
K.0M2N2M ) lecunllum XnuitÄrem, 6c
bnnum regimen eclcl>2?,2nrequ2mrlac ------ ,. >,

lacrum concillum ^il'ulvurur, superM2- Irem 6e non 2»
rerii» »rriculorum, 2!>ä8 per N2r>s>nc5 6c2>mrum ecc!e!>2ru .
<< z?,/«»-»»«,«^« ( Ketorm2lcirio) «nlurci. Icem p^npcer ^Ulr» °l
rum,^uisec>uunrur: pMrcorriZiveluep '^oN>^

rrimo,clenumero,qu2l:rateöcn3rio. ------ ^-^n^nau
ne Oominnlum (^2r6in2lium.

Icem, 6e relervar.lonibu5 le6i5 ^po>
Nulicx.

Icem, 6e annaris, communibu8 lervi»
tÜ8,6c minur>8.

Irem, 6c cc>Il2tic>nibu8 benekciorum,
6cßr2rÜ5 expc.6r2riv>3.

lrcm,6e eaulis in Komana (üuria tra.
Ü2ncliz,velnc>n.

Irem 6e 2pP°IWi°mbu5 ^

Irem^eoiricuscanceU"
renriariX. ..^«1^5^!^"?°

Irem6eexemt.o"bu5 ^^.
.niuuzremporelcwlm^
Iremc!ec«mmen6;«. ,^»'
Irem6econ5rm2t.°n^ol,'.
Iremllerru6tibu5Me6"/^«5.t'

ignlil! hllNli <

oöo^'

Irem^eexÜirp^c
Irem,6e6i5penl^w Hc-
lrem^eprov.llone-t'

Irem,clein<lul3enttt5.

lrem,^6ec.m.5. )^,^.

p«n.n<,n«<,ep"".os^e^k
cear^liiz^er^^licenc"

priaremeare. ^,

c2rclm2lium retriclel.un2nc)n obttancr- .^, °^

nenck per «nclern <^^c!<>
l>n«6i 2ua«rir2te Pl" q^" „g,.

^^crnsgnÄHgencr^Iiz^cinNÄnrlenllS
^syns>clu5, »rren6en8 e», ^u-e clurlum

t<urr>onleprc)un!uncecc^elizr6e»ll.
m'ltcen6iz in el»6em l^nn6c> <Ü2rciin2li-
bu5obeljientiH kerri c1c:I.un,, nlim Le.
neclicH, XIII.m llla libc^icnriH nuncup,.
ti,cc)ncurcl2« lucrunt, quoclque pult
nornri^m ejeÄiancm nu^u5mo6i vc>«.
tiiinti^l rrcz mcnlc«6c ampliu« ü llie eje-
6tion>5 priäiIX expecIaci, non vene»
runr,N,tuir. H lleccrnit, tore 26 eleötio»

rumatilenri»
conlummaram e
ml runtiticis ve
cilio Älln^scrinr
rionem sc

nermr,^'^
, iuxr^'

......... - ^"7,iec5"^k
Hämirrencluz cuc «

,^

ostl

/» ^/5l7. ^ D lautem, ßloriam, öc
F^»»/l,. ^»omnipnrenriz Dei, ucl paccm 6c u>
<^ />«/,/! nirucem universal«, ecclelicr, ac roriu5
<5 l?«l/>. populi l^nriltiani. Uc clec^tic» tururi 8.0.
^»>»<i. m»nl6c lumml ponr!r»clz pruxlMl: ccle-
D«^/<». bran^a, tirmlori 2ui.rorir,re 6c plu-
^«is. riumrobarerurÄllenl'u: Kr, ne, iurenco

Vemo6oöcfc)rm2elj3en6i?a?2m. ^.^ ^
n°n«rem lwu ^clell^ . ^uc."'^-

impoaerumu.^^^^ .-'

pleniNIma 6c p"^.^^ ^^'

cicnü«, commu"
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6«4.

/« ^/5<7- (luibuz 6ccreri8 lic,ur priemirrirur,

6c l)nminu5, l)nminuz,sani>nne5 milc-

<Ix ^.omanx Zccleli« l.'<«^,><«/« 6c ^i«.

nomine cotiu« nu^u5 sHnc^x l^nocli re>

l>upc.r quibu» omniliU5 6c linßulis
z>r2emllli5»6ccc>rum quulibct, ^ßllter
//e»«c»« sie/'«>«, prnmntcir 6c prucura»
rnr pr»c!lHuz, nnmine quo l»pru,ä pro-
tunc>t2ri>!>,uQc,.!rli8 »rquc lcribi« perpe-

/->

wori»m unum vel plur», ac rc>r, quor niratum, ""'verlit'" .^^ ,i»lq

anritt! nclcNdus M
?r»:s«nribu5 ibiclcm ^cvercnclisslm« ^ ___

in ^nrillo kurriuuz 6c l^omini«, )«/,^». ,^.^l^

^.rclua N2?c öc^ 6issicili5
tortuosa 2c impenecrabili«

?eriaclu5
Veüccle5i2aici 8t2M5 relormatiooe

w rapa öc Curia Kom2N2

intrMo labore
imperterrito animu

«livino?6lo
^^. i^l cccc XVIl. .

menleä.u3iitti,8epcembri, ocÄobri,
(^onK2nrj«r,in Onncilic»,

verlkta, con5crv2t2,s»rama«,
6efent2,6eiinit2, .^^5

«mnibu8 primum ^grionibu^ ^Pp^uaen ^
lolis (5erm2ni5 conttanter c^ri^unc

Kx 2Ntiqui5 mnnumenris
in ^.ca^emiaIulia .

^. ül vc: xcix mense ^2^0
clelmear» 2c re5uscic2t2
(^loriaüMme Imper2nte ^.^A

^OO^-
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